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Einführung

Die Frage nach der Unterstützung des nationalsozialistischen Regimes
durch die deutschen Historiker und den Kontinuitätslinien deutscher
Historiografie über staatliche Zäsuren hinweg ist bis heute ein aktuel-
les Thema. Dabei wird zwar der generelle Forschungsbefund einer „Le-
gitimationswissenschaft“ kaum bestritten, doch besteht unter anderem
Uneinigkeit hinsichtlich des Ausmaßes und der Konsequenzen dieses
Engagements und dessen Bedeutung. Dass eine kritische Aufarbeitung
der Verwicklungen lange Zeit nicht erfolgte, steht im ursächlichen Zu-
sammenhang mit personellen und institutionellen Kontinuitäten im
(west-)deutschen Universitätsbetrieb. In den vergangenen Jahren hat
die Auseinandersetzung mit der Schuld der Historiker dagegen enorm
zugenommen. Auf dem 42. Deutschen Historikertag 1998 wurde die
Rolle der Historiker im Nationalsozialismus und die Rolle der Ost-
und Westforschung erstmals mit großer Resonanz in einem solchen
Kontext diskutiert. H-Soz-u-Kult hat bereits mehrfach der Diskussion
dieses Themas Raum gegeben, und die Redaktion hat sich in Fortfüh-
rung dieses Bemühens entschlossen, eine Neuerscheinung zum Anlass
für die Erörterung weiterer Fragen zu nehmen.

Die bis heute kontrovers diskutierten Fragen nach Kontinuität,
Diskontinuität, Ursprung und Bedeutung des Verhaltens von Geistes-
wissenschaftlern im NS-Regime wurden von den Herausgebern und
Autoren des kürzlich erschienenen Sammelbandes „Griff nach dem
Westen. Die ’Westforschung’ der völkisch-nationalen Wissenschaften
zum nordwesteuropäischen Raum 1919-1960“ wieder aufgegriffen.
Die Vielzahl von Beiträgen dieses Bandes, aber auch das zeitgleiche Er-
scheinen weiterer Veröffentlichung etwa zur deutschen Ostforschung
legen eine Betrachtungsweise nahe, bei der nicht allein die Details
anhand einer einzelnen Publikation erörtert werden. Vielmehr halten
wir es für gerechtfertigt, auf das Symptomatische der Diskussion hin-
zuweisen. Wofür steht die Konjunktur des Interesses an der Entwick-
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lung deutscher Humanwissenschaften im NS-Regime, was beflügelt
sie, welche Wirkungen kann sie für die aktuelle Konzipierung und
Praxis von Geschichtswissenschaft haben? Dabei sollte das Review-
Symposium ganz bewusst dazu dienen, über diese weiterführenden
Fragen eine Diskussion anzustoßen, wozu einige Beobachtungen und
Problematisierungen des gegenwärtigen Interesses an der Wissen-
schaftsszenerie der 1930er und 1940er-Jahre des 20. Jahrhunderts dem
Symposium durch einleitende Bemerkungen vorangestellt wurden.
Kommentare zu dem Sammelband „Griff nach dem Westen. Die ’West-
forschung’ der völkisch-nationalen Wissenschaften zum nordwesteu-
ropäischen Raum 1919-1960“ sowie Beiträge von Otto Dann (Köln),
Hans Derks (Amsterdam), Jost Dülffer (Köln), Thomas Etzemüller
(Tübingen), Manfred Hettling (Halle), Willi Oberkrome (Freiburg im
Breisgau), Peter Schöttler (Berlin) und Christoph Strupp (Washington,
D.C.) schließen sich dem an.

Insgesamt gibt der vorliegende Band die Abfolge der Artikel
und Diskussionsbeiträge des Forums, welches auf H-Soz-u-Kult am
12.05.2003 mit den einleitenden Beobachtungen von Matthias Middell
und dem Beitrag von Peter Schöttler eröffnet wurde, wider. Darüber
hinaus wurde eine Präsentation der Publikation durch die Herausge-
ber sowie weiterführende Artikel, die im Rahmen von H-Soz-u-Kult
veröffentlicht wurden, dem Band hinzugefügt. Nun gilt es weiter zu
forschen, hoffentlich klüger als vorher.

Matthias Middell und Vera Ziegeldorf
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Konjunktur der Wissenschaftsgeschichte
Beobachtungen und Problematisierungen anhand neuer

Veröffentlichungen zur völkischnationalistischen Historiografie in
Deutschland

von Matthias Middell

Es erscheint sinnvoll, einleitend zu diesem Review-Symposium auf
einige der Aspekte aufmerksam zu machen, die sich anhand der Ver-
öffentlichung von „Griff nach dem Westen. Die ’Westforschung’ der
völkisch-nationalen Wissenschaften zum nordwesteuropäischen Raum
1919-1960“ und der Einbettung in eine breitere Konjunktur von For-
schungsbeiträgen zur deutschen Ost- und Westforschung, zur Rolle
der Historiker im Nationalsozialismus und zu den Konsequenzen
für die Konzipierung eines Gesamtbildes deutscher Historiografiege-
schichte im 20. Jahrhundert bemerken lassen. Diese seit etwa zehn
Jahren anhaltende Konjunktur ist ebenso beträchtlich wie erklärungs-
bedürftig.

Die Herausgeber von „Griff nach dem Westen“ reflektieren ein-
leitend zunächst ausführlich über die getroffene Wahl des Titels für
ihr Werk. Ganz bewusst wurde mit dem Bezug auf Fritz Fischers
Kontroversen auslösendes Werk signalisiert, hier stünde einiges auf
dem Spiel, es sei mit einer grundsätzlichen Richtungsentscheidung für
den Umgang mit Traditionen und vielleicht auch für die künftige Ge-
schichtsschreibung zu rechnen. Diese bewusste Dramatisierungsstra-
tegie, die nicht auf Kosten der verlegerischen Vermarktungsinteressen
geht, mag funktionieren oder nicht, in jedem Fall reflektiert sie, dass
wir es nicht mit einem erkalteten Gegenstand zu tun haben, sondern
mit Emotionen weckenden Fragen der Identifikation von Historikern
im Verhältnis zu ihrem Fach.

An der Neuerscheinung, die Gegenstand dieses Symposiums ist,
fällt den meisten Kommentatoren zuerst der schiere Umfang von
mehr als 1000 Seiten auf, der auch für historiografische Großprojekte
ungewöhnlich ist. Ob dies einer um Eindeutigkeit bemühten Rezeption
förderlich ist oder nicht, dürfte strittig bleiben.
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In zweiter Linie gestattet die aus dem Umfang folgende beträchtli-
che Autorenzahl eine Kalkulation der Trägerschicht dieses Interesses.
Die Beteiligung von Angehörigen ganz verschiedener Generationen
(vielleicht mit einem Schwerpunkt auf den zwischen 1950 und 1960
Geborenen) ist zu konstatieren. Ebenso breit streut die Betrachtung
von (wissenschafts-, politik- und ideengeschichtlichen) Aspekten des
Gegenstandes und das zum Einsatz kommende methodische Instru-
mentarium (von der klassischen Textexegese über das Studium der
Institutionalisierungsprozesse zu biografischen Skizzen oder Netz-
werkanalysen). Die Debatte präsentiert sich, blicken wir noch einmal
auf die Zusammensetzung der Autorenschaft nicht nur von „Griff
nach dem Westen“, sondern genereller in die Bibliografie der Konjunk-
tur, zu der dieser Band gehört, als eine deutsche mit dem Bemühen
um die Einbeziehung ausländischer Stimmen.

Allerdings wirken Stellungnahmen, wie die des Niederländer Hans
Derks, die an einigen Stellen von der inzwischen etablierten Agenda
der Diskussion abweichen, offenkundig als eine so starke Provokati-
on, dass sie eine etwas unentschiedene Mischung aus Interesse und
(polemischer) Abwehr herausfordern. Der Punkt, auf den sich diese
Provokation bezieht, liegt weniger bei einzelnen strittigen Urteilen, als
vielmehr bei der Frage, was die aufwendig betriebene Eruierung von
Westforschung mit uns heute und unserer Art, Historiografie zu prak-
tizieren, noch zu tun hat. Hier liegt möglicherweise einer der blinden
Flecken der so intensiven deutschen Diskussion seit dem Historikertag
von Frankfurt am Main, worauf noch zurückzukommen sein wird.
Immerhin kann uns dieser Gesichtspunkt zu einer differenzierenden
Klärung führen, was eigentlich unter Kontinuität von personalen und
institutionellen Konstellationen, von Paradigmen und Interpretamen-
ten zu verstehen sei. Dabei erweist sich die Kontinuitätsdiskussion
keineswegs als leidenschaftslos, sondern sie ist mit wechselseitigen
Vorwürfen der (unzulässigen) moralischen Zuspitzung von Bewertun-
gen bzw. der Annahme, die Taktik des Verharmlosens, Ablenkens und
Verschweigens gehe weiter, verbunden. Einer gelassenen Klärung tut
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Matthias Middell

das nicht gut. Zugleich fällt aber auf, dass sich beide Richtungen darin
einig sind, dass die Frage der Kontinuität vorrangig für die Zeit bis
1960 zu erörtern sei, nicht jedoch bis an die Gegenwart heranreiche.

Bemüht man sich um Verortung des voluminösen „Griff nach dem
Westen“, wird man auf den Versuch verwiesen, etwas verspätet ein
Pendant zur ausgreifenden Untersuchung der so genannten Ostfor-
schung zu liefern. Dies ist aber durchaus nicht der Fall. Schaut man auf
die Bibliografie der letzten Jahre, dann dominierten zunächst Arbeiten,
die Ost- und Westforschung miteinander im Sinne von Fallbeispielen
für ein und denselben Gebrauch von Wissenschaft für das NS-System
in Beziehung zu setzen versuchten. Man vergleiche etwa Willi Ober-
kromes vieldiskutierte Dissertation über die „Volksgeschichte“, die
1993 erschien, Karen Schönfelders Buch über „Historiker und Politik.
Geschichtswissenschaft im Nationalsozialismus“ von 1992 sowie den
von Peter Schöttler herausgegebenen Band „Geschichtsschreibung
als Legitimationswissenschaft 1918-1945“ von 1997, der auf eine ent-
sprechende Sektion des Leipziger Historikertages 1994 zurückging. In
diese Reihe gehören die Studien zum Ensemble der Institutionen aus-
landsorientierten Geisteswissenschaften im Dritten Reich von Michael
Fahlbusch oder Frank-Rutger Hausmann.

Erst von diesem Ausgangspunkt her kam es zu einer Differen-
zierung, die sich im beinahe zeitgleichen Erscheinen zunächst der
Bücher von Ingo Haar (2000) über die deutsche Ost- und von Hans
Derks (2001) zur deutschen Westforschung sowie nunmehr der Sam-
melbände „Griff nach dem Westen“ und „Deutsche Ostforschung und
polnische Westforschung im Spannungsfeld von Wissenschaft und
Politik“1 ausdrückt.

Eine gewisse Spezialisierung tritt an die Stelle von generelleren
Antworten, während andererseits komparatistisch der Frage nachge-
gangen wird, ob das Terrain von Volksgeschichte tatsächlich mit den
Grenzräumen und Anrainern des Deutschen Reiches abgesteckt ist.

1Piskorski, Jan M.; Hackmann, Jörg; Jaworski, Rudolf (Hgg.), „Deutsche Ostfor-
schung und polnische Westforschung im Spannungsfeld von Wissenschaft und Politik“,
Osnabrück 2002.
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Dies war u.a. die Fragestellung zweier Konferenzen 2001 in Leipzig
und 2002 als Sektion auf dem Hallenser Historikertag, deren Erträge
in diesem Jahr publiziert werden sollen.2 Das Vergleichsdesign über-
steigt damit langsam die früher sehr einseitige Gegenüberstellung
zwischen deutscher Volksgeschichte und französischen Annales, bei
der mit manch unlauter anmutender Argumentation das weltweite
Prestige von Bloch, Febvre und Braudel auf die von ihrer eigenen
Innovationskraft überzeugte deutsche Landesgeschichte umgelenkt
werden sollte, so dass im Nebeneffekt die Kulturraumforschung der
1920er bis 1940er-Jahre ein Verbindungsglied zwischen der Kultur-
geschichte um 1900 (bei der die Annales-Begründer in die Schule
gegangen seien) und der Landesgeschichte der Nachkriegsära dar-
stellt. Dass diese wagemutige Interpretation im Ausland, wo sich eine
andere Version der deutschen Historiografiegeschichte durchgesetzt
hatte, mit Misstrauen aufgenommen wurde und wird, sollte nicht ver-
wundern. Peter Schöttlers Studien zum Verhältnis der deutschen und
französischen Historiografie in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts
sollten Spekulationen inzwischen auch den Boden entzogen haben.
Die Vervielfältigung der Vergleichsszenarien hilft jedenfalls, aus den
Verstrickungen solcher Identifikationskonstruktionen herauszufinden.

Auch wenn die entsprechenden Ausweitungen vorerst noch selten
sind, drücken sie doch eine Unzufriedenheit mit der Beschränkung
auf eine allein auf Deutschland fixierte Betrachtungsweise aus. Denn
auch wenn man die Faszination, die von Michael Burleighs Studie
„Germany Turn Eastwards“ (1988) auf Historiker hierzulande ausging,
sicher nicht unterschätzen darf, bleibt doch zu konstatieren: Diese Dis-
kussion über die Geschichtswissenschaft und ihre transdisziplinären
Konstellationen im Nationalsozialismus ist eine Debatte, die aus dem
Inneren der (west-)deutschen Historiografie kommt.

Es ist sogar mit Blick auf all das, was man aus polemischen Schrif-

2Hettling, Manfred (Hg.), Volksgeschichten im Europa der Zwischenkriegszeit, Göt-
tingen 2003; Middell, Matthias; Sommer, Ulrike (Hgg.), Historische West- und Ostfor-
schung in Zentraleuropa zwischen dem Ersten und dem Zweiten Weltkrieg - Verflech-
tungen und Vergleich, Leipzig 2004.
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ten von DDR-Wissenschaftlern in den 1950er und 1960er-Jahren schon
zum Gegenstand wissen konnte, argumentiert worden, dass gerade
diese als extern empfundenen Stellungnahmen und Vorwürfe eine
eigene kritische Haltung zum Phänomen erschwert hätten. Und man-
ches daran scheint sich jetzt im Falle der so genannten Derks-Debatte
zu wiederholen, in der deutsche Historiker „von außen“ darauf hinge-
wiesen werden, dass eine überzeugende Distanzierung von manchen
Denkformen der 1930er und 1940er-Jahre ausgeblieben sei oder bis
heute direkt unter Verweis auf den innovativen Charakter etwa der
Kulturraumforschung verweigert wird, und dass Essentialisierungen
kultureller Phänomene nach wie vor zum Repertoire der Geschichts-
wissenschaft – übrigens natürlich nicht nur in Deutschland – gehören.

Das Erstaunen darüber, dass das Selbstbild deutscher Historiker
und ihre Wahrnehmung bei Kollegen in anderen Ländern nicht über-
einstimmen, und der gereizte Ton, in dem diese Feststellung verar-
beitet wird, deuten auf die Schwierigkeiten mit der Internationalisie-
rung hin. Eine andere Facette derselben Situation beschreibt Rudolf
Jaworski, wenn er auf die verhaltenere Distanzierung polnischer His-
toriker und Kunstwissenschaftler von ihrer zwischen den 1940er und
1980er-Jahren betriebenen „Westforschung“ spricht: „Von wenigen
mutigen Ausnahmen einmal abgesehen, zeichnen sich die diesbezüg-
lichen polnischen Rückblicke und Bilanzen größtenteils immer noch
durch einen eher dokumentierenden, wenn nicht sogar ausgesprochen
affirmativen Charakter aus.“3

Die theoretischen und methodologischen Postulate der Kultur-
raumforschung werden, wo sie nicht so evident mit einem verbreche-
rischen Regime wie dem Nationalsozialismus kombiniert, sondern
Bestandteile etwa eines emanzipatorischen Nationalismus waren, sehr
oft deutlich unkritischer betrachtet. Schon von dieser Warte aus, rückt
das zu diskutierende Phänomen viel näher an unsere Gegenwart, an
unsere eigene Geschichtskultur und diejenige europäischer Nachbar-

3Piskorski, Jan M.; Hackmann, Jörg; Jaworski, Rudolf (Hgg.), „Deutsche Ostfor-
schung und polnische Westforschung im Spannungsfeld von Wissenschaft und Politik“,
Osnabrück 2002, S. 14.
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länder heran, als es eine alleinige Konzentration auf die Bindung der
Volksgeschichte an die Zeit des Nationalsozialismus bzw. die Fixierung
auf einzelne Exponenten des Interpretationsansatzes der Kulturraum-
forschung nahe legt.

Es gelte, so wird argumentiert, demzufolge zu unterscheiden zwi-
schen dem Einsatz der Kulturraumforschung für die Begründung der
territorialen Ansprüche gegenüber Nachbarländern, für die Infrage-
stellung politischer Grenzen, die mit Grenzen konstruierter kultureller
Gemeinschaften nicht übereinstimmten und für die Legitimierung der
Expansion einerseits sowie der Kulturraumforschung im eigentlichen
Sinne als Komplex innovativer Verfahren zur Operationalisierung kul-
turgeschichtlicher Ambitionen andererseits. Entsprechend sei für die
aggressive Instrumentalisierung des Ansatzes strikte Diskontinuität
wünschenswert, für das Anknüpfen an die wertvollen Forschungser-
fahrungen der Vergangenheit Kontinuität dagegen weder auszuschlie-
ßen noch zu verurteilen.

Demgegenüber argumentieren Kritiker der Kulturraumforschung,
dass dieser Zugang sich kaum von seinem politischen Gebrauch tren-
nen ließe. Er wurde nach dem Ersten Weltkrieg formuliert als Angebot
für eine Politik, die die Festlegungen von Versailles revidieren wollte
und galt seinen Begründern (die sich auf dem Frankfurter Historiker-
tag 1924 erstmals massiv auf die nationale Bühne begaben) als Weg
zu mehr Geltung und Ressourcen für ihr eigenes Fach. Die Praxis
der Kulturraumforschung stellte nicht nur einen Deutungsrahmen
und empirische Ergebnisse bereit, sondern sie engagierte sich in der
Schaffung von Strukturen für das Zusammengehen von Politik und
Wissenschaft. Dabei waren die „Auslands- und Grenzlanddeutschen“
ein wichtiger Gegenstand und zugleich eine Zielgruppe der völkisch-
nationalistischen Aktivitäten, wie jüngst Wolfgang Freund in seiner
Dissertation über „Volk, Reich und Westgrenze“ ausführlich gezeigt
hat. Diese Praxis blieb nicht ohne massive Wirkungen auf die Formie-
rung einer neuen Generation von Akademikern, die nach 1933 noch
offensiver die Instrumentalisierung der Wissenschaft verlangten und
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selbst vorantrieben.
Der obskure Einsatz von biologistischen und offen rassistischen

Argumentationen ist das aus heutiger Sicht befremdlichste Element
der Kulturraumforschung – zweifellos ein erfreulich tief verankertes
Ergebnis der geistigen Entnazifizierung. Aber die um solche Facet-
ten gereinigte Version der Kulturraumforschung, die bis heute ihre
engagierten Anhänger unter Sprach-, Literaturwissenschaftlern und
Landeshistorikern findet, teilt mit den Anfängen in der ersten Hälfte
des 20. Jahrhunderts den essentialisierenden Zugang zu den Kategori-
en Raum, Kultur und Volk als zentralen Synthesekategorien. Dies wird
erst dann deutlicher sichtbar, wenn sich Geschichtsschreibung von
diesen Grundlagen wegbewegt, wie dies gegenwärtig der Fall ist. Vor
diesem Hintergrund verdient die Frage Aufmerksamkeit, was in den
Deutungsmustern der 1960er bis 1980er-Jahre an die Stelle der Katego-
rie „Volk“ getreten ist, ob etwa die Kategorie „Gesellschaft“ tatsächlich
frei ist von den Unschärfen, die mit dem zuvor benutzten Volksbegriff
einhergingen. Ähnlich wird sich die neue Kulturgeschichtsschreibung
immer wieder erinnern müssen, welche essentialistischen Aufladun-
gen in der Vergangenheit ihr Leitbegriff erlebt hat. Raumkonzepte
blieben gerade wegen ihrer Prominenz in der und durch die Kultur-
raumforschung lange Zeit fast tabu in der deutschen Geschichtswissen-
schaft. Es war diese fehlende Reflexivität, die auswärtige Beobachter
immer wieder beunruhigt hat. Die jüngst in Gang gekommene Debatte
um den Konstruktionscharakter des Raumes bzw. der Raumbezüge
sozialen Handelns lässt ältere Vereinfachungen klarer hervortreten, als
dies noch vor einem Jahrzehnt der Fall war.

Weiten wir die Kontinuitätsfrage auf diese Probleme aus, wird
deutlich, welch lange Schatten der Gegenstand dieses Symposiums
werfen kann. Hier geht es eben nicht mehr um individuelle Schuld in
den Nationalsozialismus „verstrickter“ Wissenschaftler, sondern um
Wirkungen von Paradigmen, und sie sollten nicht von der Tagesord-
nung geschoben werden, um sich allein mit der Verurteilung einzelner,
inzwischen verstorbener Historiker zu begnügen.
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Wer zudem einen Unterschied zwischen der auf den europäischen
Osten applizierten Kulturraumforschung, die aus ihrem Postulat eines
west-östlichen Kulturgefälles Unterwerfungsbegründungen ableitete,
und ihrem auf den Westen bezogenen Pendant, das auf der gleichen
theoretisch-konzeptionellen Grundlage natürlich größere Erklärungs-
nöte hatte, macht, bezieht sich vorrangig auf die Instrumentalisier-
barkeit durch ein konkretes politisches Regime, und weniger auf die
verhängnisvollen Spuren, denen man bis heute in der populären (und
zuweilen auch in der akademischen) Geschichtskultur nachgehen
kann.

Mit der Kulturraumforschung wird nicht selten die Einbeziehung
bis dahin unbeachteter, teilweise quantifizierender Verfahren aus
Sprachwissenschaft, Volkskunde und Geografie in die Geschichtswis-
senschaft verbunden. Ebenso finden Interdisziplinarität als notwendi-
ge Konsequenz aus einer Disziplinierung und organisatorischen und
kommunikativen Abschließung der akademischen Fächer gegeneinan-
der Lob, und die Institutionalisierung zu neuen Formen der geisteswis-
senschaftlichen Großforschung Hervorhebung. Dies geschieht jedoch
oft unter Ausklammerung entgegenstehender Aspekte, vor allem der
unbewältigten Probleme beim Einbau der Ergebnisse aus Nachbar-
disziplinen in Deutungen, die ihre Kohärenz nur noch durch eine
beträchtliche Unschärfe der Kategorien retten konnten. Und ist Inter-
disziplinarität ein Wert an sich oder (bis heute) häufig nur begriffliches
Mäntelchen für rein additive Verfahren der Wissensakkumulation?

Andersherum lässt sich anhand der institutionellen Formen der
Volksgeschichte sowie der ihr affiliierten Soziologie, Ethnologie,
Sprachwissenschaft, Geografie und Ur-/Frühgeschichtsforschung in
Netzwerken von universitären und außeruniversitären Akteuren fra-
gen, was die deutsche Wissenschaftspolitik aus dem Versuch der
1930er-Jahre zur Übernahme von Großforschungsmodellen in die Hu-
manwissenschaften gelernt hat? Ist die häufig instinktive Ablehnung
der kollektiven Forschungsformen ebenso auf dieses Trauma zurück-
zuführen wie andererseits das kaum begründete Beharren auf Netzen
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wie den Sonderforschungsbereichen? Um richtig verstanden zu wer-
den. Hier kann von expliziter Kontinuität keine Rede sein, eher vor
einem Zurückschrecken vor der Erörterung von Zweckmäßigkeiten
angesichts eines ins kollektive Unterbewusstsein des Faches abge-
drängten doppelten institutionengeschichtlichen Bruches 1933 und
nach 1945.

Mit solchen eher die Ideen- und Sozialgestalt von Wissenschaft evo-
zierenden Fragen tritt ein weiterer strittiger Punkt hervor: Bereits seit
längerem sind die 1920er-Jahre als Formierungsphase der in den fol-
genden beiden Jahrzehnten instrumentalisierten Kulturraumforschun-
gen erkannt worden. Dies hatte den Blick auf das Kriegsende von
1918 zurückgelenkt und auf den verbreiteten Revisionismus gegen-
über dem Versailler Vertrag als Motiv für Grenzland- und Auslands-
deutschtumsforschungen. Nunmehr werden längere Linien zurück
zur Kulturgeschichtsdebatte um 1900 gezogen.

Liegt im Lamprecht-Streit die Wurzel der „Entgleisung“ deutscher
Volksgeschichte? Schon die Bielefelder Sozialgeschichte der 1960er-
Jahre hatte dies behauptet, um ihre Diskontinuität zur vorangegan-
genen Historiografiegeschichte zu belegen. Zweifel sind trotzdem
angebracht hinsichtlich der behaupteten intellektuellen und institu-
tionellen Filiationen, etwa von Lamprecht zu Hermann Aubin, die
nicht mehr als der gleiche Wirkungskreis im Rheinland im Abstand
von rund 30 Jahren verbindet. Selbst die nahe liegendere Verbindung
von Lamprecht zu Rudolf Kötzschke, einem der Matadoren der neuen
Landesgeschichte nach 1918, übersieht den gravierenden Bruch, den
der erste Kriegseinsatz der deutschen Geisteswissenschaften 1916 im
besetzten Belgien oder Rumänien bedeutet hatte. Hier lohnt die Erwei-
terung der Perspektive, auch wenn sie scheinbar von der Frage nach
dem Zusammenhang von Historiografie und Nationalsozialismus
wegführt. Das Gesamtbild der Entwicklung von Geschichtswissen-
schaft zwischen dem Ende des 19. und dem Ende des 20. Jahrhunderts
stehen zur Debatte, nicht nur ein Ausschnitt zwischen der Mitte der
1920er und dem Beginn der 1960er-Jahre.
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Um abschließend einige der erwähnten Fragestellungen zusam-
menzuziehen: Fragt man sich nach Gründen für die Intensität einer vor
allem deutschen Debatte, so wird zu Recht auf deren Verbindung mit
einem Generationswechsel verwiesen. Kann man hierbei aber stehen
bleiben? Es bleibt jedenfalls offen, warum dieser Generationskonflikt
gerade in dieser Form und zu diesem Zeitpunkt ausgetragen wird.
Wie sich auch in anderen Historiografien beobachten lässt, wenn man
die Generationenfolge in der so genannten Annales-Schule betrachtet,
geht der Wechsel von einer zur nächsten Generation mit einer Neu-
ordnung der Traditionsbestände einher. Aufgrund der Zentralstellung
der NS-Verbrechen und des Holocaust in der Geschichtskultur des
20. Jahrhunderts spielt diese Periode noch immer eine wichtige Rol-
le, durch sie hindurch muss noch immer die ganze Geschichte des
Faches betrachtet werden. Aber wie schon beim Wechsel in den 1960er-
Jahren hin zur Sozialgeschichte haben internationale Einflüsse eine
wachsende Bedeutung.

So bietet sich die Verbindung zu zunächst ferner liegenden Dis-
kussionen an, nämlich die um die Wirkung des Postkolonialismus auf
die Geschichtswissenschaft und allgemeiner des „cultural turn“ und
des „spatial turn“ in den Humanwissenschaften. Diese Strömungen
haben zunächst die Aufmerksamkeit für den Konstruktionscharakter
von Wissenschaft geschärft, und damit auch wissenschaftshistorische
und wissenschaftskritische Studien beflügelt – scheinbar unabhän-
gig von der Erörterung des Verhältnisses einzelner Historiker zum
Nationalsozialismus.

Die Perspektivenabhängigkeit und damit eine grundsätzliche Un-
möglichkeit von Essentialisierungen kultureller Tendenzen und Phä-
nomene werden stärker als früher betont. Dies alles sind Neuerungen,
die nun auch einen Einfluss auf den Rückblick haben, den die deutsche
Geschichtswissenschaft auf „ihr 20. Jahrhundert“ richtet.

Bei der Auseinandersetzung um die Verstrickung der Historiker
in den Nationalsozialismus geht es wohl nicht nur um individuel-
le Schuld und das Versagen eines Faches im Verhältnis zur Politik,
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sondern auch um die Frage, woher die der Kulturraumforschung im-
manenten Essentialisierungen kommen und welche langen Wirkungen
sie gezeitigt haben. Zweifellos haben sie sich durch die Annäherung
an die verbrecherische Praxis im Nationalsozialismus im besonderen
Maße blamiert, ihr fundamentaler Einfluss auf die Entwicklung der
Humanwissenschaften im 20. Jahrhundert ist damit aber noch nicht
erledigt.
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Beiträge
Der Tunneleffekt der Wissenschaft

Dietz, Burkhard; Gabel, Helmut; Tiedau, Ulrich (Hg.): Griff nach dem
Westen. Die ’Westforschung’ der völkisch-nationalen Wissenschaften zum
nordwesteuropäischen Raum (1919–1960). Münster: Waxmann Verlag
2003. ISBN: 3-8309-1144-0; 1260 S.; 2 Bände

Rezensiert von: Peter Schöttler, Deutsch-französisches Forschungs-
zentrum für Sozialwissenschaften, Centre Marc Bloch

Der Frankfurter Historikertag von 1998 machte es möglich: Hatte noch
in den 1980er kein Doktorand, der etwas werden wollte, über das
Verhalten der Historiker im Nationalsozialismus zu forschen gewagt,
wird nun offenbar freimütig debattiert. Überall finden Kolloquien,
Ringvorlesungen und Seminare statt. Als ob endlich ein Tabu gefallen
wäre und nun auch jene, die bislang immer erst, gleichsam präven-
tiv, von einer „Diffamierungsattacke“ (Hans-Ulrich Wehler) sprachen,
endlich eingesehen hätten, dass nur eine schonungslose Aufarbeitung
das ramponierte Ansehen ihrer (bzw. unserer) Zunft wiederherstel-
len könnte. Bekommen wir also doch noch den oft beschworenen
‚Geschichtsdiskurs’ - das herrschaftsfreie Gespräch zwischen rational
argumentierenden Subjekten, denen nichts so am Herzen liegt wie die
Wahrheit? Schön wär’s ja.

Jedenfalls hat dieser Schub auch einige jüngere Historiker aus
dem Umkreis des Münsteraner „Zentrums für Niederlande-Studien“
erfasst, die daraufhin ein Projekt über die deutsche „Westforschung“
auf den Weg brachten, dessen Ergebnisse nun in einem Sammelband
vorliegen. Rein äußerlich ein gewaltiger Brocken: zwei Bände, über
1.300 Seiten. Und zu einem stolzen Preis von 74 Euro.

Auf den ersten Blick wirkt das Werk wie ein Handbuch: 42 Ein-
zelbeiträge behandeln ein breites Spektrum von Themen: das „Selbst-
bild von Raumplanern im Nationalsozialismus“ oder der „flämische
Nationalismus zwischen den Weltkriegen“, die „Deutung des Jah-
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res 1648“ oder die „protestantische Kirchengeschichtsschreibung im
Rheinland“, die „Volkskunde“ in den besetzten Niederlanden oder
die „Bonner Kunstgeschichte im Kontext nationalsozialistischer Ex-
pansionsgeschichte“ usw. Hinzu kommen die „usual suspects“: Franz
Petri, Franz Steinbach, Hans Schneider-Schwerte sowie einige we-
niger bekannte Figuren wie Robert Oßwald, Gerhard Kallen, Karl
Wülfrath usw. Außerdem werden Institute und Apparate porträtiert:
die „Westdeutsche Forschungsgemeinschaft“ natürlich, das „Institut
für geschichtliche Landeskunde der Rheinlande“, der „Provinzialver-
band der Rheinprovinz“, das Brüsseler „Deutsche Wissenschaftliche
Institut“ usw. Das alles wird am Ende durch zwei umfangreiche Regis-
ter erschlossen. Man kann also davon ausgehen, dass diese Bände bei
künftigen Forschungen als willkommener Steinbruch dienen werden.
Oder gar als Ausgangspunkt?

Das kommt darauf an. Wer wissen will, was in der deutschen
Historikerzunft derzeit gesagt werden „kann“, wohin der herrschende
Trend geht, wer die „good guys“ und wer die „bad guys“ sind, wird
mit diesen zwei Bänden sicher gut bedient. Ein bisschen Zwischen-
den-Zeilen-lesen haben Kulturwissenschaftler ohnehin gelernt. Wer
allerdings neue Ideen und Entwürfe oder eine gleichermaßen kritische
und konstruktive Bilanz der bisherigen Forschungen erwartet, sollte
sich die Bände vor der Anschaffung doch etwas genauer ansehen.

Dicke Bücher müssen sich von der Sache her begründen, und das
gilt erst recht für teure Sammelbände, die immer in dem Verdacht
stehen, nur Druckkostenzuschüsse und Bibliotheksetats zu verschlin-
gen. Wie sich herausstellt, sind aber mindestens fünf Aufsätze (Mi-
chael Fahlbusch, Hans-Paul Höpfner, Marlene Nikolay-Panter, Frank-
Rutger Hausmann und Karl Ditt) keine Originalbeiträge. Zwei Auto-
ren (Nikolay-Panter und Ditt) haben dies fairerweise vermerkt, die drei
anderen (oder sind es noch mehr?) haben stillschweigend alte Dateien
abgeliefert: insgesamt rund 200 Druckseiten. Neueste Forschungen
sind das also nicht.

Die Großzügigkeit der Herausgeber gegenüber ihren Autoren war
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offenbar grenzenlos. Manche von ihnen breiten auf zwanzig, dreißig,
ja sogar vierzig Seiten ihr Material aus, ohne sich um eine konsistente
Problemstellung zu kümmern. Gewiss, Experten mögen auch darin
noch etwas Interessantes entdecken, aber gibt es für die Publikation
solcher Texte nicht längst das Internet? Bei der oft mühsamen Lektüre
der 42 Aufsätze - auf einige der wirklich lesenwerten komme ich gleich
zu sprechen - wird man den Eindruck nicht los, hier sollte um jeden
Preis - und zwar im mehrfachen Sinne des Wortes - geklotzt werden,
ohne jede Rücksicht auf das Zeit- und Geldbudget der Leserinnen und
Leser.

Dieses Missverhältnis zwischen Quantität und Qualität ist umso be-
trüblicher, als der Umfang des Buches den Herausgebern als Argument
dient, um ihre wohl wichtigste inhaltliche Vorentscheidung zu begrün-
den: die völlige Ausklammerung Frankreichs. Wie sie in der Einleitung
betonen, sollte sich das Projekt allein auf die „nordwesteuropäische
Variante der ‚Westforschung’“ (S. IX) konzentrieren. Obwohl sie einräu-
men, dass „Frankreich [...] am Anfang der deutschen ‚Westforschung’
stand“ (S. XI), meinen sie die deutsche Frankreich-Beschäftigung und
deren Folgen auf eine spätere Publikation verschieben zu können.
Kleinlaut fügen sie hinzu, dass diese Prioritätensetzung „selbstredend
auch mit der regionalen Ausrichtung der Lehr- und Forschungsstätten
zu tun [habe], an dem [recte: denen] die Idee zur Herausgabe des
Sammelbandes 1998/99 im wesentlichen geboren wurde“ (S. XI).

Was harmlos klingt - und, wie gesagt, materiell unbegründet ist
-, bedeutet freilich eine Einschränkung, die in jedem Methodense-
minar zerpflückt würde. Denn eine „nordwesteuropäische Variante
der ‚Westforschung’“ hat es nie gegeben. Auch bildeten die hier ge-
meinten Be-Ne-Lux-Staaten (übrigens: seit wann liegt Luxemburg im
„Nordwesten“? wo liegt dann Paris?) zu keiner Zeit ein eigenständi-
ges Forschungsobjekt der „Westdeutschen Forschungsgemeinschaft“.
Natürlich interessierten sich einzelne „Westforscher“ z.B. für Volkstän-
ze auf Walcheren oder Naturlyrik in Ostflandern, aber im Kern ging
es doch immer um den „Erbfeind“ Frankreich, den man vernichten
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und dessen politischem, ökonomischem und „rassischem“ Einfluss
man vor allem die Belgier entziehen wollte. Allein für diesen Zweck
gaben die Berliner Ministerien und im Krieg auch das „Reichssicher-
heitshauptamt“ ihre Gelder. Hinzu kommt, dass die Benelux-Länder
zwischen 1940 und 1944 völlig verschiedene Besatzungsstrukturen
hatten - von der Militärverwaltung (Belgien) über die Zivilverwaltung
(Holland) bis zur Annexion (Luxemburg) -, wobei Nordfrankreich
bekanntlich zu Belgien geschlagen wurde. Wie kann man daher als
Historiker oder Historikerin ernsthaft über diese Gebiete sprechen und
sich auf die Benelux-Länder in den Grenzen von 1939 (oder 2003) be-
schränken? Ein krasser Anachronismus also, an den sich viele Autoren
glücklicherweise nicht immer gehalten haben. Aber die strategische
Entscheidung der Herausgeber, dass auf über 1.300 Seiten Frankreich
„eigentlich“ nicht vorkommen sollte, hat eben zur Folge, dass genau
jene Bereiche, die von den Zeitgenossen als besonders wichtig be-
trachtet wurden, hier völlig unausgeleuchtet bleiben. Eine geradezu
verblüffende Verzerrung der Perspektive.

Zu wessen Gunsten? Im Fokus des Buches liegen die Städte Müns-
ter, Bonn, Köln und Aachen mit ihren Hochschulen und Instituten.
Alles, was dort in den 1920er und 1930er-Jahren zum Thema „Westen“
und „Westgrenze“ imaginiert und publiziert wurde, scheint a priori
von Interesse gewesen zu sein. Entsprechend heterogen ist das The-
menspektrum der vorliegenden Aufsätze, die pragmatisch in vier Ru-
briken aufgeteilt wurden: 1. „übergreifende Beiträge“, 2. „inhaltliche
und ideologische Grundlagen der Westforschung“, 3. „Organisationen,
Institute und Initiativen der Westforschung“, 4. „einzelne Westforscher
und Kontinuitäten der Westforschung nach 1945“. Einige Texte behan-
deln ganz allgemeine Fragen, andere sind ideengeschichtlich orientiert,
wieder andere rekonstruieren die Biografie einzelner „Westforscher“.
Auffällig ist dabei, dass nicht wenige der zu Wort kommenden Auto-
ren Mitarbeiter jener Institutionen sind, über deren Geschichte oder
Vorgeschichte sie handeln. Einige von ihnen sind auch Doktoranden,
andere haben bereits den „Unruhestand“ erreicht und machen sich
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nun an die Geschichte ihres eigenen Umfelds. Das wirkt sympathisch,
ist aber nicht ohne Risiko. Bei einem Beitrag handelt es sich sogar um
einen autobiografischen Bericht: Marta Baerlecken-Hechtle (geb. 1909)
war während des Krieges Assistentin von Franz Petri und konnte folg-
lich die „Westforschung“ in Aktion erleben - und offenbar auch daran
teilnehmen.1 Dass sie selbst - schon damals - den Nazismus „innerlich“
ablehnte, mag zutreffen, aber wenn sie heute als „Zeitzeugin“ ihren
ehemaligen Chef in Schutz nimmt, ist auch dies nicht mehr als eine
mögliche „Erinnerung“, die nach allem, was wir inzwischen von Petri
und den Notlügen der „Westforscher“ wissen - Wilfried Maxim spricht
von einer „kollektiven Vertuschungsorgie“ (S. 733) - einer kritischen
Betrachtung bedürfte.

Dieser regionale Zuschnitt des Projekts hat noch einen weiteren
inhaltlichen Preis: „Westforschung“, die außerhalb von Rheinland
und Westfalen betrieben wurde, kommt kaum vor, obwohl die „West-
deutsche Forschungsgemeinschaft“ die meiste Zeit von Nicht- bzw.
„Süd-Rheinländern“ geleitet wurde (Theodor Mayer, Wolfgang Panzer,
Friedrich Metz) und einige der brisantesten Forschungsarbeiten in
Berlin und anderswo entstanden sind. Zu denken ist an die Bücher
von Raumer, Metz, Pleyer, Helbok usw., an das „Handwörterbuch
des Grenz- und Auslanddeutschtums“ oder an das „Westprogramm“
der deutschen Archivverwaltung. All das wird zwar in dem einen
oder anderen Aufsatz angetippt, rückt aber nie in den Mittelpunkt des
Interesses. Darüber hinaus erfahren wir fast nichts über die wichtigen
Westforschungsinstitute in Frankfurt, Heidelberg, Freiburg usw., und
dasselbe gilt für die „Publikationsstelle West“, die analog zur berüch-
tigten „PuSte-Ost“ den „Westen“ mit Druckwerken versorgen sollte.
Auch für diese Lücken ist nicht die Forschungslage, sondern allein

1Vgl. die Hinweise in: Derks, Hans, Deutsche Westforschung. Ideologie und Praxis
im 20. Jahrhundert, Leipzig 2001, S. 93f., 198f. Auch wenn an diesem Buch vieles
problematisch ist (sachliche Irrtümer, wüste Polemik usw.), machen es sich seine Kritiker
allzu einfach. Manche These verdient durchaus diskutiert zu werden. Oder wie ein
ostdeutscher Liedermacher in den 1970er-Jahren dichtete: „Wenn die einen ständig zu
kurz gehen, gehen die andern eben ein bißchen zu weit“.
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eine „nordwesteuropäische“ Einäugigkeit verantwortlich.
Was also bleibt? Einige Aufsätze sind tatsächlich neu, durchdacht

und lohnen die Lektüre. Einige weitere sind äußerst informativ, auch
wenn die Interpretation vielleicht nicht immer sehr weit führt. Und
schließlich gibt es wenigstens zwei Beiträge, die auch die Grundsatz-
debatte über die Rolle der „Westforschung“ mit neuen Überlegungen
bereichern. Natürlich können nicht alle diese Texte im Folgenden refe-
riert werden, doch wenigstens einige seien genannt.

Unter den ideengeschichtlichen Beiträgen ragen auf deutscher Seite
vor allem zwei hervor. Da ist zum einen die umfangreiche Abhand-
lung von Heribert Müller (Frankfurt am Main) über Burgund und den
„Neußer Krieg“ von 1474/75 im Spiegel der neueren Geschichtsschrei-
bung (S. 137-184). Obwohl in den Wertungen stets vorsichtig, bietet
Müller ein historiografisches Panorama, das zum ersten Mal eine jener
halb-akademischen, halb-politischen Kontroversen erhellt, die durch
die Tagungen der „Westdeutschen Forschungsgemeinschaft“ geister-
ten. Ein zweiter besonders lesenswerter Beitrag stammt von einer
Saarbrücker Linguistin, Martina Pitz, die noch einmal die Habilitati-
onsschrift von Petri unter die Lupe nimmt („Germanisches Volkserbe
in Wallonien und Nordfrankreich“, Bonn 1937) und das darin ver-
wendete Belegmaterial Punkt für Punkt überprüft (S. 225-246). Das
Ergebnis: Rund 50 Prozent der angeführten Ortsnamen sind falsch.
Auch wenn dieser Befund eigentlich noch durch die Forschungen von
Mediävisten wie Karl Ferdinand Werner oder Patrick Geary2 oder
von Historischen Geografen wie Robert Specklin3 zu ergänzen gewe-
sen wäre, bleibt von der angeblichen Innovation des „Westforschers“
am Ende nichts weiter übrig als der banale Befund eines fränkischen

2Vgl. bes. Werner, Karl Ferdinand, La „conquête franque“ de la Gaule. Itinéraires
historiographiques d’une erreur, in: Bibliothèque de l’École des Chartes 154 (1996), S.
7-45; Geary, Patrick J., Europäische Völker im frühen Mittelalter. Zur Legende vom
Werden der Nationen, Frankfurt am Main 2002.

3Vgl. Specklin, Robert, La géographie de la France dans la littérature allemande
(1870-1940), ungedruckte Diss., Universität Paris I, 1980. Große Teile dieser Arbeit sind
auch in Aufsatzform erschienen; vgl. z.B. Ders., Contrastes Nord-Sud en France, in:
Regio Basilensis 20 (1979), S. 16-63 (zu Petri: S. 30 ff.).

20



Peter Schöttler

„Großraums“, in dem es oft drunter und drüber ging.
Von den acht Originalbeiträgen aus den Benelux-Ländern ist v.a.

die Studie von Marnix Beyen (Löwen) bemerkenswert, der kürzlich ein
wichtiges Buch über Geschichtswissenschaft und Nationalbewusstsein
in Belgien und Holland vorgelegt hat.4 Beyen rekonstruiert, wie bel-
gische und deutsche Gelehrte unter jeweils wechselnden politischen
Vorzeichen die „germanische“ Komponente in der wallonischen Kul-
tur zu ermitteln suchten - bis hin zu jenen „Luftspiegelungen“, mit
denen sich Petri seinen Vorgesetzten empfahl. (S. 351-381) Interessante
neue Aspekte liefert auch der Beitrag von Carlo Lejeune (St. Vith),
der gegenüber einem allzu pauschalen Urteil früherer Darstellungen
(auch des Rezensenten) betont, dass es nicht die „Westforscher“ waren,
die Eupen-Malmedy „annektierbar“ machten; auch ein übersteigerter
belgischer Nationalismus hätte nach dem Ersten Weltkrieg unter der
deutschsprachigen Bevölkerung sehr viel Unmut erzeugt (S. 493-538).
Freilich mussten die Menschen dann nach der Annexion von 1940 ent-
decken, „daß die nationalsozialistische Realität mit ihren persönlichen
Vorstellungen wenig gemein hatte“ (S. 536).

Zu den besonders lohnenden Beiträgen gehören zweifellos die
Aufsätze von Wilfried Maxim (Siegen) und Thomas Müller (Aachen).
Beide sind aus Magisterarbeiten hervorgegangen. Durch die genaue
Lektüre einer breit gefächerten Publizistik zeigt Maxim, wie die „Bon-
ner Schule“ eine „Geschichte der Differenz“ etablierte, die Grundlagen
für groß angelegte „ethnische Flurbereinigungen“ in Westeuropa legen
sollte (S. 715-740). Die dabei in Kauf genommene Barbarei hat allein der
Kriegsverlauf verhindert. In zwei gründlichen Aufsätzen untersucht
Müller die in Aachen angesiedelte „Abteilung Grenzland“ der NSDAP
(S. 763-790) sowie die von Geografen wie Hermann Overbeck oder
Walter Geisler betriebene „Westforschung“ an der RWTH (S. 819-850).
Wurde diese andernorts von Geisteswissenschaftlern dominiert, orien-
tierte man sich in Aachen eher an technokratischen Gesichtspunkten.

4Beyen, Marnix, Oorlog & Verleden. Nationale Geschiedenis in België en Nederland,
1938-147, Amsterdam 2002.

21

Der Tunneleffekt der Wissenschaft

„Raumforschung“ war das Zauberwort. Auch wurden im „Seminar für
Auslandsingenieure“ gezielt Experten - darunter „Ingenieurgeografen“
- für die zu erobernden „Großräume“ ausgebildet.

Obwohl die Anstrengung des Begriffs in dem einen oder anderen
Text zu spüren ist, bleibt die gedankliche Verarbeitung der „Westfor-
schung“ - zumal auf dem Hintergrund stattgefundener Diskussionen -
eigentümlich blass. Horst Lademacher (Münster) begnügt sich z.B. in
seinem einleitenden Aufsatz mit dem alten Topos vom „Missbrauch“
eines an sich durchaus „legitimen“ Wissenschaftsansatzes - als ob man
„Volksgeschichte“ und völkische Ideologie nachträglich auseinander
sortieren könnte. (S. 1-25)5 Einige jüngere und kritischere Autoren
greifen dagegen lieber auf die Konzepte Foucaults zurück, ohne damit
allerdings viel zu erklären: An einer Stelle ist sogar allen Ernstes von
einem „Diskurs um die Macht am Rhein“ die Rede (S. 587). Eigentlich
haben nur Thomas Kleinknecht (Münster) und Bernd Rusinek (Düs-
seldorf) versucht, die „Westforschung“ etwas grundsätzlicher in den
Blick zu nehmen. Kleinknecht skizziert in einer etwas komplizierten
Sprache eine geschichts- und wissenschaftsphilosophische Deutung
der „Westforschung“, die v.a. deren gegenaufklärerischen Denkstil
herauspräpariert (S. 53-66). Dass dieser mit seiner Sprache und sei-
nen Praxisformen bis in die 1960er-Jahre nicht bloß in Bonn, Münster
und Aachen, sondern z.B. auch den Heidelberger „Arbeitskreis für
moderne Sozialgeschichte“ dominierte, hat kürzlich auch Thomas Et-
zemüller gezeigt.6 Während Kleinknecht seinen Text bescheiden als
„Miszelle“ definiert (S. 53), greift Rusinek in seinem umfangreichen
Schlussbeitrag über die „Westforschungstraditionen nach 1945“ sehr
viel weiter aus (S. 1141-1201). Am Beispiel des Bonner „Instituts für

5Zu dieser immer noch beliebten Rhetorik des „Missbrauchs“ vgl. die semantische
Analyse von Mehrtens, Herbert, „Mißbrauch“. Die rhetorische Konstruktion der Technik
in Deutschland nach 1945, in: Technische Hochschulen und Studentenschaft in der
Nachkriegszeit. Referate beim Workshop zur Geschichte der Carolo-Wilhelmina am 4.
und 5. Juli 1994, Braunschweig 1995, S. 33-50.

6Vgl. Etzemüller, Thomas, Sozialgeschichte als politische Geschichte. Werner Conze
und die Neuorientierung der westdeutschen Geschichtswissenschaft nach 1945, Mün-
chen 2001.
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geschichtliche Landeskunde der Rheinlande“ soll ein „Versuch über
Kontinuität“ vorgelegt werden, so der Untertitel, welcher anhand von
vier „P’s“ - Personal, Programm, Publikationen und Prestige - die „tra-
jectory“, d. h. die „Geschoßbahn einer anwendungsorientierten und
politiknahen Geschichtswissenschaft“, beschreiben und verständlich
machen möchte. (S. 1200)

Rusineks Anspruch ist hoch: Zu Recht warnt er vor „unterkom-
plexen“ Analysen, terminologischer Leichtfertigkeit und einer „Ten-
denz zur Personalreduktion“, die „quer zu den inzwischen erreichten
geschichtswissenschaftlichen Standards“ liege. „Statt ein paar wei-
teren Urgroßvätern auf die Schliche zu kommen, sollten politische
und akademisch-institutionelle Rahmenbedingungen sowie die im
Zusammenhang damit entstandenen Forschungsstrategien und me-
thodologischen Optionen analysiert werden - mithin die Strukturen
der Wissenschaft und ihrer Organisation“ (S. 1148f.). Es reiche nicht
aus, von einem „Versagen der Wissenschaft“ zu sprechen und „mit
dem Finger auf Akteure“ zu zeigen. Doch auch die umgekehrte Ge-
fahr wird andeutet, indem es heißt: „Einige Wissenschaftshistoriker
gelangen zu der Feststellung, Karriere-Kontinuitäten bei Anbiederung
an aufeinander folgende Regimes spiegelten nur das gewöhnliche
Verhältnis zwischen Staat und Wissenschaft wider, sie seien normal
und daher nicht übermäßig zu dramatisieren“ (S. 1150).

Inwiefern Rusineks eigener Aufsatz wert- und moralfrei ist und
auf jeden Fingerzeig verzichten kann, steht natürlich auf einem ande-
ren Blatt. Seine schwungvoll vorgetragene Interpretation ist jedenfalls
provokativ: Die „Westforschung“, so die These, stehe in einer langen
Kontinuität, die vom späten 19. Jahrhundert bis in die 1960er-Jahre
reiche. Auch liege der Höhepunkt nicht etwa in den 1930er, sondern
schon in den 1920er-Jahren. Von da an hätten die Autoren des Bonner
Instituts „im Kern immer dasselbe“ geschrieben: Nur „einmal in ihrem
wissenschaftlichen Leben“, nämlich bei der „Kiellegung ihres landes-
historisches Ansatzes“, seien sie „kreativ“ gewesen; danach hätten sie
nur noch „wie festgenagelt“ ihre „rechten 1920er-Jahre-Standpunkte“
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verteidigt (S. 1188f.). Wohlgemerkt: „Wenn in den Jahren nach 1945
inhaltliche Kontinuitäten zu beobachten waren, dann handelte es sich
grundsätzlich um Anknüpfungen an die Weimarer oder wilhelmini-
sche Zeit, nicht jedoch um nazistische Kontinuität.“ (S. 1193) Auch
die unveränderte Wiederveröffentlichung von Büchern und Aufsätzen
aus der NS-Zeit sei kein Gegenbeweis.

Bei aller Liebe zur „longue durée“: Rusineks „trajectory“-These
dürfte nur jene überzeugen, die schon seine Prämissen teilen. Dazu
gehört vor allem der Glaube an das Innovationspotential der Bon-
ner Landes- und Volksgeschichte, wie es in den letzten Jahren zwar
immer wieder behauptet7, aber nie bewiesen wurde. Auf die entspre-
chenden Gegenargumente - z.B. dass Interdisziplinarität, „Raumden-
ken“,„Ganzheitlichkeit“ usw. nicht eo ipso wissenschaftlich und inno-
vativ seien8 - , geht auch Rusinek nicht ein. Dafür versucht er jenen
entlastenden Kontinuitätsbogen9 plausibel zu machen, indem er auf
das Lamprecht’sche Erbe in der Bonner Landesgeschichte und auf de-
ren „Nähe“ zur französischen „Annales-Schule“ verweist. Bekanntlich
wird mit diesem rhetorischen Schachzug seit einiger Zeit versucht, eine
Modernität der Volksgeschichte zu suggerieren und das intellektuelle

7Vgl. besonders: Oberkrome, Willi, Volksgeschichte. Methodische Innovation und
völkische Ideologisierung in der deutschen Geschichtswissenschaft, Göttingen 1993,
sowie Ders., Historiker im „Dritten Reich“. Zum Stellenwert volkshistorischer Ansätze
zwischen klassischer Politik- und neuerer Sozialgeschichte, in: Geschichte in Wissen-
schaft und Unterricht 50 (1999), S. 74-98.

8Vgl. u.a. Roths, Karl-Heinz, Rezension des in Anm. 7 zitierten Buches von Oberkro-
me, in: Zeitschrift für Sozialgeschichte des 20. und 21. Jahrhunderts 9 (1994), S. 129-136;
Schöttler, Peter (Hg.), Geschichtsschreibung als Legitimationswissenschaft 1918-1945,
Frankfurt am Main 1997, S. 17ff.; Ders., “Von der rheinischen Landesgeschichte zur
nazistischen Volksgeschichte - oder die «unhörbare Stimme des Blutes»“, in : Schulze,
Winfried; Oexle, Otto Gerhard (Hgg.), Historiker im Nationalsozialismus, Frankfurt
am Main 1999, S. 89-113; Flügel, Axel, Ambivalente Innovation. Anmerkungen zur
Volksgeschichte, in: Geschichte und Gesellschaft 26 (2000), S. 653-671.

9Übrigens wäre hier Ditts Einwand gegenüber der (ebenso absurden) Kontinui-
tätsthese von Derks angebracht, dass nämlich „die Behauptung der Kontinuität einer
‚Westforschung’ vom Kaiserreich bis zur Bundesrepublik einen Teil der entsprechenden
Volks- und Kulturraumarbeiten sowie der Wissenschaftspolitik während des Dritten
Reiches“ verharmlose. Westfälische Forschungen, 52, 2002, S. 596. Ebenfalls aufzurufen
unter: <http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/rezensionen/id=2314>
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Scheitern der deutschen Historiker in den 1920er und 1930er-Jahren
zu relativieren: Wenn die deutschen und französischen Historiker im
Grunde alle „das Gleiche“ wollten, lediglich mit anderen Vorzeichen,
wäre die Debatte endlich ausgestanden.10 Diese ideengeschichtliche
Konstruktion verdankt sich allerdings einem simplen „Tunneleffekt“
(Jack Hexter): Man sieht nur, was man heute noch sehen will, und
macht sich nicht die Mühe einer historiografischen Überprüfung. Dass
das Bonner Institut etwas mit Lamprechts Ideen zu tun gehabt habe,
gehört seit Jahren zum dortigen „Familienroman“, ist aber bislang, was
den Institutsgründer Aubin angeht, nie genauer gezeigt worden und
auch nachgerade absurd: Aubin war nämlich einer der einflussreichs-
ten Schüler und Erben von Lamprechts Erzfeind, Georg von Below.
Von diesem übernahm er die Herausgeberschaft der „Vierteljahrschrift
für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte“ und führte sie im Geiste des
Lehrers weiter. Auch Rusineks Argument, die „methodische Nähe“
der „Annales“ zum „Bonner Ansatz“ sei schon dadurch „gegeben“,
„daß Fernand Braudel, neben Marc Bloch Haupt der ‚Annales’, Schüler
von Lamprecht gewesen“ sei (S. 1157), kann nur als kurios bezeichnet
werden: Braudel wurde 1902 geboren und hat nirgendwo anders als in
Paris studiert, Lamprecht aber ist bereits 1915 gestorben. Also, „etwas
mehr Tiefenschärfe“ (S. 1142) wäre tatsächlich vonnöten.

Damit breche ich ab. Mein Gesamteindruck ist angesichts dieses
ebenso umfangreichen wie heterogenen Buches äußerst gemischt. Ne-
ben ein paar sehr guten und vielen immerhin interessanten Aufsätzen
finden sich leider allzu viele, die kaum die Hürden eines anspruchsvol-
len Lektorats überwunden hätten. Nachdrucke älterer Texte erscheinen
in einem solchen Zusammenhang ohnehin überflüssig. Bedenklich
scheint darüber hinaus, dass einige Beiträge sehr stark „pro domo“
argumentieren, als ob nicht gerade in Sachen „Volksgeschichte“ ein
Rückfall in Apologie und „Hausgeschichtsschreibung“ eine besonde-

10Vgl. Schöttler, Peter, Die intellektuelle Rheingrenze. Wie lassen sich die franzö-
sischen „Annales“ und die NS-Volksgeschichte vergleichen?, in: Conrad, Christoph;
Conrad, Sebastian (Hgg.), Die Nation schreiben. Geschichtswissenschaft im internatio-
nalen Vergleich, Göttingen 2002, S. 271-295.
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re Gefahr wäre. Einige der erfahreneren Autoren hätten dies wissen
müssen.

Westforscher waren keine Vordenker der Vernichtung
Dietz, Burkhard; Gabel, Helmut; Tiedau, Ulrich (Hg.): Griff nach dem
Westen. Die ’Westforschung’ der völkisch-nationalen Wissenschaften zum
nordwesteuropäischen Raum (1919–1960). Münster: Waxmann Verlag
2003. ISBN: 3-8309-1144-0; 1260 S.; 2 Bände

Rezensiert von: Christoph Strupp, German Historical Institute, Wa-
shington, D.C.

I. Wenige geschichtswissenschaftliche Auseinandersetzungen dürf-
ten in den letzten Jahren so weit in die Öffentlichkeit gedrungen
sein, wie die Debatte um die Vergangenheit deutscher Historiker im
„Dritten Reich“. Im Unterschied zu frühen Arbeiten der 1960er und
1970er-Jahre ging es dabei weniger um die Spitzenvertreter des Faches
während der NS-Zeit und auch nicht nur um die Exegese anstößiger
Fachveröffentlichungen, sondern um das Engagement einer jüngeren
Generation von Historikern im Spannungsfeld von Wissenschaft, Po-
litikberatung und Politik. Die „Ostforschung“ stand angesichts ihrer
besonderen Brisanz – erstens durch den unmittelbaren Zusammen-
hang der wissenschaftlichen Arbeiten und politisch motivierten Denk-
schriften zur Bevölkerungsverteilung, „völkischen“ Siedlungsgrenzen
und Sprachräumen mit der Vernichtungspolitik im Osten, zweitens
durch die Präsenz von Wissenschaftlern, die nach 1945 zu führenden
Fachvertretern aufstiegen und Generationen deutscher Universitäts-
historikerinnen und -historiker ausbildeten – zunächst im Mittelpunkt
des Interesses. Von Anfang an war aber klar, dass sich diese Form der
„Grenzlandforschung“ und der Vermischung wissenschaftlicher und
politischer Interessen nicht auf den Osten beschränkte.1 In jüngster

1Vgl. bereits Oberkrome, W., Volksgeschichte. Methodische Innovation und völki-
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Zeit ist die Kontroverse um die „Westforschung“ durch das umstrit-
tene Buch des niederländischen Soziologen Hans Derks zu diesem
Thema noch einmal angeheizt worden.2

Mit dem von Burkhard Dietz, Helmut Gabel und Ulrich Tiedau
herausgegebenen Sammelband „Griff nach dem Westen“ liegt nun
ein Kompendium vor, das einen breiten Überblick über wichtige Wis-
senschaftler, Universitätsinstitute, außeruniversitäre Forschungsein-
richtungen, Themen und Methoden ermöglicht. Die beiden Teilbände
mit über 1.200 Seiten Text versammeln 43 Beiträge deutscher, nieder-
ländischer und belgischer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler,
die teilweise auf frühere Buch- und Aufsatzveröffentlichungen zu-
rückgehen. Zwar richtete sich die „Westforschung“ neben Luxemburg,
Belgien und den Niederlanden auch auf Frankreich, aber in dem vorlie-
genden Sammelband steht zunächst der Nordwesten mit den Benelux-
Staaten im Blickpunkt. Eine weitere Publikation zum Südwesten mit
Frankreich als Schwerpunkt ist vorgesehen.

In vier Sektionen werden der theoretische, politische und ideologi-
sche Hintergrund der „Volkstums-“ und „Kulturraumforschung“ in

sche Ideologisierung in der deutschen Geschichtswissenschaft 1918-1945, Göttingen
1993, speziell zur „Westforschung“ S. 32-35, 61-73, 151-154, 203-210, 217-219; Ditt, K.,
Die Kulturraumforschung zwischen Wissenschaft und Politik. Das Beispiel Franz Petri
(1903-1993), in: Westfälische Forschungen 46 (1996), S. 73-176; Schöttler, P., Die histori-
sche „Westforschung“ zwischen „Abwehrkampf“ und territorialer Offensive, in: ders.
(Hg.), Geschichtsschreibung als Legitimationswissenschaft 1918-1945, Frankfurt am
Main 1997, S. 204-261; ders., Von der rheinischen Landesgeschichte zur nazistischen
Volksgeschichte oder Die „unhörbare Stimme des Blutes“, in: Schulze, W.; Oexle, O. G.
(Hgg.), Deutsche Historiker im Nationalsozialismus, Frankfurt am Main 1999, S. 89-113;
Dietz, B., Die interdisziplinäre „Westforschung“ der Weimarer Republik und NS-Zeit als
Gegenstand der Wissenschafts- und Zeitgeschichte. Überlegungen zu Forschungsstand
und Forschungsperspektiven, in: Geschichte im Westen 14 (1999), S. 189-209.

2Vgl. Derks, H., Deutsche Westforschung. Ideologie und Praxis im 20. Jahrhun-
dert, Leipzig 2001, rezensiert für H-Soz-u-Kult von Michael Fahlbusch, 27.6.2002,
<http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/rezensionen/ZG-2002-085> und Karl Ditt,
3.12.2002, <http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/rezensionen/id=2314> [auch in
Westfälische Forschungen 52 (2002)] mit einer Erwiderung von Hans Derks, 5.2.2003,
<http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/rezensionen/id=2314> Replik am Ende der
Rezension). Weitere Rezensionen erschienen in der Süddeutschen Zeitung (F.-R. Haus-
mann, 3. Juni 2002) und in Geschichte im Westen 17 (2002) (Ulrich Tiedau). Vgl. außer-
dem zu Derks im vorliegenden Band die Bemerkungen bei Rusinek (S. 1159-1165).

27

Westforscher waren keine Vordenker der Vernichtung

der ersten Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts, inhaltliche und ideo-
logische Grundlagen der „Westforschung“ und der an ihr beteiligten
Fächer, sowie Organisationen, Institute und Initiativen und schließlich
einzelne wichtige Personen vorgestellt. Ein einleitender Literaturüber-
blick der Herausgeber und ein Schlussbeitrag von Bernd-A. Rusinek
über Kontinuitäten der Forschung im zwanzigsten Jahrhundert bilden
den Rahmen der Beiträge, englische und französische Zusammenfas-
sungen sowie ausführliche Register runden den Band ab.

II. Horst Lademacher erinnert im Eröffnungsaufsatz des ersten Teils
an die Hintergründe der Verflechtung von Kulturraumforschung, ge-
schichtlicher Landeskunde und Politik, wie sie sich in den 1920er-
Jahren in Reaktion auf den Versailler Vertrag herausbildete. Das politi-
sche Engagement von Historikern und die Nutzung von Forschungs-
ergebnissen zur Legitimierung politischer Ansprüche waren dabei
nicht neu, sondern beides lässt sich bis ins neunzehnte Jahrhundert
zurückverfolgen. Heimatgeschichtliches bzw. landeskundliches Enga-
gement wiederum hing im Rheinland nicht nur mit der Grenznähe
zusammen, sondern auch mit der Formierung einer eigenen Identität
im föderal organisierten preußischen Herrschaftsbereich. Diese Di-
mension rheinischer und auch westfälischer Landeskunde lässt sich
vom neunzehnten Jahrhundert an über die Blütezeit der 1920er-Jahre
bis in die Anfangsjahre Nordrhein-Westfalens verfolgen.

Lademachers Postulat, dass die Kulturraumforschung – auch und
gerade in ihrer grenzüberschreitenden Dimension – durch die als
Missbrauch interpretierte Verwendung von Forschungsergebnissen
im „Dritten Reich“ nicht diskreditiert sei, sondern im Rahmen heu-
tiger europäischer Kooperation eine „ganz wesentliche Aufgabe“ (S.
18) mit europapolitischem Bezug übernehmen könne, enthält sicher
den meisten wissenschaftspolitischen Sprengstoff des Bandes. Zwar
setzt Lademacher einen erweiterten Kulturbegriff, der im Sinne Johan
Huizingas materielle und geistige Aspekte umfasst, als Grundlage
voraus und distanziert sich in vielem von der „klassischen“ Kultur-
raumforschung der Zwischenkriegszeit. Letztlich steht und fällt sein
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Programm einer Erforschung der „Geschichtslandschaft“ Nordwest-
Kontinentaleuropa mit Blick auf kulturelle Gemeinsamkeiten und
Besonderheiten aber mit der Frage, ob sich Forschungsthemen und
Methoden der Kulturraumforschung tatsächlich von der politischen
Instrumentalisierung vor allem ab den 1930er-Jahren trennen lassen.
Ein großer Teil der Beiträge des Sammelbandes kreist um diese Frage,
und die Antworten fallen durchaus unterschiedlich aus.

Die restlichen Beiträge des ersten Teils beleuchten den historischen
Werdegang einiger Schlüsselbegriffe im Umfeld der „Westforschung“.
Stefan Haas macht dabei in seinem Beitrag über „Transdisziplinarität“
in den kulturgeschichtlichen Forschungen des neunzehnten und frü-
hen zwanzigsten Jahrhunderts deutlich, wie die theoretischen Lücken
und Probleme, die mit diesem Begriff von Anfang an verbunden wa-
ren, den Boden für die irrationalen Ansätze der 1920er-Jahre und ihre
politische Instrumentalisierung bereiteten. Zu ähnlichen Ergebnissen
kommt Thomas Kleinknecht mit Blick auf die Begriffe „Kulturraum“
und „Volksboden“.

Dirk van Laak widmet sich dem Aufstieg der „Planung“ als politi-
scher Leitkategorie und technokratischen Vorstellungen der Organi-
sation von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft. Die Vorstellung einer
wissenschaftlich begründeten, aber praxisorientierten Planung erlebte
in den 1920er und 1930er-Jahren einen ersten Höhepunkt und spielte
dann in der Bundesrepublik der 1950er und 1960er-Jahre erneut eine
wesentliche Rolle. Peter Heil konkretisiert diese Überlegungen am Bei-
spiel der Raumplanung und ihrer offen eingeräumten inhaltlichen und
personellen Kontinuitäten zwischen dem Nationalsozialismus und den
ersten zwei Jahrzehnten der Bundesrepublik. Der erste Teil lotet damit
ein breites Spektrum von Rahmenbedingungen aus, in denen sich die
„Westforschung“ vollzog. Seine Artikel beleuchten die spannungsgela-
dene Beziehung zwischen Wissenschaft, Politik und Gesellschaft, bei
der Wissenschaftler einerseits allgemeinen gesellschaftlichen Kräften
und Tendenzen unterlagen, andererseits durch ihre Tätigkeit diese
Kräfte und Tendenzen aktiv mitgestalten und verändern wollten.
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III. Im zweiten Teil geht es um inhaltliche und ideologische Grund-
lagen der „Westforschung“, wobei es bereits vielfache Überschnei-
dungen zu Personen und Institutionen des dritten und vierten Teils
gibt. Winfried Dolderer macht in seinem Beitrag über den flämischen
Nationalismus der Zwischenkriegszeit deutlich, dass die Verbindung
von publizistisch-wissenschaftlich gefördertem Regionalbewusstsein,
„Volkstum“ und weitgehenden politischen Forderungen kein rein deut-
sches Phänomen war. Er beleuchtet das Geflecht von Personen, Institu-
tionen und Zeitschriften, das sich nach dem Ersten Weltkrieg zwischen
Belgien, exilierten Flandernaktivisten und deutschen Sympathisan-
ten herausbildete. Obwohl sich das Auswärtige Amt nach dem Ersten
Weltkrieg in der „Flamenfrage“ offiziell nicht mehr engagierte, spielten
deutsche Aktivisten wie der Historiker und Archivar Robert Paul Osz-
wald und der Jurist Konrad Beyerle und weitere deutsche Professoren
eine wichtige Rolle bei der ideologischen und praktischen Unterstüt-
zung der Flandernbewegung. Stephan Laux führt dies in einem biogra-
fischen Artikel über Oszwald weiter aus. Oszwald muss als einer der
engagiertesten, zugleich aber auch eigenwilligen und politisch schwer
zu kontrollierenden Aktivisten der deutschen Flandern-Bewegung
gelten. Er war weniger Forscher als Organisator und „Politikberater“
in Deutschland und während beider Weltkriege vor Ort in Belgien und
den Niederlanden.

Ein dritter Beitrag über die „großgermanische“ Kulturpolitik in
Flandern ab 1934 von Björn Rzoska und Barbara Henkes greift vor
allem die Aktivitäten der Rheinischen Forschungsgemeinschaft, na-
mentlich die Bemühungen um eine Ausweitung des Projektes eines
Volkskunde-Atlas’ auf das Nachbarland, und der belgischen Commis-
sie voor Folklore auf. Für die Kriegszeit stehen dann die Aktivitäten
des SS-„Ahnenerbes“ und ihres Mitarbeiters Hans Ernst Schneider in
Belgien im Mittelpunkt. Ein zweiter biografischer Beitrag der beiden
Autoren zu Schneider, der es nach 1945 als „Hans Schwerte“ zum
Rektor der RWTH Aachen brachte, behandelt seinen Einsatz in den
Niederlanden. In beiden Ländern engagierte er sich in der Förde-
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rung großgermanischer Volkstums-Forschungen und konnte dabei an
deutsch-niederländische Kooperationsprojekte aus der Vorkriegszeit
anknüpfen. Bereits ab 1933 waren solche Projekte den Zugriffen der
Nationalsozialisten ausgesetzt, nach Kriegsbeginn gerieten sie ganz
in den Bann der NS-Kulturpolitik. Die Bemühungen um eine Popu-
larisierung dieser Ideen fanden ihren Höhepunkt in der aufwendig
gemachten Zeitschrift „Hamer“, deren Publikation Schneider ab 1940
betrieb.

Heribert Müller, Johannes Arndt und Stefan Ehrenpreis gehen in
ihren Beiträgen auf inhaltliche Dimensionen der „Westforschung“ ein
und zeigen, wie sich die Interpretation zentraler historischer Themen
in ihrem Umfeld veränderte. Müller widmet sich in seinem Aufsatz
über Burgund und den Neusser Krieg von 1474/75 im Spiegel der Ge-
schichtsschreibung einem zentralen Thema der deutschen Mediävistik,
das nach dem Ersten Weltkrieg in einer Flut von Publikationen als
Modell rheinischen Widerstands und nationaler Solidarität gegenüber
dem „Feind aus dem Westen“ interpretiert wurde. Arndt zeigt am Bei-
spiel der publizistischen und musealen Aktivitäten des Münsteraner
Stadtarchivars Ernst Schultes, wie das Jahr 1648 und der Westfälische
Frieden in den 1920er und 1930er-Jahren antifranzösisch umgedeu-
tet und das Ausscheiden der Niederlande aus dem Reichsverband
für hinfällig erklärt wurde. Ehrenpreis untersucht die deutsche Kir-
chengeschichtsschreibung der Zwischenkriegszeit mit Blick auf ihre
Interpretation des Calvinismus, der von einem Teil der Kirchenhis-
toriker als „fremdvölkische“ Religion angesehen wurde. Im „Dritten
Reich“ dagegen konnte der Widerstand der Reformierten gegen staat-
lichen Zwang als Vorbild der Bekennenden Kirche im Kirchenkampf
dienen.

Martina Pitz analysiert die Habilitationsschrift Franz Petris über
„Die fränkische Siedlung in Frankreich und in den Niederlanden und
die Bildung der germanisch-romanischen Sprachgrenze“ (1935), ei-
ner der Schlüsseltexte der „Westforschung“, der auf den Arbeiten der
Bonner Schule aufbaute. Sie hebt den interdisziplinären Charakter der
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Studie und den Wert der Fragestellung hervor, belegt aber zugleich
detailliert ihre methodischen Mängel, die bereits von der zeitgenös-
sischen historischen und sprachgeschichtlichen Kritik angeprangert
wurden und angesichts heutiger namenkundlicher und archäologi-
scher Forschungen noch deutlicher werden. Dass sich der Nachweis
einer „germanischen Komponente“ noch bei anderen Forschern nicht
nur auf Flandern und die Niederlande beschränkte, macht Marnix
Beyen in seinem Beitrag über Wallonien deutlich. Dabei konnten sich
deutsche Konzepte der „Westforschung“ durchaus mit innerbelgi-
schen Diskursen über gemeinsame Merkmale Flanderns und Wallo-
niens berühren. Nach 1940 wurden die Forschungen deutscher und
wallonischer Volkskundler, Linguisten, Archäologen und Historiker
dann im Sinne der Besatzer in konkrete Politik umgesetzt.

Weitere Beiträge des zweiten Teils behandeln das Flandern-Bild
in der deutschen Literaturwissenschaft, die Beziehungen zwischen
Archäologie und „Westforschung“, bei der seit 1933 der rheinische
Kulturdezernent Apffelstaedt und ab 1938 das Institut für Vor- und
Frühgeschichte der Universität Bonn unter Kurt Tackenberg eine we-
sentliche Rolle spielten, sowie das Engagement von Soziologen wie
Gunther Ipsen, Max Hildebert Boehm oder Ludwig Neundörfer im
Rahmen der Agrarsoziologie und „Raumforschung“ im Westen, die
sich vor allem auf Lothringen richtete. Klaus Freckman analysiert den
Zusammenhang zwischen Kulturraumforschung und kultureller Iden-
tität Luxemburgs bis in die Gegenwart, Carlo Lejeune setzt sich mit
den Grenzgebieten Eupen-Malmedy sowie Arlon und Montzen und
der dort intensiv betriebenen Dialektforschung und „Kulturmission“
auseinander. Sowohl Freckmann als auch Lejeune beleuchten den Bon-
ner Volkskundler Matthias Zender, der neben Steinbach und Petri in
Luxemburg und Belgien besonders aktiv war.

Der abschließende Beitrag Horst Lademachers über zwischenstaat-
liche Organisationen in den deutsch-niederländischen Beziehungen
bis 1939 – u.a. die Niederländisch-Deutsche Vereinigung (1919), die
Nederlandsch-Duitsche Werkgemeenschap (1934), und die Deutsch-
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Niederländische Gesellschaft (1936) – macht noch einmal deutlich,
dass sich „Westforschung“ und deutsch-niederländische Kulturbezie-
hungen in einem komplexen Spannungsfeld zwischen Wissenschaft,
unpolitischen Kulturveranstaltungen und politischer bzw. ab 1933
nationalsozialistischer Propaganda bewegten und nicht ohne Berück-
sichtigung der Partner auf der Gegenseite zu verstehen sind.

IV. Der dritte Teil präsentiert „Organisationen, Institute und Initiativen
der ‚Westforschung’“. Michael Fahlbusch beleuchtet in einem umfang-
reichen, gelegentlich etwas unorganisierten Überblick die Deutsch-
tumspolitik des Auswärtigen Amtes, des Reichsinnenministeriums
sowie ab 1933 der SS und ihre Verbindung zur Westdeutschen For-
schungsgemeinschaft (WFG). Die Leiter der seit 1931 bestehenden,
mit Volkstumsvereinigungen, Instituten und Universitäten vernetz-
ten Organisation waren nacheinander die Historiker Franz Steinbach
und Theodor Mayer, der Geograf Wolfgang Panzer und schließlich
ab 1940 der Kulturgeograf und engagierte Nationalsozialist Friedrich
Metz. Fahlbusch betont den auf Expansion und Revision des Versailler
Vertrages gerichteten Kurs der WFG, der sich nicht nur in den For-
schungsprojekten und Tagungen, sondern schon vor 1940 auch in der
Beratungstätigkeit ihrer Mitglieder niederschlug. Die Postulierung
eines „gemeinsamen Kulturraumes“, der über die deutsche Westgren-
ze weit hinausreichte, wurde zwar vor dem Zweiten Weltkrieg noch
dadurch relativiert, dass man versicherte, die Eigenständigkeit vor
allem der Niederlande zu akzeptieren. Nach Fahlbusch diente sie letzt-
lich aber der Vorbereitung einer Veränderung der Staatsgrenzen in
Übereinstimmung mit den angeblichen „Volkstumsgrenzen“.

Lothar Mertens macht in seinem Beitrag die Rolle der Deutschen
Forschungsgemeinschaft in der Förderung der „Westforschung“ im
„Dritten Reich“ deutlich. Er hebt den politisch-ideologischen Charak-
ter vieler geförderter Projekte hervor, der sich im Krieg noch einmal
verschärfte. Wie sich neben den reinen Forschungsförderorganisatio-
nen auch staatliche Institutionen in diesem Bereich engagierten, zeigt
Wolfgang Franz Werner in seinem Beitrag über den Provinzialverband
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der Rheinprovinz. Pionierarbeit leistet Thomas Müller mit seinem Auf-
satz über die Westpolitik der Abteilung Grenzland (Abteilung G) des
Reichsinspekteurs der NSDAP. Ihre konspirative Tätigkeit, die vor al-
lem auf die Koordination der „Mobilmachung des Grenzraumes“ vor
Ort gerichtet war, ist bisher unerforscht geblieben. Müller verdeutlicht,
dass ihre Bedeutung im Geflecht der Westforschungsaktivitäten vor
allem im Bemühen um deren politische Anwendung bestand.

Hans-Paul Höpfner widmet sich der Bedeutung der „Westfor-
schung“ an der Universität Bonn, nach den Vorstellungen des Bon-
ner Dozenten und Nationalsozialisten Ernst Anrich die „geistige Fes-
tung an der Westgrenze“ (S. 673). Höpfner geht neben dem Institut
für geschichtliche Landeskunde auf die Ur- und Frühgeschichte, die
Sprachwissenschaft, die Volkskunde und schließlich die Romanistik
und Anglistik ein und kommt zu dem Schluss, dass vor dem Zweiten
Weltkrieg nur das Institut für geschichtliche Landeskunde tatsächlich
in der „Westforschung“ engagiert war. Auf die Rolle dieses Instituts
geht dann ausführlich Marlene Nikolay-Panter in ihrem erstmals 1996
in den Rheinischen Vierteljahrsblättern erschienen Aufsatz ein. Ihre
nüchterne Bilanz der Gründungsgeschichte, der frühen wissenschaftli-
chen und publizistischen Aktivitäten und schließlich seiner Rolle im
Rahmen der intensivierten „Westforschung“ der 1930er-Jahre betont
die Solidität der Institutsarbeit, die sich auch in den Kontakten ins
westliche Ausland widerspiegelte. Für Nikolay-Panter ist es nicht zu-
letzt das wissenschaftliche Ansehen, das das Institut nach 1933 in den
Blickpunkt des Interesses der Politik geraten ließ. Der Politisierung
in den 1930er-Jahren und der Verengung der Themen auf Volkstums-
fragen und den deutsch-französischen Gegensatz setzte man dabei
keinen Widerstand entgegen. Erst für die frühen 1940er-Jahre konsta-
tiert die Autorin „vorsichtige Distanz und ein unwilliges Sich-Fügen“
(S. 712), die sich z.B. in der Würdigung der Arbeiten Henri Pirennes
durch Steinbach zeigt. Wilfried Maxim ergänzt die institutionenge-
schichtliche Übersicht durch einen deutlich kritischeren Blick auf die
Publikationen der Bonner Schule. Er weißt anhand der Veröffentli-
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chungen im Vorfeld der Saarabstimmung von 1935 und zur Geschichte
der Benelux-Staaten die politische Dimension vieler Arbeiten nach,
die zusammen eine „Geschichte der Differenz“ (S. 740) ergeben, die
als Grundlage einer politischen Neugliederung Westeuropas dienen
konnte.

Eine kritischere Stoßrichtung als der Beitrag Höpfners über Bonn
hat Thomas Müllers Untersuchung der „Westforschung“ an der TH
Aachen. In Aachen waren das Geographische und das Deutsche Insti-
tut sowie ab 1943 das neue Institut für Raumordnung und Raumfor-
schung unter Hermann Roloff die Träger der „Westforschung“. Neben
wissenschaftliche traten zunehmend politikberatende und schließlich
ab 1940 organisatorische Aufgaben der Fakultätsmitglieder in der Be-
satzungsverwaltung. Für Müller ist die Aachener Grenzlandforschung
unmittelbar mit der konkreten Grenzlandpolitik verbunden und hat-
te eindeutig expansive Züge. Zudem lassen sich in Aachen direkte
Zusammenhänge zwischen West- und Ostforschung nachweisen.

Martin Krögers Aufsatz über die Praxis der deutschen auswärti-
gen Kulturpolitik in den Niederlanden der 1920er und 1930er-Jahren
kommt vor dem Hintergrund der Untersuchung von Kunst, Film,
Wissenschaft, „Auslandsdeutschtum“ und der deutschen Schulen zu
dem Schluss, dass von einer zielgerichteten Politik keine Rede sein
konnte, sondern mit Ausnahme der großzügig unterstützten Schulen
nur kleine Summen in wenig spektakuläre Projekte flossen. Frank-
Rutger Hausmann untersucht das Deutsche Wissenschaftliche Institut
(DWI) in Brüssel, das von 1941 bis 1944 als Teil einer Kette von DWI
im europäischen Ausland als Schaufenster der Leistungen deutscher
Kultur und Mittlerinstanz zur belgischen Wissenschaftslandschaft die-
nen sollte. Zunächst von dem Bonner Vorgeschichtler Kurt Tackenberg
geleitet, trat 1942 nach Auseinandersetzungen zwischen Auswärti-
gem Amt, Reichserziehungsministerium und Militärverwaltung der
Heidelberger Romanist Walter Mönch an die Spitze des DWI. Mönch
hielt nach Kriegsende an der Vorstellung fest, seine Arbeit habe der
Völkerverständigung gedient und sei nicht Teil der deutschen Unter-
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drückungspolitik in Belgien gewesen.
Weitere Beiträge dieses Teils behandeln den Genealogen Karl Wül-

frath und dessen „Rheinisches Provinzialinstitut für Sippen- und
Volkskörperforschung“ an der Universität zu Köln, die ab 1943 von
dem niederländischen Reichskommissar Seyss-Inquart herausgege-
bene Zeitschrift „Westland“, die ähnlich wie die Zeitschrift „Hamer“
einen Versuch der Popularisierung der Erkenntnisse der „Westfor-
schung“ darstellte, und schließlich das Deutsch-Niederländische For-
schungsinstitut an der Universität zu Köln, 1931 gegründet und Vor-
läufer des heutigen Instituts für Niederländische Philologie. Der letzte
Artikel, der im Wesentlichen aus den Erinnerungen einer damaligen
Mitarbeiterin, Marta Baerlecken (geb. Hechtle), besteht, fällt aus dem
Rahmen der übrigen Beiträge heraus. Er ermöglicht zwar interessante
Innenansichten des damaligen Wissenschaftsbetriebes, reflektiert aber
auch persönliche Enttäuschungen und ist mit Blick auf ihre Einschät-
zung von Personen wie dem ersten Direktor Friedrich von der Leyen
oder Franz Petri kritisch zu lesen.

V. Der vierte Teil des Sammelbandes behandelt in biografischen Skiz-
zen noch einmal einzelne „Westforscher“. Karl Ditts Beitrag über Franz
Petri stellt eine aktualisierte Fassung seines 1996 in den Westfälischen
Forschungen erschienenen Aufsatzes dar. Er betont den historischen
Hintergrund des Kulturraumkonzepts von Petri, die Gegenwartsbe-
zogenheit seiner Forschungen, analysiert die Habilitationsschrift und
widmet sich den Aktivitäten Petris in der Militärverwaltung in Belgien.
Eine Politisierung seines Konzepts im Sinne konkreter Grenzverschie-
bungen sieht Ditt erst ab 1942. Zudem hält er ausdrücklich an dem
zeitgenössisch innovativen Charakter des Kulturraumforschungskon-
zepts sowie dem Konzept historisch prägender Räume und der inter-
disziplinären Methodik mit der empirisch-statistisch-kartografischen
Arbeitsweise fest. Nach 1945 wurden die theoretischen Defizite die-
ses Konzepts deutlicher, die schließlich die Kulturraumforschung un-
geachtet der Nachkriegskarrieren Steinbachs und Petris ins Abseits
führten.
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Weitere Beiträge behandeln den Kölner Mediävisten Gerhard Kal-
len, der sich in den 1930er-Jahren mit „völkisch“ orientierten und
frankreichkritischen Publikationen hervortat und einer der Förderer
Petris war, den Bonner Kunsthistoriker und Nationalsozialisten Alfred
Stange, der sich ab 1935 wissenschaftspolitisch und publizistisch im
Sinne des Regimes engagierte und dessen Aktivitäten in Frankreich
und den Benelux-Staaten im Zweiten Weltkrieg im Zusammenhang
mit dem Kunstraub von Interesse sind, und dem wissenschaftlichen
Werk des Bonner Historikers Leo Just, der sich thematisch im Umfeld
der Grenzlandforschung bewegte, aber im „Dritten Reich“ ein oppor-
tunistischer Außenseiter blieb. Helmut Gabel behandelt mit Chris-
toph Steding, dem 1938 verstorbenen NS-Historiker und Schützling
Walter Franks, einen Sonderfall der „Westforschung“, denn Stedings
Hauptwerk über „das Reich und die Krankheit der europäischen Kul-
tur“ bemüht sich gerade nicht um den Nachweis gemeinsamer Bande
zwischen Deutschland und den kleinen westlichen Nachbarstaaten,
sondern sucht die Konfrontation mit den „Reichsfeinden“, namentlich
der Schweiz und den Niederlanden.

Jan Zimmermann widmet sich dem Hamburger Kaufmann und
Mäzen Alfred Toepfer. Toepfers 1931 gegründete Stiftung F.V.S. war
Teil des außeruniversitären Netzwerkes der Volkstumsforschung und
zeichnete seit 1935 mit dem Rembrandt-Preis und dem Joseph von
Görres-Preis Künstler und Wissenschaftler im Umfeld der „Westfor-
schung“ aus. Nur losen Bezug zum Thema hat Peter Jan Knegtmans’
Aufsatz über den niederländischen Germanisten und Kollaborateur
Jan van Dam, der ab November 1940 Generalsekretär des niederlän-
dischen Unterrichtsministeriums war. Joachim Lerchenmueller greift
schließlich noch einmal den Fall Schneider/Schwerte und dessen Ak-
tivitäten in den Niederlanden seit den 1930er-Jahren auf.

Bernd-A. Rusinek diskutiert abschließend am Beispiel des Bonner
Instituts für geschichtliche Landeskunde Fragen der Kontinuität der
„Westforschung“. Er sieht sie in Personen und Programmen ebenso wie
in der Politiknähe, in bestimmten ideologischen Schnittmengen – Anti-
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kommunismus und Europaideologie – und in allgemeinen Strukturen
von Wissenschaft und Forschungsorganisation über drei gegensätzli-
che politische Systeme hinweg als gegeben. Damit geht es ihm nicht
um die Aufdeckung einer nationalsozialistischen „Kontaminierung“
einzelner Personen oder Themen, sondern um wissenschaftsgeschicht-
liche „Flugbahnen“, die sich mindestens von den 1920er-Jahren bis in
die Bundesrepublik hinziehen und sich je nach Blickwinkel sogar bis
weit ins neunzehnte Jahrhundert zurückverfolgen lassen. Dies nimmt
der Debatte manches von ihrer Aufgeregtheit und eröffnet zugleich in-
teressante neue Perspektiven. „Westforschung“ erscheint bei Rusinek
weniger als innovativer Ansatz denn als wissenschaftliche Sackgasse,
weil die „Westforscher“ selbst in vorgezeichneten Bahnen verharrten
und sich als unfähig erwiesen, auf intellektuelle Anregungen und
kulturelle Umbrüche angemessen zu reagieren.

VI. Welche übergeordneten Ergebnisse lassen sich nun nach der Lek-
türe von 1.200 Seiten Text festhalten? Die Herausgeber haben der
Beantwortung dieser Frage – auch vor dem Hintergrund des Buches
von Derks – explizit verweigert und überlassen sie ihrem Publikum.
Zunächst macht der Band deutlich, dass die „Westforschung“ kein
einheitliches Programm war, das zentral gelenkt wurde und eine kla-
re wissenschaftliche oder politische Zielrichtung hatte. Die Beiträge
illustrieren im Gegenteil die Heterogenität der Motive, Themen und
Methoden und das schier undurchdringliche Geflecht der Organisa-
tionen, Institute und Personen, in denen bestimmte Institutionen wie
die Bonner Universität und Schlüsselfiguren wie die Historiker Stein-
bach und Petri, der Vorgeschichtler Tackenberg oder auch der ominöse
Hans Ernst Schneider Hauptrollen spielten und in vielen Funktionen
begegneten. Andererseits machen aber die Aufsätze über Nebenaspek-
te und Randfiguren erst die ganze Bandbreite der „Westforschung“
deutlich.

Zweitens ist wichtig, dass die Kulturraumforschung, als die sich
die „Westforschung“ verstand, keineswegs ein rein deutsches Phäno-
men war und auch nicht ausschließlich auf politische Hintergründe,
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wie die Niederlage im Ersten Weltkrieg und die Folgen des Versail-
ler Vertrages zurückzuführen ist. Themen und Methoden hatten ihre
Vorläufer im neunzehnten Jahrhundert und fanden sich in den 1920er
und 1930er-Jahren auch im westeuropäischen Ausland. In Belgien bzw.
Flandern lassen sich sogar ähnlich intensive politische Bezüge wie in
Deutschland feststellen. Dagegen fehlt der belgischen wie der nieder-
ländischen – und auch der französischen – Kultur- und Grenzlandfor-
schung die expansive Dimension, die sie in Deutschland immer stärker
annahm. Weder in Frankreich noch in den Benelux-Staaten bemühte
man sich um den Nachweis von Volkstums- und Sprachgrenzen, um
damit einer Verschiebung von Staatsgrenzen vorzuarbeiten.

Trotz dieses expansiven Charakters, der spätestens mit dem Kriegs-
beginn im Westen ab 1940 – teilweise unter direkter Mitwirkung der
„Westforscher“ – von deutscher Seite in konkrete Politik umgesetzt
wurde, fehlt im Westen die Dimension rücksichtsloser Gewalt. Dies
räumen so unterschiedliche Autoren wie Fahlbusch (S. 584) und Ditt
(S. 938) gleichermaßen ein. „Westforscher“ wurden nicht zu „Vorden-
kern der Vernichtung“ (Aly, Heim) – es ging um Kollaboration und
Verschmelzung, nicht um Auslöschung und Völkermord. Reste von
Respekt vor den kulturellen Leistungen und der Eigenständigkeit der
Niederländer, Flamen und Wallonen und auch der Franzosen blie-
ben auch bei den politisch engagiertesten „Westforschern“ erhalten.
Dies wiederum ermöglichte vielen von ihnen nach 1945 eine relativ
geräuschlose Überleitung ihrer Positionen in eine Europa- und Abend-
landideologie, die in mehreren Beiträgen kurz gestreift wird, aber noch
intensiver zu untersuchen wäre.

In historiografischer Perspektive macht der Band zudem einmal
mehr deutlich, wie wertvoll die Verknüpfung von biografischen, ide-
engeschichtlichen und institutionengeschichtlichen Ansätzen ist, die
sich in den letzten Jahren in der Geschichte der Geschichtsschreibung
zunehmend durchsetzt. Anders wäre ein Phänomen wie die „West-
forschung“, deren Vertreter vielfach als Wissenschaftler „neuen Typs“
erscheinen, die sich gleichermaßen in Wissenschaft und Lehre, popu-
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lärer Publizistik, Forschungsorganisation und Politikberatung sowie
schließlich im Zweiten Weltkrieg als Teil der deutschen Besatzungs-
verwaltung im Westen bewegten, nicht zu erfassen.

Kritisch anzumerken bleiben bei der Gesamtkonzeption Über-
schneidungen, auch wenn diese von den Herausgebern mit der „ubi-
quitären Präsenz einzelner Personen und Institutionen“ sachlich be-
gründet werden, und manche Ungleichgewichtigkeiten bei den be-
handelten Themen und Personen. Wieso werden etwa Franz Petri
oder Hans Erich Schneider in mehreren eigenen Beiträgen mit vielen
inhaltlichen Doppelungen ausführlich gewürdigt, während man bio-
grafische Skizzen Hermann Aubins, Theodor Frings’ und selbst Franz
Steinbachs vergeblich sucht? Warum behandeln mehrere Beiträge das
Bonner Institut, aber findet sich z.B. kaum etwas über das Münsteraner
Provinzialinstitut für Landes- und Volksforschung oder das Kölner
Institut für Raumpolitik Martin Spahns? Insgesamt hat der „Griff nach
dem Westen“ damit eher den Charakter einer Anthologie als einer
Enzyklopädie und bietet trotz seines Umfangs noch reichlich Raum
für weitere Untersuchungen.

Können aus den Ergebnissen des Projektes nun Argumente für
oder gegen eine Aktualisierung der Kulturraumforschung im Sinne
Horst Lademachers gewonnen werden? Die Antwort darauf lässt der
Band offen. Rusineks Schlussbeitrag macht einige der Schwierigkeiten
deutlich, die sich dabei stellen. Jedenfalls bietet „Griff nach dem Wes-
ten“ für die weitere Diskussion auch dieser Fragen nun eine historische
Materialgrundlage, wie sie für wenige andere Forschungsrichtungen
und Fächer zur Verfügung steht.

Das qualvolle Drangsalieren der ’germanischen Brüdervölker’
Dietz, Burkhard; Gabel, Helmut; Tiedau, Ulrich (Hg.): Griff nach dem
Westen. Die ’Westforschung’ der völkisch-nationalen Wissenschaften zum
nordwesteuropäischen Raum (1919–1960). Münster: Waxmann Verlag
2003. ISBN: 3-8309-1144-0; 1260 S.; 2 Bände
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Die von Burkhard Dietz, Helmut Gabel und Ulrich Tiedau edierten
Bände über die „Westforschung“ der deutschen „völkisch-nationalen
Wissenschaften“ zu den Niederlanden, Belgien und Luxemburg müs-
sen, obwohl sie neben viel Neuem durchaus auch Altes und Bekanntes
präsentieren, als grundlegende und – wie die Herausgeber einräumen –
in mancherlei Hinsicht ausbaufähige Publikationen gewürdigt werden.
Die in ihnen vereinten Studien werfen z.T. erhellende Schlaglichter
auf Strukturen, Organisationen und Protagonisten sowie auf wich-
tige einzeldisziplinäre Forschungspfade der nach Nordwesteuropa
ausgerichteten ‚Volkstumswissenschaften’ insbesondere des ‚Dritten
Reiches’. Sie treten dadurch gleichsam aus dem Schatten der intensi-
ver diskutierten ‚Ostforschung’. Obwohl das vernichtungspolitische
Potential der akademisch generierten nationalsozialistischen Ostpla-
nungen ungleich ausgeprägter war als jenes der einschlägigen westli-
chen Konzeptionen, lagen ihnen ähnliche Zielvorgaben zugrunde. In
ihrem Zentrum stand die mit allen Kräften angesteuerte Hegemonie
des ‚Deutschtums’ auf dem nach völkischen bzw. rassischen Kriterien
‚neugeordneten’ und militärisch ‚gefügig’ gemachten Kontinent.

An diesem Resultat lassen auch die 43 Beiträge zur ‚Westforschung’
keinen Zweifel aufkommen. Die nicht zuletzt geistes- und sozialwis-
senschaftlich grundierte Kultur- und Machtarroganz der Deutschen
gegenüber den Wallonen und den gelegentlich umworbenen, mitunter
kollaborierenden, in der Regel jedoch qualvoll drangsalierten ‚germa-
nischen Brudervölkern’ wird prägnant sichtbar gemacht. Darin liegt
das wesentliche, in mancher Beziehung herausragende Verdienst der
Sammelbände. In einer perspektivisch erweiterten wissenschaftsge-
schichtlichen Sicht birgt es allerdings ernstzunehmende Risiken und
Probleme.

Das möglicherweise gravierendste Manko besteht darin, dass das
weithin zutreffende Bild vom wissenschaftlich einmütig legitimierten
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‚Griff nach dem Westen’ eine Homogenität der Westforschung sug-
geriert, die sich bei genauerer Betrachtung – auch der vorgelegten
Beiträge – als Chimäre entpuppt. Darüber hinaus schmälert die star-
ke NS-Fixierung vieler Abhandlungen eine eingehende Analyse der
Herkunft und Entwicklung der zunächst ‚stammesräumlich’ und ‚kul-
turmorphologisch’ angelegten ‚Volkstumsforschung’, deren ebenfalls
konstitutiven innenpolitischen, ‚deutschtumszentrierten’ Komponen-
ten vor 1933 und nach 1945 eindeutig zu kurz kommen. Schließlich
behindert der naturgemäß eher disziplingeschichtliche oder biogra-
fische Zuschnitt der meisten Aufsätze eine generelle Erörterung der
Methodologien und heuristischen Instrumentarien, die der vor allem
in den rheinischen und westfälischen Gralsburgen der ‚Westforschung’
praktizierten ‚Kulturraumforschung’ das Gepräge gaben.

Im Folgenden sollen diese Bemerkungen mit einigen Stichworten
und kursorischen Hinweisen erläutert werden. Eine ausführlichere
Rezension des ‚Griffs nach dem Westen’ legt der Verfasser im Band 53
der ‚Westfälischen Forschungen’, Jg. 2003, vor.

- In seiner bemerkenswerten Untersuchung der ‚Grenzpolitik’ des
rheinischen Provinzialverbandes in der NS-Zeit registriert Thomas
Müller die Anstrengungen des SS-Historikers Hans Joachim Beyer,
„ein nationalsozialistisch akzentuiertes Westforschungsprogramm [...]
in Abgrenzung zur Westdeutschen Forschungsgemeinschaft“ (S. 788)
aus der Taufe zu heben. Beyers Vorbehalte gegen diese von Micha-
el Fahlbusch als institutionelles Rückgrat der fächerübergreifenden
Westforschung charakterisierte Institution deckten sich offenbar mit
Aversionen des von Carsten Klingemann behandelten soziologisch-
demografisch verfahrenden West- und Ostforschers Gunther Ipsen.
Der ‚Volkstumsforscher’ machte sich in den ausgehenden 1930er-
Jahren dafür stark, das bis dahin einflussreiche Periodikum der For-
schungsgemeinschaften, das Deutsche Archiv für Landes- und Volks-
forschung, kurzerhand „umzulegen“, weil ihm die wissenschaftlichen
Prämissen und Darlegungen dieser Zeitschrift zuwider waren. Vor
dem Hintergrund solcher Befunde gewinnt die Frage an Gewicht, ob
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die von Marlene Nicolay-Panter u.a. konstatierten Animositäten des
SD gegen den Bonner Landeshistoriker Franz Steinbach, die jahrelang
führende Persönlichkeit der Westdeutschen Forschungsgemeinschaft,
auf individuelle oder eher auf systematische Gründe zurückzufüh-
ren waren. Könnte es sein, dass nicht allein Steinbachs eigensinnige
Haltung zu Detailproblemen der westlichen Besatzungs- und Kul-
turpolitik die Gegnerschaft mächtiger Kontrahenten heraufbeschwor,
sondern dass der Ansatz der Forschungsgemeinschaften mit der Zeit
prinzipiell quer zu den Wissenschaftsparametern einer zentralisieren-
den, kontinental ausblickenden Herrschaftsbürokratie im exekutori-
schen, ‚bevölkerungspolitischen’ Machbarkeitsrausch standen? Diese
Frage, die möglicherweise auf erklärungsbedürftige Fraktionierungen
innerhalb der ‚Westforschung’ verweist, wird nicht thematisiert.

- Die Suche nach konkurrierenden Modellen völkischer Wissen-
schaft, nach unterschiedlichen Entwürfen einer von weiten Teilen des
rechten politischen Lagers angestrebten ‚Volkwerdung’, hätte es erfor-
derlich gemacht, die Ursprünge und die Entfaltungsbedingungen der
von der Westdeutschen Forschungsgemeinschaft favorisierten ‚Kul-
turraumforschung’ genauer unter die Lupe zu nehmen. Dabei hätte
geklärt werden können, wieso sich dieser Forschungsansatz vor allem
in den Provinzial- und Länderverwaltungen der 1815 und 1866 militä-
risch unterlegenen Territorien außergewöhnlichen Zuspruchs – und
finanzieller Unterstützung – erfreute. Wieso war die durch und durch
‚volkstumsfixierte’ ‚Kulturraumforschung’ bei den überwiegend ka-
tholischen Kulturadministrationen des Rheinlands und Westfalens so
ungemein beliebt? Aus welchem Grund knüpfte der volkskundlich
forschende ‚Reichsprälat’ und Wissenschaftsorganisator Georg Schrei-
ber (Münster) seine politischen und wissenschaftlichen Hoffnungen in
der Weimarer Republik wie in den 1950er-Jahren explizit an die Kate-
gorien ‚Volkstum’ und ‚Heimat’? Entsprechende Fragen hätten eine –
öffentlich anscheinend relativ breit rezipierte - organologische Volks-
tumsideologie in den Blick rücken können, die bereits vor 1914 einen
unmittelbaren Zusammenhang zwischen der wissenschaftlich zu ver-
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mittelnden Kongruenz von Landschaften, räumlichen Kulturen – dazu
zählten auch Konfessionen - und Landsmannschaften („Stämmen“)
und der somatischen Befindlichkeit des aus solchen Raumeinheiten
zusammengesetzten ‚deutschen Volksleibes’ konstruierte.

- So abwegig solche Mythen aus dem ideologischen Fundus völki-
scher Verstiegenheit anmuten, so sehr hätten sie zu Reflexionen über
(geistes-)wissenschaftliche und kulturpolitische Prioritätssetzungen
in der deutschen Geschichte des 20. Jahrhunderts einladen können.
Einige generalisierende zeithistorische Annotationen über die wech-
selvollen Konjunkturen räumlich-tribalistischer Forschungsstränge
und Deutungskulturen, die sowohl in den 1920er-Jahren als auch
– das heben die Darstellungen Rusineks, Ditts und ein kenntnisrei-
cher, sorgfältig argumentierender Forschungsbericht der Herausgeber
tendenziell hervor – in der frühen Bundesrepublik boomten, wären
wünschenswert gewesen. Ihre Berücksichtigung hätte Brückenschläge
in Richtung von Dirk van Laaks luziden Überlegungen zu planeri-
schen Projektionen „alternative[r] Wege in die Moderne“ (S. 81ff.)
ermöglicht, nach denen auch die Fürsprecher des ethnozentrischen
Kulturraumansatzes mit antiwestlichem und antiöstlichem Impetus
fahndeten.

- In Analogie dazu bleibt die innovative Methodologie der Kultur-
raumforschung an einer entscheidenden Stelle unbehandelt. Rusinek
hat zwar den qualitativ neuartigen Anspruch der ‚Volks- und Lan-
deskunde’, Politikberatung leisten zu können und grundsätzlich an-
wendungsorientiert zu sein, aus der sukzessiven Marginalisierung der
Geisteswissenschaften durch die technisch-naturwissenschaftlichen
Fächer zutreffend hergeleitet. Obendrein wäre es aber einer Erwäh-
nung wert gewesen, dass der theoretisch ausgewiesenste – und in den
vorgestellten Bänden betrüblich knapp diskutierte - Vertreter der ‚West-
forschung’, Hermann Aubin, eine nomologische Fundamentierung
der historisch-soziologischen Fächer auf das Tapet brachte, die - im
Zugriff auf die vermeintlich essentiellen „Lebensgesetze“ des ‚Volkes’ -
das idiografische und intentionalistische Erbe der geisteswissenschaft-
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lichen Fächer über Bord zu werfen versprach. Diese Ankündigung ist
nicht lediglich in der wissenschaftsgeschichtlichen Binnenschau inter-
essant. Sie spiegelt vor allem das ungewöhnliche Selbstbewusstsein
einer auf ‚Raum’ und ‚Stammestum’ orientierten Forschungsrichtung
wider, die sich nach 1920 als fächerverbindende Königsdisziplin des
inneren wie äußeren ‚Volkstumskampfs’ positionierte.

Die hier fragmentarisch angeführten Monita richten sich nicht
an die Adresse der Beiträgerinnen und Beiträger, die vielfach tiefe
Schneisen in das Dickicht der ‚Westforschung’ geschlagen haben. Die
Beanstandungen wären womöglich sogar hinfällig gewesen, wenn
sich die Herausgeber zu einer synthetisierenden Interpretation der
von ihnen - in fraglos mühsamer und aufwendiger Arbeit - zusammen-
gestellten Aufsätze entschlossen hätten. Eine Gesamtbetrachtung und
bündige Bewertung lehnen sie jedoch entschieden ab. Dieser Verzicht
wird mit der Veröffentlichung einer externen Abhandlung von Hans
Derks über die ‚deutsche Westforschung’ begründet. Ihre „kritisch-
polemischen Einschätzungen sollten [...] im Licht der im vorliegenden
Band präsentierten Detailuntersuchungen beurteilt werden, jedoch
nicht auf der Grundlage allgemeiner Thesen [...]“ (S. XXX), weil sonst
eine rein deduktive ‚Derks-Kontroverse’ drohe, die von den Erträgen
der Einzeldarstellungen ablenken werde.

Die Konsequenzen dieser Annahme sind indes bitter. Die Leser-
schaft des ‚Griffs nach dem Westen’ wird in einem extrem unebenen,
organisations-, ideologie-, institutions-, lebens-, werk- und disziplinge-
schichtlichen Labyrinth von 1.300 Seiten ausgesetzt, während man die
ihr in Aussicht gestellten Ariadnefäden panisch kappt, obwohl der an-
geblich furchtgebietende Minotaurus Derks spätestens auf Seite 1161
des vorliegenden Werkes ganz eindeutig unter das wissenschaftliche
Normalmaß zurückgestutzt worden ist. Das mag verstehen wer will.

45

Deutliche direkte institutionelle und politische Wirkungen

Deutliche direkte institutionelle und politische Wirkungen
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Derks, Hans: Deutsche Westforschung. Ideologie und Praxis im 20. Jahrhun-
dert. Leipzig: AVA-Akademische Verlagsanstalt 2001. ISBN: 3-931982-
23-8; 304 S.

Rezensiert von: Jost Dülffer, Historisches Seminar, Universität Köln

Mit dem Historikertag von 1998 hat die Auseinandersetzung um die
Rolle der Geschichtswissenschaft in der NS-Zeit und die personellen
und methodischen Kontinuitäten eine neue Qualität erhalten – später
als in manchen anderen Wissenschaften, wie kritisch anzumerken ist.
Eine besondere Rolle haben dabei die von Michael Fahlbusch erst-
mals umfassend untersuchten regionalen Forschungsgemeinschaften
gespielt, die vor allem für den Osten und Südosten mit für die Zeit
nach dem Zweiten Weltkrieg wichtigen Personen wie Hans Rothfels,
Werner Conze und Theodor Schieder bzw. Otto Brunner eine breite
Debatte auslösten. Aber auch die Westforschung trat hiermit stärker
in den Blick. Der Sache nach ganz neu war auch dies nicht, wohl aber
der neuen öffentlichen und damit auch wissenschaftlichen Aufmerk-
samkeit geschuldet, hatten doch schon zuvor recht unterschiedlich
zupackende Arbeiten vor allem von Karl Ditt und Peter Schöttler für
Zündstoff gesorgt. Dennoch war es eine gute Idee, die institutiona-
lisierte und nicht-institutionalisierte Westforschung der NS-Zeit mit
Vor- und Nachlauf in einer umfassenden Publikation zum Thema zu
machen.

Mitarbeiter des Zentrums für Niederlandeforschung in Münster
ergriffen hierzu die Initiative, deren Institut während der Bearbeitungs-
zeit selbst gleichsam zum Gegenstand der Wissenschaft wurde. Denn
der niederländische Sozialwissenschaftler Hans Derks veröffentlichte

46



Jost Dülffer

2001 eine Studie, die eine recht direkte Kontinuität der Westforschung
bis in die Gegenwart des gerade erst emeritierten Leiters Horst Lade-
macher behauptete. Die Herausgeber notieren dann auch: »Positionelle
Klarstellungen sind also angesagt – auch unter diesem recht kurzfristig
hinzugekommenen Aspekt sollte der Band gelesen werden« (S. XII).

Nun hat um Derks schon – nach einer ersten Würdigung in der
Süddeutschen Zeitung – Ende 2002/Anfang 2003 eine Diskussion in
H-Soz-u-Kult zwischen Fahlbusch, Ditt und Derks stattgefunden, in
der die Positionen umrissen wurden1, und in dem Münsteraner Band
gibt Bernd Rusinek in seinem abschließenden Beitrag eine ausführ-
liche Vorstellung der Stärken, aber auch eklatanten Schwächen von
Derks’ Arbeit, in der alles mir wesentlich Erscheinende gesagt wird.
Der »Griff nach dem Westen«-Band wird so zum Prüfstein der Vorwür-
fe von Derks, und mit seinem Erscheinen selbst ein Stück Historie. Die
Herausgeber begegnen der Herausforderung mit schierer Quantität:
Ich zähle neben der Einleitung 42 Aufsätze, z.T. mit mehreren Verfas-
sern, einige – wie Lademacher – schreiben auch zwei Beiträge. Die
Aufsätze erreichen oft um die 50 Seiten und weisen zahlreiche Über-
schneidungen auf. Nicht nur die zentralen Namen wie Franz Petri,
Franz Steinbach und Hans Schneider/Schwerte tauchen in gleichen
Situationen in vielen Beiträgen auf, auch das Institut für geschichtliche
Landeskunde der Rheinlande in Bonn wird in mehreren Beiträgen
von seiner Gründung an und in seiner Gründung vorgestellt – die
Nuancen und Widersprüche der Autoren bedürften einer gesonderten
Arbeit.

Angesichts der Selbstreferentialität der neuesten Debatte über die
Westforschung und ihre Folgen bis in die Gegenwart können in einer
Besprechung nur einige Akzente gesetzt werden. Die Frage nach »brau-
nen Flecken« sollte doch seit Willi Oberkromes Arbeit von 1993 über

1Michael Fahlbusch über Derks, Hans, Deutsche Westforschung. Ideologie und Pra-
xis im 20. Jahrhundert, Leipzig 2001, in: H-Soz-u-Kult, 27.06.2002, <http://hsozkult.
geschichte.hu-berlin.de/rezensionen/ZG-2002-085>; Karl Ditt über Derks, Hans: Deut-
sche Westforschung. Ideologie und Praxis im 20. Jahrhundert, Leipzig 2001, in: H-Soz-u-
Kult, 01.12.2002, <http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/rezensionen/id=2314>.
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die Volksgeschichte auf einem breiteren intellektuellen Fundament ste-
hen als der bloßen Enthüllung. Die Herausgeber benennen »letztlich«
als »Kern« die Frage, »ab wann sich Wissenschaftler [. . . ] unverrück-
bar und in letzter Konsequenz in den Dienst nationalsozialistischer
Politik stellten und sich somit der intellektuellen Vorbereitung der
Verfolgungs-, Vertreibungs- und Vernichtungspolitik schuldig mach-
ten« (S. XIV). Und Lademacher bemerkt zu den Möglichkeiten der
»Kulturraumforschung«, es gehe »um die grenzüberschreitenden Mög-
lichkeiten der Kulturraumforschung, deren Nutzung nicht notwen-
digerweise dadurch disqualifiziert ist, dass das Regime des Dritten
Reiches frühe Ergebnisse als Grundlage der Rechtfertigung grenzüber-
schreitender Expansion missbraucht hat« (S. 18). Das mag richtig sein,
im Begriff Missbrauch liegt jedoch ein Element der Außensteuerung,
das stark zu relativieren sein dürfte. Andere Autoren sprechen dann
auch von Diskursen oder personellen Netzwerken, welche die natio-
nalsozialistische Kulturpolitik nach außen in Richtung auf Westeuropa
ausmachten. Darin wird recht deutlich, dass es nicht um Parteibücher,
Affilationen mit dem Ahnenerbe der SS, Mitgliedschaften dortselbst,
Kooperation in dieser oder jener Rolle in Besatzungsverwaltung oder
Auslandsuniversität ging, sondern um persönliche Karrieren und Wir-
kungsmöglichkeiten, die von den betreffenden Personen selbst kamen
und ausgingen. »Dem Führer entgegenarbeiten«, hat Ian Kershaw die-
se Gesinnung auf den Punkt gebracht; hier könnte man das abwandeln
in »dem nationalen Interesse dienen« – und das wandelte sich mit den
Zeitläuften, aber eben auch die Protagonisten trugen in den NS-Jahren
selbst willentlich dazu bei.

Eine so starke intellektuelle Mittäterschaft wie die Herausgeber
braucht man da nicht zu unterstellen. Im Westen reichte oft viel weni-
ger. Rusinek wählt in einem insgesamt brillanten Beitrag einen anderen
Weg, wenn er mit oft geschliffener, auch ätzender Rhetorik sein The-
ma der Nachwirkungen nach 1945 zunächst glatt und gezielt verfehlt
und – ganz überzeugend – betont, man müsse bei den intellektuellen
Formierungsprojekten auf das Ende des 19. Jahrhunderts zurückge-
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hen. So vermag er – wie Lademacher – ein durchgehendes Streben
nach politischem Einfluss zu erkennen, das sich nach 1945 nicht mehr
germanisch, sondern europäisch-abendländisch gab. Er warnt jedoch
vor dem schnellen Etikett »nationalsozialistisch« und findet einiges
einfach nur reaktionär und den Zeitumständen der Publikation und
Karriere angepasst – so vor allem bei Franz Steinbach, nicht aber bei
Petri, dem er »politische Anbiederung« und dabei auch den Verlust
wissenschaftlicher Standards attestiert. Auch hier fragt sich allerdings,
ob der Autor neben der subjektiven Lage einiger Institute und Per-
sonen nicht seinerseits die teilhabende Wirkung von einschlägigen
Äußerungen – etwa über germanische Verbreitung etc. – ausblendet,
wenn er genaue »Klebestellen« (Anm. 195, S. 1180 – bei Leo Just) re-
konstruiert.

Die vielfach netzförmig in Wissenschaft und Politik verwobenen
Zusammenhänge der 1920er bis 1940er-Jahren werden in den beiden
Bänden aus vielfältigen Perspektiven und sektoral angegangen und
ergeben ihrerseits wieder ein Netz. Die »Westdeutsche Forschungs-
gemeinschaft«, das von Michael Fahlbusch gegenüber seinem Buch
hier auf 80 Seiten vertiefte Thema, sieht er aus der Niederlage von
1918 und dem Friedensschluss mental hervorwachsen. In der Weltwirt-
schaftskrise von 1931 bis 1934 wurden mit staatlicher Unterstützung
die diversen »Volksdeutschen Forschungsgemeinschaften« gegründet,
so auch die Rheinische Forschungsgemeinschaft unter Franz Steinbach,
später Theoder Mayer und Friedrich Metz. Dazu gehörten dann die
einschlägigen Forschungsinstitute in Münster, Bonn sowie Frankfurt
am Main und Freiburg im Breisgau. Auf den vier Funktionsebenen,
die Fahlbusch schlüssig hervorhebt, ergaben sich nach dem deutschen
militärischen Sieg im Westen 1940 ganz andere Aktionsmöglichkeiten,
die hier und von vielen anderen Autoren vorgeführt werden.

Besonders zu nennen sind in diesem Rahmen recht informative
Beiträge über die einzelnen Disziplinen wie die Soziologie (Carsten
Klingemann), Archäologie (Uta Halle), Volkskunde (Björn Rzsoska
und Barbara Henkes), Religionsgeschichte (Stefan Ehrenpreis) und Li-
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teraturwissenschaft (Ine Van linthout). Die Interpretamente einzelner
geschichtlicher Ereignisse werden elegant und eloquent von Heribert
Müller zum Neusser Krieg von 1474/75 entfaltet, so wie sich Johan-
nes Arndt der Konstruktion niederländischer Nationalgeschichte seit
1648 bei Eduard Schulte annimmt. Andere personenbezogene Beiträge
befassen sich mit Leo Just, der relativ stark entlastet wird (Micha-
el Feldkamp) oder Gerhard Kallen bei Klaus Pabst, der einen recht
vielschichtigen Befund präsentiert. Horst Lademacher stellt hinter sei-
nen Beitrag »Deutsch-niederländische Symphonie« (das ist der Titel
einer Publikation von 1937) ein Fragezeichen und arbeitet bei aller
Anpassung an die Zeitläufte aber auch die Möglichkeit zur Abschir-
mung in der »Deutsch-Niederländischen Gesellschaft« heraus. Karl
Ditt gibt einen knappen Digest seiner umfänglichen Arbeiten, indem
er die Politisierung der Kulturraumforschung bei Franz Petri in der
NS-Zeit klar herausarbeitet, aber auf der »Innovationskraft der Kultur-
raumforschung« und der Habilitationsschrift von Petri aus dem Jahre
1937 beharrt. Diese wird von Martina Pitz in einem gesonderten Bei-
trag wissenschaftlich und wissenschaftsgeschichtlich einer Musterung
unterzogen. In vielen dieser Beiträge sind die Ambivalenzen von Poli-
tisierung und wissenschaftlichem Ertrag ausgesprochen: Das eine zu
verzeichnen, heißt nicht, das andere von vornherein auszuschließen.

Besonders hervorzuheben sind die von Niederländern oder Bel-
giern verfassten Beiträge, aber auch andere Aufsätze, welche die In-
teraktion von den Ansätzen und Kooperationen Deutscher mit Nie-
derländern, Belgiern und Luxemburgern seit dem Ersten Weltkrieg
hervorheben. In der Monografie von Hans Derks liest sich das da-
gegen sehr viel einsträngiger. Sehr viele seiner Kapitelüberschriften
tragen Fragezeichen, die dann aber doch zur Eindeutigkeit der Un-
terstellung von Zusammenhängen werden. Er arbeitet neben der Ent-
stehung der Westforschung nach dem Ersten Weltkrieg vor allem die
niederländische wie die parallele deutsche Westforschung heraus und
sieht sich wiederholt in der Position, die »Lügennetzwerke« (z.B. S.
141) zu enttarnen oder zu zerreissen. Er stellt die Wissenschaftlichkeit
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der Volkskunde insgesamt in Frage und findet in der koordinierten
Raumplanung während des Zweiten Weltkrieges Ansätze zu man-
chen holländischen Vorhaben der Nachkriegszeit. Insbesondere die
Besiedlung der Ijselmeerpolder sieht er als Ausfluss dieser Überlegun-
gen entstehen. Das ist bedenkenswert. Und schon ab 1955 soll nach
seiner Diagnose erneut das »Kulturdreieck Münster/Bonn – Nijme-
gen – Utrecht« (S. 244) wieder hergestellt worden sein, das dann zur
alt-neuen Auffüllung drängte. In der Tat gelingen Derks recht viele
scharfsinnige Beobachtungen über Zusammenhänge der reaktionären
und rassischen Westplanung im Zweiten Weltkrieg und zu den per-
sonellen Kontinuitäten der entscheidenden Personen – wenn er etwa
zeigt, wie der bereits in den 1920er-Jahren recht wichtige Hermann
Aubin 1957 in den für die »Innere Führung« der Bundeswehr zen-
tralen »Schicksalsfragen der Gegenwart« das »Problem Deutschland
– Reich – Abendland« in seinen Bezügen zur Sicherung nach Osten
erklärte. Rusinek sieht hier »plane Reaktionäre« am Werk und erkennt
»Netzwerkflicker« mit einer gehörigen Portion »Dreistigkeit« (S. 1148).
Mit Rusinek kann man bei Derks aber leider eine ganze Reihe »in-
terpretatorischer Husarenstücke« erkennen, die vor allem einem sehr
schlichten, »hanebüchenen« Begriff von Kontinuität herausarbeiten.

Die Zwischenbilanz der Debatte ist nicht leicht auf einen Punkt zu
bringen. Die Quellenhäufung und digestähnliche Zusammenfassung
mancher Texte und Autoren der Westforschung vor und nach dem
Nationalsozialismus ist nützlich. Die personellen Kontinuitäten sind
mit der Hand zu greifen. Die Frage nach den sachlichen, methodi-
schen und politischen Kontinuitäten und Brüchen ist dagegen sehr
viel schwerer über einen Kamm zu scheren. Deutlicher als je zuvor
sind jedoch die direkten institutionellen und politischen Wirkungen
und Einflüsse gerade von Westforschern in der und auf die deutsche
Besatzungspolitik, vor allem auf die Zukunft nach einem siegreich
erwarteten Krieg zu fassen. Wissenschaft dieser Prägung erhielt recht
bedeutende politische Macht, an welche die jüngeren Personen seit
den 1950er-Jahren wieder im abendländisch-westeuropäischen Inte-
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grationsrahmen anknüpften. Offen und weiterer Diskussion wohl für
jeden einzelnen Fall bedürftig, scheint die Frage, ob die einschlägigen
Forscher intellektuell dürftig oder wegweisend, trotz politischer Ein-
bettung wirkten. Gerade die Frage der bereits damals praktizierten
Interdisziplinarität ist hier von Belang.

Die Herausgeber kündigen eine weitere Publikation für die nächs-
ten Jahre an, die sich dann nicht mehr dem – wenig glücklich bezeich-
neten »Nordwesten«, sondern dem Westen bzw. Südwesten widmen
soll. Weniger, so darf man sich jetzt schon wünschen, wäre dann aller-
dings mehr.2

Die ’Relativierung’ der Einmaligkeit?
Dietz, Burkhard; Gabel, Helmut; Tiedau, Ulrich (Hg.): Griff nach dem
Westen. Die ’Westforschung’ der völkisch-nationalen Wissenschaften zum
nordwesteuropäischen Raum (1919–1960). Münster: Waxmann Verlag
2003. ISBN: 3-8309-1144-0; 1260 S.; 2 Bände

Rezensiert von: Thomas Etzemüller, SFB 437 „Kriegserfahrung“, Uni-
versität Tübingen

Seit einigen Jahren untersuchen Historiker das Zusammenspiel zwi-
schen Wissenschaft und nationalsozialistischer Vernichtungspolitik.
Lange hat es gedauert, bis sie auch den Anteil der eigenen Profession
daran intensiv zu beleuchten bereit waren, doch besonders am Beispiel
der „Ostforschung“ ist deutlich geworden, dass neben Volkskundlern,
Geografen, Statistikern oder Soziologen auch die Geschichtswissen-
schaft aktiv in die unmenschliche Ostraumpolitik des „Dritten Reiches“
involviert war. Seit kurzem ist der Westen an der Reihe. Nachdem die
ersten Schneisen geschlagen sind, tragen nun 41 Autoren mit 43 Auf-
sätzen in einem voluminösen Sammelband von 1.300 Seiten dazu

2Diese Besprechung wird im Herbst 2003 ebenfalls erscheinen in „Geschichte in Köln.
Zeitschrift für Regionalgeschichte“ 50.
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bei, einen Überblick über die facettenreiche Geschichte der „Westfor-
schung“ zu geben. „Nordwesteuropa“ meint unter Ausschluss Skandi-
naviens das niederländische, belgische und luxemburgische Segment
der Westforschung; eine Folgepublikation soll sich mit der Schweiz,
Frankreich, dem Saarland und Lothringen beschäftigen. Zwei Ziele lie-
gen dem Projekt zu Grunde. Zum einen soll die Frage geklärt werden,
„ab wann sich Wissenschaftler, zumal Geistes- und Kulturwissenschaft-
ler, unverrückbar und bis zur letzten Konsequenz in den Dienst der na-
tionalsozialistischen Politik stellten und sich somit der intellektuellen
Vorbereitung der Verfolgungs-, Vertreibungs- und Vernichtungspolitik
schuldig machten“ (S. XV). Zum andern soll die Forschung in die Lage
versetzt werden, die „Konstrukte und Mythen aus völkischer Zeit zu
identifizieren, ihr nationalistisches Gedankengut zu entlarven und die
Hintergründe ihrer Überlieferung aufzuzeigen“ (S. XVI).

Die einzelnen Beiträge machen in hohem Maße deutlich, wie eng
das Zusammenspiel zwischen Wissenschaft und Politik ausfiel. Sei es
die Tausendjahrfeier im Rheinland 1925, sei es das Flandernproblem,
seien es die Versuche, historische Argumente für die Zugehörigkeit
der Niederlande zum Großdeutschen Reich zu finden, seien es Archäo-
logie, Volkskunde, Sprachforschung oder Volkstumspolitik, immer
wieder diente die Wissenschaft dazu – und diente sich dazu an –,
politische Ziele wissenschaftlich zu legitimieren. Der Band breitet
ein Panorama von Institutionen und Einzelpersonen aus, die in der
Zwischenkriegszeit und im Nationalsozialismus auf unterschiedliche
Weise großdeutsche Hegemoniegelüste bedienten; Vereinzelt werden
Linien in die Bundesrepublik gezogen. Differenziert wird dieses Bild
dadurch, dass auch die flämische oder niederländische Kollaboration
in den Blick genommen wird, aber auch Wissenschaftler und Institu-
tionen, die sich dem politisierenden Zugriff (teilweise) verweigerten,
oder deren politische Projekte rundweg misslangen (etwa kirchen-
geschichtlich interessierte Historiker des rheinischen Raumes, deren
Versuch, die protestantische Religionsgeschichte der Niederlande für
die völkische Legitimierung der NS-Politik zu nutzen, an inhaltlichen
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Problemen wie ideologisch-politischen Verwerfungen scheiterte). Die
kulturwissenschaftliche Untermauerung der NS-Volkstumspolitik war
dabei nicht nur auf forschungspolitische Großorganisationen und Uni-
versitäten beschränkt, sondern wurde auch auf lokaler Ebene durch
kleinere Projekte und populärwissenschaftlich ausgerichtete Forscher
vorangetrieben.

So wertvoll und unerlässlich derartige Forschung ist, so hinterlässt
sie doch einen zwiespältigen Eindruck bei mir. Zum einen nimmt
die Detailforschung schon leicht absurde Züge an, etwa wenn in ei-
nem Beitrag auf 17 Seiten die vier einzig erschienenen Nummern der
Zeitschrift „Westland“ referiert werden, oder wenn einige Beiträge
empirisch in die Tiefe gehen, um dann mit dem Fazit zu schließen,
dass die untersuchte Institution oder Person keine große Relevanz
für die NS-Politik gehabt habe. Zum andern verfahren die Autoren
rein positivistisch, geradezu aseptisch frei von neueren theoretischen
Ansätzen. Es geht ausschließlich darum, Material zu präsentieren, das
eine Einschätzung erlaubt, inwieweit Wissenschaftler oder Institutio-
nen die nationalsozialistische Politik gestützt oder sich ihr entzogen
haben. Diese Bewertungen haben zumeist durchaus keinen denun-
ziatorischen Charakter, doch sie laufen alle mehr oder weniger auf
eine imaginäre Anklageschrift (oder die Forderung auf Freispruch)
vor dem Gericht der Geschichte hinaus. Das kann sich dann so lesen:
„Zusammenfassend kann im Rückbezug auf die Eingangs gestellten
Fragen wohl eine Beteiligung von Soziologen an der Debatte um die
Westgrenze als historisierende Legitimationsbeschaffer für die erwar-
tete Annexion Lothringens und sogar Burgunds beobachtet werden,
ohne dass aber die vermutete Einflußnahme der sogenannten ‚deut-
schen Soziologie‘ durch ihre prominentesten Vertreter Hans Freyer
und Gunther Ipsen etwa auf Franz Steinbach und Franz Petri nach-
gewiesen werden konnte. [. . . ] Auch eine maßgebliche Beteiligung an
der interdisziplinären Westforschung der NS-Großforschungsprojekte
konnte – im Gegensatz zur Ostforschung – hinsichtlich einer empirisch
fundierten angewandten Sozialforschung ebenfalls nicht ausgemacht
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werden“ (S. 444). Die Zeit vor 1933 und nach 1945 wird meist nur in
Form einer Vor- und Nachgeschichte in den Blick genommen: Wie
fand die Wissenschaft Anschluss an den Nationalsozialismus und ließ
sich vereinnahmen, wie fand der Übergang in die Bundesrepublik statt
und wurde diese Vereinnahmung vertuscht?

Über das Problem, dass man den Nationalsozialismus einerseits
zu analysieren gezwungen ist – was durch eine vergleichende Einbet-
tung in den transnationalen Kontext zugleich „Relativierung“ seiner
Einmaligkeit bedeutet –, angesichts der ungeheuerlichen Verbrechen
andererseits gar nicht anders kann, als ihn moralisch zu verurteilen,
reflektiert nur Joachim Lerchenmüller (S. 1112). Aber genau diese Fra-
ge sollte allmählich geklärt werden: Geht es um Anklage beweisbarer
Tatbestände oder um Analyse verborgener Mechanismen, die es er-
möglicht haben, dass „historisches Denken zu Phantasien“ mutieren
konnte, „die eine Revision der Geschichte für planbar und machbar
erachteten“ (S. XXIX)? Dieses Ziel formulieren auch die Herausgeber
in ihrer Einleitung, der Band löst es aber nicht ein. Und kommt es
über die so sichtbar entgleisten Phantasien hinaus nicht auf die „ganz
normale Wissenschaft“ an, die sich selbst als unpolitisch verstand –
und auch heute so gesehen wird –, weil mit der klassischen ideologie-
kritischen Methodik keine ideologische Begrifflichkeit aufzuspüren
ist? Konnte nicht diese „objektive“ Wissenschaft, ganz ohne spektaku-
läre Projekte, ohne instrumentalisiert zu werden, ohne die Geschichte
großartig revidieren zu wollen, ebenso effektiv dazu dienen, die Politik
des „Dritten Reiches“ zu legitimieren, indem sie beispielsweise im-
mer wieder das Prinzip „Kampf der Nationen“ als „Realität“ aus den
Quellen herauslas? Zeitigt so eine „normale“ Wissenschaft nicht auf
lange Sicht ungleich gefährlichere Effekte als grandios (und furchtbar)
scheiternde Allmachtsphantasien? Für die Autoren heißt „Politisie-
rung“ ausschließlich Instrumentalisierung der Wissenschaft, keiner
bemüht sich um eine narratologische Analyse, um verborgene Werthal-
tigkeiten jenseits deutlicher Begriffe und Projekte aufzuspüren. Über
die Zäsuren hinwegbestehende geistige, soziale und habituelle Dis-
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positionen, die Denken und Handeln erst formatieren, kommen nicht
in den Blick, ebensowenig der transnationale Kontext damaliger ge-
sellschaftlicher Ordnungsentwürfe. Auf diese Weise ist der „deutsche
Sonderweg“ immer schon bewiesen, kann aber nicht erklärt werden.
Genau deshalb wäre der Vergleich mit der dänischen „Südforschung“
(Schleswig) oder der polnischen Westforschung interessant gewesen:
Wie normal waren damals im europäischen Kontext eigentlich natio-
nalistisch aufgeladene Forschungen in alle Himmelsrichtungen, und
wie legitim erschienen sie genau dadurch, so dass sie überhaupt erst
ihre Effekte entwickeln konnten, statt sofort als Ideologie verworfen
zu werden?

Der Band liefert für die zukünftige Forschung eine materialreiche
Grundlage zur Geschichte der Westforschung, aber er zeigt gleichzei-
tig mit aller Deutlichkeit, dass eine analytische Konzeption, die diese
Westforschung in die europäische Geschichte des 20. Jahrhunderts ein-
bindet und aus dieser heraus erklärt, noch fehlt. Zusammenfassungen
auf Französisch sowie ein Personen-, Orts- und Institutionenregister
schließen das Werk ab.

Der Weg vom Gedanken zur Tat
Dietz, Burkhard; Gabel, Helmut; Tiedau, Ulrich (Hg.): Griff nach dem
Westen. Die ’Westforschung’ der völkisch-nationalen Wissenschaften zum
nordwesteuropäischen Raum (1919–1960). Münster: Waxmann Verlag
2003. ISBN: 3-8309-1144-0; 1260 S.; 2 Bände

Rezensiert von: Manfred Hettling, Institut für Geschichte, Martin-
Luther-Universität Halle-Wittenberg

Ein Sammelband mit über 40 Beiträgen auf rund 1.200 Seiten zum
Thema Westforschung assoziiert erst einmal den Begriff „Material-
schlacht“. Da im Schlamm der flandrischen Ebenen und Hügel schon
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viele militärische Offensiven stecken geblieben sind, stellt sich die
Frage: Lohnt der Gegenstand diesen intellektuellen Aufmarsch?

Die besondere Brisanz, die im Gegenstand Historie im Nationalso-
zialismus liegt, wird durch zwei Faktoren gespeist. Das sind zum einen
die möglichen Verbindungslinien von Wissenschaft und nationalso-
zialistischen Verbrechen, zum anderen - als Folge dieser Erkenntnis
- die seit ein paar Jahren intensiv und kontrovers diskutierte Frage
nach jenen Historikern, die sowohl vor 1945 als auch danach forschten
und zum Teil äußerst einflussreich waren. Diese Probleme sind bisher
weitgehend im Kontext der ‚Ostforschung’ diskutiert worden - die
Erweiterung des Blickes auf den Westen ist deshalb zu begrüßen.

Die Herausgeber knüpfen an die aktuelle Debatte über die Histo-
riker im Nationalsozialismus an und betonen die Auswertung und
zweckorientierte Verwendung historiografischer Ergebnisse seitens
des NS-Staates. Bei der Grenzland- und Gegnerforschung könne man
auch im Westen von „unmittelbare(n) Berührungspunkte(n)” mit
den „Entscheidungszentren der nationalsozialistischen Verfolgungs-,
Vertreibungs- und Vernichtungspolitik“ ausgehen. Das wird als Ergeb-
nis bzw. als Basis der Untersuchungen gewissermaßen vorausgesetzt,
doch seien, heißt es einschränkend, „bei weitem nicht alle Detailfragen
hinreichend beantwortet“ (S. XXVII). Offen blieben vor allem zwei
Aspekte. Einerseits die Frage nach der „Persistenz spezifischer Deu-
tungsmuster und Nomenklaturgewohnheiten“ (S. XXVIII) über eine
politische Zäsur wie 1945 hinweg, andrerseits die Erklärung des lang-
fristigen Erfolges eines Raumkonzepts, das als ’Kulturraum’ bis heute
Erfolge feiere.

Indem einerseits die pauschale Berührung von Westforschung und
NS-Verbrechen postuliert und nur noch Detailfragen als offen rekla-
miert werden, und andrerseits dem polemischen Angriff von Hans
Derks auf die gegenwärtig noch verbreitete Kulturraumkonzeptionen
ausgewichen wird, bleibt eine Chance zur theoretischen und konzep-
tionellen Debatte ungenutzt.1 Man kann Derks’ Buch sicherlich aus

1Zu Derks teilweise anregender Polemik und seinem zugleich teilweise mehr als frag-
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vielen Gründen kritisieren. Seine Behauptung etwa, dass sich eine
ungebrochene Kontinuität deutscher Westforschungen bis in aktuelle
Sonderforschungsbereiche hinein finde und einen politischen Impe-
rialismus spiegele, ist bestenfalls grober Unfug. Doch da es hier in
allen Beiträgen um Beziehungen und Verflechtungen zwischen Wis-
senschaft und Politik geht, hätte sich die Auseinandersetzung mit
Derks gelohnt. Nicht im Sinne eines Widerlegungsversuchs, sondern
im Bemühen, eigene Kategorien und Konzepte vorzustellen, um das
Verhältnis zwischen Wissenschaft und Politik reflektierter zu untersu-
chen.

Der Band ist in vier Abschnitte unterteilt. Ein erster versammelt
unter der Überschrift ‚Übergreifende Beiträge’ fünf Aufsätze, die ei-
ne konzeptionelle Einbettung der empirischen Arbeiten liefern sol-
len. Am überzeugendsten sind Dirk van Laaks und Peter Heils Texte
zu (Raum-)Planung als Kategorie, die bemerkenswerte Kontinuitä-
ten über die Epochengrenzen 1933 und 1945 hinweg aufzeigen, ohne
dass dies per se als Fortwirken des Nationalsozialismus zu deuten
wäre. Horst Lademachers Beitrag kritisiert einerseits auf altbekann-
te Weise die Verflechtung von ‚Politik und Wissenschaft’ - so sein
Titel - vor und nach 1933, ohne jedoch präzise kausale Zurechnun-
gen zu versuchen. Andrerseits aber proklamiert er eine neue - heute
anscheinend politisch korrekte - Verbindung von Wissenschaft und
Politik, wenn er erklärt, im Rahmen einer klugen Europapolitik und
zur Beförderung einer „europäischen Bewußtseinsbildung“ werde
‚Kulturraumforschung’ „unter dem Aspekt der Erleichterung eines
europäischen Zusammenschlusses“ zur Kulturforschung (S. 23).2 Es
ist aber zu einfach, die Verflechtung von Wissenschaft und Politik

würdigem Vorgehen lese man die Kritik von Bernd-A. Rusinek, S. 1159-1165; außerdem
bereits Karl Ditt in H-Soz-U-Kult, 3.12.2002, <http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de
/rezensionen/id=2314>.

2„Eben an dieser Stelle können Geistes- und Sozialwissenschaftler europapolitisch
funktionieren. Sie sollten direkt oder indirekt im europapolitischen Auftrag handeln und
ihr Erkenntnisinteresse auf das politische Ziel der europäischen Einigung richten.” (S.
25). Zugespitzt formuliert: Früher wollten viele Kulturraumforscher volkstumspolitisch
funktionieren, heute sollen sie europapolitisch funktionieren.
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nur dann zu kritisieren, wenn das politische Wertesystem abgelehnt
wird. Zudem dürfte es weitere Diskussion lohnen, ob Lademachers
Rückgriff auf den Kulturbegriff von Huizinga (und Lamprecht) wirk-
lich produktiv ist. Huizingas Begriff von Kultur ist geprägt durch die
Suche nach Darstellungsformen für ‚Ganzheitliches’. Wenn Ladema-
cher unter Verweis auf Huizinga als Ziel der Kulturgeschichte die
„Bestimmung von Lebensformen, Schöpfungsformen und Denkwei-
sen“ benennt, begünstigt das eher pauschalisierende Beschreibungen.
Wenn er das noch ergänzt durch Hinweise auf die ‚politische Kultur’
und den durch Geertz und andere favorisierten Begriff des ‚kulturellen
Systems’ entsteht der Eindruck einer additiven Auflistung.

Teil II des Bandes versammelt unter der Rubrik ‚Inhaltliche und
ideologische Grundlagen’ sowohl Beiträge über Sujets der Westfor-
schung (z.B. den Neusser Krieg 1474/75 als Thema der Geschichts-
schreibung oder Petris Habilitationsschrift über das ‚Germanische
Volkserbe in Wallonien und Nordfrankreich’), als auch über einzel-
ne Wissenschaften (z.B. Archäologie, Soziologie, Volkskunde), über
einzelne Regionen (z.B. Luxemburg, Eupen-Malmedy) bis hin zu kor-
respondierenden Phänomenen in den westlichen Gebieten (z.B. den
flämischen Nationalismus in der Zwischenkriegszeit). Deutlich wird
dabei, dass „Westforschung“ kein eigenes Gebiet der Wissenschaft
abgab, sondern in ganz heterogenen Feldern zu Tage treten konnte.
Inwiefern von einer Gemeinsamkeit überhaupt ausgegangen werden
kann, dürfte noch zu diskutieren sein. Statt ‚Grundlagen’ wird hier
eher ein Teil des Spektrums innerhalb der „Westforschung“ vorgestellt.

Teil III enthält Beiträge zu Organisationen und Initiativen und Teil
IV bündelt Studien zu acht Einzelforschern und endet mit einem lan-
gen und präzisen Aufsatz von Bernd-A. Rusinek über Traditionen
der Westforschung nach 1945. Behandelt werden einerseits (Teil III)
Großorganisationen wie die ‚Westdeutsche Forschungsgemeinschaft’,
das Bonner Institut von Aubin und Steinbach, aber auch eher randstän-
dige Institut wie das ‚Rheinische Provinzialinstitut für Sippen- und
Volkskörperforschung’, andrerseits (Teil IV) bekannte Vertreter wie
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Franz Petri und Schneider/Schwerte, aber auch eher blasse Figuren
wie Alfred Stange (Kunsthistoriker) oder Außenseiter wie Christoph
Steding. Für beide Teile bleibt indes die Frage offen, inwiefern es sich
um die Anhäufung von Einzelbeispielen handelt, oder inwiefern ein
genereller Paradigmenwechsel der Wissenschaft zu konstatieren ist.
Um diese Frage zu beantworten, dürfte es notwendig sein, die hier
vorgestellten Beispiele von Westforschung in die Praxis der jeweiligen
Fächer einzuordnen. Nur dann kann beurteilt werden, wie repräsenta-
tiv etwa einzelne Institute oder Personen tatsächlich waren. Der Titel
des Bandes mit dem aktiven, ein klar benennbares Handlungssubjekt
unterstellenden ‚Griff’ nach dem Westen suggeriert eine Einheitlichkeit
und innere Konsistenz der Westforschung, die durch die Ansamm-
lung der Beiträge nicht eingelöst wird. Ob es deshalb gerechtfertigt ist,
ganz unterschiedliche Forschungsrichtungen unter einem politischen
Zweck zusammenzufassen, dürfte eine intensivere Diskussion lohnen.
Wenn Fahlbusch schreibt, „daß die Forschung systematisch gegen die
westlichen Nachbarländer vorging“ (S. 607) wird eine Einheitlichkeit
sowohl der Ziele wie auch der Forschung an sich vorausgesetzt, die
bisher noch nicht recht belegt erscheint. Denn die Beiträge im Band
zeigen auch, wie unterschiedlich die beteiligten Personen, wie ver-
schiedenartig die Methoden, wie heterogen die Leitideen sein konnten.
Wie bei der Volksforschung, die sich auf den Osten erstreckte, sollte
man es vermeiden, vorschnell Gemeinsamkeiten zu unterstellen. Die
Volksbegrifflichkeiten waren zu vielfältig, als dass sich dadurch ohne
weiteres Einheitlichkeit begründen ließe. Zu bedenken ist außerdem,
dass ‚Osten’ und ‚Westen’ in den 1920er und 1930er-Jahren eine hohe
politische Symbolkraft besaßen. So verwandten etwa Nationalsozia-
listen den Begriff „Westen“ vor allem in einer politischen Bedeutung,
um Deutschland vom politischen System des Westens - der Demo-
kratie - zu unterscheiden und abzugrenzen (S. 325). Als räumliche
Bezeichnung taucht der Begriff in der NS-Terminologie nur am Rande
auf.3

3Der Begriff Osten dürfte dagegen fast schon mythisch aufgeladen sein - als Symbol
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Eine Einzelanalyse würde den Rahmen einer Besprechung spren-
gen, deshalb erscheint es mir geeigneter, auf Fragen und Problembe-
reiche hinzuweisen, die sich im Thema Westforschung greifen lassen
und auch die zukünftige Diskussion stimulieren werden.

Erstens: Lohnend - und dringend geboten - ist ein intensiver und
differenzierter Vergleich zwischen Ost- und Westforschung. Einige
Aspekte dürften eher auf eine Differenz hinsichtlich des politischen
und historischen Kontextes von Ost- und Westforschung hinweisen. So
hat Hans Derks4 darauf aufmerksam gemacht, dass sich erhebliche Tei-
le der unter dem Label Westforschung zusammenzufassenden Aktivi-
täten dadurch legitimierten, dass sie - im Gegensatz zur Ostforschung
- eine Gemeinsamkeit zwischen Deutschen und einzelnen ‚westlichen’
Völkern beweisen wollten. Während im Osten Annexionen durch die
Behauptung von Wertunterschieden (rassischer und/oder kultureller
Art) legitimiert wurden, geschah das im Westen durch den Verweis
auf unterstellte Gemeinsamkeiten (rassischer und/oder völkischer
Art). Hüten sollte man sich jedoch davor, nationalsozialistischer Po-
litik zu unterstellen, auf (pseudo-)wissenschaftliche Legitimationen
angewiesen gewesen zu sein. In mehreren Beiträgen wird betont, dass
gerade gegenüber Frankreich klassisches Machtkalkül und das Den-
ken in traditionellen staatlichen Kategorien handlungsleitend war.
Dem entsprach, dass es, gerade von politischer Seite, immer wieder
Rücksichtnahmen auf die staatlichen Gebilde im Westen gab, mit de-
nen man zu einem wie auch immer hierarchisierten Nebeneinander
kommen wollte. Tendenziell bemühte sich die nationalsozialistische
Politik im Westen darum, das Entstehen abhängiger Partner zu för-
dern. Im Osten hingegen versuchte man, koloniale Herrschaftsformen
zu errichten.

Auch besaßen viele ‚Westforscher’ anscheinend eine mehr als am-
bivalente Einstellung gegenüber ihrem Gegenstand. Wenn Steinbach
etwa kund tat, im Westen stehe man „höchst entwickelten Kulturen

für Weite, Entgrenzung, Gefährdung.
4Derks, Hans, Deutsche Westforschung, Leipzig 2001, S. 126.
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und Zivilisationen gegenüber, die eine ungemein starke Anziehungs-
kraft ausüben“ (S. 588), formulierte er eine Gleichrangigkeit und fast
schon Unterlegenheit der Deutschen. Analoge Äußerungen sind ge-
genüber der ’slawischen Kultur’ und dem Osten undenkbar.5 Wenn
spätestens seit Stalingrad vom Nationalsozialismus offensiv versucht
wurde, eine europäische Gemeinsamkeit unter dem Vorzeichen des
Abendlandes gegen die bolschewistische Bedrohung des Ostens zu
beschwören, so beruht diese Rhetorik auf dem Verweis auf eine wie
auch immer gebrochene Gemeinsamkeit, die gegenüber dem Westen
in Anspruch genommen werden konnte.

Zweitens: Hans Mommsen hat während der erregten Debatte auf
dem Frankfurter Historikertag 1998 über die Ostforschung (und spe-
ziell über Conze, Schieder und andere) apodiktisch geurteilt, es gehe
hier nicht um größere oder kleinere Affinität einzelner Historiker zum
Nationalsozialismus, sondern was zur Debatte stehe, „ist der wirkli-
che Nationalsozialismus“.6 Kriterium hierfür sei nicht eine Grad an
Übereinstimmung mit den nicht immer konsistenten weltanschauli-
chen Zielen des Nationalsozialismus, auch nicht der Antisemitismus.
„Entscheidend“, so Mommsen, sei „die Ausschließlichkeit, mit der
diese Ziele unter Hintansetzung jeglicher humaner und normativer
Bindungen umgesetzt werden“.

Diese Frage wird im vorliegenden Band nur von Karl Ditt aufge-
griffen. Im Unterschied zu Mommsen sieht er jedoch den Glauben
an die „Kraft der Rasse“ als ideologisches Unterscheidungskriterium
an. Andere Momente wie Volkstumsdenken, Militarismus, Antibol-
schewismus etc. würden auch für das Gros der Konservativen in den
1920er und 1930er-Jahren gelten (S. 939). Letztlich werden hier zwei
unterschiedliche Perspektiven deutlich, wie der Nationalsozialismus

5Steinbach wurde etwa 1941 dafür kritisiert, die „kulturelle Überlegenheit des Wes-
tens“ zu unterstellen (S. 713).

6Zitiert hier und im Folgenden nach der schriftlichen Fassung: Mommsen, Hans,
Der faustische Pakt der Ostforschung mit dem NS-Regime. Anmerkungen zur His-
torikerdebatte, in: Schulze, Winfried; Oexle, Otto G. (Hgg.), Deutsche Historiker im
Nationalsozialismus, Frankfurt 1999, S. 271.
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konzeptionalisiert werden kann. Ditt schlägt eine ‚kulturalistische’
Interpretation vor (Rasse als Leitidee, welche Differenzierungen er-
möglicht), Mommsen propagiert eine handlungsorientierte Interpre-
tation, die das Differenzkriterium in der „Ausschließlichkeit“ und in
der uneingeschränkten „politischen Verfügbarmachung“ von Ideen
und Inhalten sieht. Für beide Deutungen lassen sich Gründe ins Feld
führen. Entscheidend ist deshalb nicht die Frage, ob man sich für den
einen oder anderen Ansatz entscheidet - sondern vielmehr, sich diese
theoretische Frage überhaupt zu stellen. Unterlässt man das, bleibt die
Interpretation vage und es besteht die Gefahr, Einzelphänomene zu
pauschalisieren.

Ob man zwischen völkischem und nationalsozialistischem Den-
ken sinnvoller Weise unterscheiden kann, lohnt sicherlich die Diskus-
sion. Denn eine Orientierung an völkischen Gedanken und Zielen
war in der Zwischenkriegszeit keine deutsche und auch keine na-
tionalsozialistische Besonderheit. Völkisch zu sein reicht deshalb als
Bestimmungsmerkmal für eine besondere Bindung an den National-
sozialismus nicht aus. Gerade am Beispiel des Bonner Instituts von
Aubin, Steinbach und Petri wird das deutlich. Ob man aus der Schilde-
rung von Konfliktpunkten zwischen Vertretern des Instituts einerseits
und politischen Handlungsträgern des Dritten Reiches andrerseits den
Schluss ziehen kann, die Haltung des Institutes könne als „unwilliges
Sich-Fügen“ (S. 712) bezeichnet werden - das wird sicherlich Wider-
spruch hervorrufen. Die Diskussion hierüber dürfte aber nur dann
fruchtbar geführt werden können, wenn man präzise(r) offen legt, von
welchen Grundlagen aus man Verhalten bewertet.

Drittens: Eng damit in Berührung steht die Frage, welche Bedeu-
tung ideellen Faktoren für politisches Handeln zukommt. Wenn Fahl-
busch etwa von der „Brückenkopffunktion der Grenzlandforschung“
spricht, der ein „instrumentelles Wissenschaftsverständnis“ zu Grun-
de gelegen habe (S. 647), verweist er zwar auf die Bedeutung des
Handelns, führt dieses Handeln zugleich jedoch auf ein bestimmtes
Wissenschaftsverständnis zurück. Das aber ist einer der strittigsten
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Punkte. Inwiefern Wissenschaft - ob völkisch oder nicht - als kau-
saler Faktor für nationalsozialistisches Handeln und insbesondere
für nationalsozialistische Verbrechen anzusehen ist, ist bisher selten
überzeugend nachgewiesen worden. Handlungsrelevanz im Einzel-
fall explizit zu belegen, ist noch immer eine Herausforderung. Peter
Schöttler, um einen der Exponenten in der aktuellen Debatte über
Geschichtsschreibung und Nationalsozialismus zu zitieren, belässt es
dabei, Wahlverwandtschaften aufzuzeigen.7

Ein erhebliches Ausmaß an weltanschaulicher Übereinstimmung
zu zeigen, ist das eine. Den Weg vom Gedanken zur Tat zu belegen,
ist jedoch etwas anderes. Inwiefern wissenschaftliche Tätigkeiten und
Produkte als „adäquate Verursachung“ (im Sinne etwa Max Webers8)
für Handlungen nationalsozialistischer Politik verantwortlich gemacht
werden können, erforderte andere Nachweise, als sie hier vorliegen.

Viertens: Die Frage nach den intellektuellen Kontinuitäten steht
heute meist im Vordergrund, wenn sich das Interesse auf Wissenschaft
im Nationalsozialismus richtet. Verdrängtes offen zu legen und Verges-
senes öffentlich zu machen ist ein starker Motor. Dass es sich lohnt, den
Blick nicht nur auf Kontinuitäten über die Zäsur von 1945 zu richten,
zeigt Rusinek in seinem Beitrag, der eine Art Schlusswort des Bandes
bildet. Er betont die Tradierung von Kulturraumideologemen und
Volksbegrifflichkeiten einerseits und von Forschungsstrategien andrer-
seits über die politischen Zäsuren von 1933 und 1945 hinweg. Nehme
man das zur Kenntnis, so Rusinek, werde man auch skeptischer gegen-
über Versuchen, (vor-)schnell Kontinuitäten des Nationalsozialismus
in der Bundesrepublik aufdecken zu wollen. Rusineks Erklärung zielt

7Entweder spricht er von „intellektueller Konkordanz“, oder von „inhaltlicher, men-
taler und programmatischer Übereinstimmung“, oder davon, dass sprachliche Kollek-
tivsymbole mit der Ideologie des Dritten Reichs „kompatibel“ gewesen seien; Schöttler,
Peter, Die historische Westforschung zwischen Abwehrkampf und territorialer Offensi-
ve, in: ders., Geschichtsschreibung als Legitimationswissenschaft, Frankfurt 1997, S. 204,
hier S. 215; ders., Von der rheinischen Landesgeschichte zur nazistischen Volksgeschich-
te, in: Schulze; Oexle, Historiker, S. 89-113, hier S. 102, 104.

8Weber, Max, Objektive Möglichkeit und adäquate Verursachung in der historischen
Kausalbetrachtung, in: ders.; Wissenschaftslehre, Tübingen 1988, S. 266-90.
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in eine andere Richtung. Er betont überzeugend, dass zweifellos intel-
lektuelle Kontinuitäten bestehen - diese jedoch weit eher vom späten
Kaiserreich über Weimar und das Dritte Reich bis in die frühe Bun-
desrepublik reichen. Ihren Ursprung habe diese fächerübergreifende
Gemeinsamkeit von Denkformen und Wertorientierungen in der Kon-
kurrenzsituation, in der sich die Geisteswissenschaften gegenüber den
Naturwissenschaften befunden hätten. Deshalb hätten die Geisteswis-
senschaften seit dem 19. Jahrhundert zunehmend auf das ‚Nationale’
als legitimierenden Wert zurückgegriffen (S. 1193, 1198). In dieser Ver-
schiebung von Deutungskategorien und in der expliziten Politisierung
liege eine entscheidende Bedingung dafür, dass sich Wissenschaft
(auch) im Nationalsozialismus derart leicht und willfährig politischen
Zielen unterordnen konnte. Umgekehrt heißt das auch, dass das ra-
tionale Denken bereits lange vor 1933 auf der Strecke geblieben war
- und 1945 nicht so ohne weiteres aus der Versenkung auftauchen
konnte. Rusineks Deutung ist in ihrer funktionalen Stringenz viel-
leicht zu eindeutig, doch lohnt es sicherlich, sein Argument intensiv
zu diskutieren. Es verweist auf eine langfristig sich vollziehende Ver-
schiebung des intellektuellen Feldes. Diese zeitigte in Deutschland
heftige Verwerfungen und Orientierungskrisen. Zu erinnern ist hier
an die von Otto Gerhard Oexle in jüngster Zeit mehrfach beschriebene
Krise des Historismus, welche in Deutschland das rationale Denken
in besonderem Maße in Frage stellte.9 Erst in dem Maß, wie nach 1945
die Wissenschaft die langfristigere Krise des rationalen Denkens über-
wand, konnte eine politische Stabilisierung der Demokratie erfolgte.

Fünftens: Völkisch-nationale Wissenschaft und völkisch-nationale
Politik gab es seit dem 19. Jahrhundert nicht nur in Deutschland. Dass
sich die Radikalisierung des Denkens unter diesem Vorzeichen durch
oft komplexe Gemengelagen und konkurrierende annexionistische For-
derungen und Grenzänderungen hochschaukelte, wird oft vergessen.

9Oexle, Otto Gerhard, „Wirklichkeit“ - „Krise der Wirklichkeit“ - „Neue Wirklichkeit“.
Deutungsmuster und Paradigmenkämpfe in der deutschen Wissenschaft vor und nach
1933, in: Hausmann, Frank-Rutger (Hg.), Die Rolle der Geisteswissenschaften im Dritten
Reich 1933-1945, München 2002, S. 1-20.
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Wie Carlo Lejeune in einer umfangreichen und sehr überzeugenden
Fallstudie zeigt, waren es „nicht die Westforscher, die Eupen-Malmedy
durch ihre Schriften ‚annektierbar’ gemacht hatten“ (S. 535). Stattdes-
sen legt er offen, welche komplexen und widersprüchlichen Konstel-
lationen seit dem Wiener Kongress bestanden und in dieser Region
sich nicht in das Leitbild der Nationalstaatlichkeit fügen ließen. Was
vor 1918 an Spannungen noch halbwegs austariert werden konnte,
wurde nach 1918 jedoch durch die Selbstdesavouierung des Versail-
ler Programms durch die Westmächte radikalisiert. Konkurrierende
Volkstumspolitik belgischer und deutscher Prägung beförderte eine
Nationalisierung des Denkens und privilegierte ‚Volk’ als eine zentrale
politische Kategorie.

Die hier vorliegende erste umfassende Analyse der Westforschung
stellt einen Arbeitssieg dar. Zukünftig sollte man das Augenmerk
mehr auf Vergleiche zur Ostforschung richten, um - vermutlich - das
Spezifische der Verbindung von Wissenschaft und Politik auf diesem
Terrain zeigen zu können. Zudem sollten theoretische Anregungen der
Wissenschaftsgeschichte intensiver aufgegriffen werden. Sonst besteht
die Gefahr, dass man zum Ergebnis kommt, im Westen nichts Neues.
Das wäre eine vergebene Chance.

Kontinuitäten deutscher Westforschung
Dietz, Burkhard; Gabel, Helmut; Tiedau, Ulrich (Hg.): Griff nach dem
Westen. Die ’Westforschung’ der völkisch-nationalen Wissenschaften zum
nordwesteuropäischen Raum (1919–1960). Münster: Waxmann Verlag
2003. ISBN: 3-8309-1144-0; 1260 S.; 2 Bände

Rezensiert von: Hans Derks, Amsterdam

Der Rezensent, selber Objekt dieser sehr umfangreichen Publikation
(die im folgenden GNW abgekürzt wird) dank seines Buches über
‚Deutsche Westforschung’ (im folgenden DW), hatte nur eine CD-
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ROM von GNW und wenig Zeit für eine ins Einzelne gehende Lektüre
zur Verfügung. Daher gehe ich in dieser ersten Reaktion von einigen
generellen Beobachtungen mit Hilfe der vorzüglichen Register und des
Verzeichnisses der Beitragenden aus und bespreche danach nur den
anscheinend strategisch wichtigsten Beitrag von Bernd Rusinek. Damit
bekommt man, so hoffe ich, eine unerwartete, aber klare Einsicht in
der Struktur dieses publizistischen Großunternehmens.

Einschließlich der Einleitung enthält GNW 43 Beiträge von 48
Autoren (bei Abzug mehrfachen Auftretens 42) auf 1223 Seiten Text
(inkl. der Register 1.300 S.). Wer sind diese Autoren, wo arbeiten sie,
welchen wissenschaftlichen Disziplinen gehören sie an, wie alt sind
sie? Diese Fragen sind relativ leicht zu beantworten. Schwieriger ist:
Wer bezahlt eigentlich dieses Großprojekt? Der Waxmann Verlag ist
sicherlich kein philanthropisches Unternehmen.

Was sagen also einige quantitative Analysen:
1. Westforschung ist zweifellos eine wissenschaftlich und politisch

komplizierte Sache, die eine multi-, besser noch eine interdisziplinäre
Herangehensweise verlangt. Aber 29 Autoren dieses Bandes sind allein
Historiker; von den 13 Übrigen sind einige philologisch orientiert (5?),
einer ist Soziologe usw. Nur der Geograf, Michael Fahlbusch, zeichnet
sich durch ein fachübergreifendes Verständnis aus. Man kann also
zunächst eine viel zu große Einseitigkeit bei der Zusammensetzung
der Autorenschaft festhalten.

2. Westforschung handelt von mehreren Ländern und Sprachen,
aber nur 7 der Autoren kommen aus dem Ausland, und sie schrei-
ben nur holländisch-flämisch, nicht einmal französisch-wallonisch,
friesisch oder skandinavisch! Der Untertitel erscheint vor diesem Hin-
tergrund ziemlich übertrieben.

3. Die Autoren sind zu 83 Prozent Männer. Unter den sieben Aus-
ländern ist das Verhältnis mit 60 Prozent Männern schon günstiger.

4. Brisant ist auch, dass von den Autoren 18 irgendeine direkte
Bindung an die Standorte Münster und Bonn, die Hochburgen der
(Neo-)Westforschung aufweisen, während dies für weitere 7 höchst-
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wahrscheinlich ist. Andere, die eine genauere Kenntnis der personalen
und persönlichen Beziehungen haben, können diese Affiliationen viel-
leicht noch höher schätzen. Dasselbe gilt selbstverständlich auch für
die ausländischen Kontakte, wenn man bspw. die – historisch gese-
hen - Filiale von Bonn in Amsterdam, das Meertens Institut (siehe
DW, passim), ansieht, das auch einen Autor beisteuert. Noch immer
‚his masters voice’? Sicher ist, dass, wenn soviel auf dem Spiel steht,
die Initiatoren besser beraten gewesen wären jedem Verdacht der
Parteilichkeit vorzubeugen, indem sie eine Mehrheit außerhalb der
Münsteraner-Bonner Szene hätten zu Wort kommen lassen und dar-
unter auch bekannte Kritiker der Westforschung.

5. In erster Instanz kenne ich nur drei oder vier der Mitarbeiter die,
auf Grund ihrer publizierten Studien, zu einer derartigen Kritik im
Stande sind, aber das ist hoffentlich ein Vorurteil. Auch ein Geburtsort
im Ausland ist gewiss keine Garantie für eine kritische wissenschaftli-
che Haltung. Man nehme nur Autoren wie Barbara Henkes (Holland)
oder Marnix Beyen (Belgien). Die Erste ist – aus welche opportunisti-
schen Gründe auch immer – wider besseres Wissen Mitarbeiter eines
von einem SS-Freund, Meertens, gegründeten volkskundlichen Insti-
tut, das auch noch immer dessen Namen trägt (siehe DW, passim),
während Beyen sich mit einem Porträt Petris hervortut, das jenes von
Karl Ditt übertrifft.

6. Wenn man das ausgezeichnete Register analysiert, sind die ers-
ten zehn Personen, die am häufigsten genannt werden: F. Petri (204),
F. Steinbach (159), A. Hitler (100), H. Aubin (55), H. Schneider (53),
H. Himmler (47), M. Zender (40), R. Oszwald (39), A. Seyss-Inquart
(38), M. Spahn (37). Die zehn Institutionen, um die es offensichtlich
in GNW geht sind: NSDAP (182), SS (160), Universität Köln (134),
Institut f. geschichtliche Landeskunde Bonn (116), Universität Bonn
(84), Ahnenerbe SS (82), Auswärtiges Amt und Westd. Forschungs-
gemeinschaft (beide 80), Militärverwaltung Belgien (78) und Ver. f.
Deutschtum im Ausland (67). Weitere Nennungen in beiden Kate-
gorien geben kaum weiteren Aufschluss: Unter den nächsten fünf
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Personen sind abermals drei Historiker; unter den nächsten fünf In-
stitutionen wieder drei Ministerien. Man kann also schlussfolgern:
GNW handelt von Petri und Steinbach und ihrer Rolle in Partei und
SS. Aubin und das Institut für geschichtliche Landeskunde in Bonn
sind ebenfalls beteiligt, aber dann ist auch Schluss. Ob damit Geld und
Zeit für 1.300 Seiten und die Arbeit von 42 Autoren legitimiert werden
kann, wird dann eine brisante Frage.

7. Soweit aus den Angaben ersichtlich sind 6 Autoren vor 1945 ge-
boren, eine Autorin sogar 1909. Zwischen 1945 und 1960 sind etwa 18
geboren und die übrigen nach 1960, wobei der Jüngste dem Jahrgang
1975 angehört. Also eine ausgeglichene Verteilung. Bei schneller Durch-
sicht des Inhaltsverzeichnisses vermute ich, dass die Arbeitsverteilung
hier so liegt, dass die Älteren, wie Horst Lademacher, versuchen wie
Gott über den Parteien zu stehen, die Jüngeren, wie z.B. Ulrich Tiedau,
die Datensammler sind, und die zwischen diesen Altersgruppen Ste-
henden, wie Bernd Rusinek, besonders mit mir und DW ins Gericht
gehen.

8. Betrachten wir die Themen, die man aus den Titeln der Beiträge
ableiten kann. GNW besteht aus vier Teilen: fünf Artikel firmieren als
‚Übergreifende Beiträge’ (nur 9 Prozent der Text) und stellen so etwas
wie eine Nietzsche’anische Verhandlung von Nutzen und Nachteil dar;
Nach einer Bilanz der ‚Transdisziplinarität’ folgen einige methodologi-
sche und begriffsanalytische Artikel. Der zweite Teil hat 15 Beiträge
(beinahe 40 Prozent der Text) und handelt über ‚Inhaltliche und ideo-
logische Grundlagen der Westforschung’ wie z.B. flämische Nationa-
lismus, Geschichtsschreibung in der Weimarer Zeit, Volkskunde und
Volkstumspolitik der SS, Kulturraumforschung in Luxemburg bis zu
den deutsch-niederländischen Beziehungen in der Zwischenkriegszeit.
Der dritte Teil dreht sich um ‚Organisationen, Institute und Initiati-
ven der Westforschung’ und umfasst 13 Artikel mit etwa 30 Prozent
des Textes. Selbstverständlich wird die Westdeutsche Forschungsge-
meinschaft (mit 80 Seiten der längste Beitrag) analysiert und die DFG
(mit 6 Seiten weitaus der kürzeste Beitrag), Zeitschriften und meh-
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rere universitäre Instituten, provinziale Verbände bis zum Brüsseler
Deutschen Institut. Der letzte Teil von GNW (etwa 20 Prozent) behan-
delt hervorragende Westforscher wie Franz Petri, Gerhard Kallen, Leo
Just u.a. und endet mit dem zweitlängsten Artikel (Rusinek) über die
Kontinuität der Westforschung nach 1945.

Diese acht mehr oder weniger quantitativen Wahrnehmungen füh-
ren zu einem ersten Urteil, einem richtigen Vor-Urteil also, über GNW.
Es hat nebenbei eine kursorische Lektüre angeregt, um die sich erge-
benden Hypothesen wenigstens vorläufig zu prüfen.

Es scheint, als würde nur im dritten Teil tatsächlich Neuland betre-
ten. Hier werden die von mir vorgelegten Daten und Interpretationen,
wie es sich gehört, kritisiert und weiterentwickelt. Man kann bedauern,
dass die Initiatoren sich nicht zur alleinigen Publikation der Artikel
dieses Teils entschlossen haben, denn dies hätte sicherlich eine inter-
essante Reihe zur Westforschung eröffnet. Es wäre m.E. die geeignetste
Antwort gewesen auf meine teilweise provokante Studie. Damit hätte
man auch Zeit gewonnen zum Nachdenken, ob es nötig ist, sich in der
Verteidigung der eigenen Position so zu erschöpfen, wie es nun mit
diesem Großunternehmen geschehen ist. Damit hätte man zugleich
ein Buch publizieren können, das bezahlbar wäre und ordentlich im
Buchladen verkauft werden kann mit einer etwas größeren Chance,
dass es auch gelesen wird.

Das friedlichste Merkmal der Westforscher scheint aber, dass sie
wuchtige Publikationen als Festschriften, Sammelwerken bevorzugen
und füreinander angefertigt haben: je dicker der Band, desto höher
in der Ahnengalerie; je mehr von diesen Bänden, desto mehr Macht
und Ansehen kann man auch in die Außenwelt der Laien ausstrahlen
oder erzwingen. So haben allein Petri und Steinbach, wenn ich richtig
gezählt habe (auf ein paar hundert Seiten mehr oder weniger soll man
in diesen Kreisen nicht achten), etwa 5000 Seiten sammeln können!
Gelesen werden sie nur vom Jubilar, aber ihrer Geschichte können
sie damit nicht entlaufen. Wenn die Initiatoren dieser Analyse nun
absichtsvoll auch ein solches Imponiergehabe zeigen, ist die Frage
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zu beantworten, wem sie imponieren wollen mit diesen faustdicken
Bände?

Man könnte zunächst einen ersten Eindruck vom Profil der Publi-
kation zusammenfassen: es handelt sich um ein unklug dickes Buch,
ein sehr einseitig von Historikern, von männlichen Deutschen aus der
Münsteraner-Bonner Szene dominiertes Produkt mit einer ausgegli-
chenen Altersstruktur der Beiträger. In ihm wird besonders Petris und
Steinbachs Rolle in der NSDAP und SS beschrieben, während Aubin
und das Bonner Institut eher am Rande bleiben. Der Verdacht drängt
sich auf, dass als Prinzip gilt: Steinbach schwärzer malen; Petri nicht
mit der SS in Verbindung bringen, während sonst jede Kritik an ihm
gestatte ist; Aubin und seinem Institut soll dagegen ein Persilschein
ausgestellt werden. Das Ziel: Jede Kontinuität zwischen ‚damals’ und
‚heute’ verneinen. Also: klassische Legitimationswissenschaft. An Ru-
sinek’s Beitrag lässt sich diese These direkt prüfen, weshalb ich mich
später auf ihn konzentrieren möchte.

Unabhängig davon lässt sich aus dem Überblick zum Auf-
bau des Buches auch ersehen, welche Themen nicht oder nicht
explizit oder zerstückelt über viele Beiträge abgehandelt werden,
während sie eigentlich die Kernthemen der Westforschung ausma-
chen. Systematisch hätte, erstens, die ganze Problematik des deut-
schen/nationalsozialistischen Imperialismus gen Westen (angefangen
mit dem Pangermanismus im 19. Jahrhundert) beschrieben und ana-
lysiert werden müssen und zwar aus der Sicht der Staatsbürokratie,
Wirtschaft, Kultur und Wissenschaft und wie sie in den ”Gastländern”
rezipiert und konterkariert wurde. Damit wäre ein Rahmen geschaf-
fen worden für die Behandlung der folgenden Themen (hier ohne
Anspruch auf eine genaue Systematik genannt!):

a. die Thematik der Sprachgrenze;
b. die Kulturraumforschung als die typische Kombination von

Volkskunde, Sprachgeografie und einer besonderen Art von Mediävis-
tik;

c. die ideologischen Hintergründe dieser Volkskunde, Sprachgeo-
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grafie und Mediävistik;
d. das spezifische Verhältnis zwischen Universität und Vereinsle-

ben bei der Mobilisierung der Massen;
e. die Relation zwischen dem Universitätsbetrieb und der Instituts-

autonomie;
f. das Geschichtsverständnis von Wissenschaftlern wie Aubin,

Steinbach, Petri;
g. die typische Hierarchie ‚Reichskunde’, Volkskunde, Landeskun-

de, Heimatkunde;
h. Frings’ Stellung in der Nazi-, DDR- und heutige Sprachwissen-

schaft;
j. die beachtliche Rolle der Katholische Kirche;
k. der staatliche Einfluss auf das Entstehen und Fortbestehen von

Westforschung und Kulturraumforschung.

Rusinek und die Anti-Kontinuitäts-Kreuzfahrt
Etwa sechzig Seiten (S. 1141-1201; CD-ROM, S. 579-639) lang darf

Bernd-A. Rusinek, Professor der Neueren und Neueste Geschichte in
Düsseldorf, über ”Westforschungs”-Traditionen nach 1945 schreiben,
ausgehend von der grundfalschen Definition gleich im ersten Satz: ”
‚Westforschung’ ist ein in den 1920er-Jahren aufkommender Zweig der
deutschen Geschichtswissenschaft [...]” Er ignoriert, dass ein Medi-
ävist, Aubin, ein Sprachwissenschaftler, Frings, zusammen mit Ber-
liner Staatsbürokraten und rheinländischen Interessenvertretern die
Volkskunde usw. eingeschaltet haben als Bündelung der Kräfte zur
Abwehr ausländischer Einflüsse und zur Mobilisierung der Heimat
(DW, Kapitel 1). Dieser ‚Komplex’ stand jedenfalls für die deutsche
Westforschung Pate.

Die Dominanz der Historiker in GNW wird hier zu einem grund-
sätzlichen Nachteil für die Erfassung des Gesamtphänomens Westfor-
schung.

Rusinek’s Artikel, der nicht zufällig am Ende des dickleibigen
Unternehmens steht, repräsentiert das Ziel von GNW: den Beweis
anzutreten, dass von einer irgendwie gearteten Kontinuität zwischen
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‚damals’ und ‚heute’ keine Rede sein könne. Die Methode dafür ist
eine scharfe Auseinandersetzung mit meinem Buch über die Westfor-
schung.

Der direkte Angriff wird S. 1159 (CD-ROM, S. 597) eröffnet und
startet in einem hohem Gang, um sogleich tödlich zu wirken: elf (!)
schwere Beschuldigungen in einem langen Satz, wofür Rusinek jedes
Mal eine Stelle in DW anzeigt. Diese Elf werden auch noch durch
die Worte ”Dauerpolemik gegen” miteinander verbunden. Wer sind
nun die Personen, Einrichtungen, Konzepte und Sachen, gegen die ich
diese Art Polemik geführt habe und was habe ich eigentlich getan um
eine solche Reaktion auszulösen?

Rusinek beginnt gleich mit den Ranghöchsten: ”Die niederländi-
sche königliche Familie”, wofür er nur einen Beweis findet (DW, S. 244
Fn.6) und damit ist es vielleicht keine Dauerpolemik mehr. Aber es
ist schlimmer, es handelt sich gar nicht um eine Polemik des Autors
Derks, sondern um die Wiedergabe der Meinung meiner genannten
Quelle (Verheul) ohne weiteren Kommentar. Weiter nennt Rusinek
„das NIOD“ schon mit zwei Beweise (DW, S. 23; S. 114 Fn. 62): Auf
S. 23 nenne ich nur eine holländische Polemik gegen Nanda van der
Zee’s Buch über die Judenverfolgung, worin auch NIOD-Leute sich
gegen sie wandten; Auf S. 114 geht es um eine NIOD-Publikation
(eine von hunderten, die das NIOD herausgab), in der ein Autor, der
merkwürdigerweise Mitarbeiter von GNW ist, objektiv Geschichts-
fälschung begeht. Darüber redet Rusinek natürlich nicht, geschweige
davon, dass ich den Mitarbeitern des NIOD herzlich danke, da sie
‚einige Monate lang außerordentlich behilflich gewesen’ sind (DW, S.
10)!

Ganz interessant ist auch die nächste angebliche Dauerpolemik,
die gegen „die niederländische und die bundesdeutsche Sozialdemo-
kratie” geführt würde, wofür Rusinek jedesmal nur einen Beleg (DW,
S. 20, 18) nennt. Er geht sogar so weit zu schreiben (S. 1160), dass
ich „eine Kontinuität zwischen der Westforschung im ‚Dritten Reich’
und der sozialdemokratischen Europapolitik der Gegenwart” erkenne,
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wobei er abermals auf DW, 20 verweist. Dort erwähne ich als eines
von vier Beispielen zur Aktualität des Phänomens, ‚die nach weitere
Diskussion verlangt’ (DW, S. 19), dass ein ehemaliger niederländischer
SPD- Fraktionsvorsitzender, Wöltgens, ein Plädoyer für die Verschmel-
zung von Holland und Deutschland hielt. Dies diente als Anekdote
und kann kaum als Polemik verstanden werden. Dazu kommt, dass
Wöltgens (heute Universitätsvorsitzende) ein alter Bekannter von mir
ist, mit dem ich ausgerechnet diese Sache in einer entspannten At-
mosphäre diskutiert habe. Seine Bemerkung hatte überhaupt nichts
mit „einer sozialdemokratischen Europapolitik” zu tun, wie Rusinek
behauptet (es handelt sich um eine persönliche Meinung), und man
muss schon eine verrückte Fantasie haben, um hier irgendwelche Kon-
tinuität mit den Nazis zu konstruieren. Die „Dauerpolemik“ mit der
deutschen SPD wird von Rusinek an nicht mehr als sieben Wörter auf
S. 18 aufgehängt, in denen ich auch auf das lange Schweigen über den
Krieg bei der SPD verweise. Uff, welche Polemik: endlich wissen wir,
warum die SPD soviel Stimmen verloren hat.

Weiter scheine ich mit dem Historiker Johan Huizinga eine Dau-
erpolemik gehabt zu haben auf DW, 31, aber da kommt sein Name
nicht vor! Auch an anderen Stellen im Buch, an denen ich an Huizingas
scharfe anti-nazistischen Kritik (DW, S. 131) oder seine tapfere Haltung
am Ende des Krieges (DW, S. 188) erinnere, kann nur ein Böswilliger
etwas von Dauerpolemik entdecken.

Auf das nächste Opfer, Max Weber, komme ich unten zu sprechen,
aber „Jürgen Habermas und Hans-Ulrich Wehler” sind hier eine gute
Kompensation. In DW, S. 10 habe ich darauf verweisen, wie diese bei-
den Personen im Historikerstreit die deutsche Westbindung verteidigt
haben, und ich habe dazu bemerkt, dass nun ‚eine genauere Definiti-
on dieser Westbindung’ nötig wird. Auch dieses hat wohl nichts mit
Polemik zu tun. Anscheinend ist Rusinek ganz erschrocken über diese
vorsichtige Bemerkung, da er später (S. 1162, Punkt 3) sein Staunen
darüber noch nicht verloren hat.

Endlich kommen auf S. 1159 zwei Figuren, Lademacher und Ditt,
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und ein Projekt. Mit diesen Figuren habe ich in der Tat in DW eine
Dauerpolemik gehabt und sehe nun, da ich mit GNW konfrontiert bin,
wie richtig das war. Kein einziges meiner zahlreichen Argumente wird
von Rusinek genannt, und er bringt seinen Text denn auch in die klas-
sische Form einer unsachlichen Auseinandersetzung: Schweige dich
aus über Argumente, aber mobilisiere möglichst heftige Emotionen.

Bleibt übrig der ominöse SFB 235. Erneut erzählt Rusinek nicht,
worum es mir geht, sagt auch nicht, was evtl. falsch sei oder wundert
sich gar, solche DFG-finanzierten Projekte im heutigen Deutschland
vorzufinden. Ich möchte hier auch darauf verweisen, dass ich – bevor
ich meinen Text publiziert habe – den Sprecher des SFB 235 brieflich
informiert habe (was Rusinek natürlich unterlassen hat), jedoch bis
heute keine Antwort erhalten habe. Rusinek behauptet hier nun ganz
unverfroren, dass an diesem Projekt „Derks’ Hauptthese abzuleiten”
ist: „Die der direkten Kontinuität von imperialistischen Optionen aus
der Zeit des Ersten Weltkrieges [...] bis hin zur ‚heutigen Westfor-
schung’ zum Beispiel eines Horst Lademacher.” (S. 1159; kurs. von R.).
Als Beweis verweist er nach DW, S. 53f., aber gerade in diesem Punkt
muss Rusinek den Weg völlig verpasst haben. Denn am angegeben Ort
wird z.B. über eine Nicht-Kontinuität zwischen von Below und Aubin
und über eine extreme Kontinuität in Frings’ persönlichem Werdegang
geschrieben: während des Ersten Weltkriegs schrieb Frings schon im
Rahmen der deutsche Flamenpolitik, danach hat er die Nazi-West- und
Ostforschung (maßgeblich und oft fanatisch) mitentwickelt um sich
ab 1945 in der DDR für genau dasselbe Programm (maßgeblich und
oft fanatisch) einzusetzen. Man kann diese bemerkenswerte Kontinui-
tät kaum verneinen, aber es wird zugleich deutlich, dass historische
Kontinuitäten weit vielschichtiger und komplexer sind, als Rusinek
und andere Autoren in GNW anzunehmen bereit sind. Da hilft die
Manipulation von Zitaten und Beweisen nicht weiter. Anhand von
DW, S. 239 wo ich eine Zusammenfassung meiner Studie beginne und
auch den Versuch unternehme diese komplexe Sicht auf eine mögliche
Kontinuität zu definieren (wofür ich DW, S. 239-243 benötigte!), zitiert
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Rusinek wiederum nur eine kleine Passage, um so zu tun als sei es der
größte Unsinn der Welt, ohne mit einem Wort zu erklären warum das
so wäre.

So kreiert er den nächsten falschen Beweis auch wieder mit einem
falschen Zitat als er (S. 1160, erster Satz) eine „direkte Linie” (von
R. kursiviert) konstruiert zwischen Lademacher, einem „explizit als
SS-Historiker firmierenden Franz Petri” (das steht nirgends in DW,
auch wenn ich herausarbeite, dass Petri immer freundlicher gegenüber
der SS auftrat, und dass ist schlimm genug, selbstverständlich argu-
mentiert R. nicht dagegen), einem „altbewährte(n) Forschungsimpe-
rialismus”. Dieses „altbewährte” - wichtig in Kontinuitätsgeschichten
- ist aber gar kein Zitat von mir, wie Rusinek suggeriert, sondern von
der AWLV, wie auf DW, S. 209 eindeutig nachzulesen ist. Auch Ditt
hat anscheinend bedauert, dass er dieses zitiert hat (siehe seine Re-
zension in H-Soz-u-Kult) und ich es zu den Belegen einer bestimmten
Kontinuität rechnen konnte.

Wie Rusinek meine so genannte „Hauptthese” verdreht zu etwas,
das ”in der Substanz unverändert fortwirkt” (S. 1160), demonstriert
nicht nur, welche merkwürdigen Lesegewohnheiten hier im Spiel
sind, sondern auch eine absurde Vorstellung von Kontinuität, denn
natürlich existiert kaum ein Phänomen, das unverändert fortwirkt. Er
demonstriert dies weiter mit faktisch falschen und nicht in DW vor-
zufindenden Gedanken, als ob ich diese so genannte unveränderliche
Substanz „auf zwei ideologische Hauptmerkmale des Nationalsozialis-
mus [...] Antikommunismus/Kalter Krieg und Europa-Ideologie” zu-
rückgeführt habe! Von einer „Europa-Ideologie” kann man hier nicht
reden und sicher nicht als „Hauptmerkmal” des Nationalsozialismus
(wohl aber von einer ‚Neuordnung Europas’ als zentralem deutschen
Kriegsziel ab Sommer 1940). Vielmehr hätte Rusinek auf die Passa-
gen in DW, S. 209-215 über die erneute Wichtigkeit der Abendland-
Ideologie hinweisen können, aber dabei hätten Kontinuitätsgedanken
wohl zu sehr an der Oberfläche kommen müssen!

Wir sind dabei, der Leser wird es kaum glauben, erst auf der zwei-
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ten Seite der Kritik des Professors für Neuere und Neueste Geschichte
in Düsseldorf angelangt. Wenn einer seine eigene Integrität und die
des Projektes, an dem er teilnimmt, ruinieren will, ist das seine Sa-
che. Es dient jedenfalls keinem weiteren Zweck, mit der Auflistung
hier fortzufahren. Leider muss ich noch zwei sog. Kritiken Rusineks
abhandeln, die diese Affäre wohl in eine ganz bedenkliche Richtung
rücken.

Erstens handelt es sich um meine Verwendung eines Max Weber Zi-
tats gleich am Anfang des ganzen Buches (DW, S. 13). Rusinek macht
darüber drei (!) Seiten lang Lärm mit der These: „Die Max-Weber-
Deutung ist unseriös, bewegt sich nahe an der Fälschung und betrifft
aus drei Gründen keine Marginalie [...]” (S. 1162). Für jemanden, der
sich intensiv mit Weber auseinandergesetzt hat, sind dies schwere
Beschuldigungen. Worum geht es? „Immer wieder” habe ich „von
‚Max Webers Eroberungsprojekt’ ” gesprochen und geschlussfolgert,
„das von Weber geäußerte Denken habe ’Einfluss auf den Verlauf des
Zweiten Weltkrieges genommen.’“ Wenn man Rusinek’s Fußnote 117
und 118 aufsucht bemerkt man, erstens, dass er sich „Eroberungspro-
jekt” aus den Fingern gesogen hat, da ich von ‚EroberungsOBJEKT’
geschrieben habe und, zweitens, hat er den Satz vor ‚Einfluß [...] ge-
nommen’ weggelassen, wodurch eine ganz andere Bedeutung entsteht.
Dort steht nämlich der Kontext, wonach man Webers Rat von 1915/16,
man hätte besser Holland als Belgien angreifen sollen, nicht gefolgt
war, usw. Wer fälscht hier eigentlich, Herr Rusinek? Und auf S. 1163,
wo der Vorwurf wiederholt wird?

Was ich nach Rusinek gefälscht habe, ist schwer zu entdecken. Aus
seiner Fußnote 115 ist zu entnehmen, dass er – merkwürdig genug
- eine andere Quelle verwendet als ich für das Weber-Zitat, nämlich
die Potsdamer Internet Ausgabe von Weber’s Schriften. Er glaubt nun
etwas anderes entdeckt zu haben, aber leider ergibt der Vergleich
beider Texte, dass sie völlig identisch sind.

Es geht aber um mehr als einen Zitatenvergleich. Weber argumen-
tiert an dieser Stelle in einer knallharten realpolitischen Art und Weise
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zu der Frage, was für Deutschland im Ersten Weltkrieg besser sei als
eine Zweifrontenkrieg mit Russland und den Westmächte (also: wenn
Deutsche Krieg mit Russland führen, sollte mit dem Westen Friede
gehalten werden und umgekehrt). Nur in diesem Kontext kann man
positive/freundliche oder negative/aggressive Äußerungen Webers
über Belgien, Holland, Russland usw. beurteilen. Hätte Rusinek sich
die Mühe gemacht, hier als Historiker zu kontextualisieren, dann hätte
er bald entdeckt, dass diese Weber’sche Denkschrift Teil war einer
ganze Welle von Annexionsdenkschriften, die sehr viel aggressiver
waren als seine, wenn man etwa an die Denkschrift des deutschen
Generalgouverneurs in Belgien, General von Bissing denkt. Ohne Be-
rücksichtigung dieses Sachverhaltes bezichtigt mich Rusinek, dem
Leser einen agressiven Weber anstatt eines freundlichen vorgetäuscht
zu haben. Damit hätte ich dann einen fantasierten Weg von Weber in
„direkter Linie” zur SS usw. geöffnet. Das kleine Manöver soll abermals
zeigen, wie „hysterisch” ich mich benommen habe.

Der zweite Fall ist nicht nur für mich inakzeptabel, sondern wohl
auch für das ganze GNW-Projekt desaströs. Auf Seite 1161 beansprucht
Rusinek das Recht zu bestimmen, wer Westforscher sein darf oder
nicht, und schreibt unter anderem: „Franz Petris Bedeutung wächst
bei Derks ins Monströse, indem ihm untergeschoben wird, er hätte
geplant, ‚die Wallonen zu eliminieren’.” (Kursivierung von Rusinek).
Nicht nur die Tonhöhe verrät, dass wir es hier mit einer ganz dramati-
schen Szene zu tun haben. In DW, S. 195 ist möglichst detailliert eine
Rekonstruktion (nicht mehr und nicht weniger; DW, S. 197) eines SS-
Holland-Plans gegeben. Auf Grund allerhand neu aufgefundener, aber
unvollständiger Akten wurde u.a. die Möglichkeit von Petri’s Beteili-
gung an dieser Planung untersucht. Die Implikationen einer solchen
SS- Planung könnten schrecklich sein, wie aus den Ostforschungs-
Studien ebenfalls hervorgegangen ist. Eine Seite dieser Akten mit
Petri’s Name ist in Original reproduziert (DW, S. 201), aber wie be-
weiskräftig meine Unterlagen auch waren, meine Formulierungen in
diesen Passagen blieben vorsichtig.
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Rusinek’s Verurteilung, ich habe etwas „untergeschoben”, ist eine
knallharte Beleidigung, die ich nicht akzeptieren kann; Was er hier als
mein Zitat anführt („die Wallonen zu eliminieren”) ist mittels seiner
Fußnote 108 nicht zu finden und wo diese Worte dann tatsächlich
verwendet wurden (DW, S. 202) sind sie Teile einer Frage, die sich
jeder Forscher hier gestellt hätte! Dazu kommt, dass die implizite
Beschuldigung, ich hätte Petri monströser Taten bezichtigt, nicht nur
Teil der wüsten Polemik gegen mich ist, sondern auch eine flagrante
Verneinung der SS-Taten in dieser Art Planungen impliziert.

Rusinek geht in seiner Verharmlosungsarbeit noch weiter, wenn
er die NS-Arbeit Petris, Aubins und Steinbachs für die Expansion des
‚Dritten Reichs’ überhaupt abzustreiten sich bemüht, da man „solch
eine Absicht nicht einmal den Westforschern während der Blitzkriegs-
euphorie 1940 in toto unterstellen könne[n].”! Es kommt sogar auf
der Website des Institut für geschichtliche Landeskunde in Bonn nicht
mehr vor, dass Urheber Steinbach gefeiert wird, während Rusinek ihn
in Schutz nimmt: Steinbach’s Texten „zeigen ihn als Reaktionär, aber
nicht als Nationalsozialisten” (S. 1177); Kategorien wie Raum, Rasse,
Stamm und Volk hatten wohl überhaupt keine Bedeutung für Stein-
bach, und Juden waren ihm anscheinend unbekannt. Rusinek plaudert
hier viel über allerhand Texte aus dem Jahr 1940, aber – man wundert
sich nach Kenntnis seines Vorgehens kaum noch - der damals Bekann-
teste wird von Rusinek verschwiegen: Steinbach’s Rede während der
‚Kundgebung in der neuen Aula der Universität, Mittwoch den 26.
Juni 1940, 12.15 Uhr pünktlich, aus Anlaß des Waffenstillstandes mit
Frankreich’. Es spricht Prof. Dr. F. Steinbach über: ‚Der geschichtli-
che Sinn des Waffenstillstandes mit Frankreich’ (von der braunen Uni
Bonn als 20. der Kriegsvorträge von 1940 veröffentlicht). Schon auf den
ersten beiden Seiten stolpert man über Stämme bis zum ’nordischer
Rassenmerkmale’; nach dem Ausruf ‚Der Kampf um den Rhein ist zu
Ende!’ schließt er ab mit der Anbetung des Führers und Duces, ‚die die
Verantwortung für die Neuordnung Europas übernommen (haben)
[...] Daß die nationalen Gefahren der Reichspolitik sich nicht wieder-
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holen, dafür bürgt uns die völkische Führergestalt Adolf Hitlers.’ Es
ist möglich, dass es keine ‚Juden-Texte’ von Steinbach gibt, aber es ist
schändlich genug dass Rusinek und überhaupt kein Autor in GNW
‚Juden -Texte’ von Petri (DW, S. 110-113) berücksichtigt.

Eine Raketen-Laufbahn ohne Ziel und Ende
Dietz, Burkhard; Gabel, Helmut; Tiedau, Ulrich (Hg.): Griff nach dem
Westen. Die ’Westforschung’ der völkisch-nationalen Wissenschaften zum
nordwesteuropäischen Raum (1919–1960). Münster: Waxmann Verlag
2003. ISBN: 3-8309-1144-0; 1260 S.; 2 Bände

Rezensiert von: Otto Dann, Historisches Seminar, Universität zu Köln

Konfrontiert mit einem solchen Megawerk, sucht man zunächst nach
Orientierungen über das Ganze, um nicht sofort unterzugehen in der
Fülle der Texte und Kontexte.

Man beginnt zu zählen: Das Werk umfasst mehr als vierzig Bei-
träge, dazu eine ausführliche Einleitung der Herausgeber und einen
Anhang, der kaum Wünsche offen lässt (Register der Personen, der
Institutionen und Zeitschriften, Zusammenfassungen in Englisch und
– besonders gelungen – in Französich, schließlich eine Bio-Bibliografie
der Autoren).

Die Themen der insgesamt 42 Beiträge können folgendermaßen
quantifiziert werden: je ein Viertel der Beiträge ist einem einzelnen
Historiker bzw. einer geschichtswissenschaftlichen Institution gewid-
met, wiederum ein Viertel der Artikel befasst sich mit „Westforschung“
in anderen Disziplinen, schließlich behandeln jeweils 6 Beiträge „West-
forschung“ generell oder lediglich deren Rahmenbedingungen.

Was kann über die 42 Autoren quantifizierend festgestellt werden?
Ihre Geburtsjahrgänge verweisen auf Altersstufen vom 28. bis zum
94. Lebensjahr! Es erscheint sinnvoll, sie in drei Alterskohorten zu
gliedern: die über 53-Jährigen: sie machen ein Drittel der Autoren
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aus, sodann die Jahrgänge 1950-1965: die knappe Hälfte aller Autoren!
schließlich die Jüngeren ab dem Jahrgang 1966 – noch gut ein Fünftel
der Beiträger. Es kann demnach gewiss nicht gesagt werden, dass sich
mit dieser Publikation eine neue, junge Historiker-Generation zu Wort
meldet. Auffällig ist eine Häufung der 1950er-Jahrgänge unter den be-
sonders engagierten Beiträgern. - Fragt man nach den Fachdisziplinen
der Autoren, zählt man 27 Historiker, das sind zwei Drittel der an dem
Projekt Beteiligten. Daneben stehen sechs Sprachwissenschaftler, fünf
Sozialwissenschaftler, zwei Kunsthistoriker und eine Archäologin.

Wie ist dieses Megawerk als Publikation zu verstehen, zu klassi-
fizieren? Das Etikett „Handbuch“ bietet sich an, denkt man an den
Umfang, an die Aufschließung seiner Materien durch Register, an den
Titel, der „die Westforschung“, scheinbar einen ganzen Forschungs-
zweig, ankündigt. Die Herausgeber bezeichnen ihr Werk aber lediglich
als „Sammelband“. Das ist keine falsche Bescheidenheit. In der Tat
würde man im Falle eines Handbuchs eine systematisch befriedigende
Gliederung vermissen, auch eine von inhaltlichen Kriterien geleite-
te Auswahl und eine interne Vernetzung der Beiträge. Der Umfang
der Aufsätze variiert zwischen 13 und 79 Seiten! Allein 14 Aufsätze
gehen weit über das übliche Limit von 30 Seiten hinaus, was dem
Rezensenten nur in drei Fällen als gerechtfertigt erscheint. In der Tat,
ein Sammelband. Man gewinnt den Eindruck, es wurde gesammelt
und genommen, was angeboten wurde und den eigenen Standarts
entsprach. Dreimal hat man auch Reprints präsentiert – warum? (und
warum ist Michael Fahlbusch nicht in der Lage, die Übernahmen aus
seinem Hauptwerk offen zu legen?) Wenn man am Schluss der Einlei-
tung liest, dass eine Fortsetzung geplant ist, warum hat man diesen
Sammelband zu einer Größe anwachsen lassen, die zu Problemen
führt?

Hinter einem Vorhaben dieses Umfangs steht in der Regel eine In-
stitution, ein Projekt-Antrag mit anschließender Förderung, eine Serie
von Tagungen oder Ähnliches. Nicht hier! Wir haben es vielmehr mit
der Initiative einer kleinen Gruppe Gleichaltriger zu tun, zu der neben
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den erstgenannten Herausgebern auch der Referent des Landschafts-
verbands Rheinland, der am Ende der Einleitung erwähnte Georg
Mölich zu rechnen ist. Seit der Aufsehen erregenden Debatte über
„Ostforschung“ und das Verhalten deutscher Historiker im Zweiten
Weltkrieg waren sie beseelt von der Idee, mit den gleichen Intentionen
nach Westen zu schauen. Sie fanden Unterstützung bei Gerhard Brunn
in Siegen, besonders aber bei Horst Lademacher in Münster, der –
schon am Ende seiner Dienstzeit stehend – das Projekt zu seiner Sache
machte. Lademacher lud zu einem Planungsgespräch nach Münster
ein, vermittelte den Verlag sowie weitere Hilfen. Er ließ das Werk
schließlich in seiner Duisburger Reihe „Studien zur Geschichte und
Kultur Nordwesteuropas“ erscheinen – in auffälliger Diskontinuität zu
Münster, wo das Institut inzwischen in andere Hände übergegangen
war.

Über den Titel habe man lange diskutiert, liest man zu Beginn der
Einleitung - doch das Resultat kann nicht überzeugen. Immerhin ist
der Titel eines Buches sein Ladenschild - da sollte man (als Autor)
genau sein und (als Leser) nicht alles hinnehmen.

Mit dem Obertitel „Griff nach dem Westen“ sind die Herausge-
ber – bewusst – ein hohes Risiko eingegangen. Was diese Formel im
Anschluss an das Buch Fritz Fischers suggeriert, steht jedoch quer
zu dem, was etwa Lademacher in seinem Eröffnungsbeitrag für die
Gesamtepoche 1919 bis 1960 herausarbeitet. Ist es wirklich sinnvoll
und sachgerecht, die Aggression zum Leitbegriff des deutschen Ver-
haltens gegenüber den westlichen Nachbarn in diesen vierzig Jahren
zu machen?

Auch der Untertitel ist mehrfach problematisch. „Die Westfor-
schung“, dieser kompakte Begriff gibt mehr vor als er halten kann
– darauf wird zurück zu kommen sein. Sodann: Was ist mit „den
völkisch-nationalen Wissenschaften“ gemeint? Wissenschaften, die
ihren Namen verdienen, können nicht völkisch oder national sein. Das
Kompositum völkisch-national ist zudem widersprüchlich, denn das
Völkische steht mit seiner ethnischen oder rassistischen Fundierung
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quer zur politischen Nation. Schließlich: Der „nordwesteuropäische
Raum“ – die Probleme einer solchen Formulierung liegen auf der
Hand.

Die Publikation enthält eine Fülle interessanter Beiträge über die
Beneluxländer aus der deutschsprachigen Geschichtswissenschaft und
ihren Nachbardisziplinen. Für eine qualifizierte Urteilsbildung über
dieser Arbeiten wäre es allerdings notwendig, das gesamte Spektrum
der einschlägigen Fachliteratur ins Auge zu fassen, vor allem aber:
Vergleiche zu ziehen zu der zeitgleichen Fachliteratur in anderen Spra-
chen und Kulturen. Erst durch ein solches Vergleichen qualifiziert sich
historisches Urteilen, und dem steht hier eine erstaunliche „nationale“
Engführung entgegen.

Warum wird die hier untersuchte Fachliteratur stereotyp mit dem
Etikett „Westforschung“ versehen und außerdem durch Anführungs-
striche auf Distanz gesetzt? Eine akademische Begriffstradition liegt
dem kaum zu Grunde, eher wohl das Anliegen der Herausgeber, eine
problematische deutsche Tradition kritisch nachzuweisen. Motivieren-
der Hintergrund war die politisch-moralisch erhitzte Situation inner-
halb der Intelligenz nach dem Frankfurter Historikertag 1998. „Ost-
forschung“ war damals in aller Munde, und Willi Oberkrome hatte in
seiner viel beachteten Dissertation (1993) bereits „Ostforschung“ und
„Westforschung“ parallelisiert. So konnte Burkard Dietz bereits 1999 in
„Geschichte im Westen“ die forschungsstrategischen Konsequenzen
ziehen – es wurde eine „invention of tradition“ nach bekanntem Mus-
ter, wenn auch begrenzt auf das Sozialmilieu der deutschen Intelligenz.
Fragt man danach, in welchem Umfang die Autoren auf die Vorgabe
der Herausgeber eingegangen sind und tatsächlich mit dem Begriff
„Westforschung“ arbeiten, zählt man vierzehn einschlägige Beiträge.
Die überwiegende Mehrheit hat demnach den programmatischen Leit-
begriff eher gemieden. Von einer Diskussion über diesen Punkt ist
nichts zu erfahren. Eine ungeklärte Situation.

Den 42 Beiträgen im Einzelnen gerecht zu werden, ist nicht mög-
lich. So seien drei von ihnen herausgegriffen. Zunächst der einleitende
Aufsatz von Horst Lademacher, der den Versuch unternimmt, eine
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kontuinuierliche politische Relevanz der Geschichtsschreibung zum
Westen nachzuweisen – der Begriff „Westforschung“ wird konsequent
vermieden. Indem er ausführlich auf die westdeutsche Nachkriegszeit
eingeht, setzt Lademacher einen Akzent gegenüber der sonstigen Fi-
xierung auf den Nationalsozialismus. An zwei Stellen verweist er auf
Franz Petri, seinen verehrten akademischen Lehrer, den er in seinem
Institut durch einen eigenen Archivraum präsent hielt. Petri ist der am
meisten erwähnte und kommentierte „Westforscher“ dieser Publikati-
on. Die große Chance, die sich bot, im Abstand zu den Nachrufen von
1993 und eingehend auf die seitdem vor allem von Karl Ditt geleistete
biografische Forschung, nun einen Beitrag zur Gesamteinschätzung
dieses exemplarischen westdeutschen Historikers in der Mitte des 20.
Jahrhunderts zu leisten, diese Chance hat Horst Lademacher nicht
wahrgenommen.

Klaus Pabst gibt mit seiner neu erarbeiteten Darstellung über den
Kölner Mediävisten Gerhard Kallen einen guten Einblick in das natio-
nalistische Denken und das praktische Verhalten eines Vertreters der
Oberschicht des rheinischen Katholizismus, der zum Nationalsozialis-
mus und seiner Westpolitik durchweg nur Anschlüsse herstellen und
Parallelitäten entwickeln konnte. In seiner unspektakulären Normali-
tät ist dieser Fall besonders aufschlussreich.

Schließlich der Aufsatz von Bernd Rusinek, der das zentrale Thema
der Publikation eigenständig und stilistisch genial angeht. Am Leitfa-
den des Bonner Instituts für Geschichtliche Landeskunde formuliert
er eine ideologisch entkrampfte Definition von „Westforschung“, die
bei ihm auch die stereotypen Anführungszeichen verliert, setzt in der
Frage der geistesgeschichtlichen Kontinuität neue Akzente, nimmt
eingehend zur Forschungsliteratur Stellung und endet mit der für
viele Institutionen unserer Disziplin bedenkenswerten Metapher ei-
ner Raketen-Laufbahn, die jedoch weder Ziel noch Ende finden kann.
Mit diesem Beitrag findet das Megawerk einen bemerkenswerten Ab-
schluss.

Ende gut – alles gut?
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Weitere Artikel und Reaktionen
Methodische Innovation trotz politischer Instrumentalisierung?

von Martina Pitz

Ein Blick aus der germanistischen Mediävistik auf die Quellen und
Methoden der historischen Kulturraumforschung

Soll es in den historischen Wissenschaften zu einem Erkenntnisfort-
schritt kommen, so sind dazu – das hat der in Hamburg lehrende
Mediävist Hans-Werner Goetz einmal sehr treffend formuliert1 – min-
destens vier Voraussetzungen nötig: das Auftauchen neuer Quellen
bzw. die Wiederentdeckung von alten, die einer neuen Interpretati-
on zugeführt werden; neue methodische Zugänge, die einen tieferen
Einblick gestatten; neue Fragestellungen und Themenbereiche, und
schließlich vielfältige Anregungen aus den Nachbarwissenschaften
und die Pflege interdisziplinärer Kontakte. Damit sich der Funke ent-
zündet, bedarf es in der Regel besonders günstiger Konstellationen, in
denen sich solche Faktoren bündeln: neue Fragen bedingen die Suche
nach neuen Quellen, die zumindest teilweise mit anderen Methoden
und im Austausch mit anderen Disziplinen ausgewertet werden. Ins-
gesamt aber zeichnet sich die Geschichtswissenschaft wie alle Kultur-
wissenschaften nicht dadurch aus, dass die Methoden zwangsläufig
immer besser werden und dadurch in jedem Fall zu sichereren Ergeb-
nissen führen. Man wird vielmehr davon ausgehen müssen, dass sie
sich als Reflektoren gesellschaftlicher Prozesse und politischer Diskur-
se jeweils zeitgemäß weiterentwickeln. Schon von daher ist es nicht
nur legitim, sondern sogar unbedingt notwendig, im Zuge der Selbst-
reflexion der Fächer über ihren Standort und ihre Ziele die Frage nach
dem innovativen Potential eines bestimmten methodischen Ansatzes
unmittelbar mit der nach seiner Zeitgebundenheit zu verknüpfen.

Wie kaum eine andere wissenschaftliche Richtung der Zwischen-
kriegszeit erhebt die historische Kulturraumforschung den Anspruch,

1Goetz, Hans Werner, Moderne Mediävistik. Stand und Perspektiven der Mittelalter-
forschung, Darmstadt 1999, S. 9.
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methodisch innovativ zu wirken durch ein wissenschaftliches Pro-
gramm, das – in dieser Deutlichkeit und Konsequenz zum ersten Mal
– das Schlagwort der Interdisziplinarität auf seine Fahnen schreibt.
Sie bedient sich des Konzepts des Kulturraums und – vielleicht noch
wichtiger – der Kulturgrenze, die zusammengenommen (um bei der
Terminologie der Zeit zu bleiben) das Kulturganze ergeben sollen,
als Vergleichshorizont für die Analyse sprach- und kulturgeschicht-
licher Prozesse. Dabei geht man durchweg von heutigen Raumkon-
stituenten aus, denen man sich mit Hilfe von Daten anzunähern ver-
sucht, die von anderen Wissenschaften bereitgestellt werden. Dass
die wichtigsten Datenlieferanten (Siedlungsgeografie, Sprachgeogra-
fie, Volkskunde, usw.) auf der synchronen Zeitebene arbeiten, wird
nolens volens in Kauf genommen. Relativ schnell versucht man die-
sem Manko dann allerdings auch dadurch abzuhelfen, dass Daten aus
historisch orientierten Disziplinen wie Kunstgeschichte, Archäologie
und Onomastik, die auf Grund eines disparaten Forschungsstandes
vor der Erstellung großräumiger Verbreitungskarten meist noch zu-
rückschrecken, von den Kulturraumforschern selbst speziell für ihre
Forschungsanliegen gesammelt werden. Dass man sich als Fachfrem-
der kaum den sicheren Blick erwerben kann, der für eine adäquate
Beurteilung dieser Materialien notwendig wäre, wird ebenfalls akzep-
tiert; hier soll die quantitativ-statistische Methode eine unvermeidliche
Unsicherheitsmarge aushalten können. Zusammengetragen werden
unter diesen Prämissen physisch-geografische Daten (Klima, Boden),
historisch-geografische Daten (Kirchenprovinzen, Territorialentwick-
lung), sprachgeografische Daten (Verbreitung von Lauterscheinungen,
Kontrastierung synonymer Wörter), volkskundliche Daten (Speisen
am Heiligen Abend, Verbreitung des Nikolauskults), usw. Aufgabe
des Historikers soll es nun sein, historische Begründungen für die
entstehenden Raumbilder zu finden. Wie selbstverständlich geht man
dabei von der Prämisse aus, dass die gegenwärtige Lagerung politisch-
rechtlicher und kultureller Phänomene im Raum auf zum Teil längst
zerrissene historische Einheiten zurückweisen muss. Die immer wie-
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der konstatierte Kongruenz von Territorialgrenzen, Mundart- und
Brauchtumsgrenzen wird zum Abbild kulturgeschichtlicher Groß-
raumbewegungen, die Isoglossen selbst zu Demarkationslinien, an
denen ein regelrechter Kampf gegensätzlicher Kulturströmungen zur
Entscheidung gelangt. Auch eine historisch gewachsene Dichotomie
der Regionen und der Kulturen, und damit zwangsläufig auch von
‚eigener’ und ‚fremder’ Kultur, wird als gegeben vorausgesetzt.

Die Historiker unter den ‚Kulturraumforschern’ spinnen also die
aus vielen Richtungen zusammenlaufenden Fäden weiter und führen
sie zu großen Synthesen zusammen, die aus ihrer Sicht Allgemeingül-
tigkeit und überregionale Verbindlichkeit beanspruchen können. Der
Erkenntnisfortschritt soll sich dabei gleichsam von selbst einstellen,
weil die Absicherung der Einzeldaten nach vielen Seiten automatisch
den Aussagewert der Ergebnisse potenziert und damit eine Dynami-
sierung der wissenschaftlichen Diskussion provoziert. Als geradezu
revolutionär soll sich das Verfahren zur Erhellung historischer Prozes-
se erweisen, über die in schriftlichen Quellen, die ja das eigentliche
Handwerkszeug des Historikers sind, wenig oder nichts berichtet wird
– sei es, dass es für eine bestimmte Fragestellung zusammenhängen-
de Quellenserien nicht gibt und man mit disparaten Einzelbefunden
auskommen müsste; sei es, dass die zu analysierenden Vorgänge in
einer historischen Epoche angesiedelt sind, aus der kaum schriftliche
Überlieferung erhalten ist. Damit versteht es sich nahezu von selbst,
dass die vorgeschlagenen Methoden vor allem bei der Erforschung
der dark ages der Völkerwanderungszeit und des Frühmittelalters zur
Anwendung kommen.

Dass die Sprachwissenschaft der Kulturraumforschung dieser Prä-
gung von Anfang an intensiv zugearbeitet hat, lässt sich leicht erklä-
ren, denn die Beschäftigung mit der germanischen Frühzeit hat in den
Philologien von deren Anfängen an ein zentrales Gewicht. Das Germa-
nenbild der Historiker wird nicht zuletzt vom Stand der Erforschung
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der germanischen Sprachen bestimmt2; man denke nur an die aus den
Philologien stammende klassische Gliederung in Nord-, West- und
Ostgermanen. Hier bestehen also lange Traditionen des Dialogs, an
die Franz Steinbach in seinen die historische Kulturraumforschung
begründenden „Studien zur westdeutschen Stammes- und Volksge-
schichte“ anknüpfen konnte. Er selbst verschweigt das keineswegs.
Im Gegenteil, er betont sogar ausdrücklich, dass seine eigentlichen
Ideengeber aus der Sprachwissenschaft kommen. Überhaupt sei die
Sprachentwicklung der wichtigste Angelpunkt, unter dem man die
Dynamik der Kulturbewegungen betrachten müsse. Ich zitiere Stein-
bach: „Unter der Lupe exakter Wissenschaft“ – und damit meint er
die Erhebung von Sprachdaten mittels Questionnaire und Enquête –
„hatten sich die Dialektgrenzen schon lange in sehr bewegliche Wort-
und Lautlinien aufgelöst. Das bedeutete nichts Besonderes, wenigstens
für die Historiker, solange die Erklärung dafür in autonomen Sprach-
gesetzen gefunden wurde. Erst als die Dialektgeografie einwandfrei
dargetan hatte, dass die sprachliche Entwicklung abhängig ist von der
Geschichte des Landes, dass die Sprache von den politischen, kirchli-
chen, wirtschaftlichen Schicksalen der Sprecher beeinflusst ist, musste
der Historiker aufhorchen“.3 Denn er konnte nicht umhin zu konsta-
tieren, dass die ‚Stämme’, auf deren historisch prägender Kraft die
völkische Kulturbewegung des wilhelminischen Reiches so ausdrück-
lich bestanden hatte, weil sie darin biologische Abstammungsgemein-
schaften sah4, unter diesen Voraussetzungen zu in ständigem Wandel
begriffenen historischen Entitäten geronnen. Wenn sich Dialektgren-
zen nicht mit Stammesgrenzen in Einklang bringen ließen, dann könne
man auch von Stämmen nicht mehr reden, sondern müsse an – ich
zitiere – „rassische und kulturelle Einheiten“ denken, die „durch poli-

2Vgl. Wenskus, Reinhard, Über die Möglichkeit eines allgemeinen interdisziplinären
Germanenbegriffs, in: Beck, Heinrich (Hg.), Germanenprobleme in heutiger Sicht, Berlin
1999, S. 1-21; Pohl, Walter, Die Germanen, München 2000, bes. S. 45ff.

3Steinbach, Franz, Studien zur westdeutschen Stammes- und Volksgeschichte, Jena
1926, S. 5.

4Dazu jetzt zusammenfassend Puschner, Uwe, Die völkische Bewegung im wilhelmi-
nischen Kaiserreich. Sprache – Rasse – Religion, Darmstadt 2001.
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tischen Zusammenschluss sich entwickelt haben“. Mit biologischen
Rassen hätten sie nichts zu tun, sie seien vielmehr „eine Schöpfung der
politischen Verbände und nicht irgendwelcher mystischer Bluts-, Kult-
und Lebensgemeinschaften“. Damit seien sie vor allem wandlungsfä-
hig: Kulturzentren und Verkehrsströme späterer Zeiten könnten ältere
Zustände immer wieder überdecken; und es sei das vorrangige Ziel
einer „wirklichen Volksgeschichte“, solche Überschichtungsvorgänge
transparent zu machen und durch sukzessives Abtragen der jüngeren
Straten zu den Anfängen zurückzukommen.

Man stellt mit einem gewissen Erstaunen fest, dass das nach 1945
so hochgehaltene Verdienst der Einführung einer dynamischen Sicht-
weise und der damit verbundenen methodischen Innovation von Stein-
bach ausdrücklich den Philologen, speziell der Dialektgeografie der
so genannten Marburger Schule5 zugeschrieben wird. Auch das viel
gepriesene Postulat der Interdisziplinarität bedeutet weniger den kon-
struktiven Dialog mit den Nachbarwissenschaften, der im übrigen in
der traditionellen Historiografie nicht zuletzt wegen deren ausdrückli-
cher Berufung auf Sprache, Recht, Bildung und Religion fest verankert
war, als vielmehr den recht ungenierten Zugriff auf deren Daten und
Methoden. Der Erschließung neuer Quellen schließlich, auch dies
im wissenschaftlichen Rückblick hoch gelobt, steht – das wird man
zumindest notieren müssen – der weitgehende Verzicht auf histori-
sches Quellenstudium im eigentlichen Sinne gegenüber. Wirklich neu
scheint also vor allem die Organisation eines programmatischen Diszi-
plinenverbundes und der Anspruch, den Historiker damit verknüpfen;
und neu ist zweifellos auch der geradezu euphorische Optimismus, al-
lein durch die Kombination von Karten das Rad der Geschichte zurück
drehen zu können.

All dies wird man im Auge behalten müssen, wenn man die im
Rahmen der wissenschaftsgeschichtlichen Aufarbeitung der ‚Westfor-

5Hinweise dazu in allen Handbüchern zur Dialektologie und zur Sprachgeschichte
des Deutschen; die prägnanteste Zusammenfassung in der jüngeren Literatur findet
sich wohl bei Barbour, Stephan; Stevenson, Patrick, Variation im Deutschen. Soziolin-
guistische Perspektiven, Berlin 1998, S. 67-78.
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schung’ wohl entscheidendste Frage zu beurteilen hat, ob hier trotz der
unübersehbaren Nähe zur Volkstumsideologie des „Dritten Reiches“
epistemologische Grundlagenarbeit geleistet wurde, und ob es damit
gerechtfertigt ist, dass man nach 1945 zwar bestimmte forschungslei-
tende Begriffe (‚Volkstum’, ‚Lebensraum’, ‚Rasse’, usw.) austauschte,
ansonsten aber unter Beibehaltung der erprobten Methoden an den ge-
wonnenen Grundeinsichten festhielt und diese zum Teil auch im Sinne
einer ‚positiven Grenzgeschichte’ uminterpretierte. Klären lassen sich
solche Probleme erst nach einer kritischen Analyse der wichtigsten
Werke der Kulturraumforschung, die fachliche und wissenschaftsge-
schichtliche Perspektiven zusammenführt. Dies gilt insbesondere für
das wissenschaftliche Hauptwerk des derzeit exponiertesten Vertreters
dieser Forschungsrichtung, für Franz Petris Germanisches Volkserbe
nämlich, denn der Legitimationseffekt des Buches für expansionisti-
sche Bestrebungen nationalsozialistischer Politik ist unbestreitbar.

Vorwiegend auf der Grundlage von Ortsnamen und archäologi-
schen Funden, aber auch unter Zuhilfenahme von Daten aus der so
genannten ‚Rassenforschung’, befasst sich Petri mit der Genese der
deutsch-französischen Sprachgrenze und deutet dabei den gesamten
nordfranzösischen Raum bis zur Loire als durch die Landnahme der
Franken begründetes sprachliches und ethnisches Mischgebiet, das
erst durch spätere ‚Kulturbewegungen’, durch ‚Entmischung’ und
‚Ausgleich’, zu seiner heutigen Romanität zurückgefunden hätte. Er
rechnet für diesen Raum mit einer mehrere Jahrhunderte währenden
Zweisprachigkeit und einer fränkisch-romanischen Kultursymbiose
– der Begriff hat Furore gemacht –, die selbst durch die spätere Ro-
manisierung der westlichen Franken kein wirkliches Ende gefunden
hätte. Kommunikationssprache dieses ethnischen Melting-Pots zwi-
schen Loire und Rhein soll nämlich ein mit germanischen Wörtern und
germanischem Sprachempfinden stark durchsetztes Latein gewesen
sein, dessen Fortsetzer, das spätere Altfranzösische, sich gerade durch
den Grad seiner germanischen Beeinflussung von den südlich der
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Loire gesprochenen okzitanischen Varietäten deutlich unterscheide.6

Diese Sicht der sprach- und siedlungsgeschichtlichen Verhältnisse des
frühen Mittelalters, die den Franken unter der Merowingerdynastie
eine herausragende Rolle als politische Weichensteller einer eigentlich
europäischen Geschichte zugestand, löste schon kurz nach Erscheinen
des Buches eine in kritischen Stellungnahmen und Forschungsberich-
ten dokumentierte, bis heute nicht abreißende Diskussion auch über
die inhaltlich-methodischen Prämissen aus. Schon wegen seiner enor-
men Wichtigkeit für essentielle Probleme der fränkischen Sprach- und
Siedlungsgeschichte bedarf das von Petri gebotene Material dringend
einer gründlichen Überprüfung nach methodischen Maßgaben, die
den unterschiedlichen Perspektiven aller beteiligten Disziplinen – Ger-
manistik, Romanistik, mittellateinische Philologie, Archäologie, Sied-
lungsgeschichte, Siedlungsgeografie – Rechnung tragen und zudem
überlieferungsgeschichtliche Probleme sehr viel stärker berücksich-
tigen. Denn obwohl Petri vergleichsweise viel publiziertes Quellen-
material gesichtet und auch die bis dato vorliegende Literatur recht
gründlich verarbeitet hat, war schon die kaum überschaubare Grö-
ße des von ihm gewählten Untersuchungsraumes eine Fehlerquelle
par excellence: von den zahlreichen Irrtümern, die ihm unterlaufen
sind, gründen viele in einer unzureichenden Kritik des nicht eigens
überprüften oder durch selbständige Archivarbeit ergänzten Quel-
lenmaterials. Teilweise wird auch zu bewussten Pauschalisierungen
gegriffen; und in älterer Literatur noch durchaus artikulierte Zwei-
fel werden stillschweigend beiseite geschoben. Doch auch in seinen
etymologischen Deutungen ist Petri, der immerhin auch studierter
Germanist gewesen ist7, vor zahlreichen geradezu erschreckenden Irr-

6Zu diesen Thesen jetzt zusammenfassend Pitz, Martina, Zentralfranzösische
Neuerungs- und nordöstliche Beharrungsräume – Reflexe der Begegnung von fränki-
scher und romanischer Sprache und Kultur?, in: Haubrichs, Wolfgang; Jarnut, Jörg
(Hgg.), Akkulturation. Probleme einer germanisch-romanischen Kultursynthese in
Spätantike und frühem Mittelalter, Berlin 2004; Dies., Romanisch-germanische Sprach-
beziehungen: Galloromania, in: Lexikon der germanischen Altertumskunde 23 (2003).

7Dass das Volkserbe aus der Feder eines Historikers, nicht eines Germanisten stammt,
steht freilich trotz gelegentlicher anderslautender Aussagen innerhalb der jüngeren
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tümern nicht gefeit. Bisher scheint die Archäologie, zumindest was die
kritische Kommentierung der Quellen anbelangt, in der Auseinander-
setzung mit diesem Buch am weitesten fortgeschritten zu sein. Schon
zu Beginn der 1940er-Jahre hat Hans Zeiss Petris Vorstellung einer
flächendeckenden fränkischen Siedlung bis zur Loire mit stichhaltigen
Argumenten zurückgewiesen8; schon er rechnete mit in Siedlungsab-
sicht präsenten Franken nur noch bis zur mittleren und unteren Seine.
Nach den Untersuchungen der Saarbrücker Archäologin Frauke Stein9

hebt sich das Totenritual dieser Gruppen von den Bestattungssitten
der romanischen Bevölkerungsmehrheit in charakteristischer Weise
ab und erlaubt Einblicke in die chronologischen Dimensionen dieser
fränkischen Siedlung10 und die in beide Richtungen verlaufenden
Akkulturationsprozesse.11

Romanistik (vgl. z. B. Schmitt, C., La Romanisation de la Vallée de la Moselle. Le
témoignage des noms de lieux, in: Kremer, D.; Monjour, A. (Hgg.), Studia ex hilaritate.
Mélanges de linguistique et d’onomastique sardes et romanes offerts à Monsieur Heinz-
Jürgen Wolf, Strasbourg 1996, S. 469-477, hier S. 469) außer Zweifel.

8Vgl. Zeiss, Hans, Die germanischen Grabfunde des frühen Mittelalters zwischen
mittlerer Seine und Loiremündung, in: 31. Bericht der römisch-germanischen Kom-
mission 1941, 1. Teil, Berlin 1942, S. 5-34. Ob sich Zeiß durch diese Arbeit, von der er
ausdrücklich betont, sie zum „besseren Verständnis eines geschichtlichen Vorganges“
geschrieben zu haben, der „die Entwicklung Europas bestimmt hat: die Ausbreitung
der Germanen im frühen Mittelalter und die Bildung der neuen Völker, welche die
Geschichte des Mittelalters und der Neuzeit getragen haben“ (S. 6), auch als Kritiker
einer politischen Instrumentalisierung des Petri’schen Ansatzes für eine Neuordnung
Europas unter Führung des nationalsozialistischen Deutschland (vgl. dazu z. B. den
bei Derks, Hans, Deutsche Westforschung. Ideologie und Praxis im 20. Jahrhundert,
Leipzig 2001, S. 267ff. publizierten Text) erweist, ist umstritten. Anders Fehr, Hubert;
Zeiß, Hans, Joachim Werner und die archäologische Forschung zur Merowingerzeit, in:
Steuer, Heiko (Hg.), Eine hervorragend nationale Wissenschaft, Berlin 2001, S. 311-415.

9Stein, Frauke, Die Bevölkerung des Saar-Mosel-Raumes am Übergang von der
Antike zum Mittelalter. Überlegungen zum Kontinuitätsproblem aus archäologischer
Sicht, in: Archaeologia Mosellana 1 (1989), S. 89-195.

10Anders Périn, Patrick, A propos de publications étrangères récentes concernant le
peuplement en Gaule à l’époque mérovingienne : la « question franque », in : Francia 8
(1980), S. 536-552.

11Dazu jetzt zusammenfassend Stein, Frauke, Kulturelle Ausgleichsprozesse zwischen
Franken und Romanen im 7. Jahrhundert. Eine archäologische Untersuchung zu den
Verhaltensweisen der Bestattungsgemeinschaft von †Rancy/Renzig bei Audun-le-Tiche
in Lothringen, in: Haubrichs, Wolfgang; Jarnut, Jörg (Hgg.), Akkulturation. Probleme
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Vor allem konnte Frauke Stein am Beispiel des Gebietes zwischen
Ardennen und Pfälzer Wald bzw. Vogesen – jedenfalls aus meiner Sicht
einleuchtend – zeigen, dass man sich die fränkischen Siedlungsinitiati-
ven im Nordosten der Galloromania nicht – wie es lange, und deshalb
auch bei Petri, beherrschende Vorstellung der historischen Forschung
war – als einen von breiten bäuerlichen Schichten getragenen, sich
gleichsam in Wellen vollziehenden Landnahmeprozess vorzustellen
hat.12 Sie lassen sich vielmehr nur punktuell fassen, wobei Angehörige
der Oberschichten – am ehesten auf königliche Landzuweisungen hin
– als Impulsgeber zu vermuten sind.13 Aus kleinen Siedlungszellen
hätten sich nach diesem Modell durch Binnenkolonisation etwas grö-
ßere Einheiten entwickelt, in denen Gefolgsleute germanischer und
romanischer Herkunft in auf Grund des auch heute noch nicht aus-
reichenden archäologischen Forschungsstandes zumeist nicht genau
bestimmbaren Anteilen gemeinsam siedelten.14

In15 der französischen Romanistik und Onomastik werden Petris
Thesen dagegen kraft der Autorität des ihnen zeitlebens zuneigenden
Walther von Wartburg, des Autors des monumentalen Französischen
etymologischen Wörterbuchs, zum Teil noch immer zu unkritisch re-

einer germanisch-romanischen Kultursynthese in Spätantike und frühem Mittelalter,
Berlin2004.

12Zusammenfassung der neueren historischen Forschung dazu jetzt bei Werner, Karl
Ferdinand, La ‚conquête franque’ de la Gaule. Itinéraires historiographiques d’une
erreur, in: Bulletin de l’Ecole des Chartes 154 (1997), S. 7-45.

13Dies deckt sich mit den Erkenntnissen der Onomastik, vgl. Haubrichs, Wolfgang,
Germania submersa. Zu Fragen der Quantität und Dauer germanischer Siedlungsinseln
im romanischen Lothringen und in Südbelgien, in: Burger, Harald u.a. (Hgg.), Verborum
Amor. Festschrift für Stefan Sonderegger, Berlin 1992, S. 633-666.

14Dazu ausführlich Stein, Frauke, Les tombes d’un chef franc et de sa famille à
Güdingen. Considérations sur le rôle de l’aristocratie dans l’implantation franque entre
le Meuse et la Sarre, in: Lichardus, Jan; Stein, Frauke (Hgg.), Saarbrücker Studien und
Materialien zur Altertumskunde, Bonn 1992, S. 117-144.

15Vgl. für das Folgende Pitz, Martina, Franz Petris Habilitationsschrift in inhaltlich-
methodischer und forschungsgeschichtlicher Perspektive, in: Dietz, Burkhard u.a.
(Hgg.), Griff nach dem Westen. Die „Westforschung“ der völkisch-nationalen Wissen-
schaften zum nordwesteuropäischen Raum (1919-1960), Münster 2003, S. 225-246; Dies.,
Petri, Franz, in: Reallexikon der germanischen Altertumskunde 22 (2002), S. 631-635.
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zipiert, während sich in Deutschland mit Ernst Gamillscheg16 und
Harri Maier schon bald sehr kritische Stimmen erhoben. Auch in der
Germanistik hat die Quellenkritik die Diskussion monopolisiert, so
dass man in Fragen der Methodenkritik über Anfänge nicht hinaus-
gekommen ist. Immerhin sind die umfangreichen Belegsammlungen
belgischer Namenforscher in der erklärten Absicht erfolgt, eine trag-
fähige Materialgrundlage für eine Überprüfung der Thesen Petris
zu vorzulegen. Nach heutiger Einschätzung liegt die gravierendste
methodische Schwäche des Buches darin, dass für die vor allem mit
Ortsnamen arbeitenden Rekonstruktionsversuche eines mutmaßlichen
fränkischen Siedlungsraums auf ein ganzes Bündel von Argumenten
zurückgegriffen wird, die zum Teil bis heute ernsthaft diskutiert wer-
den müssen, zum Teil aber auch längst mit guten Gründen zurückge-
wiesen wurden. Reliktnamen rein germanischen Charakters werden
mit anderen Namentypen vermengt, die als genuin romanische Bil-
dungen anzusprechen sind; mit Lehnwörtern gebildete sekundäre
Siedlungsnamen werden von eigentlichen Reliktnamen nicht sauber
geschieden. Eine solche Vermischung von Unzusammengehörigem
muss bei der siedlungsgeschichtlichen Interpretation zwangsläufig zu
einer Verzerrung des Gesamtbilds führen. Vor allem aber wird man
einen anderen tragenden Pfeiler in Petris Argumentationsgebäude
neu bewerten müssen, die Idee nämlich, dass das heutige Namenbild
Nordfrankreichs, wo sich Ortsnamen mit unzweifelhaft germanischer

16Dass auch der gebürtige Österreicher Ernst Gamillscheg trotz seiner massiven Kritik
an den wissenschaftlichen Grundlagen des Volkserbes „seit seiner Jugend ein politisch
konservativer Mann und Anhänger großdeutscher Gedanken [war, der] selbstverständ-
lich mit der Rückkehr der Rechten an die Macht zufrieden“ war und sich „politisch in
Kreisen [bewegte], die für eine Annäherung oder den möglichen Anschluss Österreichs
an Deutschland eintraten“ (Yakow Malkiel, Ernst Gamillscheg (1887-1971) und die
Berliner Schule der Romanischen Sprachwissenschaft (1925-1945), in: Trabant, Jürgen
(Hg.), Beiträge zur Geschichte der romanischen Philologie in Berlin, Berlin 1988, S. 57-81,
hier S. 57, 76), sei immerhin erwähnt. Während des zweiten Weltkrieges war Gamill-
scheg als Leiter des Deutschen Wissenschaftlichen Instituts in Bukarest wie Petri einer
der wichtigsten nationalsozialistischen Funktionsträger im Wissenschaftsbetrieb. Vgl.
dazu Hausmann, Frank-Rutger, „Vom Strudel der Ereignisse mitgerissen“. Deutsche
Romanistik im „Dritten Reich“, Frankfurt am Main 2001, S. 577ff.
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Etymologie nur ganz vereinzelt finden, erst durch Ausgleichsprozesse
großen Stils und Rückübersetzung zahlreicher ehemals germanischer
Namen zustande gekommen sei. Anhand der Verhältnisse im west-
lichen Lothringen ließ sich zeigen, dass man sich den Prozess der
Namenvergabe und Namenadaptation in diesen ehemals bilingualen
Regionen ganz anders vorstellen muss, als Petri dies vorgab, denn bei
archäologisch erwiesener gemischtethnischer Siedlung haben offen-
sichtlich beide Ethnien die die Landschaft gestaltenden geografischen
Objekte mit jeweils eigenen Namen benannt: es entstanden die so
genannten Namenpaare, die die unmittelbaren Sprachgrenzgebiete
bis heute prägen und mit denen man – in welchem Umfang auch
immer – wohl auch in den heute romanischsprachigen Landschaften
rechnen muss. Beim Übergang zur Einsprachigkeit überlebten von
diesen Dubletten allerdings nur die der obsiegenden Sprache zugehö-
rigen, also die romanischen Partner; die fränkischen Dubletten gingen
mit den westfränkischen Varietäten unter. So ist wohl wirklich damit
zu rechnen, dass im Zuge der Romanisierung der westlichen Fran-
ken fränkische Ortsnamenbildungen obsolet geworden sind. Auch
wenn man an dem nicht unproblematischen Begriff des ‚Ortsnamen-
ausgleichs’ festhält, sind solche Vorgänge aber mangels geeigneter
schriftlicher Quellen weder empirisch beschreibbar noch siedlungs-
geschichtlich deutbar. Anhand von Ortsnamen nachzuweisen und
auch chronologisch interpretierbar sind im Grunde nur die insgesamt
sehr seltenen eigentlichen Sprachinseln, in denen es aus sorgsam zu
eruierenden historischen Gründen zu einer kompakteren fränkischen
Ansiedlung kam. Dass eine solche Bevölkerungssituation aber entge-
gen Petri in Nordfrankreich nicht die Regel war, haben archäologische
und philologische Einzelstudien sicher erwiesen. So hat sich in der
Gesamtschau zwar der von fränkischer Zusiedlung betroffene nord-
ostfranzösische Raum und auch die Zahl der als fränkisch geltenden
Siedlungsrelikte erheblich reduziert; keinesfalls aber wird man zu
Ansichten zurückkommen können, die die fränkische Zuwanderung
schon knapp jenseits der heutigen Sprachgrenze gestoppt sehen wol-
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len. An Petris Interpretation dieser Grenze als Ausgleichslinie, die sich
aus einem bilingualen Raum ganz allmählich herauskristallisiert, wird
man im Großen und Ganzen festhalten können.

Auch dieser kurze Streifzug durch die von der Kulturraumfor-
schung verwendeten Quellen hat möglicherweise hoch komplexe, die
Fachwissenschaften zum Frühmittelalter seit Jahrzehnten beschäfti-
gende Einzelprobleme ungebührlich vereinfacht. Ohne die Argumen-
tationsmuster der Kulturraumforscher imitieren zu wollen, für die das
Ziel stets – ich zitiere Petri – „den eingeschlagenen, nicht ganz unge-
fährlichen Weg rechtfertigen sollte“17, hätte er dennoch seinen Zweck
erfüllt, wenn es gelungen wäre, deutlich zu machen, dass moderne
Mediävistik – auch und gerade, wenn man sie mit dem Anspruch der
Interdisziplinarität betreibt – über weite Strecken eine Demontage der
großen Synthesen ist, die man dem revolutionären Impetus bestimmter
methodischer Ansätze zu verdanken glaubte. Die Kulturwissenschaf-
ten sind heute selten in der Lage, fertige und unverbrüchliche Ergeb-
nisse vorzulegen; weit eher zerstören sie die Sicherheit überkommener
Vorstellungen und warnen damit vor einer Selbstüberschätzung der
eigenen Zeit. Große Worte und einfache Formeln wie die vom ‚Kul-
turraum’, vom ‚Volkstum’ und von der ‚Nation’ wurden zu Recht
bezichtigt, „an dem Unglück des 20. Jahrhunderts Mitschuld“18 zu tra-
gen, und von den Exzessen der Kulturraumforscher hat sich speziell
die sprachhistorische Reflexion über das Frühmittelalter lange nicht
erholt. Überwinden lassen sie sich durch einen inzwischen auch nicht
mehr so neuen interkulturellen Ansatz, der dem Verlust allgemein
akzeptierter Überzeugungen von Sinn und Ziel der Geschichte kon-
struktive Umwertungen und nicht zuletzt die Überwindung nationaler
Enge entgegensetzt und – über spätere Sprach- und Territorialgrenzen
hinweg – ältere Kommunikationsräume zu rekonstruieren versucht.

17Petri, Franz, Die fränkische Landnahme und die Entstehung der germanisch-
romanischen Sprachgrenze in der interdisziplinären Diskussion, Darmstadt 1977, S.
10.

18Scheibelreiter, Georg, Die barbarische Gesellschaft. Mentalitätsgeschichte der euro-
päischen Achsenzeit 5.-8. Jahrhundert, Darmstadt 1999, S. 13.
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Diskussionsbeitrag
von Jörg Hackmann

Aus der Perspektive der Beschäftigung mit der „Ostforschung“ drängt
sich mir bei der Lektüre der „Symposiums“-Texte ein déjà-vu-Eindruck
auf: Die stärksten Impulse zur kritischen Betrachtung der Ostfor-
schung kamen von Wissenschaftlern der von ihr betroffenen Länder,
und neben der Beteiligung an der NS-Politik ging es in der Kritik
immer auch um die Kontinuität der Ostforschung in Westdeutsch-
land. Die polemischen Beschuldigungen führten bei den betroffenen
Wissenschaftlern und Institutionen freilich fast ausnahmslos zu Ab-
wehrreaktionen, die zur Klärung der Sachverhalte wenig beigetragen
haben. Zwar waren die Umstände während des Kalten Kriegs ande-
re, aber die Konfliktsituationen und die Nachwirkungen politischer
Indienststellung sind zwischen Westforschung und Ostforschung so
verschieden offensichtlich nicht.

Wenn man versucht, die in den Forschungs- und Diskussionsbei-
trägen zur Westforschung aufgewandte Energie umfassender Quel-
lenrecherchen wie kritischer Polemik für die weitere Diskussion in
produktive Bahnen zu lenken, scheinen mir vier Punkte von Bedeu-
tung zu sein:

Erstens wären Ost- und Westforschung, wie von Manfred Hettling
angemahnt, genauer zu vergleichen und die Bezüge zwischen ihnen zu
rekonstruieren. Dass Hermann Aubin im Kontext der Westforschung
im „Griff nach dem Westen“ nicht in einem eigenen Beitrag behandelt
wurde, wie ich dem Inhaltsverzeichnis entnehme, ist mit Blick auf
seine Rolle in der „Ostforschung“ bedauerlich, um nicht zu sagen
erstaunlich. Für einen solchen Vergleich wären dann auch die Reich-
weite der Paradigmen „Ostforschung“ und „Westforschung“ in den
jeweiligen Disziplinen näher zu bestimmen. In der Diskussion über die
deutsche Ostforschung hat sich seit langem die Ansicht durchgesetzt,
dass es sich hier um ein spezielles Programm der Beschäftigung vor
allem mit Ostmitteleuropa handelte, das keineswegs mit Osteuropa-
forschung deckungsgleich ist. Zukünftig wäre, anknüpfend an eine
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Überlegung von Manfred Hettling, auch der Singular „Ostforschung“,
also die inhaltliche wie organisatorische Kohärenz, noch einmal kri-
tisch zu prüfen, insbesondere mit Blick auf den Zweiten Weltkrieg.

Zweitens plädiere ich nachdrücklich dafür, die momentan domi-
nierende Perspektive auf Ost- und Westforschung zu verändern. Sinn-
voller als die insgesamt doch wenig ergiebigen Versuche, den Ost-
forschern und Westforschern die Urheberschaft und konkrete Beteili-
gung an nationalsozialistischen Verbrechen nachzuweisen, ist es, ihre
Wirkung im Gesamtzusammenhang der Okkupations- und Vernich-
tungspolitik eingehender zu untersuchen. Dabei könnte sich heraus-
stellen, dass manche der bisherigen Urteile hinsichtlich der politischen
Wirkungen der Ostforschung auf Überschätzung beruhen und dass
stattdessen die originären Forschungstätigkeiten und publizistische
Aktivitäten zur Propagierung und Legitimierung in den Mittelpunkt
der Analyse rücken. Ein solches Vorgehen muss freilich nicht zwangs-
läufig in Verharmlosung münden; aber die Relevanz der Befunde zu
bestimmen, fordert möglicherweise mehr methodologische Anstren-
gungen, als sie mitunter aufgewandt wurden. Vor allem in diesem
Kontext scheint mir die Frage der Fortwirkungen von Ostforschung
und Westforschung nach 1945 von Bedeutung. Auch im Fall der Ost-
forschung ist sie bislang nur ansatzweise erhellt, insbesondere fehlt es
an unabhängigen Darstellungen zu den Institutionen.

Drittens erhält für eine solche genauere Analyse der Ostforschungs-
aktivitäten die kritische Prüfung der Schüsselwerke, wie sie für die
Westforschung am Werk Franz Petris vorgenommen wurde, eine neue
Bedeutung. Nicht nur für Petris Werk, sondern auch für Werner Con-
zes und Theodor Schieders Qualifikationsschriften gilt, dass der ihnen
zugeschriebene innovative Charakter in signifikantem Widerspruch
zum heutigen Wert ihrer Erkenntnisse steht. Dabei interessiert weni-
ger, wie sich dieses Image der Innovation festsetzen konnte, sondern
was die rasche Zerfallszeit der Ergebnisse bedingte. Hier wird man
nicht umhinkommen, der Einbindung in übergeordnete politische
Argumentationszusammenhänge eine zentrale Rolle zuzumessen.
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Mein vierter Punkt betrifft schließlich die Untersuchung der je-
weiligen wissenschaftsgeschichtlichen wie politischen Diskussionszu-
sammenhänge mit den Wissenschaften in den von der Ostforschung
und Westforschung betroffenen Ländern. Ich kann mich des Eindrucks
nicht erwehren, dass die deutsche Diskussion der letzten Jahre prak-
tisch ohne Berücksichtigung der Beziehungen zu den betroffenen Na-
tionen verläuft. Gerade im Fall der Ostforschung ist aber nicht zu über-
sehen, dass sich ihre Protagonisten in einem kritischen oder polemi-
schen Disput mit Wissenschaftlern der Nachbarnationen sahen, gegen
die sie sich und die Interessen Deutschlands vorgeblich verteidigten.
Wichtiger als die objektive Berechtigung solcher Wahrnehmungsmus-
ter zu erörtern ist jedoch die Tatsache, dass gerade die Analyse dieser
wechselseitigen Beziehungen viel zur Erhellung wissenschaftlicher
Forschungs- und politischer Argumentationsstrategien beitragen kann,
ging es doch nicht nur darum, dass „Volk“ als eine neue Kategorie
der Kulturwissenschaften zu etablieren, sondern vor allem darum,
zur Auseinanderersetzung mit dem „Gegner“ die schlagkräftigsten
Argumente anzuführen, die mitunter auch sehr konventionell sein
konnten.

Manche der hier angesprochenen Punkte werden entstehende For-
schungsarbeiten in absehbarer Zeit in ein neues Licht stellen. Der Erör-
terung bedürfen dagegen insbesondere noch die Verzahnungen der
deutschen Ostforschung mit ihren wissenschaftlichen Kontrahenten;
das gilt, wie ich der Diskussion entnehme, auch für die Westforschung.
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von Christian Lübke

Unter den zahlreichen Stellungnahmen zu dem Sammelband „Griff
nach dem Westen. Die ‚Westforschung’ der völkisch-nationalen Wis-
senschaften zum nordwesteuropäischen Raum (1919-1960)“ ist mit-
unter – mehr oder weniger vehement, auf jeden Fall aber zu Recht –
auf die Notwendigkeit eines vergleichenden Vorgehens unter Berück-
sichtigung der „Ostforschung“ hingewiesen worden. Die Tätigkeit
Hermann Aubins in beide Richtungen mag die grundsätzliche Paral-
lelität der Phänomene am plakativsten belegen, doch gab es offenbar
auch eine ganze Reihe struktureller Gleichheiten, Beziehungen und
gegenseitiger Befruchtungen, die näher zu erforschen wären. Der von
D. Derks in seinem Beitrag vom 15.5.2003 aufgefächerte Fragenkatalog,
dessen Aufarbeitung er in dem „Griff nach dem Westen“ vermisst,
könnte tatsächlich ein geeigneter Leitfaden dafür sein. Dem interes-
sierten, mit den westlichen Pendants der „Ostforschung“ eher we-
niger vertrauten Historiker, der sich dafür wissenschaftlich auf die
Region konzentriert, die Gegenstand der östlichen Volkstums- und
Kulturraumforschung war, bewegt vor allem Derks’ Wahrnehmung
eines hauptsächlichen Zieles des Sammelbandes, nämlich, „den Be-
weis dafür anzutreten, dass von einer irgendwie gearteten Kontinuität
zwischen ‚damals’ und ‚heute’ keine Rede sein könne“. Muss man dar-
aus im Umkehrschluss folgern, dass es demjenigen, der den „Beweis
antreten“ will, um die Verschleierung der Kontinuität geht?

Die persönliche Betroffenheit durch die hier aufgeworfenen Fra-
gen erklärt sich folgendermaßen: Seit 1996 existiert in Leipzig ein
„Geisteswissenschaftliches Zentrum für Geschichte und Kultur Ost-
mitteleuropas“, und in diesem wiederum ein „Arbeitsgebiet“, das
den programmatischen Namen „Germania Slavica“ trägt. Es handelt
sich um eine Bezeichnung, die in Nachbildung zu dem von Theodor
Frings in den 1920er-Jahren geprägten Begriff „Germania Romana“
entstand – also im weiteren Umfeld der „Westforschung“. Es gibt
noch viel konkretere Beziehungen: „Germania Slavica“ wurde von
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Wolfgang H. Fritze geprägt, einem Schüler von Walter Schlesinger,
und dieser war ein Schüler von Rudolf Kötzschke, dem Leiter des
Seminars für Landesgeschichte und Siedlungskunde an der Leipziger
Universität, dessen Affinität zu der von den Nazis instrumentalisier-
ten Ostforschung besonders in seinen Arbeiten zur „Ostkolonisation“
hervortrat. Und die „Germania Slavica“-Forschungen erscheinen noch
heute deswegen als innovativ, weil sie die Forderung von West- und
Ostforschung nach Interdisziplinarität (damals: Transdisziplinarität)
praktiziert: Geschichtswissenschaft einschließlich ihrer siedlungskund-
lichen (auf Orts- und Flurformen) und siedlungsgeografischen (auf die
Entstehung von Kulturlandschaft ausgerichteten) Spezialisierungen,
Linguistik (Namenkunde) und Archäologie arbeiten hier eng zusam-
men. Mit Blick auf die Untersuchungsobjekte, die Arbeitsstrukturen
und die Forschungstraditionen existiert also durchaus eine Kontinuität
zwischen „damals“ und „heute“. Wer dies will, wird sogar in der von
Fritze 1980 formulierten Reichweite von „Germania Slavica“ einen –
den 1920er und 1930er-Jahren ähnlichen - revisionistischen (im Sinne
eines Anspruchs auf die ostdeutschen, an Polen verlorenen Landschaf-
ten) Ansatz erkennen können, insofern er auf die „im historischen
Sinne ostdeutschen (bzw. ostmitteldeutschen) Länder [...] Mecklen-
burg, Pommern, Westpreußen, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen,
Schlesien“ abzielte.

Man könnte weitere „Kontinuitäten“ aufzählen. Sie sind nicht zu
leugnen, sondern im Gegenteil zu thematisieren und zu erforschen.
Doch auch die Brüche zwischen „damals“ und „heute“ sind offensicht-
lich: Sie liegen schon in der wissenschaftlichen Ausbildung der ersten
Repräsentanten von Germania Slavica, die – im Gegensatz zu ihren
„völkischen“, die slavischen Kulturen weitgehend marginalisierenden
Kollegen – die Kenntnis slavischer Sprachen erwarben und das Prinzip
„Slavica non leguntur“ durchbrachen, womit sie den Schlüssel zum Ver-
ständnis der historiografischen Traditionen und der Forschungserfolge
der polnischen und tschechischen Kollegen, zur „Verwissenschaftli-
chung“ (Klaus Zernack) der eigenen Forschungsansätze in Händen

101

Kontinuität von „damals“ und „heute“?

hielten. Wolfgang H. Fritze, Herbert Ludat und Heinrich Felix Schmidt
(letztere als Schüler des Berliner Slavisten Max Vasmer) wären hier
zu nennen, die allesamt von der Slavistik und osteuropäischen Ge-
schichte her ihr Interesse an der slavischen (vordeutschen) Frühzeit
entdeckten und auf dieser Basis die hochmittelalterliche Kolonisation
thematisierten – als eine Epoche der sozialen, rechtlichen und ökono-
mischen Vereinheitlichung Europas, der Angleichung der slavischen,
ungarnländische und baltischen Länder an den lateinischen Westen.
Auf diesem Hintergrund wollte Fritze „Untersuchungen zu der wech-
selseitigen Durchdringung von slawischem und deutschem Ethnikum
im Bereich der mittelalterlichen deutschen Ostsiedlung“ durchfüh-
ren, wozu er 1978 an der FU Berlin eine Arbeitsgruppe „Germania
Slavica“ ins Leben rief, an die das gleichnamige Leipziger Forschungs-
programm anknüpft.

Es gibt aber noch ein zweites Element der aktuellen „Germania
Slavica“-Auffassung, das der Slavenforschung der DDR entstammt,
die einer eigenen traditionskritischen Aufarbeitung wert wäre. Vom
Westen her wegen der Einbindung in die sowjetisch bestimmte For-
schungslandschaft des Ostblocks mit einigem Misstrauen beobachtet,
konnte die DDR gerade in den Nachbardisziplinen der Geschichtswis-
senschaft, in Archäologie und Onomastik, die größten Erfolge erzielen.
Das wirkte durchaus befruchtend auf die Bundesrepublik zurück,
wo man ebenfalls umfangreiche archäologische Grabungen im ehe-
mals slavischen Siedlungsgebiet (Starigard-Oldenburg in Ostholstein,
Spandau in West-Berlin) durchführte. Solange zwei deutsche Staaten
existierten, unterschieden sich somit die auf die Slaven in Deutschland
ausgerichteten Untersuchungen zwar terminologisch und räumlich
(in der DDR endeten sie konsequenterweise an Oder und Neiße), in
der praktischen Arbeit aber waren sie gar nicht so weit voneinander
entfernt. Das Leipziger Arbeitsgebiet hat hier auch (gegen manche Wi-
derstände) personell zu einer Vereinigung beider Forschungsansätze
beigetragen. Im Rahmen des Leipziger Ostmitteleuropa-Zentrums und
seiner vom Frühmittelalter bis zur Jetztzeit reichenden Forschungs-
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projekte besteht nun die Chance, die älteren Fragestellungen nach
dem kulturellen Vorrang der einen oder der Primitivität der anderen
Seite zu überwinden und interdisziplinäre, vergleichende Siedlungs-
geschichte in einer sprachlichen und ethnischen Kontaktzone durchzu-
führen. Erkenntnisse über die dort ablaufenden Prozesse (Rezeption
der anderen Sprache, Hybridisierung bestimmter Stile und Moden,
Synkretismus, Transfer und Umformung bestimmter Kenntnisse in
Kultur und Alltagsleben) können im Weiteren auf andere, ähnlich
strukturierte Regionen des Mittelalters (in der Phase der hochmittel-
alterlichen Kolonisation), aber auch auf andere historische Perioden
übertragen werden. Wenn – gewissermaßen als ein Nebenprodukt
dieser Forschungen – sich auch in der breiteren Öffentlichkeit das
Wissen über die Existenz eines slavischen Anteils an der deutschen
Geschichte etabliert, wird damit ein Effekt erreicht, den die Vertreter
der Ostforschung gerade zu verhindern suchten.
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Die irreführende Interdisziplinarität der völkischen und der
NS-Geschichtsforschung

von Klaus Popa

Manche Beiträge des Symposiums zur „Westforschung“ räumen der
Kontroverse um die „Interdisziplinarität“ der völkischen und NS-
Geschichtsforschung einen breiten Raum ein. Die Befürworter dieser
Art „Interdisziplinarität“, befinden, sie sei durchaus positiv, obwohl sie
von den zur „Volks-„ , „Kulturboden-„ und „Kulturraumforschung“
mutierten „Landeskunden“ herkommt. Es handele sich um einen Fort-
schritt, selbst um „Modernität“. Die Kritiker halten dagegen, dass
die von der völkischen und NS-Geschichts“-Wissenschaft“ kultivierte
„Interdisziplinarität“ in expansionistischen, raumplanerischen Zielset-
zungen und im Völkermord ausartete, weshalb sie zu verdammen
und abzuweisen sei. Die ideologischen und politischen Wurzeln des
umstrittenen Diskussionsobjekts fanden im Für und Wider des Sym-
posiums hingegen nur andeutungsweise Beachtung.

Bei näherer Betrachtung erweist sich nämlich, dass die zur Dis-
kussion stehende „Interdisziplinarität“ sowohl genetisch, wie auch
inhaltlich, also diskursmäßig einer Weltsicht entwuchs, die sich selbst
und ihre geistigen Produkte als einmalig betrachtete. Diese „Einmalig-
keit“ wurde von Begrifflichkeiten getragen, die um die ausschließlich-
ausschließenden Ideologeme wie „deutsch“, „Deutschtum“, „Volk“,
„deutsches Volk“ kreisten. Dieser gesamte Komplex des politisch-
kulturellen Exklusivismus, der kulturimperialistischen Arroganz, Äch-
tung, Ausgrenzung bis hin zur moralischen, materiellen, schließlich
auch physischen Ausschaltung war von Anbeginn ideologisch fun-
diert und lieferte die Vorbedingung für die massive Politisierung und
politische Instrumentalisierung der Geisteswissenschaften. Die bis
zum Fanatismus gehende Deutschzentriertheit begünstigte eine Hal-
tung der Ausschließlichkeit und des Ausschluss, die alle Lebensbe-
reiche via ideologischer Gleichschaltung erfasste. Es ist deshalb ange-
bracht, ernsthafte Zweifel zu äußern an der wissenschaftlichen Solidi-
tät und an der „Modernität“ der aus geistiger und sozialer Vereinheit-
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lichung schöpfenden „Interdisziplinarität“. Sie ist das ausschließliche
Produkt des systematischen über den Kamm Scherens, der Entmündi-
gung, des in das Prokustes-Bett der völkischen, dann der NS-Ideologie
Zwängens und Nötigens einer Vielzahl von Kulturfakten. Die hier
angemeldeten Bedenken berücksichtigen die Folgen der zunächst
deutschnationalistischen, dann deutsch- und germanisch-nordisch-
rassistischen Einschränkung und Filterung komplexer Kulturerschei-
nungen und -äußerungsformen durch die engen Maschen der göt-
zenhaft angebeteten und deshalb allmächtigen Eckbegriffe „Deutsch-
tum“ und „Volk“. Die einschlägigen Konsequenzen theoretischer und
praktischer Natur innovativ und modern einzustufen, ist mehr als
problematisch.

So begründete und auf diese Weise funktionierende „Interdiszi-
plinarität“ kam in keiner Weise dem zugute, was man sonst als Wis-
senschaft und Wissenschaftlichkeit versteht, sondern ausschließlich
dem bereits im „völkischen“ Horizont vorherrschenden, zur Monoto-
nie und fanatischen Fixierung auf das „Deutschsein“ verkümmerten
Kulturverständnis. Dieser Zustand wurde dann in der NS-Zeit durch
expliziten und tätlichen Rassismus auf den Höhepunkt getrieben. Der
un- und gründlich antiwissenschaftliche Irrationalismus erlebte einen
bislang unbekannten Höhenflug.

Es genügt folglich nicht, Interdisziplinarität bei diesem oder jenem
in der West- oder Ostforschung tätigen Historiker festzustellen und
ihre Präsenz lautstark zu verkünden. Es besteht nämlich die Notwen-
digkeit, diese Interdisziplinarität nach dem Gehalt an rationeller Wis-
senschaftlichkeit abzuklopfen, wodurch auch das Ausmaß an unwis-
senschaftlicher Irrationalität ermittelt werden kann. Alles, was um den
mystifizierten Begriffskomplex des „deutschen Volkes“ kreist, zählt zu
letzterem Bereich. Es ist daher recht schwierig, Texten, die völkischer
und rassistischer Exklusivität verhaftet sind, etwas an Rationalität und
damit an Wissenschaftlichkeit, also auch an wissenschaftlicher Interdis-
ziplinarität abzugewinnen. Das ideologische und politisch motivierte
Niederreißen von Grenzen in den Humanwissenschaften, so wie es der

105

Die irreführende Interdisziplinarität der völkischen und der
NS-Geschichtsforschung

völkische und NS-Horizont praktizierte, das Durcheinander und Ver-
mengen wissenschaftlicher Bereiche, welche das von völkischer und
NS-Seite verpönte positivistische Wissenschaftsverständnis mit zwin-
gender Strenge voneinander scheidet; die wissentliche Zerstörung
autonomer Wissensbereiche, die vorsätzliche Beseitigung des für die
rational organisierte und funktionierte Wissenschaft unabdingbaren
Zwischenspiels sonst gesonderter Bereiche täuscht Interdisziplinarität
nur vor. Man ist mit einem betörenden Phänomen konfrontiert, das zu
seiner Zeit ideologische und politische Illusionen nähren sollte und das
zudem diesen oder jenen zeitgenössischen Interpreten in den Bann sei-
ner verfälschenden, verzerrenden und fiktionalen Strickmuster zieht.
Die völkische und NS-„Interdisziplinarität“ sollte deshalb als Mythos,
als Phantasiegebilde gelten, so wie das von ihr gesponnene Bezugsge-
flecht deutschzentrierter Kulturfakten sich durch Realitätswidrigkeit,
Unechtheit und Irrwitzigkeit auszeichnet.

Fazit: An der „Interdisziplinarität“ des monologisch angelegten
völkischen und NS-„Wissenschafts“-Diskurses bleibt eine problemati-
sche Zweilichtigkeit hängen, weshalb ihr keine Wissenschaftlichkeit,
keine Modernität bescheinigt werden sollte.
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Der Missgriff nach dem Westen
Kann eine konfrontative Wissenschaftsgeschichte die Basis für

einen Vergleich von Ost- und Westforschung bieten?
von Ingo Haar

Der von Dietz/Gabel/Tiedau herausgegebene Sammelband „Griff
nach dem Westen“ dokumentiert eine Umschau offenbar wichtiger Ar-
beiten zur „Westforschung“, dem Pendant der Ostforschung.1 Was ist
an dieser Wissenschaftsgeschichte des Nationalsozialismus interessant,
dass die neuen Erträge in diesem neuen Forschungssektor so intensiv
diskutiert werden? Noch besser als die erste Frage, wie soll das Verlan-
gen gedeckt werden, ist die zweite danach, was der neue Schub zur
Erforschung der „Westfrage“ als Angebot für komparativ angelegte
Synthesen auf den Tisch legt? Der gute Eindruck, den der Band allein
schon aufgrund des Einbezugs eines sehr breiten Spektrums an un-
terschiedlichen Autoren und Inhalten auf den ersten Blick hinterlässt,
verliert sich nach der Lektüre des Vorwortes und des abschließenden
Artikels rasch. Ein alter Gaul wird zu Schanden geritten, nämlich die
These, die Volksgeschichte habe als Kulturraum- und Volkstumsfor-
schung bis in die Gegenwart innovativ gewirkt.2 Das muss nach den
neuesten wissenschaftshistorischen Arbeiten über die Wissenschaf-
ten im Nationalsozialismus verwundern. Was bedenklicher wiegt, ist
die Aussparung einer neuen analytischen Perspektive in der Wissen-
schaftsgeschichte der Westfrage, durch welche die „Ostforschung“
hinlänglich aufgeschlossen wurde.

1Dietz, Burkhard; Gabel, Helmut; Tiedau, Ulrich (Hgg.), Griff nach dem Westen. Die
Westforschung der „völkisch-nationalen“ Wissenschaften im nordwesteuropäischen
Raum (1919-1960), Münster 2003.

2Siehe Dietz, Burkhard; Gabel, Helmut; Tiedau, Ulrich, Die „Westforschung“ zum
europäischen Nordwesten als Gegenstand der Zeit- und Wissenschaftsgeschichte, in:
wie Anm. 1., S. XI-XII. Das Problem des Vorwortes ist, dass die Autoren die andere
Mitautoren mit dem Hinweis, gegen Hans Derks antreten zu müssen, in den Aufbau
einer vermeintlichen Abwehrfront zwingen, mit der sie im Grunde nichts zu tun haben.
Damit wirkt die Berufung auf den Frankfurter Historikertag ebenso bemüht wie die
Anlehnung an Fritz Fischer.
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Die Analyse der Ostforschung basiert auf der Frage, in welchem
Wechselverhältnis Wissenschaft und Macht zueinander stehen.3 Diese
im internationalen Kontext keinesfalls isoliert dastehende Frage, war
unter deutschen Historikern so einschlagend, weil wissenssoziologi-
sche Fragestellungen in ihrem Fächerkanon weder Pflicht noch Kür
gewesen waren. In der deutschen Geschichtswissenschaft überwogen
bis vor einigen Jahren fröhliche Jubiläumsschriften, lobende Nachrufe
und eingängige, aber methodisch veraltete Fach- und Institutionsge-
schichten. Mit der Beschreibung und Analyse der Ostforschung gelang
es in den letzten Jahren, die Historiografiegeschichte insgesamt auf
eine neue wissenschaftliche Basis zu stellen.

Gerade neuere Forschungen richteten das Interesse nicht mehr nur
auf die Paradigmengeschichte von Dogmen und Heuristiken einzelner
Wissenschaftler oder Denkschulen, sondern erschließen mit Erfolg die
Praxisfelder von Sozial- und Kulturwissenschaftlern in Verbindung
mit der Politik. Diese Forschungsrichtung analysiert zunehmend die
Operationalisierung wissenschaftlichen Wissens in den Politikfeldern.
Damit schreibt sie selbst ein Stück der Gesellschafts- und Kulturge-
schichte, die aus der Engführung der alten Zeitgeschichte à la Hans
Rothfels, Theodor Schieder und des Schüler-Kartells weit hinausweist.
Es geht um die Frage nach der wissenschaftlichen Konstruktion des
Fremden in den völkischen bzw. rassistischen Forschungsprogrammen
des 20. Jahrhunderts, aber auch um die Anwendungen dieses Wissens
in den großen Schüben ethnischer Säuberungen und Zwangsmigra-
tionen. Diese Forschungen können einfach mehr leisten als die alten
ideologiekritischen Studien, die lediglich die dogmatischen Selbstdar-
stellungen von Sozial- und Kulturwissenschaftlern aus den kompetetiv
aufeinander bezogenen Nationalstaaten nachgehen.

Die neuen Wege der Forschung setzten sich in den späten 1990er-
Jahren nicht mit, sondern gegen die Vertreter der Innovationstheorie

3Vgl. Ash, Mitchell, Wissenschaft und Politik als Ressourcen füreinander, in: vom
Bruch, Rüdiger (Hg.), Wissenschaften und Wissenschaftspolitik. Bestandaufnahme
zu Formationen, Brüchen und Kontinuitäten im Deutschland des 20. Jahrhunderte,
Stuttgart 2002, S. 32-51.
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durch. In dem Maße, wie erkannt wurde, dass der moderne national-
sozialistische Staat über bevölkerungspolitische Expertisen verfügte,
büßte der alte Denkansatz stark an Plausibilität ein, die wichtigsten
Innovationen der Geschichtswissenschaft nach 1945 seien ausgerech-
net auf die Kulturraum- und Volkstumsforschung der 1930er-Jahre
zurückzuführen. Schließlich holte sich der NS-Staat die Expertisen und
Legitimationen seiner Politik aus der „Volksgeschichte“, was kein Zu-
fall war. Dieses Forschungskonzept beruhte im Grunde ebenso wie die
NS-Ideologie auf der wertrationalen Prämisse, das Fremde vom Eige-
nen abzugrenzen, sei es durch ethnische Segregation oder Vernichtung
der als fremd erachteten Bevölkerungsgruppen. Auch Willi Oberkro-
me, der ursprünglich die Selbstdarstellung von Hermann Aubin aus
der Frühzeit der Bundesrepublik übernahm, der Fächerkanon der
Volksgeschichte habe die Nachkriegsgeschichtswissenschaft innovativ
befruchtet, beurteilt die Wirkungsgeschichte der „Volksgeschichte“
inzwischen skeptischer. Er sieht die Volksgeschichte deutlicher mit
einer nationalsozialistischen Variante der Modernisierung verbunden.

Fraglos markierte das Nachdenken über die „Schieder-Denkschrift“
die Wende zur neuen wissenschaftshistorisch orientierten Zeitge-
schichte. Dort, wo früher vage von einer „Expertokratie“ gesprochen
wurde, sind inzwischen die vielfältigen Denkzentren des NS-Staates
untersucht, wo politisches Handeln sprachlich kanonisiert und der Zu-
griff auf ethnisch missliebige Bevölkerungsgruppen modellhaft durch-
gespielt wurde. Wissenschaft und Politik, gemeint sind die nationalso-
zialistischen Brain-Trusts und die mit ihnen verbundenen Abteilun-
gen aus der politischen Administration unterhalb der Reichsminister
und Gauleiter, funktionierten arbeitsteilig und waren erfolgsorientiert
wirkende Teilbereiche des NS-Staates. Das Wechselspiel konnte nur
funktionieren, wenn beide Subsysteme aufeinander abgestimmt wa-
ren. Die Politik machte sich aus den politischen Expertisen schlau.
Wissenschaftler probierten im Modell aus, was später umgesetzt wer-
den sollte. Auch dann, wenn Sie daraus nicht direkt Nutzen zogen,
richteten Reichsministerien, regionale Herrschaftszentren oder Besat-
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zungsverwaltungen einzelner Gaue oder Protektorate das von ihnen
eingeholte Expertenwissen gegen andere konkurrierende Stellen ein,
um ihre eigenen Interessen durchzusetzen. Der sozialen und politi-
schen Grenzziehung in der Sozialtechnik des Einschließens und Aus-
schließens gingen immer wissenschaftliche Konstruktionen voraus,
wie das Fremde identifiziert und vom Eigenen zu trennen sei. Dort.
wo die Politik die Expertise ignorierte oder gar nicht erst einholte,
setze sie zumindest auf die dogmatische Konstruktion des Fremden in
rassistischer Absicht auf.4

Die fraglichen Historiker der Ostforschung wirkten mitnichten
in einem vom Führer aufgezwungenen Rassenkrieg, sondern schal-
teten sich initiativ in konkrete Politikfelder ein, so zum Beispiel in
der Siedlungs- und Vernichtungspolitik in Polen oder der damaligen
Sowjetunion. Wissenschaft im Nationalsozialismus funktionierte, weil
ihre Expertise im Rahmen des Interventionsstaates gefragt wurde.
Und der nationalsozialistische Interventionsstaat funktionierte, weil
er auf einer Verwaltungstätigkeit aufbaute, die größtenteils auf Exper-
tenwissen basierte. Die Geistes- und Sozialwissenschaften haben es
geschafft, ihre Ordnungsmodelle auf die politische Agenda zu setzen.5

Allein das macht es analytisch unmöglich, sich nur auf veröffentlichte
Texte zu stützen. Dieses Ergebnis wird durch den Befund gestärkt,
dass einzelne Wissenschaftler selbst zu Funktionären im SD oder in
der Volksdeutschen Mittelstelle der SS wurden,6 wo sie ihre Anbin-
dung an die Wissenschaft nicht verloren haben. Damit wären für eine
Wissenschaftsgeschichte, die sich mit der Zeit des Nationalsozialis-
mus auseinandersetzen will, die wichtigsten heuristischen Prämissen
abgesteckt.

4Vgl. Gosewinkel, Dieter, „Einbürgern und Ausschließen“. Die Nationalisierung
der Staatsangehörigkeit vom Deutschen Bund bis zur Bundesrepublik Deutschland,
Göttingen 2001.

5Vgl. Haar, Ingo, Der „Generalplan Ost“ als Forschungsproblem. Wissenslücken und
Perspektiven, in: von Bruch (Hg.), wie Anm. 3, S. 362-372.

6Kletzin, Birgit, Europa aus Rasse und Raum. Die nationalsozialistische Idee der
neuen Ordnung, Münster 2000, S. 6.
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Der erneute Abdruck der Artikel von Marlene Nikolai-Panther
oder der nur gekürzte Wiederabdruck des Forschungsstandes von
Karl Ditt im Sammelband, der bereits im letzen Jahrhundert für die
Westforschung nach Franz Petri eine Lanze brach, hat diesen Para-
digmenwechsel hingegen noch nicht nachvollzogen. Für letzteren
stellen sich die Forschungen Petris zur Sprach- und Kulturraumgrenze
nicht als ethnografische Konstrukte dar, um veränderbare politische
Grenzen zu markieren. Sie gelten ihm als ein Beispiel geglückter Hei-
matforschung. Heimatforschung eben, die sich tief hinter der französi-
schen Grenzlinie für die Gräber und Überreste „eigener“ germanischer
Bevölkerungsgruppen aus der Frühzeit der Völkerwanderung inter-
essierte, um sie als kulturelles Germanenerbe für die Grenzplanung
der NS-Politik einzusetzen. Dabei wurde im Gegenzug die Bedeutung
der vermeintlich ethnisch anders strukturierten Siedler französisch-
romanischer Herkunft für diese Region abqualifiziert bzw. negiert.7

Diesen rassistischen Erklärungsansatz über die Zeit nach 1945 hinaus
als wegweisend zu bezeichnen, ruft mit Recht das aufgeklärte Denken
der europäischen Nachbarn auf den Plan. Natürlich kann man diese
freiwillige Traditionsbegründung der Münsteraner Provinzforschung
als das sehen, was damit zwar ausgesprochen, aber nicht intendiert
war: Die gute alte Wissenschaft mit der neuen in Verbindung zu brin-
gen, ohne Königsmord zu betreiben.

Es brauchte immerhin fast zehn Jahre Forschung,8 bis ein inzwi-
schen nicht mehr ganz so junger Sozialwissenschaftler aus Holland
sich redlich über diese Art der Traditionsziehung gewundert hat. Mehr
noch. Er zog naiv den Schluss, wenn Volks- und Kulturraumforschung
in der deutschen Wissenschaftsgeschichte als innovativ bezeichnet

7Diese Geschichtskonstruktion ist ausschließlich wertrational, aber wissenschaftlich
inakzeptabel. Diese Konstruktion des Eigenen bedient sich rassistischer Vorurteile. Sie
macht blind gegenüber der conditio humana in der europäischen Sozial-, Wirtschafts-
und Kulturgeschichte. Wie dieser Ansatz ernsthaft als wissenschaftshistorisch wegwei-
send begriffen werden kann, ist schwer verständlich.

8Siehe Lademacher, Horst, Franz Petri zum Gedächtnis, in: RVjB 57 (1993), S. VII-XIV;
Ditt, Karl, Die Kulturraumforschung zwischen Wissenschaft und Politik. Das Beispiel
Franz Petri (1903-1993), in: Westfälische Forschungen 46 (1996), S. 73-176.
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wird, dann werden sich die alten Wissenskerne noch immer in den
heutigen Forschungsansätzen finden. Selbstverständlich wird dieser
schlichten Traditionszuweisung ebenso schlicht entgegengehalten wer-
den müssen, dass dieses Wissenschaftskonzept tief im Nationalsozia-
lismus verstrickt war. Hans Derks konnte ja nicht ahnen, dass die
Münsteraner Wissenschaftsgeschichte gar nicht das Ziel verfolgte, mit
der Auslobung Franz Petris eine Aktualisierung seiner ethnozentri-
schen Perspektive vorzunehmen.

Die Befunde, die Hans Derks vorlegt, stellen für die Münsteraner
Provinzialgeschichte mitnichten eine Bedrohung dar.9 Der polemi-
sche, mitunter aber auch erfrischend ironische Unterton der Arbeit
ist einfach zurückzuweisen. Ist Hans Derks aber deshalb gleich zu
unterschätzen? Wissenschaftsgeschichtlich sind seine Befunde in zwei-
erlei Hinsicht relevant. Erstens liefert er mit der Hypothese, es ha-
be einen Großhollandplan der SS gegeben, in dem ebenso wie im
besetzten Polen die Umsiedlung von zigtausenden Menschen nicht-
deutschfreundlicher Gesinnung eingerechnet war, einen zentralen
Baustein für einen Vergleich zwischen West- und Ostforschung. Es
gab gegenüber Holland, Belgien und Frankreich durchaus Pläne von
Grenzziehungen und ethnischen Säuberungen, nur wurden sie aus
taktischen Gründen von deutscher Seite temporär zurückgestellt. Zu-
sätzlich erfahren wir aus Hans Derks Studie einiges über das euge-
nische Versuchslaboratorium deutsch-niederländischer Sozialhygie-
niker um Eugen Fischers Kreis, sowie über den Wissenstransfer zwi-
schen dem Deutschen Reich und der niederländischen Kollaboration
in Raumplanung, inklusive der aktiven Auslese unerwünschter Bevöl-
kerungsgruppen.10 Offenbar hielten sich diese NS-Kontakte bis weit
nach 1945.11 Die inhaltliche Herausforderung dieser Erkenntnisse ist

9Das erledigt allein der nicht aus dieser Arbeit herauszubringende polemische Grund-
ton.

10Vgl. hierzu Derks, Hans, Deutsche Westforschung. Ideologie und Praxis im 20.
Jahrhundert, Leipzig 2001, S. 85ff., 195ff.

11Rusinek, Bernd A., „Westforschungs“-Tradition nach 1945. Ein Versuch über Konti-
nuität, in: s. o., S. 1141. Der Autor versucht mit der Unterstellung zu operieren, Hans
Derks Ausführungen zum Problem, dass Fanz Petri Schneider/Schwerte kannte und

112



Ingo Haar

von der Münsteraner Forschergruppe nicht gerade neugierig aufge-
nommen worden. Willi Oberkrome spricht sybillinisch aus, dass mit
Kanonen auf Spatzen geschossen wird.

Aus den hervorragenden Studien von Uwe Mai und Wolfgang
Freund wissen wir inzwischen sicher, dass die Westforschung in der
Raumplanung ethnisch geräumter Zonen im deutsch-französischen
Siedlungsgebiet ebenso tätig war wie in der historisch-genealogischen
Auslese ethnischer Deutscher für die Neubesiedlung. Beide Autoren
sind nicht in dem Band vertreten. Wir wissen auch, dass es sich bei
diesen Umsiedlungsplänen um genuin nationalsozialistische Projekte
handelt, die unmittelbar mit der Zwangsmigration von Ost- nach West
zusammenhängen, sowohl was die Verschiebung westlicher Juden
in den Osten als auch der „Volksdeutschen“ in den Westen anbe-
langt.12 Das wiederum bedeutet nichts weniger, als dass die wesentli-
che Grundaussage des Sammelbandes fehl geht, es habe im Westen
eine zivilere Form von Besatzungspolitik und Judenverfolgung gege-
ben. Wer diese These vertritt, kann gar nicht vergleichen, ohne einen
Kardinalfehler zu begehen, nämlich von Äpfeln auf Birnen zu schlie-
ßen.

mit ihm im Rahmen des Großhollandplanes mit dem Ahnenerbe der SS kooperierte,
als Darstellung von „alkoholischen Charakter“. Hans Derks hat diese Thematik nach
meinem Dafürhalten sehr knapp gehalten. Pikant ist doch wohl mindestens, dass Petri
Schneider/Schwerte aufgrund ihrer NS-Aktivitäten vor 1945 auch nach 1945 unter
dem richtigem Namen gekannt haben muss. Zu diesem Schluss kann man jedenfalls
kommen, wenn man Hans Derks Anmerkung dazu liest. Was ist an diesem knappen
Verweis eine Verschwörungstheorie? Dieser Vorwurf wird mit der Unterstellung eines
Krankheitsbildes ins Feld geführt, um rhetorisch zu polarisieren. Damit trägt Rusinek
nichts zur Sache bei. Seine Laien-Historiografiegeschichte ist nicht von der Art, die mit
der Westforschung begründete Konfrontationsgeschichte gegen Wissenschaftler eines
Nachbarlandes hinter sich zu bringen. Sein Hinweis auf den innovativen Charakter
der Westforschung wird zudem nicht als analytische Kategorie, sondern Adjektiv ohne
wissenssoziologische Substanz benutzt, mit der zum Ausdruck gebracht werden soll,
den eigenen Traditionsstrang als gut zu empfinden.

12Vgl. Mai, Uwe, Agrarpolitik, Sozial- und Raumplanung im NS-Staat, Paderborn
2002; Freund, Wolfgang, Volk, Reich und Westgrenze. Wissenschaften und Politik in der
Pfalz, im Saarland und im annektierten Lothringen 1925-1945, Phil. Diss. Baden-Baden
2002, erscheint demnächst im Franz Steiner Verlag in der Reihe Rüdiger vom Bruchs.
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Insbesondere die Frage nach der Frankreich-Expertise wird in dem
Sammelband stark vernachlässigt. Der Hinweis auf einen dritten Band,
der die Lücke schließen soll, streut nur Sand in die Augen. Tatsächlich
wird das Frankreich-Problem thematisiert, aber der zuständige Artikel
von Karsten Klingemann enttäuscht in doppelter Hinsicht. Zum einen
denkt er am Problem vorbei. Zum zweiten tut er das unter Ausblen-
dung des aktuellen Forschungsstandes. Klingemanns These, Ipsen
sei als Soziologe im NS-Regime fachlich innovativ gewesen, weil er
in der Agrargeschichte realsoziologische Forschungen betrieb, ohne
sich von rassistischen Zielen des Regimes beeinflussen zu lassen, ist
grundfalsch.13 Tatsächlich verfolgte Gunther Ipsen schon mit seiner
1933 erfolgten Antrittsvorlesung das Ziel, die demografische Analyse
als Mittel für seine Gesinnungswissenschaft heranzuziehen. Er wollte
das Fremde als das Jüdische aus dem germanischen Neuaufbau der eu-
ropäischen Agrarordnung ausgeschlossen sehen.14 „Blut und Boden“
waren für ihn keine ideologischen Vehikel. Klingemann macht weis,
Ipsen habe sich nur semantisch als völkischer Denker getarnt, um
unter Schutz des NS-Regimes wissenschaftlich gut abgesicherte realso-
ziologische Forschung betreiben zu können. De facto waren „Blut und
Boden“ für ihn paradigmatische Kerne eines Landvolk-Programms.15

Zweitens sind die entscheidenden Frankreichpläne in den Sozial- und
Kulturwissenschaften nicht auf Gunther Ipsen und den darin ziemlich
erfolglosen Max Hildebert Böhm zurückzuführen, wie Klingemann
darstellt, sondern auf den Kreis der Historiker und Geografen der
„Westdeutschen Forschungsgemeinschaft“ um Franz Petri und Fried-

13Klingemann, Karsten, Soziologie in der „Westforschung“ während des Nationalso-
zialismus, in: S. 407-445, speziell 409.

14Theoretische Ausführungen zielten in der völkischen Soziologie der 1930er und
1940er-Jahre immer auf Anwendungen.

15Das zeigen seine Reflexionen über die Bestimmung § 2,2 des preußischen Erbhofge-
setzes: Sie „begnügt sich nicht mit der Reinheit des Blutes, sondern schließt im männli-
chen Geschlecht grundsätzlich uneingeschränkt jüdische oder farbige Beimischung aus“.
Zitiert nach G: Ipsen, Blut und Boden. Vortrag, gehalten am 27. Juli 1933 im Rahmen
der nationalpolitischen Vorträge der Kieler Studentenschaft in der Aula der Universität
(Kieler Vorträge über Volkstums- und Grenzlandfragen und den nordisch-baltischen
Raum, Nr. 2), S. 22.
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rich Metz, Otto Schlüter und Franz Steinbach.
Es stimmt bedenklich, dass Peter Schöttler, der bereits auf dem Leip-

ziger Historikertag sehr präzise auf den Konnex des Germanenbildes
in der Konstruktion neuer Reichsgrenzen gegenüber Frankreich hin-
wies, dem Münsteraner Sammelband nichts beitrug. So ergänzungsbe-
dürftig Hans Derks These ist, Franz Petris Belgienpläne zielten auf die
Konstruktion Großhollands unter Ausschluss der Wallonen und Juden
ab, so sicher sind Schöttlers Recherchen im Fall von Franz Petri und der
nationalsozialistischen Frankreichpläne. Unlängst wies Peter Schött-
ler darauf hin, dass die bisher als verschollen gegoltene Frankreich-
Denkschrift Wilhelm Stuckarts vom 14. Juni 1940 ausdrücklich drei
bekannte Historiker und Geografen als Vordenker zitiert: Friedrich
Metz, Franz Petri und Franz Steinbach, die allesamt Denkschriften
an das Auswärtige Amt und das Reichsministerium des Innern ge-
sandt hatten. Darin ging es um nicht weniger als die Einbeziehung des
Gebiets, das weder zur besetzten noch zur Vichy-Zone gehörte: näm-
lich der breite Streifen, der von der Somme-Mündung (französisch-
Flandern) über die Ardennen bis zur Franche-Comté reichte. Begrün-
det wurde dieses durch die rassenanthropologische Einheit des Ober-
rheins (Friedrich Metz) und die vermeintlich massive germanische
Besiedlung Frankreichs bis hinunter zur Loire (Franz Petri).16 Die kri-
tische Edition dieser inzwischen aufgefundenen Denkschrift erfolgt
demnächst in der Zeitschriftenneugründung „Sozial.Geschichte“.17 Es
wird davon auszugehen sein, dass diese Veröffentlichung - analog zur
Schieder-Denkschrift - den Auftakt für weitere, auch vergleichende
Forschungsprojekte bilden wird.

Es liegt auf der Hand, da ist dem Band von Dietz-Gabel unein-
geschränkt zuzustimmen, dass die Westpläne gegen Frankreich und
Belgien, die Niederlande und Luxemburg anders gestaltet waren als im
Osten. Ob damit die Intensität der Verfolgung ethnisch als fremd dekla-

16Nach Schöttler, Peter, Die historische Westforschung zwischen Abwehrkampf und
territorialer Offensive, in: Ders. (Hg.), Geschichtswissenschaft als Legitimationswissen-
schaft 1918-1945, Frankfurt am Main 1999, S. 214f., 215ff.

17Zur Zeitschrift im Allgemeinen http://www.stiftung-sozialgeschichte.de.
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rierter Bevölkerungsgruppen wie zum Beispiel die Wallonen weniger
radikal ausfallen sollte als gegenüber den slawischen Völkern, bleibt
offen. Tatsache ist, dass die SS und ihre Planungsexperten im Westen
eine weniger freie Hand hatte wie im Osten. Im Osten standen dem
Reichskommissar für die Festigung des Volkstums mal Generalgouver-
neur Frank und die Gauleiter Greiser, Koch und Forster entgegen, aber
nicht ernsthaft. Das Rosenbergministerium mischte sich unwesentlich
ein. Im Westen sah die Sache anders aus. Die Machtpositionen der
deutschen Administration waren regelmäßiger auf die Militärbefehls-
haber, die Gauleiter in den drei Annexionsgebieten (Elsass, Moselle,
Luxemburg) und den Reichskommissar für die Niederlande aufgeteilt.
Außerdem unterlag die bevölkerungspolitische Behandlung dieser Ge-
biete den starken Schwankungen im Kriegsverlauf. Strategische und
militärische Faktoren, aber auch der partielle Respekt gegenüber der
westlichen Kultur, evozierten andere Politikmodelle. Aber spätestens
mit der Landung der Alliierten verschärfte sich auch hier der NS-
Terror. Wie schwer ein Ost/West-Vergleich schließlich werden kann,
zeigen letztendlich die großen Lücken in der Erforschung der entspre-
chend führenden Exekutiv- und Planungsämter. Großzügig angelegte
Studien zur Volksdeutschen Mittelstelle der SS und des Reichskom-
missars für die Festigung des Volkstums, als die führenden Akteure
auf der Machtseite zwischen Wissenschaft und Politik stehen aus. Aber
genau darauf wird die analytisch versierte Wissenschaftsgeschichte
aufsetzten müssen, will sie ertragreich sein.
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„Griff nach dem Westen: Der Benelux-Raum und die

’Westforschung”’
von Burkhard Dietz, Helmut Gabel, Ulrich Tiedau

Als sogenannte ‚germanische Randstaaten’ gerieten die Niederlande,
Belgien und Luxemburg nach dem Ersten Weltkrieg verstärkt ins Vi-
sier völkisch-nationaler Wissenschaften. Der Sammelband „Griff nach
dem Westen – Die ‚Westforschung’ der völkisch-nationalen Wissen-
schaften zum nordwesteuropäischen Raum (1919-1960)“ bietet eine
Übersicht dieser nicht nur auf deutscher Seite zu beobachtenden, teil-
weise vernetzten Forschungsbemühungen, die als regionale Variante
der ‚Westforschung’ nach 1945 keineswegs abbrachen. Die 43 Beiträge
des zweibändigen Werks setzen damit an einem wesentlichen Punkt
die nach wie vor aktuelle Diskussion über die Rolle der Wissenschaften
im Nationalsozialismus sowie das Problems personeller und inhaltlich-
methodischer Kontinuität fort – eine Debatte, die vor allem seit dem
Frankfurter Historikertag von 1998 mit besonderer öffentlicher Inten-
sität und wesentlicher Unterstützung der historischen Internetdienste
geführt wurde.

Über Buchtitel lässt sich trefflich streiten – und dies ist auch im Fall
des hier angekündigten Sammelbandes zur nordwesteuropäischen
Variante der ‚Westforschung’ nicht anders. Kaprizierte sich die Diskus-
sion unter den Herausgebern zunächst auf Formulierungen, die das als
unverzichtbar erachtete Begriffspaar ‚Kulturraum’ und ‚Volkstum’ ent-
hielten, so wurden in einer späteren Phase auch eher assoziative Titel in
Betracht gezogen. Der Phantasie schienen dabei keine Grenzen gesetzt:
Auf ältere Deutungshorizonte der deutschen politischen Philosophie
abgestellte Wendungen wie Händler zu Helden? Die ‚Westforschung’
und der niederländische Raum oder ‚Entwestlichung’ durch ‚Westfor-
schung’? konkurrierten mit Anspielungen auf die weitgehende Vergeb-
lichkeit der Deutschtumsmetaphysik in den Niederlanden. „Siegfrieds
misslungene Heimholung“ ist nur ein Beispiel einer solchen Titelal-
ternative, die sehr bald indes durch die nicht minder einleuchtenden
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und vorübergehend favorisierten Varianten „Wissenschaft zwischen
Mythos und Logos“ und „Umkehrbare Geschichte? Die Utopie der Re-
vision“ abgelöst wurde. Gewiss sind alle diese auf spezifische Aspekte
des Themas verweisenden Vorschläge berechtigt, und nicht zuletzt
das in manchem Titel enthaltene (oder auch fehlende) Fragezeichen
macht die zwischen Anspruch und Wirklichkeit, Gelingen und Schei-
tern, Kollaboration und Widerstand oszillierende Doppelbödigkeit
des Themas ‚Westforschung’ deutlich. Dass schließlich die Metapher
„Griff nach dem Westen“ den Vorzug erhielt, hat seinen Grund in
der bewusst gesuchten Anlehnung an Fritz Fischers epochales Werk
über die deutsche Kriegszielpolitik im Ersten Weltkrieg und andere
ähnlich lautende Titel, die den von einem visionären Reichsgedanken
beseelten deutschen Expansionismus unmissverständlich beim Wort
nennen und damit zugleich ein Stück deutscher historischer Kontinui-
tät markieren. Dem gewählten Buchtitel sind Momente zielgerichteter
Dynamik und Aggression inhärent, die der historischen Wirklichkeit
u.E. besser gerecht werden als Formulierungen, die aus dem Reservoir
der politischen Ideengeschichte schöpfen.

„Griff nach dem Westen“ impliziert ein weites Untersuchungster-
rain, das sich naturgemäß nicht nur in Richtung Nord-, sondern auch
nach Südwesten erstreckt, wo auch Frankreich (neben der Schweiz
und der Saar) nicht nur Objekt der völkisch-nationalen Wissenschaf-
ten war, sondern in Gestalt des ‚Erbfeind’-Mythos auch am Anfang
der deutschen ‚Westforschung’ stand. Indes wäre ein in geografischer
Hinsicht dermaßen umfassender Ansatz – sofern er in der Tat mehr
als nur die Präsentation einer Handvoll exemplarischer Beiträge inten-
diert – in einem einzigen Publikationsvorhaben schwerlich zu realisie-
ren gewesen. Daher liegt der thematische Schwerpunkt des Bandes
auf dem „nordwesteuropäischen“, d. h. vor allem niederländischen,
belgischen und luxemburgischen Segment der ‚Westforschung’; ei-
ne von den Herausgebern geplante Folgepublikation wird sich der
‚Westforschung’ in ihrer südwestlichen Variante (Schweiz, Lothringen,
Saar) mit Schwerpunkt Frankreich widmen. Dass in der Veröffentli-
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chungsfolge zunächst dem Gebiet der Benelux-Staaten Priorität ein-
geräumt wird, hat selbstredend auch mit der regionalen Ausrichtung
der Lehr- und Forschungsstätten zu tun, an denen die Idee zur Her-
ausgabe des Sammelbandes 1998/99 im Wesentlichen geboren wurde.
Gemeint ist hier neben dem Institut für Europäische Regionalforschun-
gen der Universität-Gesamthochschule Siegen vor allem das Zentrum
für Niederlande-Studien der Westfälischen Wilhelms-Universität, das
1989 mit dem ausdrücklichen Ziel einer Überwindung des in der Ver-
gangenheit allzu sehr verbreiteten ethnozentrischen Denkens und der
Förderung transnationaler Kommunikation gegründet wurde und
sich seitdem zu einer allseits anerkannten, in Theorie und Praxis der
europäischen Integration zutiefst verpflichteten wissenschaftlichen
Einrichtung entwickelt hat. Gleichwohl mutiert sie in einer jüngst er-
schienenen Streitschrift des niederländischen Soziologen Hans Derks
zu einem so genannten „Tatort“, an dem angeblich „Neo-Westforscher“
den Geist der alten Kulturraumforschung heraufbeschwören und ihr
kulturimperialistisches Unwesen treiben. Unerwartet hat das The-
ma ‚Westforschung’ damit einen Gegenwartsbezug und eine wissen-
schaftspolitische Dimension erlangt, deren Eigendynamik im Zuge
der Rezeption der Thesen Derks auch vor der Kreation neuer Mythen
nicht halt macht, wie etwa die Annahme einer ominösen „Münsteraner
Schule“ mit dem Zentrum für Niederlande-Studien als Sammelbecken
unterstreicht. Positionelle Klarstellungen sind also angesagt – auch
unter diesem recht kurzfristig hinzugekommenen Aspekt sollte der
Band gelesen werden.

Die aktuelle Entwicklung darf nicht übersehen lassen, dass der
spezifische Forschungsstand und aus ihm abgeleitete Problemhorizon-
te die entscheidenden Impulse zur Planung und Durchführung des
Publikationsprojekts gegeben haben. Ausgangspunkt war der Befund,
dass eine umfassende kritische Aufarbeitung der deutschen ‚Westfor-
schung’ ein Desiderat nicht nur der neueren Geschichtswissenschaft,
sondern auch aller historisch-politisch, sozialwissenschaftlich und
volkskundlich, geografisch und philologisch arbeitenden Disziplinen
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darstellt, gerade jener akademischen Fächer also, die – wie schon Vic-
tor Klemperer unmittelbar nach der Befreiung erkannte – vor 1945
mehr als andere „durch die nazistische Doktrin um ihren wissenschaft-
lichen Charakter gebracht“ worden waren. Vertreter dieser und einiger
anderer angrenzender Disziplinen waren es, die sich schon früh dem
nationalsozialistischen Wissenschaftsverständnis annäherten und die-
ses weiter ausprägten, indem sie sich nicht nur im Osten des Reiches,
sondern auch in seinem Westen willfährig in den Dienst der deut-
schen Expansionsbestrebungen stellten und sich mit der Erforschung
jener „völkisch-germanischen“ Traditionen beschäftigten, die schon
wenig später von seiten des NS-Staates, seiner Machthaber und aus-
führenden Organe bedenken- und skrupellos zur prospektiven oder
nachträglichen Legitimierung von territorialen Annexionen benutzt
werden konnten.

Was wir bislang über die ‚Westforschung’ wissen, resultiert aus
einer noch relativ kleinen Anzahl von Veröffentlichungen, die im We-
sentlichen aus den letzten zwölf Jahren stammen. Auffallend ist also,
dass die Epochenschwelle von 1989/90 auch hierbei – jenseits der sich
ganz direkt auswirkenden Öffnung und besseren Zugangsmöglichkei-
ten der Archive seit der „Wende“ – eine wichtige erkenntnisleitende
bzw. erkenntnisanregende Rolle spielte, auch wenn der Blick der For-
scher am Anfang noch fast ausschließlich auf den Themenbereich der
„Ostforschung“ gerichtet war und sich dann nach Bekanntwerden des
„Falles“ Theodor Schieder (1992) sehr stark auf die öffentlichkeitswirk-
same „Enttarnung“ weiterer „verstrickter“ Historiker kapriziert hat.
Auf die Debatte „Historiker im Nationalsozialismus“, bei der sich in-
zwischen einige etablierte Vertreter der neueren deutschen Sozial- bzw.
Gesellschaftsgeschichte um Hans-Ulrich Wehler einerseits und um die
von der Presse letzthin als „Moralisten“ titulierten jüngeren Historiker
Götz Aly und Peter Schöttler (letztere seit dem Frankfurter Histori-
kertag von 1998 mit öffentlicher Unterstützung von Hans Mommsen
und Ulrich Herbert) andererseits recht unversöhnlich gegenüberste-
hen, soll an dieser Stelle ausdrücklich nicht eingegangen werden, auch
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wenn ihre Kernprobleme, d.h. die im Zuge dieser Debatte genann-
ten ethisch-moralischen Verantwortungskriterien, selbstverständlich
für die kritische Beurteilung der ‚Westforscher’ und der von ihnen
vertretenen Auffassungen ebenfalls von grundlegender Bedeutung
sind. Im Kern geht es hierbei letztlich um die Frage, ab wann ‚wissen-
schaftliches’ Arbeiten, das ideologisch vielleicht schon zuvor unter
völkisch-nationalistischen Vorzeichen stand, tatsächlich als ein „Vor-
denken der Vernichtung“ zu beurteilen ist, d.h. ab wann sich Wissen-
schaftler, zumal Geistes- und Kulturwissenschaftler, unverrückbar und
bis zur letzten Konsequenz in den Dienst der nationalsozialistischen
Politik stellten und sich somit der intellektuellen Vorbereitung der
Verfolgungs-, Vertreibungs- und Vernichtungspolitik schuldig mach-
ten. Um diesen eminent wichtigen Aspekten einer abschließenden
Wertung und Interpretation mit Blick auf die ‚Westforscher’ nicht vor-
zugreifen, konzentrieren sich die folgenden Bemerkungen zunächst
auf eine Darstellung des Forschungsstandes.

Am Anfang eines Forschungsüberblicks zur ‚Westforschung’ sind
in jedem Fall zwei Arbeiten zu nennen, die auf unterschiedliche Weise,
nämlich in inhaltlicher und methodischer Hinsicht, eine allgemeine
forschungsstimulierende Wirkung zur Folge hatten. Sie rückten die
nationalsozialistische „Grenzlandforschung“ und ihre Methodik sowie
die Volksgeschichte mit ihren rassekundlichen und nationalistischen
Implikationen in ein grundsätzlich neues wissenschaftsgeschichtli-
ches Licht. Gemeint ist zunächst die Untersuchung Germany turns
Eastwards. A Study of ‚Ostforschung’ in the Third Reich des amerika-
nischen Historikers Michael Burleigh, mit der 1988 auf breiter Basis
die Wissenschafts- und Geistesgeschichte der „Ostforschung“ in ihren
institutionellen, inhaltlichen und personellen Dimensionen aufgear-
beitet und dabei erstmals das immense Ausmaß der so genannten
„Verstrickung“ der akademischen Intelligenz in die Vorgänge der na-
tionalsozialistischen Verfolgung, Vernichtung und Vertreibung exem-
plarisch aufgezeigt wurden. Genannt sei zweitens Winfried Schulzes
Deutsche Geschichtswissenschaft nach 1945 von 1989, mit der das
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Tor für eine kritische Aufarbeitung der völkischen Traditionen der so
genannten „modernen deutschen Sozialgeschichte“ weit aufgestoßen
und zugleich besonders unter jüngeren Historikern das Interesse an
weiteren Details über die methodischen, institutionellen und personel-
len Hintergründe der scheinbar so makellosen neuen westdeutschen
Sozialgeschichtsschreibung erheblich angeregt wurde.

Auf lebhaftes Interesse stießen Burleighs und Schulzes Arbeits-
ergebnisse in Münster und Bielefeld, wo die Diskussion über die
Verbindungslinien der bundesrepublikanischen Sozialgeschichte zur
NS-Volksgeschichte in verschiedenen Richtungen eigenständig aufge-
nommen und unter zum Teil neuen Gesichtspunkten weitergeführt
wurde. In Münster wurde zeitgleich zu Schulzes Publikation die Biele-
felder Habilitationsschrift von Karl Ditt zum Thema „Raum und Volks-
tum. Die Kulturpolitik des Provinzialverbandes Westfalen 1923-1945“
veröffentlicht, wobei es sich um die erste exemplarische Studie über
die organisatorischen, ideologischen und inhaltlichen Verschränkun-
gen von konservativ-neoromantischer Heimatschutzbewegung, Volks-
tumspflege, wissenschaftlicher Landesforschung sowie Museums- und
Kunstbereich zwischen Weimar und „Drittem Reich“ in einer preußi-
schen Provinz handelte. Nicht nur den Landeshistorikern eröffnete
sie viele wichtige Einsichten in ihre eigenen Traditionen, auch den
übrigen „Kulturschaffenden“, den Volkskundlern, Museologen usw.
und – nicht zu vergessen – auch den Kulturpolitikern und Kulturfunk-
tionären zeigte sie deutlich auf, auf welchen hell- bis dunkelbraunen
Fundamenten ihre Arbeit im Dienste der „Landeskulturpflege“ und
ihre neuerdings so intensive Suche nach „regionaler Identität“ nicht
selten beruht. Dass solche regionalen Identitäten vielfach nur über-
kommene Konstrukte aus ursprünglich völkischen Mythen sind, wie
etwa die bis heute nicht nur unter nordrhein-westfälischen Landeshis-
torikern, sondern auch unter Politikern und in der breiteren Öffent-
lichkeit immer noch weit verbreiteten Thesen Wilhelm Brepohls zum
„sozialen Schmelztiegel“ des Ruhrgebiets und seines eigentümlich
flexibel-dynamischen „Ruhrvolks“, wurde von der scheinbar kritik-
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bewussten Intelligenzija bisher geflissentlich übersehen, auch wenn
Brepohls Sprache und die Erscheinungsdaten seiner Publikationen
eigentlich hätten argwöhnisch machen müssen. Diese Konstrukte und
Mythen aus völkischer Zeit zu identifizieren, ihr nationalistisches Ge-
dankengut zu entlarven und die Hintergründe ihrer Überlieferung
aufzuzeigen ist mithin eine wichtige Aufgaben gegenwärtiger und
zukünftiger historischer Forschung.

Aber nicht nur für die Landesebene war Ditts Publikation ein be-
deutender, innovativer Beitrag zu der hier skizzierten Diskussion, dem
im Rheinland bis heute nichts Gleichwertiges entgegenzusetzen ist,
sieht man einmal von den Arbeiten von Franziska Wein zur Geschichte
und Ideologie der deutsch-französischen Propaganda nach dem Ersten
Weltkrieg, von Bettina Bouresh über die weltanschaulichen Begleit-
umstände bei der „Neuordnung des Rheinischen Landesmuseums
Bonn“ im Nationalsozialismus und von Karl Peter Wiemers Studie
über die Organisation und Ideologie des „Rheinischen Vereins für
Denkmalpflege“ ab. Weder einzeln noch zusammen können sie – trotz
etlicher innovativer Forschungsergebnisse im Detail – eine integrierte
und zugleich ideologiekritische Aufarbeitung der Kulturpolitik des
alten Provinzialverbandes Rheinland im Maßstab von Karl Ditt bieten,
zumal Ditt seine Monografie später noch mit einer ganzen Reihe von
weiterführenden Aufsätzen, u a. auch über die Rolle Franz Petris im
Rahmen der ‚Westforschung’, ergänzen konnte.

Versetzen wir uns in die übergeordnete Perspektive unseres The-
mas, so zeigte Ditts Arbeit vor allem die Vielschichtigkeit der Ebenen
auf, mit der die völkischen Traditionen der historischen Kulturarbeit
in Deutschland – und hier speziell im Westen – fundiert waren und
sind. Dem übergreifend arbeitenden Wissenschaftshistoriker wurden
hier nachdrücklich die Bedeutung der landesspezifischen, regionalen
und auch lokalen Ebenen vor Augen geführt, die bis dahin nur recht
allgemein als besonders geeignete Experimentierfelder der deutschen
Volksgeschichte identifiziert worden waren.
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Die von Winfried Schulze eröffnete Diskussion um die nur be-
grifflich bereinigten, sonst aber ziemlich direkten methodischen Ver-
bindungslinien zwischen nationalistisch belasteter Volksgeschichte
bzw. „politischer Volksgeschichte“ und „moderner deutscher Sozial-
geschichte“ wurde mit der 1993 erschienenen Bielefelder Dissertation
Willi Oberkromes „Volksgeschichte – Methodische Innovation und
völkische Ideologisierung in der deutschen Geschichtswissenschaft
1918-1945“ erneut aufgegriffen und auf ein wesentlich breiteres Fun-
dament gestellt. Auf der Grundlage umfangreicher Literatur- und
Quellenrecherchen bestätigte Oberkrome das von Schulze entworfe-
ne Bild im Wesentlichen und widmete sich darüber hinaus im Detail
dem uns besonders interessierenden Gebiet der „Volks- und Kultur-
bodenforschung“, der „Deutschtumsforschung“ über Deutsche im
Ausland sowie der Organisation und Arbeit der „Volksdeutschen
Forschungsgemeinschaften“, unter denen er die „Westdeutsche For-
schungsgemeinschaft“ identifizierte und erstmals in einem größeren
Kontext die methodischen Grundlagen ihrer Arbeit sowie die insti-
tutionellen und inhaltlichen Rahmenbedingungen ihrer neuartigen,
interdisziplinären Forschungsansätze darstellte. Dabei skizzierte er
die zunächst von der Leipziger „Stiftung für deutsche Volks- und Kul-
turbodenforschung“ koordinierte ‚Westforschung’, die in den 1920er-
Jahren als „Grenzkampf“ zur Revision des „Versailler Friedensdiktats“
und der Gebietsverluste des Ersten Weltkrieges begonnen wurde und
in der – im Rahmen von Pilotprojekten – schon bald geografische,
bevölkerungs-, wirtschafts-, sprach- und konfessionsgeschichtliche
Methoden mit volks- und rassekundlichen Verfahren etwa zur Be-
stimmung von Ähnlichkeiten der Schädelformationen bei ethnischen
Gruppen miteinander kombiniert wurden, um so die damals aktuelle
politische Grenzziehung in Zweifel ziehen und eigene revisionistische
Gebietsansprüche auf eine neue Argumentationsgrundlage stellen zu
können. In groben Zügen, doch zugleich im Detail streng analytisch,
beschrieb Oberkrome, wie kartografische und statistische Methoden er-
probt wurden, um das Konstrukt eines ethnisch einheitlichen germani-
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schen „Kulturraums“ auch jenseits der geltenden Grenzen verifizieren
zu können.

Ferner zeigte Oberkrome auf, wie ein Großteil der Arbeit, die zu-
nächst eher unter der Führung von Geografen stand, an die Historiker
und Sprachgeschichtler des neugegründeten Bonner „Instituts für ge-
schichtliche Landeskunde der Rheinlande“ überging. Und schließlich
stellte Oberkrome fest, dass dort in den 1930er-Jahren eine zweite,
verschärfte Phase der volksgeschichtlichen Forschung eingeleitet wur-
de, als unter dem Einfluss der „deutschen Soziologie“ Hans Freyers
und Gunther Ipsens Historiker wie „Steinbach und mehr noch Petri
[. . . ] mit raum- und ethnohistorischen Untersuchungen“ begannen,
„den Weg zu einer erweiterten Volks- bzw. Volksbodenforschung im
Westen des deutschen Reiches zu ebnen“ und sich daraus schließlich
– auch in Konkurrenz zu den Königsberger „Ostforschern“ – vor al-
lem unter Federführung Petris und durch die von ihm zunehmend
praktizierte „Hinwendung zu rassentheoretischen Überlegungen“ die
‚Westforschung’ als „willfähriges Instrument“ zur Legitimation natio-
nalsozialistischer Expansionsbestrebungen entwickelte.

Allein die von Oberkrome ausgewerteten Quellen ließen sogleich
die Vermutung aufkommen, dass noch wesentlich mehr über die Hin-
tergründe und Ausmaße völkischer Geschichtsbetrachtung, gerade
auch in den Regionen, zu Tage zu fördern sein müsste. Dies bestä-
tigte sich wenig später, als 1994 die Osnabrücker Dissertation des
historisch arbeitenden Geografen Michael Fahlbusch über den orga-
nisatorischen Aufbau, die politischen Hintergründe der Entstehung
und die inhaltliche Arbeit der „Stiftung für deutsche Volks- und Kul-
turbodenforschung“ in Leipzig 1920–1933 erschien. Sie basierte auf
einer umfangreichen Auswertung von Archivbeständen, zumal Fahl-
busch – durch seine integrierte Untersuchung über den Stellenwert der
Kulturpolitik des Auswärtigen Amtes für die „Grenzlandforschung“
– gewissermaßen zwangsläufig auch auf die Akten über die frühen
Aktivitäten der „Volksdeutschen Forschungsgemeinschaften“ stieß, so
dass er diese erstmals ansatzweise mit in den Blick nehmen konnte.

125

Präsentation der Herausgeber

Gleichwohl blieb diese Studie im Wesentlichen auf die
organisations- und geografiespezifischen Gesichtspunkte allein der
Leipziger Stiftung beschränkt. Über die „Volksdeutschen Forschungs-
gemeinschaften“ hat Fahlbusch indes 1999 eine umfangreiche neue
Untersuchung vorgelegt, die gezielt der Frage „Wissenschaft im Dienst
der nationalsozialistischen Politik?“ nachgeht und inhaltlich die Ak-
tivitäten aller „Volksdeutschen Forschungsgemeinschaften“ im Zeit-
raum 1931-1945 analysiert. Systematisch und auf der Grundlage in-
tensiver Quellen- und Literaturstudien wird hier unter anderem auch
ein erstes vollständiges Gesamtbild vom organisatorischen Aufbau
der „Westdeutschen Forschungsgemeinschaft“, von ihren Akteuren
und Initiativen bis hin zum „Kriegseinsatz der Volkswissenschaft“
entworfen. Die von Fahlbusch dabei im Einzelnen zu Tage geförderten
Strukturen und Detailinformationen über politische und akademische
Netzwerke, über Inhalte und Argumentationslinien von zeitgenössi-
schen „Weststudien“ sowie über die daraus abgeleiteten Möglichkeiten
zur Grenzrevision – die Fahlbusch mit den Kenntnissen eines Geo-
grafen präzise zu verifizieren weiß – sind insgesamt ausgesprochen
verdienstvoll und setzen für die künftige zeit- und wissenschaftsge-
schichtliche Forschung zweifellos neue Maßstäbe. Gleichwohl dürfte
allein die – angesichts des Gesamtumfangs der Recherchen gewiss
notgedrungene – Nichtberücksichtigung verschiedener wichtiger (vor
allem rheinischer) Archive, Nachlässe, Literatur und Personen etliche
weiterführende Bemühungen um eine Vervollständigung der bisher
vorgelegten Forschungsergebnisse rechtfertigen.

Bis zur Veröffentlichung von Fahlbuschs anregender und außer-
ordentlich materialreicher neuen Studie musste in jedem Fall Peter
Schöttlers Aufsatz Die Historische ‚Westforschung’ zwischen ‚Abwehr-
kampf’ und territorialer Offensive als erster programmatischer Ent-
wurf für einen eigenständigen Forschungsbereich angesehen werden.
Bereits auf dem Historikertag von 1994 in Leipzig gehalten und 1997
in dem Suhrkamp-Band Geschichtsschreibung als Legitimationswis-
senschaft veröffentlicht, werden darin mit starken Rückgriffen auf
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Oberkrome und Fahlbusch die Grundzüge der inhaltlich relevanten
Problembereiche der von Historikern betriebenen ‚Westforschung’,
nicht also ihre interdisziplinären Dimensionen, aufgezeigt. Innovativ
war dabei jedoch weniger die Kreation des Themas (das durch die
kaum ernsthaft noch zu bezweifelnde Legitimationsthese sogar eher
in den Hintergrund gedrängt wurde) als vielmehr die Auswertung
einiger einschlägiger Akten über die „Westdeutsche Forschungsge-
meinschaft“ aus dem Politischen Archiv des Auswärtigen Amtes und
deren schöpferische Kombination mit Altbekanntem etwa über das
Bonner Institut und mit kurzen Analysen von Veröffentlichungen
prominenter historischer ‚Westforscher’ wie etwa Franz Steinbach,
Ernst Anrich und Franz Petri. Dazu gehörte auch Schöttlers Nachweis
über die unter der NS-Herrschaft entworfenen Pläne zu endgültigen
gebietlichen Einverleibungen ins „Großdeutsche Reich“ und zu umfas-
senden Umsiedlungsvorhaben im Raum Elsaß-Lothringen, die bereits
seit Beginn der 1970er-Jahre bekannt waren, bisher aber vor allem in
ihren politikgeschichtlichen und allenfalls regionalen Bezügen, kaum
hingegen im wissenschafts- und geistesgeschichtlichen Kontext eines
Themas ‚Westforschung’ gesehen worden waren.

Nach der Pionierstudie Schöttlers, der 1998 auf dem Frankfurter
Historikertag noch mit einem kleineren Beitrag zum Zusammenhang
von rheinischer Landesgeschichte und nazistischer Volksgeschichte
hervortrat, wurde das Thema ‚Westforschung’ in Deutschland eigent-
lich nur noch indirekt tangiert, dabei aber um wichtige Teilaspekte
bereichert, etwa durch die Beiträge zum Fall Schneider/Schwerte und
seinem Mitstreiter Walter von Stokar, einem in der interdisziplinären
‚Westforschung’ besonders agilen Pharmakologen und NS-Vor- und
Frühhistoriker aus Köln. Hervorzuheben sind auch Willi Oberkromes
Beobachtungen zur Kontinuität ethnozentrischen Geschichtsdenkens
in der westdeutschen Neuordnungsdebatte nach 1945 sowie in der lan-
deshistorisch unterlegten Heimatideologie der 1950er-Jahre – ein Sach-
verhalt, der auf die Persistenz von NS-Volksgeschichte und Kulturbo-
denforschung über das Jahr 1945 hinaus verweist und ein Schlaglicht
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auf spezifische politisch-kulturelle Konstitutionsbedingungen der jun-
gen Bundesrepublik wirft. Vornehmlich der Fall Schneider/Schwerte
sowie überhaupt die starke Personalisierung der Forschungsperspekti-
ve trugen zudem gegen Ende der 1990er-Jahre verstärkt zur regionalen
Differenzierung in der Beschäftigung mit dem zuvor eher räumlich in-
tegral behandelten Thema ‚Westforschung’ bei. Entsprechend den Ar-
beitsschwerpunkten eines führenden ‚Westforschers’ wie etwa Franz
Petri kristallisiert sich das Gebiet der heutigen Benelux-Staaten, wie
auch der Band dokumentieren wird, zusehends als eigener großer
Untersuchungsbereich neben Frankreich heraus – eine Entwicklung,
die, wie noch zu zeigen sein wird, mit einem wachsenden Interesse
belgischer, niederländischer und luxemburgischer Wissenschaftler an
einer kritischen, auch den Aspekt der (intellektuellen) Kollaboration
nicht scheuenden Aufarbeitung des Themas sowohl aus der deut-
schen als auch nationalen Eigenperspektive korrespondiert. Erhöhte
Forschungsaktualität erhielten hierdurch auch die wichtigen Beiträge
Gerhard Hirschfelds, der sich im Anschluss an seine große Studie über
die Niederlande unter der NS-Herrschaft von 1984 erst vor wenigen
Jahren erneut mit den Plänen zur „Germanisierung“ der Universitäten
Leiden, Gent und Straßburg auseinandergesetzt hat. Explizit wurde
damit erstmals von deutscher Seite die ideologische Fundierung und
organisatorische Praxis der nationalsozialistischen Wissenschafts- und
Kulturpolitik insbesondere im besetzten europäischen Nordwesten im
Detail nachgezeichnet.

Versäumt sei überdies nicht, auch kurz auf die 1999 an der RW-
TH Aachen im Fachbereich Politische Wissenschaft von Thomas
Müller eingereichte Magisterarbeit zum Thema Zwischen Maas und
Rhein – Ein nationalsozialistisches Medienprojekt im deutsch-belgisch-
niederländischen Grenzgebiet hinzuweisen. In ihr wird ein bisher
völlig unbekanntes Netzwerk zur Koordinierung von politischen, pro-
pagandistischen und wissenschaftlichen Zwecken in regionalen Grenz-
abschnittsbezirken, hier im so genannten „Abschnitt Nordwest“ mit
Aachen als Mittelpunkt, untersucht. Offensichtlich war dies die Mikro-
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Ebene unterhalb der „Volksdeutschen Forschungsgemeinschaften“, in
der die regionalen und lokalen Funktionsträger aus dem politischen
und administrativen Bereich mit den ‚Westforschern’ einer ihnen na-
hen Hochschule bzw. mit den regionalen Mitgliedern der „Reichs-
arbeitsgemeinschaft für Raumforschung“ zusammenarbeiteten und
aufgrund ihrer intimen Kenntnisse der örtlichen Gegebenheiten Pläne
für die „Germanisierung“ der angrenzenden Gebiete in Belgien und
den Niederlanden ausarbeiteten.

Die bisherigen Ausführungen zur Forschungsentwicklung legen
die Vermutung nahe, als sei die kritische Aufarbeitung der völkisch-
nationalen Traditionen in der Forschung zum nordwesteuropäischen
Raum eine rein deutsche Angelegenheit. Ein Blick in die Fußnoten
deutscher Beiträge scheint diesen Eindruck zu erhärten; belgische, nie-
derländische oder luxemburgische Forschungsliteratur findet sich dort
bislang nur selten berücksichtigt. Es sei dahingestellt, ob die Ursachen
dieser geringen Präsenz auf sprachliche Klippen zurückzuführen sind
– Tatsache ist, dass die deutsche Forschung von einer Vielzahl auf-
schlussreicher, indes in niederländischer Sprache publizierter Studien
keine oder nur geringe Kenntnis nimmt. Bedauerlich und zugleich
paradox ist dieser Sachverhalt nicht zuletzt insofern, als überhaupt die
erste kritische Auseinandersetzung mit der „nordwesteuropäischen“
Variante der historischen ‚Westforschung’ aus niederländischer Feder
stammt. Gemeint ist Ivo Schöffers Pionierstudie zum nationalsozia-
listischen Bild der niederländischen Geschichte – eine immer noch
nützliche und keineswegs überholte Arbeit, die, heutige Forschungs-
schwerpunkte gleichsam antizipierend, bereits 1956 unter anderem
der Rolle Franz Petris und Werner Reeses in der deutschen Militär-
verwaltung in Brüssel nachging, jedoch in Deutschland weitgehend
unbeachtet blieb. Schöffers Studie widmete sich nicht nur detailliert
der historiografischen Genese und Entfaltung eines sowohl den Aspekt
der „germanischen Stammverwandtschaft“ als auch „reichsrechtliche“
Argumente bemühenden Geschichtsrevisionismus auf deutscher Seite,
sondern behandelte gerade auch die damit partiell konvergierenden,
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durchaus eigenständigen niederländisch-belgischen Konzeptionen bis
hin zu den Erscheinungsformen intellektueller und praktischer Kolla-
boration während der Besatzungszeit 1940-1945. Mit anderen Worten:
Schon verhältnismäßig früh hatte Schöffer ein Thema angesprochen,
dessen sich die Forschung erst seit den 1980er-Jahren intensiver in
Studien über Besatzungsherrschaft und Kollaboration annahm. Es
sollte bis in die 1990er-Jahre dauern, dass sich vornehmlich jüngere
Forscherinnen und Forscher von den Paradigmen der unbestreitbar
verdienstvollen Kollaborationsforschung lösten und – in zeitlich er-
heblich erweiterter Perspektive – die nationalen Traditionen, Ausprä-
gungen und grenzüberschreitenden Verflechtungen insbesondere der
Geisteswissenschaften in den Niederlanden und Belgien als Untersu-
chungsgebiet sui generis entdeckten.

Gewiss übte der Fall Schneider/Schwerte vor allem in den Nieder-
landen eine forschungsstimulierende Wirkung aus, doch sollte seine
Bedeutung andererseits auch nicht überschätzt werden. Die wissen-
schaftlichen Intentionen zielten, über die detektivische „Enthüllung“
so mancher bislang unbekannt gewesenen oder verschwiegenen „Ver-
strickung“ niederländischer (bzw. belgischer) Gelehrter oder Institutio-
nen hinausgehend, auf die Beantwortung grundsätzlicher Fragen, so
auf die Analyse der Rolle der Geisteswissenschaften als Mittel zur Kon-
turierung und Verstärkung konfliktbeladener nationaler Selbstbilder
im Raum der heutigen Benelux-Staaten. Als Ansatz bediente man sich
entweder eines biografischen, begrifflich-kategorialen bzw. diszipli-
nären oder institutionengeschichtlichen Zugriffs. Eine hervorragende
Rolle nahm und nimmt in diesem Zusammenhang der Löwener His-
toriker Marnix Beyen ein, der in seinen Studien zur belgischen und
niederländischen Historiografiegeschichte dem Zusammenhang von
nationaler Identität und „Geschichtspolitik“ in den Jahren vor, wäh-
rend und nach der deutschen Besatzung nachgegangen ist. Es sind
gerade Beyens Untersuchungen, die erst die ethnizistisch infizierten
ideologischen Gemengelagen begreifbar machen, auf die deutsche
‚Westforscher’ insbesondere in Belgien trafen. Verdienstvoll im Hin-
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blick auf die Erhellung dieses Aspekts sind zudem einige bereits ältere
Studien zur deutschen Kulturpolitik in Belgien und Luxemburg. Diese
Untersuchungen, denen dank der von Fahlbusch, Oberkrome und
Schöttler angestoßenen Diskussion endlich die gebührende Beach-
tung zukommt, verweisen auf lange unterschätzte oder ignorierte
Forschungs- und Aktionsprogramme, die einen pangermanisch inspi-
rierten und wissenschaftlich gestützten „Kampf“ gegen die wallonisch-
romanische Kultur intendierten. Als weiterführend und verdienstvoll
– weil den „Ungeist des Ethnoradikalismus“ von Stellungnahmen Max
Webers 1915/16 bis in die 1960er-Jahre aufzeigend – ließe sich schließ-
lich auch die eingangs erwähnte Studie von Hans Derks bezeichnen –
wären da nicht eine recht schmale Quellengrundlage sowie ein Verfas-
ser, der offenkundig weniger aufklären als provozieren möchte.

Aus all diesen Publikationen, bei denen – um zur deutschen For-
schungssituation zurückzukehren – etwa die exemplarischen Arbeiten
zur Kölner Universitätsgeschichte im Nationalsozialismus und auch
einige wenige Aufsätze zu einzelnen in der westlichen „Grenzland-
forschung“ besonders engagierten Historikern wie etwa Hermann
Heimpel nicht zu vergessen sind, ergibt sich zur Zeit faktisch folgen-
des Bild von der Entstehung und Entwicklung der interdisziplinären
‚Westforschung’: Zunächst – wie im Falle Hermann Aubins und an-
derer Landeshistoriker – noch mehr oder weniger aus freien Stücken
sowie nationalem Impetus betrieben, wurde die eigentliche ‚Westfor-
schung’ in ihrer interdisziplinären, dem politischen „Grenzkampf“
wie der „Volkstumsforschung“ gleichermaßen verpflichteten zweck-
orientierten Form 1924 auf zwei Tagungen ‚erfunden’, die unter der
Leitung von Karl Christian von Loesch, dem Präsidenten des Berliner
„Schutzbundes zur Pflege des Grenz- und Auslandsdeutschtums“, und
organisiert von der Leipziger „Stiftung für deutsche Volks- und Kul-
turbodenforschung“ in Witzenhausen und Heppenheim zum Schwer-
punktthema des „Westdeutschen Volksbodens“ veranstaltet wurden.
Mittelbar finanziert durch das Auswärtige Amt, das Reichsinnen-, das
Reichsfinanz- und verschiedene preußische Ministerien wurde damit
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der 1920 von Gustav Stresemann erhobenen Forderung Rechnung ge-
tragen, die Revision des Friedens von Versailles in den Mittelpunkt der
Regierungspropaganda zu stellen. Die Ergebnisse dieser Tagungen,
die wenig später publiziert wurden, stießen auf politischer Ebene ge-
wissermaßen unmittelbar, wahrscheinlich schon 1925/26 im Rahmen
der Verhandlungen um die „Westgrenzfonds“, auf größeres Interesse
und so auch bald auf weitere organisatorische, finanzielle und ideelle
Unterstützung von halbstaatlichen Instituten, Vereinen und Verbänden
sowie provinziellen Gebietskörperschaften.

Spätestens seit 1931 kam es zur unmittelbaren Unterstützung durch
einzelne Ministerien, allen voran durch das Auswärtige Amt und sei-
ne kulturpolitische Abteilung, sodann auch vom Reichsinnen- und
Reichslandwirtschaftsministerium sowie nach 1933 zur intensiven
Koordinierung bzw. Lenkung und Überwachung durch die einschlägi-
gen weltanschaulich ausgerichteten Schalt- und Überwachungszen-
tralen der NSDAP. Zustatten kamen dieser Entwicklung spezifische
ideologische Befindlichkeiten in Belgien und den Niederlanden, wo
Ideen wie etwa die 1928 durch von Loesch propagierte „Synthese
zwischen der großniederländischen und großdeutschen Bewegung“
keineswegs nur auf Skepsis getroffen waren; vielmehr handelte es sich
um Vorstellungen, die den Boden für eine intellektuelle Kollaborati-
on schon mindestens ein Jahrzehnt vor der deutschen Okkupation
vorbereiteten. Zur Verstärkung dieses sich in den 1930er-Jahren ab-
zeichnenden und in Kontakten zu deutschen Gesinnungsgenossen
und Sympathisanten sich niederschlagenden Konvergenzverhältnis-
ses trugen u.a. Historiker wie Pieter Geyl und Robert van Roosbroeck
sowie Volkskundler wie Clemens Trefois und Jan de Vries bei. Vor
allem im „Ahnenerbe“ der SS und seiner kulturpolitischen Abteilung,
wo sich u.a. Hans Ernst Schneider um germanische Brauchtumsfra-
gen kümmerte, und in den kultur- und auslandswissenschaftlichen
Abteilungen des Reichssicherheitshauptamtes wurden die nur schein-
bar harmlosen Forschungsergebnisse der West- und Ostforscher in
vielfacher Hinsicht ausgewertet, und zwar nicht nur im Hinblick auf
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das völkisch-germanische Brauchtum und seine Verwendbarkeit für
die „Germanisierungspolitik“, sondern auch – absolut zweckorientiert
(!) – im Hinblick auf die Ermittlung und Verfolgung politischer und
rassenbiologischer Gegner. Gerade diese funktionalistische Auswer-
tung von Informationsquellen der politisierten Geistes-, Kultur- und
Sozialwissenschaften sowie ihre Kombination mit anderen ideologi-
schen Zielen des Nationalsozialismus, z.B. mit der „Lebensraum-“
und der „Judenpolitik“, war bekanntlich eines der Arbeitsgebiete des
Reichssicherheitshauptamtes.

Dies ist eine Einsicht, die in der neueren Forschung erst kürzlich
noch einmal besonders herausgestellt worden ist. Unter der ‚kreativen’
und administrativen Ägide von Franz Alfred Six, über dessen bisher
unterschätzten Einfluss Lutz Hachmeister 1998 eine bemerkenswerte
Studie vorgelegt hat, wurden hier auch die Ergebnisse der West- und
Ostforschung in bestimmten Abteilungen nun auch „lebensgebietsmä-
ßig“ ausgewertet und dann der exekutiven Gegnerarbeit zugeführt.
Hierzu gehörte selbstverständlich auch die Benachrichtigung der Refe-
rate „Auswanderung und Räumung“ sowie „Judenangelegenheiten“,
in denen u.a. Adolf Eichmann seit 1939 tätig war. In der weltanschau-
lich und kulturhistorisch fundierten „Gegnerforschung“ wurden so
„auf rein wissenschaftlicher Basis“, wie Eichmann beteuerte, nicht
nur „Datenbanken“ über Personen, Schriften und Institutionen für
Verfolgungs-, Terror- und geheimdienstliche Requirierungsmaßnah-
men angelegt, aus ihnen wurden auch „Lebensraumpläne“ konstruiert
und ganz konkrete Befehle für umfassend legitimierte Vorauskomman-
dos von „Aktionen“ der SD-Einsatzgruppen etwa in Holland, Öster-
reich und der Sowjetunion abgeleitet. Die aktive Beteiligung der im
Reichssicherheitshauptamt tätigen „Geistesarbeiter“ an diesen Aktio-
nen war für jeden von ihnen irgendwann nicht mehr zu vermeiden,
ja sie wurde nicht nur als Mutprobe, sondern als letzter Beweis der
nazistischen Solidarität und Mitverantwortlichkeit auch von Mitarbei-
tern in leitenden Funktionen und gerade auch von nebenberuflichen
Hochschullehrern wie Six verlangt. Spätestens hier sind also die oft in
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Zweifel gezogenen oder gar in Abrede gestellten unmittelbaren Berüh-
rungspunkte von scheinbar harmloser bzw. zweckfreier „Grenzland-
und Gegnerforschung“ mit den Entscheidungszentren der national-
sozialistischen Verfolgungs-, Vertreibungs- und Vernichtungspolitik
eindeutig identifiziert.

Diese schon fast einem Fazit gleichkommende Einschätzung darf
indes nicht darüber hinwegtäuschen, dass bei weitem nicht alle De-
tailfragen hinreichend beantwortet sind. Sie betreffen unter anderem
einzelne Akteure der ‚Westforschung’, die Frage des Engagements
einzelner Institute und Initiativen, die fächer- und themenspezifischen
Ausprägungen einschließlich der ihnen zugrundeliegenden Ideolo-
geme. Auch das von Oberkrome und Derks bereits angeschnittene
Problem des Nach- und Fortwirkens von „Raum- und Volkswissen-
schaftlern“ nach 1945 bedarf weiterer Erörterung. Dies gilt nicht zu-
letzt für die in der Hochphase des Kalten Krieges vom rheinischen
und süddeutschen politischen Katholizismus forciert betriebene Pro-
pagierung des Abendlandgedankens und dessen Verbindung mit den
Erkenntnissen einer nunmehr dezidiert in den Dienst einer friedlichen
europäischen Einigung gestellten Kulturraumforschung – erkennbar
etwa in der ambitionierten belgisch-deutsch-niederländischen Gemein-
schaftsveröffentlichung über das „Land ohne Grenze“ zwischen Aa-
chen, Lüttich und Maastricht, das 1958 dem Publikum als christlich-
karolingisch durchtränkter prototypischer Kernraum eines vereinigten
Europa präsentiert wurde. In diesem Zusammenhang stellt sich eben-
so die Frage nach der von den betroffenen Disziplinen bislang nur
unzureichend reflektierten Persistenz spezifischer Deutungsmuster
und Nomenklaturgewohnheiten, wie dies z.B. die Vitalität des in der
Adelsforschung zuweilen begegnenden Aubinschen Konzepts des „ge-
nealogischen Lebensraumes“ oder das Reden über ethnische „Substra-
te“ unterstreicht. Vor allem aber bedürfen die für die ‚Westforschung’
konstitutiven Momente einer Klärung. Woher rührte das nicht nur
auf die Geschichtswissenschaft begrenzt bleibende Interesse an den
nordwestlichen Nachbarstaaten Deutschlands und wie erklärt sich
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der offenkundige „Erfolg“ eines Konzepts, das in Gestalt des „Kultur-
raums“ bis heute noch nicht von der Agenda der Methodendiskussion
verschwunden ist? Unter welchen individuellen und strukturellen
Bedingungen mutierte historisches Denken zu Phantasien, die eine
Revision der Geschichte für planbar und machbar erachteten, und wo
lagen möglicherweise die Wendepunkte und Zäsuren, die ein auf die
Herstellung imperialer Größe abgestelltes utopisches Wunschbild in
den konkreten Handlungsvollzug setzten?

Antworten auf diese und andere Fragen will der Sammelband ge-
ben. Trotz des aufgrund der Fülle der Beiträge leicht entstehenden
Eindrucks, dass handbuchartige inhaltliche Totalität angestrebt wurde,
sei betont, dass keineswegs alle thematischen Facetten berücksichtigt
werden konnten. Den Auftakt bilden Beiträge, die sich den methodi-
schen Voraussetzungen sowie den in Politik, Gesellschaft und dem
System der Geisteswissenschaften zu suchenden Konstitutionsbedin-
gungen der ‚Westforschung’ zuwenden. Ihnen folgen Aufsätze zu den
inhaltlichen und ideologischen Grundlagen sowie fachdisziplinären
Ausprägungen des sich auf den europäischen Nordwesten kaprizieren-
den revisionistischen Projekts. Dass auf diese Beiträge der Hauptanteil
des Bandes entfällt, ist kein Zufall; entsprochen wurde damit der Emp-
fehlung, die üblicherweise nur dem mediävistischen Spezialisten oder
Frühneuzeit-Experten vertrauten „Praxisfelder“ (Peter Schöttler) der
‚Westforschung’ (z.B. die Beschäftigung mit Burgund und der Zwi-
schenreichsidee oder die Deutung des Westfälischen Friedens) in ihrem
wissenschaftsgeschichtlich-systematischen Zusammenhang offen zu
legen. Ähnliches gilt für Franz Petris Habilitationsschrift, die zwar
gerne vielsagend zitiert wird, aber bislang noch nicht umfassend von
fachlich kompetenter Seite analysiert wurde, oder für die Genese spezi-
fischer (kunst-)historischer Deutungsmuster wie die Vorstellung einer
eigenständigen „rhein-maasländischen“ Kultur. Ein weiterer Schwer-
punkt liegt auf den institutionellen Ausformungen in universitären
und außeruniversitären Einrichtungen und im Bereich der populär-
wissenschaftlichen Publizistik. Wissenschaftsbiografisch ausgerichtete
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Beiträge zu einzelnen ‚Westforschern’ sowie eine Untersuchung zur
Kontinuitätsfrage schließen den Band ab. Für die Wahl des Jahres 1960
als ungefähres Ende des zeitlichen Betrachtungsrahmens sprachen
insbesondere der allmähliche Rückzug einzelner über 1945 hinaus
wirksamer ‚Westforscher’ aus der aktiven Wissenschaft sowie der
von einer jüngeren kritischen Forschergeneration während der 1960er-
Jahre durchgesetzte Wandel historisch-geisteswissenschaftlicher Er-
kenntnisinteressen. Gegenüber (u.a.) der Fischer-Kontroverse, der De-
batte über den „Primat der Innenpolitik“, der Hinwendung zu einer
modernen Sozialgeschichte standen die über die westdeutsche Neu-
ordnungsdebatte überkommenen Relikte ethnozentrischen Denkens
auf verlorenem Posten.

Dass eine nicht geringe Zahl thematischer Aspekte wie z.B. die Rol-
le Schneider/ Schwertes in den Niederlanden oder die Bedeutung von
Person und Œuvre Franz Petris in dem Band mehrfach als Gegenstand
einer Erörterung begegnen, erwies sich als unvermeidbar; hierin spie-
geln sich nach Auffassung der Herausgeber weniger Redundanzen
als die zur ubiquitären Präsenz einzelner Personen und Institutionen
führende Komplexität und fächerübergreifende Verschränkung des
Phänomens ‚Westforschung’ wider. Allerdings ist nicht zu übersehen,
dass den Vorteilen des in dem Band praktizierten systematischen Zu-
griffs der Nachteil gegenübersteht, dass Zusammenhänge möglicher-
weise aus dem Blick geraten. So lag denn auch für die Herausgeber
die Versuchung nahe, ein mit Periodisierungen einhergehendes Ge-
samtbild – etwa in Thesenform – zu entwerfen. Wenn davon letztlich
abgesehen wurde, so hat dies auch mit der kurz vor Abschluss der
redaktionellen Arbeiten eingetretenen Veränderung der Forschungssi-
tuation durch das Buch von Hans Derks zu tun. Die dort formulierten
kritisch-polemischen Einschätzungen sollten unseres Erachtens im
Licht der Detailuntersuchungen des Sammelbandes beurteilt werden,
jedoch nicht auf der Grundlage allgemeiner Thesen, die – so eine an
sich gängige Praxis – aus den Einzelbeiträgen deduziert werden. So
wünschenswert eine frühzeitige intensive Debatte auch ist, so sehr
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schien es den Herausgebern doch erforderlich, eine Perzeption des
Bandes auszuschließen, die tendenziell zu Lasten der Einzelbeiträge
geht: Eine alles andere überschattende „Derks-Kontroverse“ wurde
nicht angestrebt. Eine Gesamtwürdigung der ‚nordwesteuropäischen’
Variante der ‚Westforschung’ ist damit keineswegs ausgeschlossen; sie
bedarf aber zunächst einer intensiven sachlichen Auseinandersetzung
mit den Positionen von Derks sowie mit den Befunden des Bandes.
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„Im Westen nichts Neues?“ oder „Totgesagte leben länger“ wäre fast
ein angemessenerer Titel der vom niederländischen Sozialwissen-
schaftler Hans Derks vorgelegten Einführung in das wechselvolle
Verhältnis von deutscher und niederländischer Wissenschaft und Po-
litik im 20. Jahrhundert. Ausschlaggebend für seinen Ansatz ist die
bis in die 1970er-Jahre hinein geführte Kritik der an französischer und
englischer Sozialgeschichte orientierten „Wageninger Schule“ von Ber-
nard Slicher van Bath. Ziel der Kritik der Wageninger Schule war die
deutsche Kulturraumforschung (KRF), die inzwischen unter dem Ein-
fluss der Münsteraner Schule Horst Lademachers in den Niederlanden
erneut an Bedeutung gewinnt: sie sei „lyrischer Patriotismus“ und
biete „Fantasien über Blut und Boden“ (S. 135).

Dass Forschungsprogramme wachsen und ihre heuristischen Ker-
ne - wenn sie sich als nicht mehr tragfähig erweisen - absterben kön-
nen, ist ein Gemeinplatz. Im Falle der deutschen Westforschung (WF)
scheint eine besondere Persistenz prägend zu sein. Derks stellt fest,
dass dieses Programm gleich zweimal mit der Hilfe von „Kollabora-
teuren“ in den Niederlanden implementiert worden sein soll. Einmal
in der NS-Zeit durch die Bonner und Kölner Schule der rheinischen
Landesgeschichte. Und jetzt nach dem 2. Weltkrieg - so seine provozie-
rende These - erneut durch die Münsteraner Schule. Derks verabsäumt
nicht den Hinweis, die Sprache dieser Richtung habe sich zwar ge-
ändert, aber das „Raum“-Verständnis und der territoriale Grenzen
auflösende Blick der alten „deutschen“ KRF sei kognitiv beibehalten
worden. Daraus erklärt Derks sein Engagement, das Thema West-
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forschung nicht ausschließlich als eine deutsche Angelegenheit zu
betrachten. Das Buch ist speziell an dieser Stelle - im Gegensatz zu
anderen Ausführungen in den insgesamt sechs Kapiteln - nicht iro-
nisch gemeint. Derks sieht noch immer Formen der Kollaboration
nachwirken, die es ihrerseits nötig machen, sich an die deutsche Öf-
fentlichkeit zu wenden. Schließlich begreift er die offene Streitkultur
in Deutschland als eine Chance, um über den Umweg einer deutschen
Publikation auch in den - an diesem Thema offenbar uninteressierten
- Niederlanden diskutiert zu werden. Allein in Deutschland wird es
an Rezeption nicht fehlen, weil Derks mit wenigen Federstrichen und
einem Minimum an Archivrecherchen gleich an mehreren Doyens
der bundesdeutschen Westforschung, einschließlich ihrer Apologeten,
rüttelt.

Hans Derks‘ zweite Arbeitshypothese, die er sehr durchdacht und
stringent präsentiert, lautet, dass die SS analog zum Generalplan Ost
einen Westplan in Form des von dem Raumplaner der Zivilverwaltung,
Hermann Roloff, ausformulierten „Hollandplans“ und des „Belgien-
Nordfrankreich-Programms“ realisierte. Einer der Ansprechpartner
des so genannten „Germanischen Wissenschaftseinsatzes“ im Wes-
ten war kein Geringerer als der in der Militärverwaltung in Belgien
tätige Franz Petri. Dieser rheinische Landesgeschichtler hatte - wie
Derks belegt - an diversen kulturpolitischen Säuberungsaktionen mit-
gewirkt. Mit seinen neuen Erkenntnissen greift Derks nicht nur positiv
die These von Peter Schöttler auf, Petri sei konzeptionell maßgeb-
lich an der Grenzziehungspolitik der deutschen Militärverwaltung
im Westen beteiligt gewesen. Bislang war man entweder auf Peter
Schöttlers Aussagen angewiesen, der Petri bereits auf die braune Spur
gekommen war, oder begnügte sich mit Karl Ditts Versuch, Petris
Innovationsfähigkeit in der Landesgeschichte höher zu bewerten als
seine NS-Kontaminierung.1

1Ditt, Karl, Die Kulturraumforschung zwischen Wissenschaft und Politik. Das Bei-
spiel Franz Petri (1903-1993), in: Westfälische Forschungen 46 (1996), S. 73-176; Schöttler,
Peter, Die historische „Westforschung“ zwischen „Abwehrkampf“ und territorialer Of-
fensive, in: Ders. (Hg.), Geschichtsschreibung als Legitimationswissenschaft, Frankfurt
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Nun bildet Hans Derks nicht das Zünglein an der Waage zwischen
Schöttler und Petri. Seine Interpretation, die an den wichtigsten Stel-
len durch Archivmaterial aus holländischen Archiven gut belegt wird,
widerlegt den Forschungsstand ausschließlich und weittragend zu-
ungunsten von Karl Ditt. Hans Derks führt überzeugende und bisher
ungelesene Belege an, dass Petri ein Vordenker der SS-Konzeptionen
im Umfeld des „Großholland-Planes“ war. Seinerzeit hatte ich auf
Ditts Darstellung vertrauend noch die Feststellung übernommen, seit
der großen Koalition in den 1960er-Jahren seien die alten Inhalte der
Kulturraumforschung politisch obsolet geworden. Auch dass Petri
der SS ferngestanden sei, womit Petris Kriegsaktionen nicht so proble-
matisch gewesen sein könnten (Ditt, S. 131), ist aufgrund der neuen
Aktenlage nicht mehr zu halten.

Die Ursprünge der Westforschung schlugen sich laut Derks in
einem von rechtsradikalen Intellektuellen der Weimarer Republik for-
mulierten Forschungsprogramm nieder, welches von Rheinland und
Westfalen in Reaktion auf die Verluste geistiger und materieller Art
des I. Weltkriegs auf Belgien, Niederlande und Nordfrankreich wirk-
te. Dieses Netzwerk von flämischen Nationalisten und deutschen
Rechtsradikalen richtete sich gegen die unter „französischem Firnis“
stehende wallonische Kultur. Gemeinsam machte man sich an der
Begründung einer germanisch-flämischen Einigung zu schaffen. Mit
den gleichen Argumenten wurde übrigens auch Luxemburg von den
rheinischen Landeskundlern bearbeitet.2

Im Gegensatz zu Ditt betont Derks die Anreicherung der mediävis-
tischen Kulturraumforschung à la Franz Steinbach, Franz Petri und
Hermann Aubin durch schlicht rassistische Vorurteile und geopoliti-
sche Verdikte. Zudem sei entscheidend, dass diese Landeskunde als

am Main 1997, S. 204-263.
2Hierzu liegen zwei ausgezeichnete Studien von Paul Dostert und dem mittlerweile

verstorbenen Emile Krier vor: Dostert, Paul, Luxemburg zwischen Selbstbehauptung
und nationaler Selbstaufgabe. Die deutsche Besatzungspolitik und die volksdeutsche
Bewegung 1940-1945, Diss. Freiburg, Luxemburg, 1985. Krier, Emile, Deutsche Kultur-
und Volkstumspolitik von 1933-1940 in Luxemburg, Bonn 1978.
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völkische Kulturraumforschung eine kulturelle und politische Aus-
strahlung „germanischer“ Ursprünge auf Belgien und die Niederlande
behauptet habe. Das regionale Wirkungsfeld war dem katholischen
Rheinland entsprechend das ebenfalls katholische Gebiet der Nach-
barstaaten gewesen. Es ist daher wohl auch kein Zufall, dass sich die
zukünftigen Kollaborateure aus den Regionen südlich Utrechts und
des flämischen („germanischen“) Teils Belgiens rekrutierten. Kulturpo-
litisch arbeiteten diese Kollaborateure nach Derks einerseits in Belgien
mit Franz Petri im Bereich der Säuberung der Universitäten von Juden,
des Zwangsarbeitseinsatzes und bei der Exploitation Walloniens mit.
Andererseits weist er eine Zusammenarbeit Petris mit der deutschen
Zivilregierung in den Niederlanden nach. Hier standen gleichfalls
die Hochschulpolitik, die Raumordnung (Polderplanung bzw. Hol-
landplan) und der Zwangsarbeitseinsatz der Holländer im Osten im
Vordergrund der deutschen Besatzungspolitik. Das politische Ziel
war es, die Niederlande in ein „germanisches Europa“ einzubinden,
welches bis zur Loire reichen sollte.

In Kapitel drei reflektiert Derks die Interdisziplinarität der KRF.
Auffallend sei das weitestgehende Fehlen demografischer, agrarhis-
torischer und ökonomischer Daten, die dagegen beim Counterpart
Ostforschung einen zentralen Stellenwert eingenommen hatten (S. 60).
Im Osten ging es beispielsweise darum, die ‚überbevölkerte‘ polnische
Agrarbevölkerung zurückzudrängen. Als einen der Gründe dieser Ab-
wesenheit sozioökonomischer Analysen und politischer Herrschaftss-
trategien nennt Derks die Dichotomie, die der Auffassung von Germa-
nen und Romanen in Westeuropa zugrunde lag sowie eine kulturelle
oder gar rassische Überlegenheit der Germanen obsolet erscheinen ließ.
Auch liege in der Raumkategorie ein verlockendes Potential für den
Historiker, diese als simple Kategorie der Abgrenzung von Kulturland-
schaften in Anspruch zu nehmen. Derks bringt den 1910 geborenen
Bernard Slicher van Bath in die Diskussion, der – wie eingangs er-
wähnt - gleich den Vertretern der Annales-Gruppe zu den schärfsten
niederländischen Widersachern der deutschen Kulturraumforschung
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wurde.
Als Komponenten der Kulturraumforschung identifiziert Derks

auch die Volkskunde. Sie erlangte in Deutschland erst in den 1930er-
Jahren die Weihen einer akademischen Disziplin. Freilich konnte sie
nur unter großem Aufwand Teilaspekte wie den „Atlas der Deutschen
Volkskunde“ in die Nachbarstaaten exportieren. Eines der Institute,
welches sich mit religiöser Volkskunde in Südholland beschäftigte,
war das Institut Georg Schreibers, das mit Kriegsbeginn aber von der
SS beschlagnahmt worden war. Die Aufgabe des „Germanischen Wis-
senschaftseinsatzes“ der SS im Westen war laut dem Verfasser Otto
Plassmann, einerseits die katholischen Kräfte und andererseits die
NSB zu kontrollieren. Konkret verfolgten der im Detail umgesetzte
„Hollandplan“ und seine holländischen Akteure gemeinsam mit dem
SS-Ahnenerbe folgende Strategie in der Forschung: „Konzentration auf
wenige universitäre Institutionen, beschleunigte Germanisierung, völ-
lige Dekonfessionalisierung und wachsender Einfluss der SS“ (Derks,
S. 92). Da Petri intensiv mit dem Ahnenerbe der SS und den Planern
der Siedlungspolitik in Holland und Belgien kooperierte, verfolgte er
nicht mehr nur allein Interessen der Wehrmacht, sondern auch der
SS. Als zweite Basis steht für Derks deshalb der seit 1918 bestehende
„zivile“ Zweig der Westforschung, der weniger physisch-rassische als
biologisch-kulturell-ethnische Ziele verfolgte, und keinen direkten
Bezug zur SS pflegte. Stellvertretend stellt Derks Petri dar, der sich
bereits in seiner Habilitationsschrift 1937 neben sprachgeografischen
und archäologischen Verbreitungsmerkmalen explizit auf rassenan-
thropologische Untersuchungen stützte. Zentral schienen ihm die 46
Langschädel aus Reihengräbern und weitere Funde zu sein, die seine
(kaum zu haltende) These bestätigen sollten, dass die Franken auch
südlich der heutigen Sprachgrenze in einem Kulturkampf mit den
Romanen gestanden hätten. Inwieweit aber nun Langschädel und
Reihengräber analog zu den in der Ostforschung beliebten Reihen-
dörfern germanischen Ursprungs gewesen seien, bleibt mehr dem
wishful thinking als einer wissenschaftlichen Analyse geschuldet. Hier
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weist Ditts Darstellung gegenüber der soliden, und nicht selten iro-
nisch gewendeten Interpretation von Derks, eindeutig eine frappante
Schwäche auf (Ditt, S. 88, Derks, S. 110).

Die Derksche Arbeit gewinnt dort besonders an Kontur, wo er Ditts
Lücken in der Biografie zu Petri bewusst benennt. So war Petris Arbeit
in der Militärverwaltung keineswegs so belanglos, wie Ditt glauben
machen wollte. Petri führte mehr Arbeiten in Kooperation mit der
SS aus, als angenommen. Zum Verständnis der „Auslassungssünden“
von Karl Ditt reicht die in Fußnote 217 weggelassene Position, die Petri
anlässlich seiner Antrittsvorlesung 1943 vertrat, um die Lücken zu
benennen (Ditt, S. 130): „Flandern als germanisches Grenzland“ sei
bis zum Ende des Mittelalters „Eckpfeiler“ des „Germanentums“ des
mittelalterlichen deutschen Reiches gewesen, welches schließlich eine
selbständige Entwicklung durchlief und sich damit dem Reich ent-
fremdet habe. Die Herauslösung Flanderns aus dem Reich sei jedoch
„nicht aus dem Zwang einer Uranlage“ erfolgt, sondern „vielmehr
Grenzschicksal“ gewesen. Die „Wiederaufrichtung des Reiches werde
im Enderfolg auch zur Wiederannäherung beider führen“. (Westdeut-
scher Beobachter v. 1.6. 1943)

Da Derks eine ganze Reihe von gedruckten Erzeugnissen von Petri
in seine Analyse einbezieht, die bei Karl Ditt nicht genannt oder ausge-
wertet wurden, kommt Derks zu wesentlich präziseren Feststellungen.
Gemeint sind die „Berichte über die Tätigkeit und Arbeitsziele der Mi-
litärverwaltung in Belgien auf dem Gebiet der Kultur“, die Franz Petri
und Werner Reese während des ersten halben Jahres der deutschen
Okkupation verfassten, sowie die Artikel in der von Seyss-Inquart
herausgegebenen Zeitschrift „Westland, Blätter für Landschaft, Ge-
schichte und Kultur an Rhein, Mosel, Maas und Schelde“. Allein Petris
Beiträge in diesen Schriften weisen ihn als radikaleren Denker aus, als
Ditt es darzustellen vermochte. Derks weist in mehreren Fällen nach,
dass Petris Arbeiten an der Konstruktion von „germanischen“ Grenz-
landen in Westeuropa von der SS in dem „Belgien-Nordfrankreich-
Programm“ und dem „Hollandplan“ aufgegriffen wurden. Es hat
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demnach über Petri funktionierende Arbeitsbeziehungen zwischen
der Militärverwaltung in Belgien, dem SD-Hauptamt und dem Ah-
nenerbe der SS gegeben (Derks, S. 195ff.). Pikant an Derks Ergebnis ist
indes die Feststellung, dass Petris belgische und holländische Kollegen,
allesamt mit ihm vor 1945 als germanische Herrenreiter auf SS-Kurs
unterwegs, in der Nachkriegszeit mit positivem Leumund aushalfen,
so dass Petri nach einer gewissen Karenzzeit wieder als „nicht belastet“
rehabilitiert war. Es ist fast überflüssig anzuführen, dass Petri ohne die
Entlastung durch seine niederländischen und belgischen „Kollegen“
in der Nachkriegszeit nie mehr so weit gekommen wäre wie zuvor im
2. Weltkrieg.

Auch Petris Mitwirken beim Arbeitseinsatz in Belgien und Nord-
frankreich dürfte vor dem Hintergrund der rassenkundlichen Un-
tersuchungen an polnischstämmigen Bergarbeitern für die Deutsche
Volksliste des Kollegen aus der Westdeutschen Forschungsgemein-
schaft, Hauptmann Wilhelm Brepohl, einen ganz neuen Stellenwert
erhalten. Hier reicht es jedenfalls nicht mehr aus, sich auf die Arbeit
des Petri-Doktoranden Mathias Georg Haupt zu stützen. Vergleicht
man dagegen die Arbeiten über die Besatzungspolitik in Luxemburg
von Paul Dostert und Emile Krier, so sind die Diskrepanzen auf diesem
Gebiet zu signifikant, als dass man sich künftig noch auf diese - nach
Derks auch irreführenden - Forschungen verlassen könnte. Dass Petri
eng mit dem SS-Ahnenerbe unter Wolfram Sievers, Dr. Schneider (alias
Schwerte) und dem Raumplaner Hermann Roloff 1942 zusammenar-
beitete, irritiert nach dieser Lektüre auch nicht mehr. Wahrscheinlich
saßen sich Petri und Schneider/Schwerte nach 1945 sogar auf glei-
cher Augenhöhe gegenüber (Derks, S. 115, 197ff.) und nahmen sich
gegenseitig die Legenden und falschen Namen augenzwinkernd ab.

Hans Derks rekonstruiert in einem anderen wichtigen Kapitel in
nuce auch das wohl für die Niederlande selbst heikle Thema der Pol-
derkolonisation. Demnach wurden im 2. Weltkrieg die ursprünglich
von deutschen Raumplanern für den Osten entwickelten Pläne ledig-
lich als neues „deutsches“ Exportmodell eingeführt und nach 1945
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vollendet. Ein Skandalon an diesem Planungsprozess ist allein schon
die Vorgeschichte der Polderplanung. Die holländischen Planungs-
experten unterzogen ebenso wie ihre Kollegen aus dem Rasse- und
Siedlungshauptamt der SS in Polen und der damaligen Sowjetunion
die Kolonisation dem Verdikt der Rassenauslese. Tatsächlich wurden
trotz gegenteiliger Versprechen von den rund 4000 Arbeitssklaven pro
Kriegsjahr nur etwa 400 Siedler von Schülern Eugen Fischers selektio-
niert; jüdische Zwangsarbeiter wurden direkt nach ihrer Zwangsarbeit
in die KZ’s deportiert, aber nicht von reichsdeutschen, sondern von
holländischen Stellen (Derks, S. 178-190).

Speziell anhand des Beispiels der Polderplanung und des Groß-
hollandplanes der SS gelingt es Derks, die konkrete Kooperation von
deutschen und holländischen Experten als ein Handeln in einem Netz-
werk nachzuweisen. Es ist ein auch für den Agrarsoziologen und
Politologen noch heute interessanter Sachverhalt, dass der spätere
EWG-Kommissar für Agrarpolitik, S. Mansholt, in diesem Netzwerk
für die Polderplanung tätig war. Wer mag, kann daraus auch noch
schließen, dass die Butterberge und Milchseen auf eine verfehlte Po-
litik von Eliten zurückzuführen sind, die eine marktwirtschaftliche
Prinzipien außer Kraft setzende Autarkiepolitik betrieben und nach
1945 auch nicht mehr anders denken konnten, als in diesen Kategorien.
Derks ist jedenfalls der Meinung, und das sei hier am Schluss noch
vermerkt, dass die Steuerzahler in Europa noch bis in die 1980er-Jahre
für diese Politik berappen mussten (Derks, S. 178, 180, 195).

Mit der Einführung in die Westforschung des 20. Jahrhunderts liegt
nunmehr ein Stoff neu aufbereitet vor, der die Grundlagenforschung
anregen wird. Für jeden, der sich durch diese leider mit Polemik und
mit überpointierenden Adjektiven gespickten Arbeit durchgebissen
hat, werden sich neue Aspekte ergeben: Nämlich, dass sowohl die
deutsche „Westforschung“ als auch die holländischen Historiker kon-
zeptionell und personell offenbar noch heute in der Tradition der West-
forschung stehen. Weder scheint das Problem der konzeptionellen Kon-
tinuität im Bereich der Raumkonstruktion noch in der Themenauswahl
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gelöst zu sein. Auch eine zweite „Kollaboration“ durch holländische
und belgische Sozialwissenschaftler, die Petri in der Nachkriegszeit
einen Persilschein ausgestellt haben, dürfte das Forschungsinteresse
am Thema erhöhen.

Warum aber nun Horst Lademacher durch seinen 1993 verfassten
Nachruf auf Petri als Vollender der Kulturraumforschung und Weiß-
wäscher von Petris Vergangenheit angeprangert wird, leuchtet nicht
ein. Schließlich präsentiert Derks nun selbst zahlreiche Belege der
grenzüberschreitenden Kooperation auch in der Säuberung der „brau-
nen Leiber“. Hier scheint wohl leider die wissenschaftliche Erkenntnis
dem persönlichen Disput geopfert worden zu sein.

HistLit 2002-085 / Michael Fahlbusch über Derks, Hans: Deutsche
Westforschung. Ideologie und Praxis im 20. Jahrhundert. Leipzig 2001. In:
H-Soz-u-Kult 27.06.2002.
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In den letzten Jahren lag ein Akzent der Forschung zur Wissenschafts-
historiografie im Dritten Reich darin, den Beitrag der Historiker, ins-
besondere der sog. Volksforscher, für die Konzipierung und Legiti-
mierung der nationalsozialistischen Expansions- und Massenvernich-
tungspolitik herauszuarbeiten.1 Hierbei rückten zahlreiche Wissen-

1Vgl. Schönwälder, Karen, Historiker und Politik. Geschichtswissenschaft im Na-
tionalsozialismus, Frankfurt am Main 1992; Wolff, Ursula, Litteris et Patriae. Das Ja-
nusgesicht der Historie, Stuttgart 1996; Schöttler, Peter (Hg.), Geschichtsschreibung als
Legitimationswissenschaft 1918-1945, Frankfurt am Main 1997; Schulze, Winfried; Oexle,
Otto Gerhard (Hgg.), Deutsche Historiker im Nationalsozialismus, Frankfurt am Main
1999; Fahlbusch, Michael, Wissenschaft im Dienst der nationalsozialistischen Politik?
Die „Volksdeutschen Forschungsgemeinschaften“ von 1931-1945, Baden-Baden 1999.
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schaftler, Organisationen und Einrichtungen in das Blickfeld, die ver-
sucht hatten eine frühe deutsche Besiedlung und Kultur jenseits der
zeitgenössischen deutschen Ostgrenze nachzuweisen. Denn ihre Ar-
beiten waren z. T. von Nationalsozialisten zur Begründung und Legiti-
mierung für die Eroberung osteuropäischer Länder, die Umsiedlung,
ja Ausrottung der einheimischen Bevölkerung und die Ansiedlung
deutscher Siedler verwandt worden.2

Die Resonanz auf diese Studien der 1980er und 1990er-Jahre war
groß, eröffneten sie doch eine neue Perspektive durch die Feststellung
wissenschaftlicher Vorarbeiten für die Überfälle auf andere Natio-
nen, für Ausrottungs- und Umsiedlungsprozesse sowie für die Ger-
manisierungspolitik insgesamt. Darüber hinaus wiesen sie auf die
wissenschaftlich-politische Doppelrolle von Historikern hin, die in
der Bundesrepublik eine wegweisende Rolle für die Entwicklung der
Geschichtswissenschaft spielten und die z.T. auch hohe Auszeichnun-
gen von einem demokratischen Staat erhielten3 In der Tat erhielten
manche den Stempel „Vordenker der Vernichtung“ (Götz Aly); zudem
wurden die Ansätze der Volks- und Kulturraumforschung insgesamt
unter den Verdacht der politischen Zuarbeit und Instrumentalisierung
gestellt.

Seit kurzem sind nun auch diejenigen Historiker der 1920er und

2Vgl. z. B. Burleigh, Michael, Germany Turns Eastwards. A Study of Ostforschung in
the Third Reich, Cambridge 1988; Rössler, Mechtild, „Wissenschaft und Lebensraum“.
Geographische Ostforschung im Nationalsozialismus. Ein Beitrag zur Disziplingeschich-
te der Geographie, Berlin 1990; Haar, Ingo, Historiker im Nationalsozialismus. Deutsche
Geschichtswissenschaft und der „Volkstumskampf“ im Osten, Göttingen 2000.

3Der Aspekt der „braunen Wurzeln“ der bundesdeutschen Sozialgeschichte ist früh-
zeitig von Willi Oberkrome behandelt und gültig beantwortet worden: vgl. Oberkrome,
Willi, Volksgeschichte. Methodische Innovation und völkische Ideologisierung in der
deutschen Geschichtswissenschaft 1918-1945, Göttingen 1993; Ders., Historiker im „Drit-
ten Reich“. Zum Stellenwert volkshistorischer Ansätze zwischen klassischer Politik und
neuerer Sozialgeschichte, in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 50 (1999), S.
74-98; Ders., Zur Kontinuität ethnozentrischer Geschichtswissenschaft nach 1945, in:
Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 49 (2001), S. 50-61; vgl. ferner Schulze, Winfried,
Deutsche Geschichtswissenschaft nach 1945, München 1989; zuletzt Etzemüller, Thomas,
Sozialgeschichte als politische Geschichte. Werner Conze und die Neuorientierung der
westdeutschen Geschichtswissenschaft nach 1945, München 2001.
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1930er-Jahre, die den Westen jenseits der Grenzen des Deutschen Rei-
ches erforscht haben, stärker in das Zentrum des Interesses gerückt.4

Auch für sie stellt sich die Frage, inwieweit sie sich konzeptionell und
praktisch an der nationalsozialistischen Expansionspolitik, d.h. dem
Einfall in Westeuropa, beteiligten. Zu diesem Thema liegt jetzt das
Buch des niederländischen Sozialwissenschaftlers Hans Derks vor. Die
Sicht von außen, gekoppelt mit Kenntnissen der Wissenschaftssitua-
tion in den Niederlanden und Belgien, verspricht einen besonderen
Erkenntnisgewinn. Zudem ist das Buch von Michael Fahlbusch, der
zu den Historikern gerechnet werden kann, die den umfassendsten
Überblick über die Volksforschung im Dritten Reich besitzen, in dem
Internetdienst für Historiker ‚H-Soz-Kult’ euphorisch besprochen wor-
den. Nichtsdestoweniger soll das Buch von Derks hier einmal kritisch
betrachtet werden.

Derks kündigt seine Arbeit vorsichtig und bescheiden an: Er möch-
te „lediglich eine Einführung in die Problemgeschichte der Westfor-
schung“, d.h. „die wissenschaftlichen Tätigkeiten der deutschen Besat-
zer in den besetzten Gebieten [hier: Niederlande, Belgien und Nord-
frankreich] und ihre Geschichte“ (S. 9f.) geben. Unmittelbar darauf
konfrontiert er jedoch den Leser mit einer starken These: Der Unter-
schied zwischen der West- und der Ostforschung „liegt in dem [...]
merkwürdigen Faktum, daß die Westforschung nach dem Krieg un-
beirrt fortgesetzt werden konnte, und zwar sowohl in Deutschland
als auch in den Niederlanden und Belgien“ (S. 9f.). Vor allem sieht
Derks eine anhaltende Kollaboration zwischen der holländischen Bü-
rokratie und den niederländischen „Westforschern“ auf der einen Seite

4Vgl. Schöttler, Peter, Die historische „Westforschung“ zwischen „Abwehrkampf“
und territorialer Offensive, in: Ders. (Hg.), Geschichtsschreibung als Legitimationswis-
senschaft 1918-1945, Frankfurt am Main 1997, S. 204-261; Ders., Von der rheinischen
Landesgeschichte zur nazistischen Volksgeschichte oder Die „unhörbare Stimme des
Blutes“, in: Schulze, Winfried; Oexle, Otto Gerhard (Hgg.), Deutsche Historiker im Natio-
nalsozialismus, Frankfurt am Main 1999, S. 89-113; Dietz, Burkhard, Die interdisziplinäre
„Westforschung“ der Weimarer Republik und NS-Zeit als Gegenstand der Wissenschafts-
und Zeitgeschichte. Überlegungen zu Forschungsstand und Forschungsperspektiven,
in: Geschichte im Westen 14 (1999), S. 189-209.
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und den deutschen bzw. westdeutschen „Westforschern“ auf der an-
deren Seite. Zu denen, die diese Tradition auf der deutschen Seite
fortführten, rechnet er u.a. die Mitarbeiter des Sonderforschungsbe-
reichs (SFB) 235 „Zwischen Maas und Rhein“. Dieser SFB erscheint
bei Derks gleichsam als monumentale Neuauflage der Westdeutschen
Forschungsgemeinschaft aus der Zeit des Dritten Reiches.5 Auch Mit-
arbeiter der ehemaligen Protagonisten der „Westforschung“ dieser
Zeit, Franz Steinbach und Franz Petri, aber auch von Edith Ennen
würden „hervorragende Positionen“ darin einnehmen. Als weitere
Belege für die Kontinuität der „Westforschung“ und der Kooperation
führt Derks an, dass drei neue Deutschlandinstitute in Amsterdam, Ut-
recht und Nijmegen, die seit dem Jahre 1996 gegründet wurden, „mit
dem typisch deutschen ’Grenzlandinstitut’ in Münster, dem Zentrum
für Niederlande-Studien – ‚damals’ und heute einer der wichtigsten
Orte der Westforschung - zusammenarbeiten müssen.“ (S. 19). Ne-
ben dem Nachweis entsprechender Kontinuitäten und Kooperationen
verwundert es deshalb nicht, dass ein zweites Ziel von Derks darin
besteht, die „Politik des inszenierten Schweigens“ (S. 19) zu brechen
und die seit dem Ersten Weltkrieg bestehenden Pläne der Integration
der Niederlande in Deutschland zu entlarven.6

Nach diesen einleitenden Paukenschlägen geht Derks in sechs Kapi-
teln auf „die Westforschung“ ein. In Kapitel 1 behandelt er die Anfänge
der „Westforschung“ während der Weimarer Republik. Methodisch
wegweisend benennt Derks aufgrund einer Häufigkeitsauszählung

5„Es handelt sich nicht nur um ein Projekt, das von 1987 bis 2003 im Kernraum der
Westforscher von Mediävisten, Kunsthistorikern, Geographen, Landes- und Volkskund-
lern und Heimatforschern durchgeführt wird; es ist wahrscheinlich auch das größte
humanwissenschaftliche Nachkriegsprojekt mit gegenwärtig 29 Teilprojekten, die zu-
sammengenommen 200 Projektjahre dauern und – wenn ich richtig schätze – mindestens
1000 Wissenschaftler irgendwie und irgendwann in diesen Jahren mit Forschung, mit
Tagungen oder Publikationen beschäftigt haben.“ Derks, S. 21.

6Im Übrigen habe auch ein parlamentarischer Fraktionsführer der niederländischen
Sozialdemokratie „indirekt dazu aufgefordert [...], die Niederlande mit Deutschland zu
verschmelzen, womit ein primäres Ziel der Westforschung erreicht sein würde.“ Derks,
S. 20.
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aus dem Register der Arbeit von Michael Fahlbusch7 15 Wissenschaft-
ler, die „wahrscheinlich die wichtigsten Positionen in den Forschungs-
gemeinschaften“ innehatten (S. 30) und behandelt dann – wenig struk-
turiert - einige Schriften und Aktivitäten einzelner „Westforscher“, so
u.a. Hermann Aubin und Franz Steinbach, „die alle schon vor 1933
von nationalsozialistischem Geist beseelt waren“ (S. 42).8 Kapitel 2
unterzieht die in den 1920er-Jahren am ‚Institut für geschichtliche Lan-
deskunde der Rheinlande’ entwickelte Kulturraumforschung einer
Kritik. Derks stellt den innovativen Charakter ihrer Interdisziplinarität
in Frage, indem er auf Vorläufer in der Geografie und „den staatlichen
Zwang zur Interdisziplinarität“ (S. 62) verweist. Darüber hinaus mo-
niert er zu Recht die fehlende Verknüpfung der volkskundlichen, histo-
rischen und mundartlichen mit den geografischen Ergebnissen sowie
die mangelnde Berücksichtigung agrargeschichtlicher und wirtschaftli-
cher Quellen. Man könne nur eine „temporäre Multidisziplinarität“ (S.
65) feststellen; es fehle eine Theorie der Kulturraumforschung; im Er-
gebnis seien „sehr fragwürdige Geschichtskonstruktionen“ entstanden
(S. 62).

In Kapitel 3 behandelt Derks zunächst eine zu Beginn des Jah-
res 1940 gestartete Initiative des Germanisten, Volkskundlers und
SS-Hauptsturmführers Otto Plaßmann, das von dem Zentrumspoliti-
ker Georg Schreiber im Jahre 1927 gegründete ‚Deutsche Institut für
Auslandskunde’ in Münster zu übernehmen, um es für die Zusam-
menarbeit zwischen dem Deutschen Reich und den Niederlanden auf
den Gebieten der germanischen Brauchtumsforschung – Plaßmann
war Leiter der Märchenforschung im SS-Ahnenerbe9 - und der volks-

7Vgl. den Titel von Fahlbusch in Anmerkung 1.
8Für Steinbach stellt Derks auf der Basis eines Zitats aus dem Jahre 1926 fest, dass

sich dieser „also früh und klar als prototypischer Nazi etabliert“ habe. Derks, S. 34.
9Zu Plaßmann vgl. Kater, Michael H., Das „Ahnenerbe“ der SS 1935-1945. Ein Bei-

trag zur Kulturpolitik des Dritten Reiches, München 2001, S. 46, 201f.; Lixfeld, Gisela,
Das „Ahnernerbe“ Heinrich Himmlers und die ideologisch-politische Funktion seiner
Volkskunde, in: Jacobeit, Wolfgang u.a. (Hgg.), Völkische Wissenschaft. Gestalten und
Tendenzen der deutschen und österreichischen Volkskunde in der ersten Hälfte des
20. Jahrhunderts, Wien 1994, S. 217-255, 219ff; Lerchenmüller, Joachim; Simon, Gerd,
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kulturellen Erziehungsarbeit einzusetzen.10 Diese Zielsetzungen seien
Bestandteile des sog. Holland-Planes gewesen, den Plaßmann mit dem
‚Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda’ vereinbart
habe (S. 86). Obwohl Plaßmann, so Derks, sich schon bald anderen Auf-
gaben zuzuwenden hatte, scheint der „Holland-Plan“ offenbar weiter,
jetzt als Plan der SS, gültig geblieben zu sein.11 Das weitere Schicksal
des Instituts, das eine institutionelle Basis der „Westforschung“ der SS
werden sollte, bleibt unbehandelt.

Das zweite Zentrum der „Westforschung“ habe seine personelle
Basis in den etablierten Wissenschaftsorganisationen gehabt. Einem
der Protagonisten, dem Historiker Franz Petri, sei zu Beginn des Zwei-
ten Weltkrieges die Leitung der Kulturpolitik der Militärverwaltung in
Belgien übertragen worden. Hier habe er vor allem durch Maßnahmen
gegenüber den Universitäten eine Germanisierungspolitik verfolgt
und durch eigene Schriften versucht die völkische Zusammengehörig-
keit der belgischen, holländischen und deutschen Gebiete zu belegen.
Derks erweckt darüber hinaus den Eindruck, dass Petri weniger als
Angehöriger der Militärverwaltung agierte, vielmehr aufgrund sei-
ner Vorgeschichte, Einstellung und Zielsetzungen zur SS gehörte, ihre
Planungen legitimierte und sich letztlich auch auf sie stützen konnte
(S. 103ff.). Die bisherige Forschung (Horst Lademacher und Karl Ditt)
hätte dies verharmlost oder unterschlagen.12 Letztlich hätten sich die

Maskenwechsel. Wie der SS-Hauptsturmführer Schneider zum BRD-Hochschulrektor
Schwerte wurde und andere Geschichten über die Wendigkeit deutscher Wissenschaft
im 20. Jahrhundert. Mit zahlreichen Dokumenten und einem bisher ungedruckten Text
von Hans Schwerte aus neuester Zeit, Tübingen 1999, S. 61ff.

10Derks, S. 87, rechnet dieses Institut im Übrigen zur Vorgeschichte des im Jahre 1989
gegründeten ‚Zentrums für Niederlande Studien.’

11„Die allgemeine Strategie im „Hollandplan“ in bezug auf die Forschung in wissen-
schaftlichen Institutionen war: allmähliche Konzentration auf einige wenige universitäre
Institutionen, beschleunigte Germanisierung, völlige Dekonfessionalisierung und wach-
sender Einfluß der SS.“ Derks, S. 92. Nach den bei Lerchenmüller/Simon, S. 177f.,
abgedruckten Passagen bestand Plassmanns Holland-Plan primär in der Beobachtung
und Beeinflussung der holländischen Presse in nationalsozialistischem Sinne.

12Vgl. Lademacher, Horst, Franz Petri zur Vollendung des 85. Lebensjahres, in: West-
fälische Forschungen 38 (1988), S. 303-308; Ders., Franz Petri zum Gedächtnis *22.2.1903
+8.3.1993, in: Rheinische Vierteljahrsblätter 57 (1993), S. VII-XIX; Ditt, Karl, Die Kultur-
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beiden Zentren der „Westforschung“, d.h. das „niederländische SS-
„Ahnenerbe““ und die
„„belgische“ Wehrmachtsforschung“, nur durch die politischen Neu-
ordnungsvorstellungen einer völkischen, großniederländischen Lö-
sung bzw. einer germanischen kleinniederländischen/kleinbelgischen
Lösung unter Integration in das Deutsche Reich unterschieden (S. 127).

Kapitel 4 über die Westforschung der niederländischen Wissen-
schaftler präsentiert dann den ersten Teil der Hauptthese über die
Kollaboration zwischen den Nationalsozialisten und der niederländi-
schen Elite. Derks sieht eine „Interessengemeinschaft zwischen der
niederländischen und deutschen Staatselite“ (S. 149), d.h. er behauptet
eine so weitgehende Unterstützung der deutschen Besatzung durch
die niederländische Verwaltung, „daß von einer Zweiten Besatzung
gesprochen werden kann“ (S. 130). Namentlich nennt er mehrere nie-
derländische Wissenschaftler – u.a. den Historiker Pieter Geyl, den die
Nationalsozialisten zeitweise in einem KZ inhaftiert hatten – , die mit
deutschen Wissenschaftlern zusammengearbeitet hätten, sieht in der
Realisierung der niederländischen Polder eine – ökonomisch letztlich
nutzlose – Umsetzung der Christallerschen Theorie der zentralen Or-
te, d.h. ein Beispiel für die Kollaboration zwischen niederländischen
und deutschen Planern13, konstatiert generell ein erfolgreiches Bestre-
ben, die deutsche mit der niederländischen und belgischen Raum-
planung zu vernetzen, und verweist auf Übernahmen der deutschen
anthropologischen und volkskundlichen Forschungsansätze durch
niederländische Wissenschaftler. Diesen politisch-wissenschaftlichen
Kollaborationen stellt er die distanzierte und kritische Haltung seines
Lehrers, des Agrarhistorikers Slicher van Bath, positiv gegenüber.

Vor allem aber weist Derks auf die Existenz eines „Holland“- und

raumforschung zwischen Wissenschaft und Politik. Das Beispiel Franz Petri (1903-1993),
in: Westfälische Forschungen 46 (1996), S. 73-176. Dem Unterschlagungsvorwurf schließt
sich Fahlbusch mit besonderem Vorwurf gegen Ditt an („Auslassungssünden“), nimmt
dafür Horst Lademacher gegenüber den Attacken von Derks in Schutz.

13Hinzu komme, dass die Anlegung der Polder aufgrund der schweren Arbeitsbedin-
gungen der niederländischen Verwaltung die Gelegenheit teils zur rassischen Selektion,
teils zur Ausbeutung der Arbeitskraft gegeben habe. Derks, S. 185f.
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eines „Belgien-Nordfrankreich“-Plans hin, in denen er wiederum Be-
standteile „des SS-Westprogramms“ erkennt. Dieses Westprogramm,
über das „bis heute keine weiteren Daten zur Verfügung stehen“ (S.
199), betrachtet er offenbar als das westliche Pendant zum Generalplan
Ost. Jedenfalls hätten seit Ende 1942/Anfang 1943 deutsche Wissen-
schaftler auf der Basis einer Strategie des für Belgien zuständigen His-
torikers Franz Petri und des für die Niederlande zuständigen Raum-
planers Hermann Roloff Themen zu Wirtschaft, Bevölkerung und
Kultur Dänemarks, der Niederlande und Belgiens bearbeiten sollen,
um die beiden Einzelpläne auszufüllen. Aufgrund einer Interpretation
dieser Themenstellungen zeichnet Derks ein Szenario, nach dem es
zu einer Reagrarisierung Walloniens, Verlagerungen der wallonischen
Industrie in die Niederlande und Umsiedlungen der Wallonen in den
Osten kommen sollte.

Vor allem Petri, der bei Derks geradezu als abhängig (S. 108), An-
hänger (S. 114), Propagandist und wissenschaftlicher Unterstützer (S.
117ff.) der SS erscheint, sei nicht nur ein Planer, sondern auch ein
besonders wichtiger Gutachter für die Frage gewesen, inwieweit die
Wallonen der nordischen Rasse zugehörig seien – einer Frage, die,
wie Derks unter Verweis auf die „Ostforschung“ erklärt, entschei-
dend dafür sein konnte, ob die Wallonen in das Generalgouvernement
umgesiedelt und damit eventuell auch ermordet werden sollten. Er
scheint sich Derks zufolge, der sich dabei auf zwei seiner Artikel in
der SS-Ahnenerbe Zeitschrift „Westland“ stützt, „definitiv gegen die
Wallonen entschieden“ zu haben (S. 115ff., 202f.). Derks spekuliert
deshalb auch darüber, ob Petri mehr „Vordenker“ oder „Vollstrecker“
gewesen sei (S. 117, 202).

Kapitel 5 bringt die Fortsetzung seiner Hauptthese, die These der
Kontinuität der „Westforschung“ und der Kollaboration von „1945
bis heute“ (S. 206). Ausgehend davon, dass „[h]ier [...] der Einfachheit
halber angenommen [wird], daß das ganze NS-Ostforschungspotential
innerhalb der BRD zur Unterstützung der tendenziell nicht geänder-
ten Westforschung angewendet wurde“ (S. 206), weist Derks zunächst
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auf die 1949 erfolgte Gründung der ‚Arbeitsgemeinschaft für west-
deutsche Landes- und Volksforschung’ hin. Die Zielsetzung dieser
Arbeitsgemeinschaft, für die Franz Petri als Geschäftsführer tätig war,
sei erneut die Forschung diesseits und jenseits der westlichen Grenzen
der BRD gewesen. Petri, mittlerweile Direktor im Provinzialinstitut
für westfälische Landes- und Volkskunde, habe denjenigen niederlän-
dischen Wissenschaftlern Publikationsmöglichkeiten eröffnet, die sich
schon an der Diskussion über die Polderkolonisation während des
Zweiten Weltkriegs beteiligt hätten. Außerdem habe er sich zusammen
mit Steinbach durch Tagungseinladungen und Publikationsangebote
um die Wiederaufnahme der Kontakte zu den niederländischen Kol-
legen aus der Zeit des Dritten Reiches bemüht und zahlreiche von
ihnen zur Zusammenarbeit und Wiederaufnahme der historischen
Westforschung gewinnen können. Auf den Tagungen seien von den
gleichen Protagonisten gleiche Themen, Ansätze und Argumente wie
in der Zeit des Dritten Reiches diskutiert worden, so etwa die Fra-
ge nach dem Einfluss kultureller Phänomene aus dem deutschen in
den niederländischen Raum. Dabei sei etwa Köln als Zentralort ei-
nes Kulturraumes behandelt worden, dessen Grenzen bis weit in die
Niederlande und an die belgisch-französische Sprachgrenze gereicht
hätten.

In Kapitel 6 fasst Derks einige seiner Thesen noch einmal zusam-
men: die in den Niederlanden erfolgte Entwicklung der Staatsbürokra-
tie und ihrer wissenschaftlichen Gefolgschaft zu „zweiten Besatzern“;
der bei der SS bestehende, von Roloff und Petri verfolgte Plan, Belgien
und die Niederlande zu Teilen eines Großgermanischen Reiches zu
machen; die Kooperation zwischen deutschen Westforschern sowie
niederländischen und belgischen Wissenschaftlern während des Drit-
ten Reiches und nach seinem Ende „bis heute“. Zu den Erfolgen des
„Westforschungskombinats“ (S. 247) habe u.a. gehört, dass die Beset-
zung wichtiger geisteswissenschaftlicher Stellen an den Universitäten
Utrecht und Nijmegen weitgehend gesteuert worden sei und dass
die Kulturraumforschung fortgesetzt werden konnte; Protagonist für
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den deutsch-niederländischen Raum sei nach 1945 der Petri-Schüler
Horst Lademacher, Gründer und langjähriger Leiter des ‚Zentrums für
Niederlande-Studien’, gewesen. Schließlich könne auch die mehrbän-
dige, von niederländischen Autoren vorgelegte „Algemene Geschiede-
nis der Nederlanden„ „als ein Triumph der deutschen Westforscher
gelesen werden.“ (S. 255). Demgegenüber sei in den Niederlanden
die wissenschaftliche Alternative, der Ansatz Slicher van Baths, nur
begrenzt zum Zuge gekommen.

Das Buch von Derks zerfällt nicht nur beim Umblättern sofort in
seine Teile, auch die Argumentation ist wenig haltbar. Derks zieht
zwar Quellen aus dem Amsterdamer Weltkriegsarchiv heran, behan-
delt die Zusammenarbeit niederländischer, belgischer und deutscher
Wissenschaftler und geht über die Zeit des Dritten Reiches hinaus,
bemüht sich aber weniger um Erkenntnis als um Anklage. Diese bleibt
in den Hauptpunkten oberflächlich und spekulativ, ist z.T. ehrenrüh-
rig und scheint eher von ausgeprägt subjektiven Erfahrungen und
Präferenzen bestimmt zu sein. Vier Kritikpunkte seien erwähnt. Zum
ersten geht Derks unzureichend auf die Eigenständigkeit, Prinzipien
und Ursachen der Resonanz der Volks- und Kulturraumforschung ein.
Sie bildete – gerade im Vergleich zur weiterhin dominierenden ideen-
und politikorientierten Geschichtsschreibung – mit ihren Grundbe-
griffen und Determinanten „Raum“ und „Volkstum“ und den daraus
sich ergebenden, politische Grenzen und Epochen überschreitenden
Arbeitsfeldern, der Erschließung neuer Quellen und Fragen, ihren
kartografisch-statistischen und interdisziplinären Methoden sowie
ihren – aus heutiger Sicht höchst spekulativen, z. T. auch falschen –
Ergebnissen zweifellos eine wissenschaftliche Innovation. Diese In-
novationskraft trug wesentlich zur Expansion der Landeskunde u.
a. durch die Gründung zahlreicher neuer, primär außeruniversitär-
er Institutionen bei. Die Raum- und Volksorientierung machte diese
Ansätze zudem auch angesichts der Reichsreformpläne während der
Weimarer Republik innenpolitisch und angesichts der Revisionsbe-
strebungen des Versailler Vertrages außenpolitisch interessant und
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sicherte ihnen entsprechende finanzielle Förderung. Wissenschaftli-
che Innovationskraft und politische Verwendbarkeit zogen wiederum
einen Teil des geisteswissenschaftlichen Nachwuchses innerhalb des
Reiches, aber auch diejenigen Forscher des Auslandes an, denen die
Grundgedanken des Ansatzes sprachlich zugänglich waren.

Neu und erkenntnisfördernd wäre es nun gewesen, wenn Derks
die deutsche Volks- und Kulturraumforschung mit ihrem Interesse
an der Erforschung germanischer Zeugnisse jenseits der zeitgenös-
sischen politischen Grenzen als einzigartig hätte ermitteln bzw. ein
etwaiges Wechselspiel von Reiz und Reaktion der wissenschaftlichen
und wissenschaftspolitischen Ansätze Deutschlands bzw. Frankreichs,
Belgiens oder der Niederlande hinsichtlich der Erforschung ihrer his-
torischen Grenzen hätte feststellen können.14 Derks aber behandelt
nicht einmal die Arbeiten des ‚Instituts für geschichtliche Landes-
kunde’, die drei Hauptwerke der Kulturraumforschung15 oder die
Ergebnisse der deutschen „Westforscher“ näher. Weiterführend hätte
Derks dann sein können, wenn er die zeitgenössische nationale und
internationale Rezeption dieser Arbeiten behandelt hätte, insbeson-
dere inwieweit sie die in den Wissenschaften, etwa in Rezensionen
oder Handbüchern, herrschende Meinung bestimmten.16 Fortschritt-
lich hätte Derks schließlich auch dadurch sein können, dass er die
Beurteilung der Ansätze und Ergebnisse der Raum- und Volksfor-
schung durch die heutige Archäologie, Geschichte und Philologie
einbezogen hätte.17 Ohne die Berücksichtigung der zeitgenössischen

14Dazu hätte z. B. gehört, die Schriften, insbesondere das mehrbändige Werk von
Henri Pirenne, Histoire de Belgique, Bruxelles 1922ff., in denen er die Vorgeschichte
Belgiens bis in das Mittelalter hinein behandelt, in ihrer Wirkung auf die deutsche
Historiografie zu thematisieren. Vgl. auch Schöttler, „Westforschung“, S. 225ff.

15Vgl. Aubin, Hermann; Frings, Theodor; Müller, Josef, Kulturströmungen und Kul-
turprovinzen in den Rheinlanden. Geschichte. Sprache. Volkskunde, Bonn 1926, ND
Darmstadt 1966; Ebert, Wolfgang; Frings, Theodor; Gleißner, Käte; Kötzschke, Rudolf;
Streitberg, Gerhard, Kulturräume und Kulturströmungen im mitteldeutschen Osten,
Halle 1936; Aubin, Hermann u.a. (Hgg.), Der Raum Westfalen, 6 Bände in 13 Teilbänden,
Berlin 1931-1996.

16Vgl. Ditt, S. 90ff.
17Vgl. z. B. Haubrichs, Wolfgang, Germania Submersa. Zu Fragen der Quantität und
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und gegenwärtigen Kommentierungen und Einordnungen wird man
die Konstruktionsversuche, Tendenzen und Spielräume der Interpre-
tationen in den Arbeiten der Volks- und Kulturraumforscher nicht
seriös einschätzen können. Derks macht es sich also in der Deskription
und Analyse eines seiner Hauptgegenstände, nämlich dessen, was
er Westforschung nennt, sehr einfach: Er stempelt ihre Vertreter und
Ansätze ohne Einschränkung als politisiert ab und verschenkt damit
einen wichtigen Bewertungsmaßstab für die Abwägung, was in ihren
Arbeiten als wissenschaftlich und was als politisch motiviert gelten
kann.

Zum Zweiten misslingt auch der Versuch von Derks, die organisa-
torischen und programmatischen Beziehungen zwischen Wissenschaft
und Politik überzeugend nachzuzeichnen. Sicherlich bildete bereits
die imperialistische Politik des Kaiserreichs und der verlorene Erste
Weltkrieg mit seinen Gebietsabtretungen für manche Wissenschaftler
ein wichtiges Motiv, sich der Erforschung der historischen Zusammen-
hänge diesseits und jenseits der deutschen Grenze zu widmen – wobei
die Rückwendung auf die germanische Zeit als besonders ertragreich
erschien –, und sicherlich wurden diese Interessen von den jeweili-
gen Staatsformen und insbesondere dem Dritten Reich mannigfach
gefördert. D.h. Dispositionen und Interessen für eine Zusammenarbeit
zwischen Wissenschaft und Politik waren gegeben. Gerade das ‚Insti-
tut für geschichtliche Landeskunde der Rheinlande’ nahm seit seiner
Gründung eine wissenschaftlich-politische Doppelrolle ein. Entschei-
dend ist aber doch, jeweils detailliert zu analysieren, ob oder inwieweit

Dauer germanischer Siedlungsinseln im romanischen Lothringen und in Südbelgien,
in: Burger, Harald; Maas, Alois; von Matt, Peter (Hgg.), Verborum Amor. Studien zur
Geschichte und Kunst der deutschen Sprache. Festschrift für Stefan Sonderegger zum
65. Geburtstag, Berlin 1992, S. 633-666; Ders., Über die allmähliche Verfestigung von
Sprachgrenzen. Das Beispiel der Kontaktzonen von Germania und Romania, in: Ders.,
Schneider, Reinhard (Hgg.), Grenzen und Grenzregionen. Frontières et régions fron-
tières, Borders and Border Regions, Saarbrücken 1994, S. 99-129; Brühl, Carlrichard,
Deutschland-Frankreich. Die Geburt zweier Völker, Köln 1990, S. 182ff.; vgl. ferner das
im Erscheinen begriffene Werk Dietz, Burkhard; Gabel, Helmut; Mölich, Georg (Hgg.),
Griff nach dem Westen. Die „Westforschung“ der völkisch-nationalen Wissenschaften
zum nordwesteuropäischen Raum (1919-1960), 2 Bände, Münster 2002.
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politisch bestimmte Arbeitsaufträge ausgeführt wurden oder ob eine
Autonomie der Themenwahl gegeben war, ob wissenschaftliche Er-
gebnisse zugunsten politischer Interessen verfälscht wurden und ob
eine kritische Diskussion unterdrückt wurde. Derks vermeidet diese
Mühe.

Das Gleiche gilt für die Behandlung der deutschen Wissenschafts-
politik in Belgien während des Zweiten Weltkrieges. Worin lagen die
Interessen der Militärverwaltung, worin diejenigen der SS? Wo gab
es Übereinstimmungen, wo Differenzen? Was war das Ergebnis? Die
von Derks hervorgehobenen Kontakte zwischen Vertretern der Besat-
zungsverwaltungen und der SS in den besetzten Ländern während des
Zweiten Weltkrieges, die Fahlbusch in seiner Rezension zu „funktio-
nierenden Arbeitsbeziehungen“ stilisiert und als neu betrachtet, waren
selbstverständlich und lassen zunächst einmal keine Rückschlüsse auf
inhaltliche Ergebnisse zu. Die von Derks herangezogenen Westland-
Artikel Petris, in denen er Petri eine Ausgrenzung der Wallonen aus
der nordischen Rasse unterstellt, so dass er sie gleichsam zur Um-
siedlung oder zum Abschuss freigegeben habe, sagen m. E. gerade
das Gegenteil aus. In diesen Artikeln vertritt Petri vielmehr seine alte
Position, dass auch die Wallonen über germanisch-fränkische Wurzeln
verfügen würden, m.a.W. nicht ausgegrenzt werden dürften.18 Mit

18Nach der Referierung seiner eigenen Ergebnisse zu den germanischen Spuren in
Nordfrankreich und Wallonien fasst Petri zusammen: „Auch die von der modernen
Rassenforschung ermittelte Tatsache, daß Wallonien und das angrenzende Nordfrank-
reich heute eine vorwiegend nordische Rassenstruktur besitzen, passt zu der neuen
[Steinbachs und Petris] Auffassung. Nach ihr ist die Wallonie weniger eine romani-
sche Grenzmark als vielmehr ein ausgesprochenes germanisch-romanisches Grenzland,
dessen Bevölkerung neben ihren alten vorgeschichtlichen und kelto-romanischen Grund-
lagen, die keineswegs geleugnet oder verkleinert werden sollten, auch eine wichtige
germanische Komponente aufweist.“ Franz Petri, Um die Herkunft der Wallonen, in:
Westland, Folge 1 (1943), S. 61, auch abgedruckt bei Derks, S. 268. Vgl. ferner ebd.:
„Dass jedoch die wallonische und nordfranzösische Bevölkerung eine viel bedeutendere
germanische Komponente besitzen, als bisher angenommen wurde, wird man heute
schon als gesichertes volkswissenschaftliches Ergebnis betrachten dürfen. Es findet
seine Bestätigung durch die rassenbiologischen Aufnahmen, die zur Zeit auf Anregung
des Reichsführers-SS in Wallonien durchgeführt werden.“ Derks, S. 268f. Vgl. generell
Ditt, S. 116f.; Schöttler „Westforschung“, S. 218ff.
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Fehlinterpretationen, bloßen Hinweisen auf Treffen mit SS-Führern,
geschweige denn rhetorischen Fragen und Vermutungen lässt sich
jedenfalls aus Petri – bei all seiner bereits detailliert beschriebenen
Einsatzbereitschaft zugunsten des Dritten Reiches19 – kein Stratege
und Legitimator der SS-Pläne machen.20

Ein über den bisherigen Forschungsstand hinausgehender Nach-
weis von Vordenker- und Vollstreckerfunktionen deutscher Wissen-
schaftler im Westen, der es erlauben würde, die „Westforschung“ mit
der „Ostforschung“ zu parallelisieren, bedürfte etwa des Nachweises
eines Angebots oder einer Weisung, vor allem aber des Nachweises
der Existenz eines Generalplans West, seiner Vorbereitung und seiner
Umsetzung und nicht bloßer Vermutungen. Aus der Logik der Auf-
fassungen von Kulturraumforschern wie Franz Steinbach und Franz
Petri, die Nordwesteuropa in hohem Maße als fränkisch geprägt sahen,
ließen sich im Westen zahlreiche politische Lösungen für etwaige poli-
tische Neuordnungen entwickeln; sie begegneten zudem den Völkern
im Westen des Reiches mit einem ganz anderen Respekt als denen
im Osten. Trotz aller Tendenzen zur Verwissenschaftlichung der Poli-
tik, die in Deutschland seit den 1920er-Jahren einsetzten, überschätzt
Derks m.E. auch die Bedeutung der Wissenschaften für die national-

19Die Aussage von Derks, dass der Rezensent Petri „zum Unschuldslamm und bei-
nahe zum Naziopfer“ (S. 115) hochstilisiert habe, ist abstrus und deutet, wie auch das
von Derks ebd. z.T. als Beleg herangezogene Zitat, auf Verständnisschwierigkeiten der
deutschen Sprache hin.

20Petri hatte im Jahre 1937 eine von dem Hamburger Unternehmer gebotene Möglich-
keit ausgeschlagen, eine volkspolitische Schulungs- und Lehrstätte sowie ein Institut
für Grenz- und Auslandsdeutschtum aufzubauen, die ihn in einen engen Kontakt zu
der SS-geführten Volksdeutschen Mittelstelle gebracht hätte. Vgl. Ditt, S. 94; Fahlbusch,
S. 60f. Laut seiner Personalakte im Bundesarchiv Berlin-Zehlendorf war Petri seit 1937
Mitglied der NSDAP, nicht aber der SS. Nach seinen Forschungsergebnissen zum Früh-
mittelalter konnte Petri Nordfrankreich, die Niederlande und Belgien als weitgehend
germanisch reklamieren. Damit war im Sinne völkisch-nationalsozialistischer Vertreter
eine historische Legitimierung für eine informelle oder formelle „Rückkehr“ dieses
Raumes in das Deutsche Reich möglich. Über die künftige politische Beherrschung
und Gliederung dieses Raumes bzw. seiner Teilräume – Vasallenstaat, Reichsgaue etc. –
gab es kein Einvernehmen; eine öffentliche Diskussion der politischen Neuordnung im
Westen hatte Hitler verboten. Petris Vorstellungen dazu sind keineswegs nur auf den
Nenner Großniederlande zu bringen (S. 96ff.), vielmehr war er hierin flexibel.
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sozialistische Politik. Nicht nur war aus historischer Perspektive eine
Vielzahl unterschiedlich weit reichender Raumkonstruktionen mög-
lich, es wäre vielmehr auch erstaunlich gewesen, wenn sich gerade die
Nationalsozialisten für ihre Expansionspolitik an „wissenschaftlich“
begründ- und begrenzbaren und nicht an militärisch-machtpolitischen
Kriterien orientiert hätten.

Zum dritten bedarf die Betonung der Kollaboration zwischen Ver-
waltung und Wissenschaftlern in den Niederlanden mit der deutschen
Besatzungsmacht, um überzeugend zu sein, mehr als des Hinwei-
ses auf einzelne Projekte und des Verweises darauf, dass in den Nie-
derlanden deutlich mehr Juden als in Belgien umgebracht wurden:
Hier wären bei den Vertretern der besetzten Länder in Wirtschaft,
Gesellschaft, Kultur und Politik Motive und Ziele zu rekonstruieren,
Handlungsmöglichkeiten und -zwänge zu analysieren, die Frage zu
berücksichtigen, ob sie den Besatzern Alternativen zu ihrer Politik
soufflierten, und wenn möglich auch Vergleiche zu ziehen.

Zum vierten ist es geradezu abstrus, im Sinne von Derks eine
Kontinuität der „Westforschung“ vom Kaiserreich „bis heute“ zu be-
haupten. Dieser versteht darunter offenbar jegliche Behandlung von
germanischen oder deutschen Spuren jenseits der deutschen West-
grenzen oder der Beziehungen und Einflüsse Deutschlands auf die
Länder im Westen und unterstellt ihr das Ziel, dass sie der Expansi-
on Deutschlands dienen sollte und solle. Die damit vorgenommene
Parallelisierung des Kaiserreichs, der Weimarer Republik und der
Bundesrepublik mit dem Dritten Reich sowie die Parallelisierung der
Zielsetzungen von Arbeiten nicht namentlich genannter belgischer
und niederländischer Wissenschaftler, des SFB 235 und Horst Ladema-
chers mit politischen Zielsetzungen der „Westforschung“ des Dritten
Reiches disqualifizieren Derks als ernst zu nehmenden Historiker.21

Die eigentlich spannende Frage nach den wissenschaftlich-politischen
Anpassungsformen der Wissenschaftler im Wechsel der Systeme, ins-

21Umgekehrt gesehen verharmlost die Behauptung der Kontinuität einer „Westfor-
schung“ vom Kaiserreich bis zur Bundesrepublik einen Teil der entsprechenden Volks-
und Kulturraumarbeiten sowie der Wissenschaftspolitik während des Dritten Reiches.
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besondere vom Dritten Reich zur Bundesrepublik Deutschland, die
der Historiografieforschung zum Dritten Reich auch ein gewisses
öffentliches Interesse gebracht hat, wird mit einer blanken Kontinui-
tätsthese und dem Beibringen undurchdachter Beispiele gleichsam
niedergetrampelt.

Was bleibt, ist eine in hohem Maße personenzentrierte Anklage-
schrift, die bislang das radikalste Produkt einer jüngeren historiogra-
fischen Tendenz bildet. In dieser Anklageschrift gehen die wenigen
neuen Fakten unter bzw. erregt ihre Interpretation und Bewertung
aufgrund der offenkundigen Voreingenommenheit Misstrauen. Es
stellt sich deshalb die Frage, warum die Herausgeber der Reihe ‚Ge-
schichtswissenschaft und Geschichtskultur im 20. Jahrhundert’ dieses
offensichtliche Pamphlet ohne Darlegung von Gründen akzeptiert
haben.

Anmerkung der Redaktion: Der Text erscheint auch in der Westfäli-
schen Forschungen 52 (2002).

HistLit / Karl Ditt über Derks, Hans: Deutsche Westforschung. Ideologie
und Praxis im 20. Jahrhundert. Leipzig 2001. In: H-Soz-u-Kult 03.12.2002.

Hausmann, Frank-Rutger: „Auch im Krieg schweigen die Musen nicht“.
Die Deutschen Wissenschaftlichen Institute im Zweiten Weltkrieg. Göttin-
gen: Vandenhoeck & Ruprecht 2001. ISBN: 3-525-35357-X; 400 S.

Rezensiert von: Matthias Middell, Zentrum für höhere Studien, Uni-
versität Leipzig

Frank-Rutger Hausmann hat in den vergangenen Jahren außerordent-
lich verdienstvolle und umfangreiche Untersuchungen zur Geschichte
der Romanistik im Dritten Reich und zum Kriegseinsatz der Geistes-
wissenschaften vorgelegt, die einerseits das Bild vom Absentismus der
Humanwissenschaften gegenüber den Zumutungen der NS-Diktatur,
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wie es für lange Zeit in der Bundesrepublik aufrechterhalten wurde,
derart erschüttert haben, dass heute niemand mehr an den alten Ex-
kulpationsstrategien seiner akademischen Lehrer festzuhalten wagt.
Andererseits schiebt die unaufgeregte und die verfügbaren Quellen
tatsächlich umsichtig auswertende Art des Verfassers polemischen
Zuspitzungen einen Riegel vor, in denen alle Katzen grau werden und
die Haupttäter ebenso wie die willigen Mitläufer und gedankenlosen
Opportunisten in gleicher Weise zu Vordenkern und Antreibern der
Vernichtung werden.

Im Laufe seiner akribischen Suche in zahllosen Archiven ist Haus-
mann immer wieder auf die Beziehungen der in Deutschland tätigen
Philologen und Historiker zu den 16 Auslandsinstituten gestoßen und
hat einen Teil des Materials, das in diesem Band kohärent vorgeführt
wird, auch bereits ausgewertet.

Nun gibt ihm die Veröffentlichungsreihe des Max-Planck-Instituts
für Geschichte in Göttingen Gelegenheit, die Deutschen Wissenschaft-
lichen Institute in Bukarest, Paris, Sofia, Budapest, Belgrad, Kopenha-
gen, Madrid, Athen, Brüssel, Helsinki, Stockholm, Agram (Zagreb),
Preßburg, Lissabon, Venedig und Tirana sowie die selbständigen Au-
ßenstellen in Barcelona, Porto, Fünfkirchen, Hermannstadt, Marseille,
Odessa und Sarajevo mit ihren fast 300 Mitarbeitern Revue passieren
zu lassen.

Inspiriert von den Erfolgen der französischen auswärtigen Kultur-
politik schwebten dem Auswärtigen Amt und dem Reichsministerium
für Erziehung, Wissenschaft und Volksbildung positive Wirkungen
in den befreundeten, verbündeten oder besetzten Ländern vor, die
durch eine rege Vortrags-, Ausstellungs- und Konzerttätigkeit, den
Austausch von Professoren und Studierenden sowie Sprachenlektora-
te erreicht werden sollten. Dazu wurden renommierte Gelehrte an die
Spitze der Institute gesetzt, die sich allzu plumper Agitation enthielten,
aber auch den Rahmen einer „von jüdisch-westlichem Geist ‚befrei-
ten’ Wissenschaft auf völkisch-rassischer Grundlage“ nicht verließen,
wie Hausmann betont, und die Institute dienten „der Exploration der
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Nachbarländer, um deren Gleichschaltung vorzubereiten; sie widme-
ten sich der Raumforschung mit dem Ziel der Umvolkung und der
Ausbeutung; sie warben für die Kollaboration, um fremde Eliten an
Deutschland zu binden“ (S. 9).

Die Kapitel, die den Instituten gewidmet sind, präsentieren Infor-
mationen zum Personal, zu den Zweigstellen und Lektoraten, zur
Gründungsgeschichte und den deklarierten Arbeitszielen, zur Ein-
bettung in die Geschichte des Gastgeberlandes und der deutschen
Strategie gegenüber diesem Land, zu den Veranstaltungen und Gäs-
ten, zur Wirkung und zum schließlich unvermeidlichen Zusammen-
bruch infolge des Kriegsverlaufes. Angesichts des beeindruckenden
Umfangs der ermittelten Zusammenhänge bleiben wenige Wünsche
offen. Hausmann hat vielmehr die Grundlage dafür geschaffen, dass
künftig in einer grenzüberschreitenden Kooperation die Verbindun-
gen zur jeweiligen Wissenschaftsszenerie in den betroffenen Ländern
genauer herausgearbeitet werden können, wie das jüngst Hans Derks
für die deutsche Westforschung, die Niederlande und Belgien anre-
gend vorgeführt hat. Nachdem die deutsche Wissenschaftsgeschichte
ihre Hausaufgaben umfassend in Angriff genommen hat und sich tat-
sächlich kritisch der Rolle deutscher Humanwissenschaftler im Krieg
und nach 1945 zugewandt hat, sind die Voraussetzungen für einen
vergleichenden und beziehungsgeschichtlichen Blick günstiger und
komparatistische Fragen können nicht mehr als Entlastungsstrategie
(miss-)verstanden werden. Frank-Rutger Hausmanns Beitrag dazu,
dass dieser Punkt inzwischen als erreicht gelten darf, ist nicht zu über-
schätzen. Mit dem vorliegenden Band scheinen die Erkenntnisse seiner
beeindruckenden Arbeitsleistung auch von den Rändern der etablier-
ten Romanistik ins Zentrum der Geschichtswissenschaft diffundiert
zu sein.

Doch die Bedeutung von Hausmanns Untersuchung geht über
die Rekonstruktion einzelner Institutsgeschichten weit hinaus. Stu-
dien zu einzelnen Instituten (für Paris von Michels, für Kopenhagen
von Jakubowski-Tiessen, für Lissabon von Seruya und für Brüssel
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von Jäger) lagen bereits vor. Hausmann erlaubt mit seiner systema-
tischen Darstellung Vergleiche und betont den Netzwerkcharakter
der Deutschen Wissenschaftlichen Institute, deren Leiter regelmäßig
zu Tagungen und Strategiebesprechungen zusammenkamen. Leider
wird der Gedanke allerdings nur in einer Dimension, der Indienststel-
lung von Wissenschaft durch Kollektivierung für ein verbrecherisches
Regime, verfolgt, nicht aber in seinen allgemeineren wissenschaftshis-
torischen Aspekten. Denn die Rückkehr zur Forschung „in Einsam-
keit und Freiheit“ wurde zwar nach dem Zweiten Weltkrieg versucht
und vorzugsweise in Westdeutschland zum Ideal der Reorganisati-
on des Wissenschaftssystems, aber im Laufe der zweiten Hälfte des
20. Jh. wurde immer offensichtlicher, dass eine Entgegensetzung des
arbeitsteiligen Laborbetriebs in den Naturwissenschaften und der
Individualforschung in den Humanwissenschaften nicht mehr den
Notwendigkeiten internationaler Wettbewerbsfähigkeit entsprach -
der Bruch der späten dreißiger und frühen vierziger Jahre war grund-
legender und nicht an die Verbindung mit den Nationalsozialismus
gebunden. So verdienten nicht nur die Deutschen Wissenschaftlichen
Institute, sondern auch die zahlreichen anderen multidisziplinären
Verbünde etwa zur Ost- oder zur Westforschung, die in dieser Zeit ent-
standen, eine Betrachtung, die die Ambivalenz unterstreicht, einerseits
wissenschaftsorganisatorisch mit den französischen und amerikani-
schen Konkurrenten mithalten zu wollen und andererseits dafür den
Pakt mit den politischen Zielen der Nazis einzugehen und eine para-
digmatische Grundlage in der Kulturraumforschung zu wählen, die
besonders anfällig für Mystifizierungen und Instrumentalisierungen
war.

HistLit 2003-1-030 / Matthias Middell über Hausmann, Frank-Rutger:
„Auch im Krieg schweigen die Musen nicht“. Die Deutschen Wissenschaftli-
chen Institute im Zweiten Weltkrieg. Göttingen 2001. In: H-Soz-u-Kult
20.01.2003.
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und seine Freiburger Kollegen 1923-1938. Göttingen: Vandenhoeck &
Ruprecht 1998. ISBN: 3-525-36233-1; 131 S.

Schulin, Ernst: Hermann Heimpel und die deutsche Nationalgeschichts-
schreibung. Heidelberg: Universitätsverlag Winter Heidelberg 1998.
ISBN: 3-8253-0765-4; 121 S.

Heimpel, Hermann: Aspekte. Alte und neue Texte. Göttingen: Wallstein
Verlag 1995. ISBN: 3-89244-095-6; 464 S., Geb.

Duchhardt, Heinz: Arnold Berney (1897-1943). Das Schicksal eines jüdi-
schen Historikers. Köln: Böhlau Verlag/Köln 1993. ISBN: 3-412-13492-9;
IX, 136 S.

Rezensiert von: Klaus-Peter Sommer, Institut für Wissenschaftsge-
schichte der Georg-August Universität,

Arnold Berney und Hermann Heimpel - zwei Freunde und ihr Ver-
hältnis zum Nationalsozialismus Neuere Literatur und Archivalien

Der 42. Deutsche Historikertag im September vorigen Jahres in Frank-
furt am Main entfachte die Diskussion über das Verhalten deutscher
Historiker in der NS-Zeit neu. Die weitaus größte Aufmerksamkeit des
Publikums wie der Presse zog die Sektion „Deutsche Historiker im Na-
tionalsozialismus“ auf sich, die O. G. Oexle und Winfried Schulze am
10.9.1998 leiteten. Auf ihr trugen Peter Schöttler, Pierre Racine, Götz
Aly, Michael Fahlbusch und Manfred Beer vor. Jürgen Kocka kommen-
tierte die Vorträge. Die Diskussion, an der sich Arnold Esch, Konrad
Jarausch, Hans und Wolfgang J. Mommsen, H.-U. Wehler, Wolfgang
Schieder, Ulrich Herbert und einige andere beteiligten, berührte - so
hochemotionalisiert wie sie war - mitunter peinlich, wirkte auf viele
aber auch befreiend. Die Vorträge von Fahlbusch, Beer und Kocka
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liegen inzwischen publiziert vor.1 Die weiteren Vorträge, die Diskussi-
onsbeiträge und einige andere Aufsätze zum Thema werden in einem
Band erscheinen, den die Leiter der Sektion vorbereiten. Hans-Ulrich
Wehler hat sich kürzlich über Theodor Schieder und Werner Conze
geäußert (seinen Berliner Vortrag druckte die Frankfurter Allgemeine
Zeitung am 4.1.1999). Darauf antworteten mindestens sieben Leserbrie-
fe vom 13., 23. und 30.1., einer sogar von Wolfgang J. Mommsen (23.1.).
Götz Aly entgegnete Wehler in einem ausführlichen Artikel am selben
Ort (am 3.2.1999), dem wieder Leserbriefe - einer unter dem Titel „Mit
marxistischer Klitterung gegen Theodor Schieder“ regelrecht in der
Art eines Dossiers über Aly - am 8.2. und 15.2. antworteten. Winfried
Schulze resümierte in seinem „Editorial“ zum eben erschienenen Heft
2 der GWU die Debatte seit dem Historikertag bis zu Wehlers Vortrag
unter dem Titel „Vergangenheit und Gegenwart der Historiker“.2

Bei der Debatte über die Rolle der Historiker im 3. Reich standen
bisher Otto Brunner, Conze, Schieder, K. D. Erdmann, Theodor Mayer
und Hermann Aubin im Vordergrund. Nicht ohne Grund nannte die
FAZ in ihrem Vorspann zum Abdruck der Rede Wehlers aber auch
Hermann Heimpel. Denn Johannes Fried, der Vorsitzende des Verban-
des der Historiker Deutschlands, ging in seiner „Eröffnungsrede zum
42. Deutschen Historikertag am 8. September 1998 in Frankfurt am
Main“ nicht nur auf diese Debatte ein, sondern zitierte auch einige,
wie er es nannte, „gewöhnliche ’Mitläufer’„ und einen von ihnen mit
folgender Passage: „Am 12. November 1933 wählten in geheimem
Wahlverfahren alle Deutschen - denn den Rest zählt die Geschichte
nicht mehr - Adolf Hitler zu ihrem Führer zur Freiheit, zu einem neuen
Deutschland, zu einem neuen Abendland. Wir [...] beugen uns heute
vor dem Führer, vor dem Todesmut, vor der Kraft des Verzichts auf ra-
sches Glück, vor dem Ahnungsvermögen seiner Gefolgen [!]. Die Zehn,
die Hunderte und dann die Tausende haben den unsteten Kampf um
die Strasse und um die Massen gekämpft, haben Klassen und Partei-

1Fahlbusch und Kocka in H-Soz-u-Kult und universitas, Beer in den Vierteljahrshef-
ten für Zeitgeschichte und Geschichte in Wissenschaft und Unterricht (GWU).

2GWU 2 (1999), S. 67-73.
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en zerschlagen und das Volk geeinigt in begründeter Hoffnung und
klarem Willen“.3

Neben Percy Ernst Schramm und Johannes Haller hatte Fried mit
diesen Worten Heimpel zitiert. Er sagte dazu: „Das den Terror ver-
herrlichende Pathos Hermann Heimpels dröhnte seinen Studenten
zu Beginn des Wintersemesters 1933/34 in den Ohren, sah sich pri-
vat gedruckt und an Freunde verschenkt, als Heimpel die Professur
seines entlassenen Lehrers Siegmund Hellmann übernahm.“4 Sie ent-
stammen zwei „Vorreden“, die Heimpel zu Beginn des Sommer- und
Wintersemesters 1933 bzw. 1933/34 hielt. Dieser bisher unbekannten
Publikation Heimpels war Michael Matthiesen durch die Korrespon-
denz zwischen Heimpel und Gerhard Ritter, in der sie erwähnt wird,
auf die Spur gekommen. Ihre Entdeckung blieb aber nicht unbekannt,
so dass Matthiesen nur mit Mühen seine Priorität in ihrer Verwen-
dung wahren konnte. Wenige Wochen nach seinem Büchlein über
Berney ging auch Schulin in seiner hier ebenfalls zu besprechenden
Publikation über Heimpels „Deutsche Geschichte“ auf sie ein.

In Bezug auf Hermann Heimpel hatte aber auch schon Schöttler auf
dem Historikertag 1994 in Leipzig Aufklärung angemahnt: „Heimpels
Biographie und sein Verhalten im Dritten Reich bedürfen dringend
einer kritischen Aufarbeitung. Die kurze Skizze von Hartmut Boock-
mann: Der Historiker Hermann Heimpel, Göttingen 1990, ist leider
apologetisch. Jede Kritik an Heimpels Verhalten und Schreiben unterm
NS wird als ’postumer Antifaschismus’ denunziert (S. 16; vgl. auch
S. 53), während die völkischen und antifranzösischen Ressentiments
des Historikers als zeitbedingte Wahrnehmung verharmlost werden.“5

Auf dem vorjährigen Historikertag warf Pierre Racine an Hand des
Briefwechsels zwischen dem „Gründungsdekan“ Ernst Anrich und
Heimpel manches Licht auf die Zeit von 1941 bis 1944, in der Heimpel

3Zeitschrift für Geschichtswissenschaft (ZfG) 10 (1998), S. 869ff., hier S. 872f.
4Ebd., S. 873.
5Schöttler, Peter, Die historische ’Westforschung’ zwischen ’Abwehrkampf’ und ter-

ritorialer Offensive, in: Ders. (Hg.), Geschichtsschreibung als Legitimationswissenschaft
1918-1945, Frankfurt am Main 1997, S. 204-261, hier S. 251.
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neben Anrich, Günther Franz, den Juristen Ernst Rudolf Huber und
Friedrich Schaffstein - beide wie Heimpel zuvor in Leipzig und spä-
ter auch wieder in Göttingen -, dem Kunsthistoriker Hubert Schrade,
dem Germanisten Gerhard Fricke - der in Göttingen die ’Brandrede’
während der Bücherverbrennung am 10.5.1933 hielt -, dem Physiker
Carl Friedrich von Weizsäcker und anderen - der Ruf des Siedlungs-
Historikers Franz Petri wie auch der des Germanisten, Volkskundlers
und Münchener Professors Otto Höfler zerschlug sich - Professor an
der wiedereröffneten „Reichsuniversität“ Straßburg gewesen war.6

Neben den Büchern von Matthiesen und Schulin wirft weiteres
Licht auf Heimpel die Edition von Krüger von 1995. Sie enthält auch
Texte aus seinem Nachlas und ist als Quellenedition unerlässlich. Des-
wegen soll sie hier nicht nur herangezogen, sondern auch vorgestellt
werden. Die Studie von Matthiesen erwähnt Heimpel nicht im Titel.
Doch bei den „Freiburger Kollegen“ des Untertitels handelt es sich
insbesondere um Heimpel und Gerhard Ritter. Und da Berney und
Heimpel eine Art Castor-und-Pollux-Paar bildeten, spielt Heimpel hier
eine besonders prominente Rolle. Da das Buch Matthiesens aber ohne
Kenntnis des Buches von Duchhardt nicht ganz einfach zu verstehen
und dieses noch lieferbar ist, soll es hier ebenfalls einbezogen sein.

Das, was man diesen Publikationen - z.T. über den Umweg Berney
- über Heimpels Verhältnis zum Nationalsozialismus entnehmen kann,
ist die eine Seite dieses Besprechungsaufsatzes. Die andere Seite soll
das sein, was man seiner seit dem 23.12.1998, Heimpels 10. Todes-
tag, zugänglichen Personal- und Entnazifizierungsakte entnehmen
kann. Begonnen werden soll mit der Vorstellung Berneys. Dann wird
es um die Beziehung der Freunde Heimpel und Berney zum Natio-
nalsozialismus gehen. Im nächsten Abschnitt steht die Konfrontation

6Boockmann, Hartmut, Der Historiker Hermann Heimpel, Göttingen 1990, S. 19, S.
24 - er erwähnt weder Petri noch Höfler; zu Petri s.: Schönwälder, Karen, Historiker und
Politik. Geschichtswissenschaft im Nationalsozialismus, Frankfurt am Main 1992, S. 187
und Schöttler S. 216-220; zu Höfler s.: Heiber, Helmut, Universität unterm Hakenkreuz.
Teil 2: Die Kapitulation der Hohen Schulen. Das Jahr 1933 und seine Themen Bd. 1,
München 1992, S. 238; zu Fricke: Schöne, Albrecht, Göttinger Bücherverbrennung 1933
(Göttinger Universitätsreden 70), Göttingen 1983.
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der archivalischen Funde mit den von Schulin, Matthiesen und Fried
benutzten „Vorreden“ Heimpels von 1933 im Vordergrund. Im letz-
ten Abschnitt werden dann die Bücher von Schulin, Matthiesen und
Krüger resümierend besprochen.

1. ARNOLD BERNEY
Arnold Berney wurde 1897 in Mainz als Sohn eines jüdischen Wein-

händlers geboren. Er wurde nicht getauft und ließ sich nicht taufen.
Das Judentum war ihm wichtig, aber er fühlte sich vorrangig als Deut-
scher. Er nahm am 1. Weltkrieg teil und beteiligte sich 1918 in Mainz
kurz an der Gründung eines „Rats geistiger Arbeiter“. Zweifel an
der „Gesinnungsreinheit“ der Initiatoren ließen ihn sein Engagement
einstellen. Seinem Vater zu Liebe studierte er Jura. Er schloss dieses
Studium Ende 1920 in Heidelberg mit einer Promotion ab, die stark
historisch bzw. wirtschaftsgeschichtlich ausgerichtet war. Gleichzeitig
war sie ein politisches Manifest. Er plädierte darin für einen „Staats-
sozialismus“, der die „Anerkennung des rechtmäßig erworbenen Pri-
vateigentums“ umfasse, ja das Kleingewerbe vor der „dahinrasenden
großgewerblichen Entwicklung“ schütze (Duchhardt S. 16f.).

Danach ging Berney endgültig zu einem seinen Neigungen ent-
sprechenden Zweit-Studium der Geschichte über. Noch in Heidelberg
lernte er die Mitglieder des George-Kreises Friedrich Gundolf und
Ernst Kantorowicz kennen. Nachhaltigen intellektuellen Einfluss übte
auf ihn die „geistige Bewegung“ dieses Kreises aus. Er scheint aber
nicht den persönlichen Kontakt zu ihm - wenn er ihn überhaupt ge-
sucht hat - gefunden zu haben. Denn Ende 1921 wechselte er zur
zweiten badischen Universität, nach Freiburg. Anfang 1922 war auch
Hermann Heimpel von München dorthin gewechselt. Als 1901 Gebo-
rener hatte er nicht mehr am 1. Weltkrieg teilgenommen. Während
des Kapp-Putsches im März 1920 hatte Heimpel aber ganz fraglos
gemeint, mit seiner „Zeitfreiwilligenbatterie Brenner gegen die Roten
im Ruhrgebiet kämpfen“ zu müssen.7 Der Protestant Heimpel und

7Heimpel, Hermann, Die halbe Violine. Eine Jugend in der Residenzstadt München,
Stuttgart 1949, S. 273.
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der deutsche Jude Berney befreundeten sich, doch spielte der Ältere
nach dem Empfinden des Jüngeren ein wenig zu rigide den „Erzieher“
(Heimpel S. 156f.). Ihrer beider große Musikalität glich aber manches
aus: „Der vokal-instrumentale Zusammenklang mit ihm wog unange-
nehme Stunden auf“, wie sich Heimpel erinnerte (ebd. S. 160f.). Beide
wurden 1924 in Freiburg promoviert und habilitierten sich auch dort
1927.

Den Neuzeitler Berney wie den Wirtschafts- und Konzilshistoriker
Heimpel interessierte die Entstehung eines nationalen Bewusstseins
und die Geschichte des Reichsgedankens - allerdings zu jeweils sehr
verschiedenen Zeiten. Berney publizierte über Schlözer, über König
Friedrich I. von Preußen und 1929 in der Historischen Zeitschrift sei-
nen bekanntesten Aufsatz: „Reichstradition und Nationalstaatsgedan-
ke (1789-1815)“. Heimpel verfolgte das Thema des ersten Auftretens
spezifisch „deutschen“ Selbstverständnisses sein Leben lang über Diet-
rich von Niem (das westfälische Nieheim) von 1929, 1932, 1937, 1957f.,
Alexander von Roes 1936, 1949, 1957f., seinen „Entwurf einer Deut-
schen Geschichte“ von 1953 und etliche weitere Vorträge und Aufsätze
bis hin zu seinem monumentalen Alterswerk über „Die Vener von
Gemuend und Straßburg 1162-1447“ von 1982.

Für seine Habilitation hatte Berney selbstfinanzierte, langwieri-
ge Archivstudien in Wien, Paris und Berlin unternommen, während
Heimpel bei Heinrich Finke, dessen beide Söhne im 1. Weltkrieg ge-
fallen waren, als Mitarbeiter und „Sohn im Hause“ vier Jahre wohnte
(Heimpel S. 198). 1925 kam als Ordinarius Gerhard Ritter nach Frei-
burg, der 1929 Rudolf Stadelmann nach Freiburg brachte. Seitdem
hatte sich Heimpel „im Ertragen der Genialität des von Ritter geförder-
ten und unablässig gerühmten Rudolf Stadelmann [...] mit Berney zu
teilen“ (ebd. S. 160). Kurz nach Heimpels Habilitation war Below am
21.10.1927 gestorben. Sein Nachfolger, Erich Caspar, kam 1928 aus Kö-
nigsberg nach Freiburg, folgte aber schon 1930 einem Ruf nach Berlin.
Den Violinisten Heimpel, den Pianisten und Baß Berney, den Cellisten
Caspar und den Flötisten Ritter verbanden gemeinsame musikalische
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Interessen (ebd. S. 160).
Während Berney in Deutschland unverheiratet blieb, heiratete

Heimpel am 11.4.1928 Elisabeth Michel (1902-1972), „Tochter des ver-
storbenen Geheimen Justizrats und Vorstandsmitgliedes der I.G. Far-
benindustrie“, wie Heimpel sie in seinem Lebenslauf von 1949 in seiner
Personalakte (PA) nannte.8 Ritter gab dann nicht dem älteren Berney,
sondern quasi als Hochzeitsgeschenk Heimpel die erste etatisierte
Assistentenstelle am Seminar (zum 1.4.1928; Heimpel S. 160). Nach
dem Fortgang Caspars erhielt Heimpel - also in Form einer durch-
aus ungewöhnlichen „Hausberufung“ - den Belowschen Lehrstuhl
- während Berney nur auf Heimpels untergeordnete Assistentenstel-
le nachrücken konnte. Zu seiner Berufung bemerkte Heimpel selbst:
„Daß ich so früh, mit neunundzwanzig Jahren, ein Ordinariat erlangte,
[...] war dem Umstand zuzuschreiben, daß die für den angesehenen
Lehrstuhl im Jahre 1931 zuständige mittlere Generation durch den
ersten Krieg dieses Jahrhunderts dezimiert war.“9

Heimpels Frau hatte in Freiburg bei Martin Heidegger und dem
Psychologen Jonas Cohn sowie dem Historiker Heinrich Finke, in Göt-
tingen dann bei dem Psychologen Narziss Ach, bei den Historikern
Karl Brandi und A. O. Meyer, den Philosophen Moritz Geiger, Georg
Misch und Leonard Nelson sowie den Pädagogen Erich Weniger und
Hermann Nohl studiert. Hier wurde sie von Misch und Nohl, der als
’Vater’ der modernen Sozialpädagogik galt und in dem Ruf stand, So-
zialdemokrat zu sein (Heimpel S. 200), Ende 1927 mit einer Arbeit des
Titels „Die Aufklärung: Eine historisch-systematische Untersuchung“
promoviert.10

8Universitätsarchiv Göttingen (UAG), PA Heimpel.
9Ders., in: Hermann Heimpel zum 80. Geburtstag, Göttingen 1981, S. 41-47, hier S.

41.
10Nohl war in einem Gesuch an Hitler 1934 sogar als „nichtjüdischer extremer Sozi-

aldemokrat“ denunziert worden, dem er vor der Göttinger Philosophischen Fakultät
widersprach - s. Ratzke, Erwin, Das Pädagogische Institut der Universität Göttingen.
Ein Überblick über seine Entwicklung in den Jahren 1923-1949, in: Becker, Heinrich;
Dahms, Hans-Joachim; Wegeler, Cornelia (Hgg.), Die Universität Göttingen unter dem
Nationalsozialismus, München 1987, S. 208f.
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Elisabeth Heimpel-Michel schreibt in ihrer Dissertation über deren
Entstehung und Absicht, sie sei „aus einem Seminarreferat bei Prof.
Nohl entstanden“.11 Als ihr Ziel gibt sie an: „Eine Rettung der Aufklä-
rung soll auch hier von der Wissenschaft der Pädagogik aus versucht
werden.“ (ebd. S. 3). Gleich das erste Kapitel hieß: „Die Aufklärung
als die Volksbewegung des Rationalismus.“ (ebd. S. 5) Laut Traudel
Weber-Reich erforschte sie darin die „Aufklärung [...] als ’pädagogi-
sche Bewegung’.“12 Mit dieser Arbeit muss sie im Übrigen Berney
nahe gestanden haben.

Sehr eindrucksvoll schildert Duchhardt, in welchem Wettlauf mit
der Zeit - bei respektgebietender Loyalität seines Verlegers Oscar Sie-
beck - Berney 1933 den ersten Band seiner Biografie Friedrichs des
Großen zu Ende schrieb, der bis 1756 reichte. Er erschien 1934 und soll-
te Berney „an die Seite der damaligen Großen seines Faches stellen“
(Duchhardt S. 65). Die Bemühungen Ritters und Heimpels, Berney
zu befördern oder wenigstens trotz der nationalsozialistischen „Wie-
derherstellung des Berufsbeamtentums“ (Gesetz vom 7.4.1933) dem
Seminar zu erhalten, waren dagegen kontraproduktiv. Denn erst auf
einen erneuten Antrag Heimpels stellte das Ministerium klar, dass
Berneys Vertrag nicht erst Ende 1934 auslaufe, sondern ihm schon
längst gekündigt sei und ihm als „ehemaligen Frontkämpfer“ nur
gewährt sei weiterzuleben. Das musste er aber auch, wollte er seine
venia nicht verlieren. Er tat es „bis zum Ende“, in dem „Willen, für
mein Deutschtum einzutreten“ (Matthiesen S. 62f.). Ende 1935 wurde
ihm dann die venia entzogen.

Der württembergische Landeshistoriker Erwin Hölzle wollte eine
Rezension, die Berney 1935 über ein Buch Hölzles von 1931 geschrie-
ben hatte, nicht unerwidert lassen. Gleichzeitig fühlte er sich weiterhin
verletzt von der scharfen Ablehnung seiner Habilitation in Freiburg
1929 durch Ritter. Heimpel hatte in diesem Zusammenhang ihm gegen-
über sogar erklärt, dass „mir persönlich alle weiteren Habilitationen

11Elisabeth Heimpel-Michel, Langensalza 1928, S. 113.
12Dies. (Hg.), „Des Kennenlernens werth“. Bedeutende Frauen Göttingens, Göttingen

1993, S. 304; vgl. auch Boockmann wie Anm. 6, S. 50.
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hier besonders im Interesse meines Freundes Berney nicht gerade er-
wünscht sind“ (ebd. S. 75). So erwiderte Hölzle 1935 nicht nur Berney,
sondern spielte unzweideutig auf dessen jüdische Herkunft an (ebd. S.
75f.). Berney hatte nun den Glauben verloren, „daß die ohnehin nicht
mit allzu viel Zivilcourage gesegnete deutsche Geschichtswissenschaft
sich offen und ehrlich mit meiner Darstellung auseinandersetzt. Um
so mehr wird sie benutzt und anonym verschlissen werden“ (ebd. S.
76 - allerdings scheint sie der Verlag noch heute in der Erstauflage zu
vertreiben).

Matthiesen schließt sich dieser eigenen Deutung Berneys an und
meint offenbar, dass erst durch diese Erwiderung Hölzles von 1935
in der Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte das Ju-
dentum Berneys publik geworden und nun auch für den Verlag an
einen zweiten abschließenden Band von Berneys „Entwicklungsge-
schichte eines Staatsmannes“ nicht mehr zu denken gewesen sei. Den
Historikern in Freiburg und Heidelberg und wohl auch vielen darüber
hinaus war aber sicherlich das Judentum Berneys bekannt. Paul Ber-
nays, der Schüler des weltbekannten Mathematikers David Hilbert
und dessen engster Mitarbeiter bei seinem - durch Kurt Gödels „Un-
vollständigkeitsbeweis“ gescheiterten - Projekt einer „Beweistheorie“
der Mathematik, hielt man in Göttingen sicherlich auch auf Grund sei-
nes Namens für einen Juden. Denn die Bernays waren eine berühmte
Wissenschaftler-Familie. Ihr Name galt vielen und insbesondere dar-
auf sensibilisierten Antisemiten als typisch jüdisch - und gewiss auch
seine Variante „Berney“. Jacob Bernays war ein höchst angesehener
Altphilologe und Direktor der Bibliothek in Bonn, sein - getaufter -
Bruder Michael war Literaturwissenschaftler und Großordinarius in
München. Daß in den Rezensionen von Berneys Friedrich dem Großen
offenbar keine entsprechenden Andeutungen gemacht wurden, ist
gewiss erstaunlich. Auch Duchhardt meint, die Besprechungen in
den „völkischen“ Periodika wären nicht so positiv ausgefallen, wie
sie dann ausfielen, wenn diesen „Rezensenten [...] bewußt gewesen
wäre, daß der Verfasser [Berney] ein ’Nichtarier’ war“ (S. 72). Dennoch
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erscheint es mir sehr unwahrscheinlich anzunehmen, mit einer rassis-
tischen Anspielung in einer Erwiderung in der VSWG etwas über den
engeren Kreis der sowieso informierten Historiker hinaus regelrecht
publik machen und damit die Fortsetzung einer Arbeit verhindern zu
können.

Duchhardt schildert dann Berneys Jahre als Dozent für Geschichte
seit 1936 an der „Lehranstalt (Hochschule) für die Wissenschaft des Ju-
dentums“ in Berlin und - unmittelbar nach der „Kristallnacht“ - seine
Emigration nach Palästina, wobei im Hamburger Hafen die Bibliothek
und der Großteil der schriftlichen Unterlagen Berneys beschlagnahmt
wurden (S. 96). In Jerusalem gründete er eine Familie. An der He-
bräischen Universität war aber für Geschichte Richard Koebner der
einflussreichste Mann. Er war gleich nach seiner Entlassung als außer-
ordentlicher Professor in Breslau 1933 dorthin gegangen und hatte ein
historisches Institut gegründet, das er leitete. Berney bot er dort eine
untergeordnete Lehrstelle an. Doch der scheint zu stolz gewesen zu
sein, sich damit zu begnügen.

Berney lehrte daher privat und musste entwürdigende Jobs an-
nehmen. Das entfernte ihn von der Wissenschaft, zumal er jetzt die
literarischen Versuche seiner Jugend wieder aufnahm. Wirklicher Zio-
nist scheint er nicht geworden zu sein. Hebräisch hatte er schon in
Berlin gut gelernt, doch schrieb er zeitlebens deutsch und entzog sich
auch der „erstaunlich populären“ Hebraisierung des Namens. Ende
1943 starb er rasch an der „spanischen Grippe“. Duchhardt schließt
seine Darstellung mit einem langen Zitat aus dem von ihm in Berneys
Nachlas aufgefundenen Roman „Das Urteil“ (S. 111ff.; ähnlich Matt-
hiesen S. 83). Es liefert eine beeindruckende Analyse des Irrsinns, der
die Juden zu Schuldigen der deutschen Misere machte: „Dabei kam
ich unter die Räder. [...] Heute oder morgen wird das ganze Judenvolk
in Deutschland am Boden liegen - und was dann folgt, kann nur der
ahnen, welcher weiß, daß die Deutschen auch ohne Rücksicht auf
die Richtigkeit ihrer Prämissen konsequent zu handeln verstehen. Sie
werden die ganze Niederlage von 1918 [...] wettmachen, und wenn sie
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dabei die Welt in Brand stecken.“
Duchhardts fesselnde, das ganze Leben Berneys umfassende Dar-

stellung beruht ersichtlich auf jahrelanger intensiver Recherche. Auch
wenn ihm einige Quellen entgangen sind13, wird seine Biografie Ber-
neys sicherlich nicht so schnell ersetzt werden. Dass er Erich Marcks (S.
22) weit vor seiner Zeit sterben lässt, Paul Darmstädters evangelische
Konfession nicht kennt (S. 52, Stadtarchiv Göttingen, Einwohnermel-
deamt) und statt von einer „vorsorglichen“ von einer „fürsorglichen“
Kündigung Berneys spricht (S. 63), sind unwesentliche Versehen. Dem
Buch ist zum Glück ein Register beigegeben (anders als denen von
Matthiesen oder Schulin). Wäre es so großzügig gesetzt wie das von
Matthiesen, wäre es zwar lesbarer, hätte aber wohl auch fast den dop-
pelten Umfang und Preis.

2. BERNEYS UND HEIMPELS VERHÄLTNIS ZUM NATIONAL-
SOZIALISMUS

Anlass zu Matthiesens Buch wurden Quellen, die Duchhardt unbe-
kannt geblieben waren und erst Matthiesen durch seinen Kontakt mit
der Herausgeberin der Heimpel-Aufsätze Inedita Krüger zugänglich
wurden. Zwar hatte Duchhardt einige Briefe Berneys an Heimpel (bzw.
an dessen Frau) noch von diesem selbst Mitte der 1980er-Jahre erhalten
(er nennt sechs zwischen Dezember 1923 und Oktober 1928), offenbar
aber nicht die besonders erhellenden Briefe aus dem November 1923.
Fairerweise erwähnt Matthiesen es jeweils, wenn er Quellen benutzt,
die schon Duchhardt vorlagen. Da er aber keine Liste mit den Da-
ten der Briefe anfügt, kann man keinen rechten Überblick gewinnen,
was insgesamt überliefert ist und ihm über Duchhardt hinaus zur
Verfügung stand.

Matthiesen ist ein ausgewiesener Kenner der Biografie Ritters (er
promovierte mit einer 1300-seitigen, leider aber nur bis 1933 reichen-
den Arbeit über ihn). Sein Anliegen in der Studie über Berney ist, das
Leben eines Individuums in Abhängigkeit von seinen inneren Disposi-
tionen und äußeren Konstellationen zu analysieren. Berney empfand

13Christard Hoffmann erwähnt weitere in London und Israel, ZfG 1994, S. 263f.
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sich als dem „gute[n] und tüchtige[n] jüdische[n] Deutschtum“ ange-
hörig (Brief an Heimpel 16.11.1923, Matthiesen S. 22). Die Frage war
nur, ob die Konstellationen so waren, dass sie es ihm erlaubten, sich
so zu definieren.

Zwischen Heimpel und Berney muss es rasch Diskussionen über
dessen „Deutschtum“ gegeben haben. Heimpel scheint den Juden we-
der damals noch später als wahren „Deutschen“ empfunden zu haben.
In dem offenbar durch Duchhardts Interview von 1984 (Duchhardt
S. 30) angeregten und von Krüger edierten Text Heimpels über Ber-
ney erinnert sich Heimpel, wie Berney ihn fast angefleht hatte, ihm
den letzten Meter „bis zur vollen Deutschheit“, der ihm nach seinem
Empfinden noch fehle, durch seine „unbedingte Freundschaft“ zu
schenken. Heimpel scheint ihm diesen Freundes-Dienst aber nicht
erwiesen zu haben. Zwar erinnert er sich nicht daran, etwas geant-
wortet zu haben, aber daran, auf andere Weise eine Ausflucht aus
dieser unangenehmen Situation gefunden zu haben: Berney „lag, ein
Verzweifelter, auf seinem Sofa. In meiner Angst wurde ich zynisch. Ich
sah nur die Löcher in seinen Strümpfen“ (Heimpel S. 157).

Als sich Heimpel 1984 Berneys und dessen Danksagung in seiner
Biografie Friedrichs des Großen erinnert, gibt er ’melancholisch’ (Matt-
hiesen S. 35) selbst zu, wie es sich zwischen ihnen verhalten habe: dass
Berney „da einen nannte, der ihn längst verlassen hatte“ (Heimpel S.
161): Vielleicht schon nach dieser pathetischen Sofa-Szene, spätestens
aber wohl 1932, da Berney in seiner handschriftlichen Widmung die
Zeit der Freundschaft auf die zehn Jahre von 1922 bis 1932 beschränkte
(Matthiesen S. 36).

Am Abend des 8.11.1923 hatte ein vertrauter Arbeitskollege seines
Vaters Heimpel in den Bürgerbräukeller mitgenommen: „Die vaterlän-
dischen Verbände hatten gerufen“.14 In diesem Text, der ursprünglich
die Erinnerungen an seine Münchener Jugendjahre, „Die halbe Vio-
line“, abschließen, dann aber erst 13 (und nochmals 32) Jahre später
separat veröffentlicht werden sollte, schildert er seine Eindrücke dieses

14Heimpel, Hermann, Traum im November, in: GWU 32 (1981), S. 521-25, hier S. 521.
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Abends. Er lernt, den Sinn der Worte wie in diesem Fall den Sinn der
Reden dieses denkwürdigen Abends verstehe nur, „wer zu glauben
bereit ist“. Schon über den mittelalterlichen „Urkunden und Chronik-
schreibern“ habe er doch gelernt: „Erst verstehen, dann urteilen.“15

Heimpels Lehre scheint zu sein: Wie bei Urkunden und Chroniken
solle man auch im Fall der Reden dieses Abends erst einmal verstehen
- wozu man bereit sein müsse zu glauben - und erst dann urteilen,
um in diesem Fall nicht vorschnell zu verurteilen, wozu ein Zweifeln-
der anders als einer, der zu glauben bereit ist, gerade einer so jungen
Bewegung gegenüber leicht versucht sein könnte. Politische Voreinge-
nommenheit scheint Heimpel hier zu einer Verkennung eines Kern-
punktes historischer Wissenschaft verleitet zu haben. Denn anders als
er hier verkündet, lehren gerade diese Quellen, wie sich verstehen
und urteilen wechselseitig bedingen: Wenn man besser emendiert,
dann versteht man auch besser, und wenn man besser versteht, dann
emendiert man besser.

Die Briefe Heimpels an Berney aus dem November 1923 scheinen
verloren zu sein. Doch aus Berneys Reaktionen sind sie erahnbar. Denn
Heimpels von Sympathie getragene Berichte müssen Berney veranlasst
haben, sich in einem Brief an ihm vom 16.11.1923 über sein Verhältnis
zum Nationalsozialismus auszusprechen. Erst einmal beteuert er, dass
man auch in Freiburg und nicht nur Heimpel in München vor revo-
lutionärer Energie platze, dass er sie in Freiburg nicht für Zweifelnde
oder „Quietisten“ halten solle. Auch hier „trägt [mancher] die Faust in
der Tasche“ (Matthiesen S. 19). Berney teilt aber nicht das Heimpelsche
’Erst bereit sein zu glauben, dann verstehen, dann urteilen’. Er schaut
sich die geistesgeschichtlichen Ursprünge des Nationalsozialismus
an und kommt zu dem Urteil: Der Nationalsozialismus verkenne die
Ursprünge seiner Ideen und gefährde damit deren „Reinheit“.

Bei dem einen, dem Zweifler und „Quietisten“ Berney, erzeugt dies
„Gegnerschaft“ (Matthiesen S. 20), während der andere sich zur sel-
ben Zeit dafür entscheidet, statt zu zweifeln, bereit zu sein zu glauben.

15Ebd. S. 522.
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Über das „Zweifeln“ in Heimpels Text „Traum im November“ und den
„Quietisten“ in dem Brief Berneys vom 16.11.1933 sind diese beiden
Schriftstücke verbunden (in Heimpels „Vorrede“ aus dem Mai 1933
taucht der „Zweifler“ an signifikanter Stelle als Gegen-Figur wieder
auf). Diese Verbindung über die Figur des „Zweiflers“ ist Matthie-
sen entgangen - und mit ihr eine schöne Pointe. Denn in dem kurzen
Text Heimpels tritt wenig später Berney auf und nennt Heimpel dort
als Historiker außer Berney nur noch Siegmund Hellmann nament-
lich, was Matthiesen ebenfalls nicht aufgefallen zu sein scheint. Dabei
hatten beide, Berney und Hellmann, Heimpel Zukünftiges klar vor-
ausgesagt, wurden entlassen und kamen als Vertriebene außerhalb
Deutschlands ums Leben. Heimpels „Freund“ Berney und sein ver-
ehrter Lehrer Hellmann scheinen in seinem Text als Repräsentanten
seines schlechten Gewissens aufzutreten. Zwar mag es richtig sein,
dass Heimpel Berney nach dessen ihn nicht genügend erwähnender
Danksagung „rasch“, wie Matthiesen sagt (S. 61), „aus den Augen
verloren“ habe (Heimpel S. 163), doch vergessen hatte er ihn nicht.
Nach 1945 erinnerte er sich offenbar sogleich wieder an ihn und zwar
gerade im Zusammenhang mit dem 9.11.1923.

Trotz Berneys „Gegnerschaft“ macht er eine Ausnahme, die seine
Zweifel verstummen und an seine juristische Dissertation denken
lässt: „Zu diesem Hauptziel des nationalen Socialismus, der staatlichen
Knebelung des Capitalismus, der Reinigung des wirtschaftlichen Ethos
durch die Idee des wahrhaft volksgemäßen, ständisch aufgebauten
Staates vermag ich nichts zu sagen als ein fanatisches Ja“ (Matthiesen
S. 21). „Dieses Ja ist so stark, daß es noch den Schmerz darüber, daß
eine solche Bewegung antisemitisch, noch antisemitisch sein muss
und die Spinoza, Mendelssohn, Stahl, daß sie das gute und tüchtige
jüdische Deutschtum, daß sie mich zertreten will, übertönt“ (ebd. S.
22; die sinnentstellende Orthografie und Interpunktion habe ich hier
korrigiert). Hitler sei der einzige, der sich „durch Adel in Haltung und
Miene als Führer legitimieren kann“, ansonsten fehlen Berney aber
die legitimierenden, ’entflammenden’ „Manifestationen - wo sind die
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napoleonischen Proklamationen“, die einen statt mit „Schlagworten“
mit tatsächlichen „Ideen“ zu bezwingen vermöchten?

Am nächsten Tag erhielt dieser Brief eine ungeheure Nachschrift:
„Ganz erfüllt von jenem Ja lief ich durch die Nacht. Ich sah eine neue,
reinere höhere deutsche Zukunft. Da fiel es mir plötzlich ein, daß ich
Jude sei. Sie werden Dich exilieren, sie werden Dich aus Deinem Beruf
stoßen, wusste ich da. [...] Sie können mich töten und ich muss es
bejahen, wenn ich weiß, sie tun es mit Reinheit und Unschuld. Wenn
sie durch dieses Vernichten Kraft gewinnen, will ich vernichtet sein,
weil ich der ihre bin. So bin ich heiter geblieben und bin es noch.“
(Matthiesen S. 23f.) Wenn ein Berney selbst dann noch „der ihre“ sein
will, wenn er weiß, dass sie ihn vernichten wollen, wie begeistert muss
dann erst einer wie Heimpel gewesen sein, dem das nicht drohte?

3. HERMANN HEIMPEL
Nicht nur von Berney erhielt Heimpel so klare Prophezeiungen.

Sein „wissenschaftliches Idol“ (Heimpel S. 153), der „linksdemokra-
tisch[e]“, „protestantisch getaufte Jude“ Siegmund Hellmann (ebd. S.
148, 150), schrieb ihm kurz vor den Reichstagswahlen vom 31.7.1932
über seine Urlaubspläne: „Etwa Mitte des Monats (August) denke ich
[...] nach Starnberg zu gehen (falls nach dem 31. nicht ein Konzentrati-
onslager auf mich wartet)“ (ebd. S. 151).16 Und „in einem Brief vom 3.
Mai 1933 erinnerte er Heimpel an ihr Gespräch in der Silvesternacht
1932/33 [...] in München, in dem er vorausgesagt hatte, dass er im
neuen Jahr nicht mehr lehren werde, um hinzuzufügen, ’und dann
wären Sie mir als Nachfolger der liebste’“.17 Diesen Wunsch konnte
Heimpel erfüllen. Allerdings scheint er sich später nicht mehr gerne
daran erinnert zu haben. Schrieb er in seinem Lebenslauf von 1949
noch, dass er „am 1. April 1931 [...] als Nachfolger von Erich Caspar
zum ordentlichen Professor der Geschichte an der Universität Frei-
burg/Br. ernannt“ wurde, so folgte darauf nur ein blasses: und „in

16Auch zitiert bei Boockmann wie Anm. 6, S. 54 Anm. 54.
17Fleckenstein, Josef, Gedenkrede auf Hermann Heimpel, in: In memoriam Hermann

Heimpel (Göttinger Universitätsreden 87), Göttingen 1989, S. 37f.
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gleicher Eigenschaft [wurde ich] mit Wirkung vom 1. April 1934 an die
Universität Leipzig berufen“, ohne zu erwähnen, wessen Nachfolger
er dort wurde.18

In einem Brief vom 2.7.1933 schrieb Hellmann Heimpel noch: „Ich
fürchte, meine letzten zehn Jahre werden davon ausgefüllt sein, dass
ich das Grauenhafte mit über mich ergehen lassen muß, das man jeden
Tag drohender heraufziehen sieht.“19 Nachdem sich Hellmann 1935
genötigt gesehen hatte, Heimpel um ein Darlehen zu bitten, endete ihr
Kontakt mit Hellmanns Dank dafür.20 Heimpel hat sich nicht weiter
um Hellmann gekümmert, obwohl er erfahren haben wird, wohin er
gekommen ist. Hellmann hatte sich mit seinen Voraussagen nämlich
nur um ein halbes Jahr geirrt: Er erlitt, wie Fleckenstein schreibt, am
7.12.1942 „im Lager Theresienstadt einen grauenhaften Tod“.21 Doch
Heimpels selbst eingestandene Neigung „zu einem geistigen Phlegma“
ließ ihn unempfindlich gegenüber den Voraussagen, Informationen
und „’Anregungen’“ anderer sein (Heimpel S. 157).

So wurde 1933 Heimpel wie so mancher andere ’Edle’ einer der
„Zauberlehrlinge“ (ebd. S. 138), die „in ihrer Rat- und Wehrlosigkeit“
(ebd. S. 209) nicht mehr hätten bannen können, was sie herbeigerufen
hatten. In ihrer „intellektuellen Hybris“ hatten manche von ihnen ge-
glaubt, sie könnten „die Mächtigen [...] erziehen“ (ebd. S. 142). Aber
dann kam es anders als gedacht: „Wie sollte [...] die einmal als ’Her-
de’, das andere Mal als ’Sumpf’ abgetane Demokratie sich wehren
gegen soviel Edles, Vornehmes, dessen sich endlich das Gemeine zu
bedienen wußte“ (ebd. S. 138; vgl. Schulin S. 50). Das „Gemeine“ sind
die Nazis, das viele ’Edle’ und die Weimarer Republik langjährig Ver-
pönende sind Leute wie er, Albrecht Haushofer, Ernst Kantorowicz,
ist das „Stefan-Georgesche“ „Geheime Deutschland“ und sind dann
noch Stadelmann, Heidegger, der Gräzist Wolfgang Schadewaldt und
der Kunsthistoriker Kurt Bauch, „unsere damalige Gemeinschaft“,

18UAG, PA Heimpel.
19Boockmann wie Anm. 6, S. 54 Anm. 37.
20Ebd.
21Ders. S. 38; vgl. L. Perlitt, in: ebd. S. 49.
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die „den Aufstieg der Philosophie Heideggers und die Macht seiner
Persönlichkeit“ erlebte (Heimpel S. 210).

Im Januar 1946 schrieb Ritter Heimpel, er habe 1933 „wochenlang
vor Unruhe über die geistige Katastrophe nicht schlafen können, dass
Männer wie Sie, Schadewaldt, Bauch und Stadelmann auf einen politi-
schen Irrweg geführt wurden“ (Matthiesen S. 111 Anm. 27). Hugo Ott
redet in seiner Biografie Heideggers nicht wie Heimpel von einer „Ge-
meinschaft“, die Opfer des Faszinosums Heidegger geworden sei und
nur passiv „den Aufstieg der Philosophie Heideggers und die Macht
seiner Persönlichkeit“ erlebte, sondern sagt klar, wie es sich verhalten
hat: „nach genauem Plan eines kleinen Kaders nationalsozialistischer
Professoren an der Universität Freiburg sollte er [Heidegger], [...] in die
führende Position gebracht werden“.22 Zwar führt Ott leider nirgends
die Mitglieder dieses ’kleinen NS-Kaders’23 namentlich auf, doch dass
Ritter und Heimpel dieselben Namen nennen, scheint mir kein Zufall
zu sein. Beide werden die Mitglieder dieses Kreises genannt haben.

Dass Heimpel auch sich selbst als „Zauberlehrling“ bezeichnet, ist
ein unzweideutiges Eingeständnis, nicht nur passiv Opfer einer Ent-
wicklung geworden zu sein, sondern sie selbst mit herbeigeführt und
wohl auch herbei-gewählt zu haben. Erstaunlicherweise ist sowohl
Schulin als auch Matthiesen diese Selbst-Titulatur Heimpels entgan-
gen und was sie bedeutet. Heimpels eigene Worte legen folgende
Deutung nahe: Auf der einen Seite gibt es die ’Edlen’, auf der ande-
ren „das Gemeine“, die Nazis. Selbst wenn die ’Edlen’ sie seit Jahren
gewählt haben sollten, konnten sie qua eigener ’Vornehmheit’ nie ordi-
näre Nazis sein, haben sie höchstens strategische Allianzen mit ihnen
geschlossen. Die gemeinsame Abneigung gegenüber der Weimarer
Republik war dabei der Mittler. Manche hatten sich der Nazis sogar
zu bedienen versucht. Albrecht Haushofer z.B. hatte nach Heimpel ge-
hofft, die Nazis „erziehen“ zu können (Heimpel S. 142). Zwar erwähnt
Heimpel die Ambitionen seines Freiburger Kollegen Heidegger nicht,

22Ott, Hugo, Martin Heidegger. Unterwegs zu seiner Biographie, Frankfurt am Main
1988, S. 27, vgl. auch S. 139-145.

23Ebd. S. 142.
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doch dessen hybrider Wunsch, der „Führer des Führers“ zu werden,
wird ihm bekannt gewesen sein - und Heimpel hätte ihm wohl kaum
seinen wichtigsten Vortrag des Jahres 1933 gewidmet, wenn er dem
widersprochen hätte. Doch hätten - so stellt es Heimpel dar - die ’Edlen’
ihren Bündnispartner, die Nazis, dabei verkannt. Statt dass er sich, wie
manche gehofft hatten, von ihnen „erziehen“, „führen“, „bedienen“
ließ, bediente er sich ihrer. Mithin seien sie auf einmal zu dessen ’rat-
und wehrlosen’ Opfern geworden.

Zwar vermag es Heimpel, eigene Versäumnisse und solche sei-
ner Freunde einzugestehen: Abneigung gegen die Demokratie von
Weimar, Hybris, „Rat- und Wehrlosigkeit“ gegenüber dem, was sie
selbst herbeigerufen, ersehnt, gewählt hatten. Dennoch suggeriert er,
sie seien keine ’echten’ Nazis gewesen und dann ja auch deren Opfer
geworden. Sich aber Heimpel oder die von ihm Genannten als Wähler
führender Politiker der Weimarer Republik oder einer Partei wie der
Deutschen Volks-Partei (DVP) vorzustellen, fällt schwer. Selbst die
Deutschnationale Volks-Partei (DNVP) wird ihnen zu sehr als eine
Partei der alten Männer, derer, die noch vom Wilhelminischen Kaiser-
reich geprägt waren, erschienen sein. Ein Bekenntnis zu Stresemann
oder der deutsch-französischen Wiederannäherung findet man auch
bei Heimpel allem Anschein nach genauso wenig wie bei jenen. Ich
vermute, dass sie mehrheitlich die NSDAP gewählt haben und sich
- ihrer ’Vornehmheit’ bewusst - dennoch nicht als Nazis empfunden
haben werden.

In seinem „Fragebogen“ von 1946 gibt Heimpel an, im Novem-
ber 1932 und März 1933 die DVP gewählt zu haben.24 Zur Wahl im
November hatte die DVP sich in einer gemeinsamen Reichsliste mit
der DNVP verbunden. Der damalige Vorsitzende der DVP, Eduard
Dingeldey, hatte damit den Niedergang seiner Partei nur aufschieben
können. Der Mandatszuwachs genügte ihm aber, sich „der ungelieb-
ten Verbindung mit der DNVP zu entziehen“.25 In einem Bündnis mit

24UAG, PA Heimpel sowie Niedersächsische Hauptstaatsarchiv (StAH) Nds. 171
Hildesheim Nr. 12667 Hermann Heimpel (Entnazifizierungsakte Heimpel).

25Booms, Hans, Die Deutsche Volkspartei, in: Matthias, E.; Morsey,v (Hgg.), Das Ende
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dem Christlich-Sozialen Volksdienst, der Deutschen Bauernpartei und
der Deutsch-Hannoverschen Partei zog die DVP in die Wahl im März
1933 „sowohl als Gegner eines autarken Wirtschaftskurses im Sinne
Hugenbergs als auch einer Bedrohung der geistigen Freiheiten durch
den Nationalsozialismus“.26 Damit verlor sie ein Drittel ihrer Wähler
vom November, neun ihrer elf Mandate und landete bei 1,1 Prozent.

Dass Heimpel diese Partei gewählt haben soll, erscheint als we-
nig glaubwürdig. Er wäre dann auch Parteigenosse Ritters gewesen,
der aber den Eindruck hatte, Heimpel stehe in einem anderen poli-
tischen Lager. Im April 1933 gab es sowohl in der Stadt wie in der
Universität Freiburg einen Putsch. Der Freiburger Oberbürgermeister
Bender (Angehöriger des Zentrums) hatte sich noch im Frühjahr 1932
mit Unterstützung Ritters, Heinrich Finkes - Heimpels wichtigstem
Förderer - u.v.a.m. gegen die Präsidentschaftskandidatur Hitlers und
für die Wiederwahl Hindenburgs eingesetzt. Davon, dass Heimpel
dazugehört habe, berichtet niemand. Im April 1933 gelang es dann
dem NSDAP-Kreisleiter Kerber, Bender abzulösen (Matthiesen S. 57).
Als Nachfolger des amtierenden Rektors ab Mitte April 1933 hatte der
Senat der Universität Freiburg schon im Dezember 1932 Wilhelm von
Möllendorff gewählt (wie auch im Falle des Namens Mendelssohn
schreibt Matthiesen erstaunlicherweise - beides sind große histori-
sche Namen - auch den Namen Möllendorff durchgehend falsch). Ein
’kleiner Kreis von NS-Professoren’ um Schadewaldt betrieb aber den
Rücktritt Möllendorffs und die Wahl Heideggers.27 Und zwar mit Er-
folg, denn Heidegger wurde nach dem Ausschluss „aus rassischen
Gründen“ von 13 der 93 Professoren am 21.4.1933 in einer knapp be-
schlussfähigen Sondersitzung des Senats fast einstimmig zum Rektor
gewählt.28

Von Möllendorff, der bekannte Ökonom Walter Eucken, aber auch
Ritter wurden in der Folge Gegner Heideggers und der Gruppe, die

der Parteien 1933, Düsseldorf 1960, S. 533.
26Ebd. S. 534.
27Ott wie Anm. 22, S. 141.
28Ebd. S. 143.
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ihn unterstützte (Matthiesen S. 58f.; 1938 bildeten sie und weitere eine
Widerstandsgruppe, ebd. S. 14). Heimpel verlieh seiner Unterstützung
Heideggers weithin sichtbar Ausdruck damit, dass er den wichtigsten
seiner Vorträge von 1933 - vom 23.11.1933 - „Martin Heidegger[,]
dem Rektor der Universität“ widmete: „Deutschlands Mittelalter -
Deutschlands Schicksal“.29

Dass Heimpel bis zum 5.3.1933 Parteigefährte Ritters gewesen
sein sollte und erst dann zum „Zauberlehrling“ geworden und - dem
Faszinosum Heidegger erst jetzt erlegen - zum „kleinen Kreis“ der
„NS-Professoren“ gestoßen sei, die seine Wahl betrieben, erscheint alles
in allem als extrem unwahrscheinlich, obwohl es natürlich nicht aus-
zuschließen ist, zumal sein Freund Albrecht Haushofer (geb. 7.1.1903)
sich schon 1919 parteipolitisch in der DVP betätigt hatte und 1921 so-
gar Vorsitzender der DVP-Jugendgruppe in München gewesen war.30

Heimpel erinnerte aber in einem Vortrag über Haushofer im Bayeri-
schen Rundfunk 1987 daran, dass sich - während Heimpel „Paläogra-
phie und Urkundenlehre trieb“ - Haushofer „im Seminar von Karl
Alexander von Müller den Ruf eines schlüssigen Debatters [!] als
’Mann der äußersten Rechten’“ verdiente.31

Doch gibt es noch ein weiteres Argument, das Heimpels Aussage,
die DVP noch im März 1933 gewählt zu haben, unwahrscheinlich
macht. In der Korrespondenz zwischen Ritter und Heimpel war von
einer Publikation Heimpels die Rede, die Matthiesen nicht in der 1972
erschienenen Bibliografie Heimpels von E. und H. Geuss finden konn-
te. Doch mit einem einfachen Blick in das „Gesamt-Verzeichnis des
deutschsprachigen gedruckten Schrifttums“ (Band von 1978) entdeck-
te er sie. Es handelt sich um zwei von Heimpel auf eigene Kosten
als Abschiedsgeschenk aus Freiburg für seine Freunde und Kollegen
gedruckte „Vorreden“ zu seinen mittelalterlichen Vorlesungen aus

29Heimpel, Hermann, Deutschlands Mittelalter - Deutschlands Schicksal (Freiburger
Universitätsreden 12), Freiburg im Breisgau 1933.

30Jacobsen, Hans-Adolf, Karl Haushofer. Leben und Werk, Boppard am Rhein 1979, S.
41 Anm. 25.

31Heimpel, Hermann, Nachklänge, hg.v. S. Krüger, Göttingen 1990, S. 36.
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dem Sommersemester 1933 und dem Wintersemester 1933/34.32 Sie
wurden auch Schulin bekannt, der aus ihnen genauso zitiert, wie es
Fried in seinem Eröffnungsvortrag auf dem Historikertag tat. Neben
dem, dass diese „Vorreden“ Aufklärung über Heimpel gewähren, ist
es aufschlussreich, was Schulin und was Matthiesen aus ihnen zitieren
und was sie erklären oder unerklärt lassen.

Die zweite dieser „Vorreden“ ist durch den Bezug auf das Plebiszit
zum Austritt aus dem Völkerbund vom 12.11.1933 eindeutig auf Diens-
tag den 14.11.1933 datierbar. Bei der ersten schreibt er nur, sie im Mai
gehalten zu haben. Da laut dem Freiburger Vorlesungsverzeichnis die
Vorlesungen des Sommersemesters 1933 am Dienstag den 25.4. began-
nen und Heimpel seine Vorlesung „Der Staat des Mittelalters. Grund-
riss einer vergleichenden Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte“
dreistündig am Dienstag, Donnerstag und Freitag von 15 bis 16 Uhr
las, hätte er die erste an diesem 25.4. halten können. Da das aber seiner
eigenen Aussage widerspricht, ist es wahrscheinlicher, dass er erst in
der folgenden Woche zu lesen begann, mithin am Dienstag den 2.5.

Weder Schulin noch Matthiesen erwähnen, dass die Nazis den Vor-
lesungsbeginn um fast einen Monat herausgeschoben hatten, um die
ersten ’Säuberungen’ an den Hochschulen durchführen zu können.
Unmittelbar vor Vorlesungsbeginn waren in Freiburg 13 Dozenten
entlassen und war Heidegger am 21.4.1933 zum Rektor gewählt wor-
den. Am 1.5. war er demonstrativ der NSDAP beigetreten; und am
2.5. lösten die Nazis die Gewerkschaften auf und bildeten die „Deut-
sche Arbeitsfront“. Anders als der Philosoph meinte der Professor der
Geschichte, auf den Eintritt in die Partei verzichten zu können. Laut
seinem „Fragebogen“ von 194633 war Heimpel nach 1933 im Wesentli-
chen nur Mitglied des Nationalsozialistischen Dozentenbundes und
des Volksbundes für das Deutschtum im Ausland.

Der 31-jährige Heimpel begründet die Eröffnung seiner Vorlesung
mit einer gegenwartspolitischen ’Vorrede’ wahrscheinlich am 2.5. da-

32Heimpel, Hermann, Zwei Vorreden zu Vorlesungen 1933, o.O. o.D. (1934).
33UAG PA Heimpel; StAH Entnazifzierungsakte Heimpel.
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mit, nicht einfach „an die Arbeit des Tages“, das Halten seiner Vorle-
sung, gehen zu können, als sei seit Ende des letzten Semesters nichts
geschehen. Gerade der Historiker sei zu einem Kommentar zur Ge-
genwart verpflichtet, da er das Außerordentliche erlebe, in seiner
Gegenwart den „Mantel der Geschichte“ fassen zu können, „den er in
der Vergangenheit so oft vergeblich zu greifen sucht“ (teilweise von
Matthiesen S. 51, nicht aber von Schulin zitiert).

Was sei nach Heimpel in diesen verlängerten Semesterferien ge-
schehen? Es sei „geschehen, dass der Wille der Deutschen in einem
Grade auf einen gemeinsamen Weg aus der Not der verewigten Nie-
derlagen sich geeint hat, wie es seit der ersten Zeit der Bismarckschen
Kanzlerschaft und außerhalb der Schlachtfelder des grossen Krieges
nicht mehr erhört war“, wie Schulin (S. 32) ohne weitere Erklärung
zitiert. Dabei ist es schon interessant zu sehen, dass die Regierung
Adolf Hitlers in den Augen des ’Historikers’ Heimpel dieser „Weg“
war, auf den sich in so außerordentlichem Maße die Mehrheit der Deut-
schen „geeint“ hatte, um der „Not“ der durch den „Versailler Vertrag“
und seine Nachfolgeverhandlungen „verewigten Niederlagen“ des 1.
Weltkriegs, des „grossen Krieges“ zu entkommen.

Matthiesen (S. 51f.), nicht aber Schulin zitiert dann noch aus der
folgenden Passage: „Es ist geschehen, daß die deutsche Nation die
alten Parteiformen von sich warf, deren wechselnde Gleichgewichte
dem Staatsleben keine Impulse mehr gaben, sondern den ändern-
den Willen fesselten. Es ist geschehen, daß das deutsche Volk auch
jenes ewig scheinende Equilibrium von Kapital und Arbeit angriff,
das in seiner hoffnungslosen Verewigung bestehender Zustände die
Wirtschaftsinitiative ebenso hemmte wie es die Verzweiflung der Aus-
geschlossenen immer hoffnungsloser anwachsen liess. Die Lehre vom
Klassenkampf [...] soll überwunden werden durch einen idealistischen
Staatssozialismus, der das Interesse der Klassen hinter dem Interesse
der Gesamtnation ebenso verschwinden zu lassen gesonnen ist wie
den jahrhundertelangen Kampf der Konfessionen.“

Dagegen zitiert Schulin, nicht aber Matthiesen die folgende Pas-
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sage, in der Heimpel die Gleichschaltung der Länder begrüßt: „Die
Länder des Deutschen Reichs haben faktisch ihren Staatscharakter ver-
loren. Mehr als alles andere bewegt den Historiker diese Tat auf dem
Wege der deutschen Einheit, dieses Streben auf ein Vorwärts in der
nur halb erfüllten Sehnsucht unserer Grossväter“ - „halb“ durch das
nur mangelhaft ’geeinte’ Reich Bismarcks (Schulin S. 32). Da Schulin
dabei nicht erwähnt, worin die Gleichschaltung bestand, bleibt unklar,
welcher Art die „Tat auf dem Wege der deutschen Einheit“ ist, die
„den Historiker“ hier so herzlich zustimmend „bewegt“: Die Umbil-
dung der Länderparlamente gemäß der Reichstagswahl vom 5.3.1933
per Gesetz vom 31.3. und die Einsetzung von Reichsstatthaltern mit
Gesetz vom 7.4.

In dem Folgenden, das sowohl von Schulin als auch - etwas knap-
per - von Matthiesen zitiert wird, geht Heimpel über zur General-
Legitimation: „Wo wirkliche geschichtliche Macht gewonnen wird,
und wo diese Macht dient geschichtlich gesetzten Aufgaben [diese
Wortstellung!], da ist auch geschichtliches Recht gewonnen, und eben
dies verpflichtet zur inneren Anerkennung“ (Schulin S. 32; Matthiesen
S. 51f.). Hitler vollstrecke also nach Heimpel den Deutschen geschicht-
lich gesetzte Aufgaben, denen schon die Sehnsucht der Großväter
gegolten habe - die deutsche Einheit und gesellschaftliche Einheitlich-
keit - und sei damit in einem historischen Recht, das zur Anerkennung
verpflichte.

Heimpel weiß natürlich, dass seine Wünsche nach größerer sozia-
ler, konfessioneller und staatlicher Einheit in den wenigen Wochen
seit Regierungsantritt noch nicht erfüllt worden sind: „So viele aus der
Geschichte überkommene Wünsche, so viele - ich sage nicht: Erfüllun-
gen, aber so viele Hoffnungen auf den jungen deutschen Staat.“ So
unerfüllt mancher Wunsch, so unvollkommen und eventuell sogar un-
recht einem manche Maßnahme im einzelnen auch erscheinen mag, sei
dennoch gerade der Historiker zur Anerkennung der neuen Regierung
verpflichtet, da sie im historischen Recht sei. Vertritt man derartiges,
kann man sich selbst - wenn auch in etwas zweischneidiger Form - für
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einen ehemaligen jüdischen Freund verwenden (zweischneidig, weil
Berney erst durch Heimpels Bemühung seine Stelle definitiv verlor).

Auch wenn Heimpel seine Freiburger Rede von 1933 „Martin Hei-
degger[,] dem Rektor der Universität“ widmete und mithin dem, der
das Führerprinzip an ihr durchsetzte, so findet sich in seinem Werk
doch nur vergleichsweise wenig Schwärmen für Führertum und Füh-
rerprinzip. Allerdings enthält - darauf wies Fleckenstein34 hin - diese
Rede einen solchen Passus: Das 3. Reich, der gegenwärtige „politische
Wille nimmt vom Klang des mittelalterlichen Reiches eben das auf,
was der Gegenwart Reich sein soll: Einheit, Herrschaft des Führers, rei-
ne Staatlichkeit nach innen, abendländische Sendung nach außen“.35

Fleckenstein bemerkt dazu: „Wenn dies Reichsmystik ist, dann ist sie
nicht mittelalterlicher, sondern nazistischer Provenienz“.36 Konkreter
nennt Heimpel das, was das 3. Reich vom 1. Reich übernehmen und
das, was es nicht von ihm übernehmen will, in seinem Aufsatz von
1936 „König Heinrich der Erste“37: „Wir Deutschen, die nach den bit-
teren Erfahrungen langer Jahrhunderte mit dem Willen und der Kraft
zu einer neuen völkischen Jugend stehen, wir werden unsere Ziele
nicht von den Inhalten des Ersten Reiches ablesen. Wachgeworden
für die bauenden, bewahrenden Kräfte des Bluts, der Landschaft, der
ungequälten Erde, sind wir hellhöriger geworden für das Spaltende,
Gefährdende, Fremde. So haben Helden der edlen Selbstbehauptung
wie der Sachse Heinrich neuen Glanz für uns bekommen. Ihn feiern
und ehren wir als den ersten deutschen Führer aus dem Blut, das noch
unser Blut ist. Aber wir lieben nicht weniger den gefährlich-heldischen
Weltsinn Ottos.“

„In der ’Novembernummer’ der ’Straßburger Monatshefte’, die“,
wie ihre „Schriftleitung“ im Oktoberheft schrieb (5. Jg. H. 10, S. 677),
„als Sondernummer zur Eröffnung der Reichsuniversität erscheint,“
schrieb ihr Rektor, der Ophthalmologe Karl Schmidt: „Eines aber hat

34Fleckenstein wie Anm. 17, S. 35; ebenso Schönwälder wie Anm. 6, S. 61.
35Heimpel wie Anm. 32, S. 6.
36Fleckenstein wie Anm. 17, S. 35.
37Heimpel, Hartmut, Deutsches Mittelalter, Leipzig 1941, S. 31-49, Zitat S. 48.
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Straßburg allen anderen deutschen Schwester-Universitäten für einige
Jahrzehnte voraus [...]. Nach Straßburg werden nicht einzelne Männer
in einen schon vorhandenen Kreis deutscher Gelehrter hineinberufen,
sondern alle übernehmen zur gleichen Zeit die Verpflichtung und den
Dienst an der Aufgabe der Universität Straßburg. [...] Bei Universitäten
können wir auf den Lehrstühlen nur hervorragende Fachleute gebrau-
chen. [...] Aber nicht nur die fachliche Leistung konnte für Straßburg
entscheidend sein; es mußte bei der Wiederbesetzung der Straßburger
Lehrstühle erreicht werden, daß aus der zur Verfügung stehenden
Anzahl deutscher Gelehrter die Männer ausgesucht wurden, die sich
seit Jahren bewußt und freudig, willig und einsatzbereit mit ihrer
Persönlichkeit, ihrer Wissenschaft und ihrem Wollen in den Dienst
und unter die Weltanschauung des Nationalsozialismus gestellt haben.
Die deutschen Universitäten können nicht - wie etwa 1813 und 1848 -
für sich in Anspruch nehmen, vor dem Umbruch des Jahres 1933 als
geschlossene Erziehungs- und Bildungsanstalten für den Nationalso-
zialismus sich eingesetzt zu haben. Es lag dies an der Entwicklung der
Hochschulen in den letzten 60 Jahren und vor allem an der seit 1918
vom Weimarer System gepflegten Berufungspolitik. Die verhältnismä-
ßig starke Durchsetzung des deutschen akademischen Lehrkörpers
mit Juden, Freimaurern, Pazifisten und Leuten ähnlichen Schlages
brachte von vorneherein jeden Versuch eines gemeinsamen Einsatzes
einer ganzen Universität für den Nationalsozialismus zum Scheitern.
Es muß aber darauf hingewiesen werden, daß sich vor 1933 zahlreiche
jüngere deutsche Hochschullehrer, vor allen Dingen zahlreiche wis-
senschaftlich arbeitende Assistenten, die heute Hochschullehrer sind,
kämpferisch und entschlossen als Gefolgsleute des Führers bekannten
und danach handelten. Aus diesem heute gottlob großen Kreis der
deutschen Hochschullehrer ist Straßburgs Lehrkörper zusammenberu-
fen. Damit ist nun die Gewähr gegeben, daß diese Universität in ihrem
ganzen Umfang, also auch mit jedem Einzelmann des Lehrkörpers,
geschlossen für den Nationalsozialismus eingesetzt werden kann und
sich selbst kämpferisch einsetzen wird. Die Mitglieder dieses Lehrkör-
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pers sind mit wenigen Ausnahmen verhältnismäßig jung. Es sind die
Männer, die als Jungakademiker, Studenten und Schüler den Weltkrieg
mitgemacht haben, es sind die Männer, die nach dem Kriege die Gefahr
der Auflösung des Reiches in den deutschen Freikorps mit den Waffen
in der Hand und unter Einsatz ihres Lebens zerschlugen“.38 Ähnliches
gilt für die Studentenschaft: „Die noch so gute fachliche Leistung un-
serer Studenten allein kann uns nicht befriedigen und soll nicht allein
Ziel unserer Lehrtätigkeit sein. Ebenso wenig wie wir Hochschullehrer
allein aufgrund unserer wissenschaftlichen Leistungen nach Straßburg
gekommen sind, sondern weil daneben nationalsozialistischer Ein-
satzwille und politische Bewährung vorhanden ist, ebenso sollen die
Studenten von der Aufgabe Straßburgs erfasst, an ihr gebildet und
von uns Hochschullehrern miterzogen werden“.39 Der Rektor sagt zu
dieser „Aufgabe“: „Unsere Bestimmung, gegen Westen zu blicken und
zu kämpfen, ist klar und eindeutig.“40

Heimpel schrieb in seinem - wie Boockmann es (S. 27) nennt -
„Straßburger Programm“ von 1941, „Die Erforschung des deutschen
Mittelalters im deutschen Elsaß“ in eben diesem Heft der Straßburger
Monatshefte41: „Aus dem Weltkrieg kehrt ein Volk heim, das die alten
Klassen nicht mehr anerkennt, das in seiner Verarmung die Konven-
tionen einer abgelaufenen Zeit verläßt, das sich, seine Größe und seine
Zukunft ahnend, nur scheinbar mit der Niederlage abfindet und das
darum fähig ist, dem zu folgen, der es zu sich selbst führt. Ihm ist
dabei der Blick geöffnet für die durch allen Wechsel der Gestaltungen
bleibenden, tragenden, erhaltenden Kräfte des Blutes, ihm ist die ger-
manische Herkunft als geschichtliche Macht von neuem freigelegt, die
das Geschichtlich-Deutsche trägt und zugleich übergreift.“

Heimpel spricht wenig später von den Trends und Aufgaben der
Forschung, der ’Umzeichnung’ des Bildes des Mittelalters „unter dem
Gesichtspunkt des Reiches“: „Zu einer neuen und bereicherten Auf-

38Straßburger Monatshefte, Jg. 5, H. 11, S. 682f.
39Ebd. S. 686f.
40Ebd. S. 683.
41Ebd. S. 738-743, Zitat S. 739.
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fassung des Mittelalters sind besonders in jüngster Zeit wesentliche
Beiträge geliefert worden. Es sei nur an die volkskundlichen Forschun-
gen Otto Höflers über die germanischen und besonders germanisch-
sakralen Wurzeln des deutschen Königtums erinnert oder an die neuen
Erkenntnisse, mit denen Otto Brunner die aus den Voraussetzungen
des 19. Jahrhunderts gestellte Frage nach dem mittelalterlichen Staat
durch das Aufspüren jener Vorstellungen erweitert, die den alten Zei-
ten selbst den Staat als Ordnung des Volkes ausmachten, nach dem
’Land’, nach der ’Herrschaft’, wobei in neuartiger Weise das besonde-
re mittelalterliche Verhältnis von Politik und Recht, von Friede und
Fehde auf uralte germanische Grundlagen zurückweist.“ (S. 740f.)
Neuere „Darstellungen des mittelalterlichen Reiches“ betonen „kräfti-
ger als [Karl] Hampes ausgewogene Darstellungen die Gegensätzlich-
keit der mittelalterlichen Welt [...]“. „Eine Darstellung der Kaiserzeit
von H[erbert] Grundmann (in der neuen Propyläen-Weltgeschichte)
läßt zudem die Arbeit der Germanenkunde ebenso spüren wie die
Vertiefung der Reichsgeschichte durch die landes- und siedlungsge-
schichtliche Forschung der letzten Jahrzehnte. Überall meldet sich
gegen früher eine innigere Einheit der politischen Schicksale mit der
Geschichte des Volksbodens, die Religion, das Recht, die Wirtschaft,
der Aufbau des Volkes, die Kenntnis also der Strukturen bereitet die
Erzählung der Taten vor. Volksgeschichte und Reichsgeschichte finden
sich. Wo zudem die Geschichte des Reichs zur Geschichte des Reichs-
gedankens erhöht wird, zeigt sich das Volk als sein Träger auch da, wo
der Arm der Könige erlahmt. Die neueren Arbeiten von F[ritz] Rörig
erweisen den Zusammenhang des Reichsgedankens mit der deutschen
Erschließung des Ostseeraums durch den wehrhaften Kaufmann.“ (S.
741)

Heimpel kommt hier 1941 fast zum selben Resümee wie in sei-
nem Heidegger gewidmeten Vortrag vom 23.11.1933: „Die Geschichte
des ersten Reiches ist abgeschlossen und vergangen. Aber es ist nicht
tot. Sein bleibender Sinn verwirklicht und erneuert sich vor unseren
Augen [durch die Kriege Hitlers und der Deutschen]. Das moderne

192



Klaus-Peter Sommer

System eines scheinbaren Gleichgewichts, in dem sich die Ränder Eu-
ropas auf Kosten der deutschen Mitte verbanden, weicht einer europäi-
schen Ordnung aus der volkreichen willensstarken Mitte, wie sie einst
von Heinrich I. begründet, von unseren Kaisern verwirklicht war. Das
erste Reich ist an dem Gesetz verblutet, unter dem es angetreten war:
Nur mit äußerster Anstrengung und unter ständigen Rückschlägen
behaupteten sich die Könige in der Welt des bodenverbundenen Adels
und der landschaftlich gebundenen Treuegefühle. Nur mit äußerster
Mühe überherrschten sie den für die damalige Technik riesenhaften
Raum von der Eider bis Brindisi, von der Saone bis zur Warthe. Nur
ungenügend vermochten die an Rhein und Main, in Schwaben und
Elsaß beheimateten Königssippen dem Drang des Volkes nach dem
Osten zu folgen, mit dem seit Beginn des 12. Jahrhunderts die alten
germanischen nun aber von Slawen besetzten Räume dem deutschen
Volkstum gewonnen wurden. [...] Es bleibt das große Bild der deut-
schen Volksgeschichte. Es gibt den spätmittelalterlichen Jahrhunderten
ihre manchmal verkannte Bedeutung, den Jahrhunderten, denen im
neuen Straßburger Seminar die besondere Aufmerksamkeit gelten soll.
[...] Auf solchen Grundlagen steht auch unser [drittes] Reich. Auch
dieses Reich ist Ordnung Europas aus seiner Mitte. Mit seinem Blu-
te verteidigt es die Vergangenheit und die Zukunft Europas gegen
die Barbarenwelt, die keine Vergangenheit kennt. Aber diesem neuen
Reiche dienen die Lehren der neueren Jahrhunderte, jene Mittel und
Erkenntnisse, die unsern Kaisern fehlten. [...] Selten zeigte sich der kai-
serliche Reiterzug den Bauern und Bürgern, in die entlegenste Hütte
dringt das Wort des Führers. Mühsam schleppte sich der königliche
Troß, der Motor bezwingt den Raum, der den Deutschen aufgegeben
ist“ (S. 742f.; Schulin zitiert hieraus zwei zentrale Wendungen S. 38f.,
Boockmann eine S. 21).

Werner Heisenberg schrieb für Heimpels Entnazifizierungsverfah-
ren am 23.5.1946 ein Gutachten über ihn: „Ich kenne Herrn Heimpel
durch die lange Zeit gemeinsamer Arbeit an der Universität Leipzig;
insbesondere war ich mit ihm durch eine kleinere Gruppe von Kolle-
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gen, die zu Vorträgen und Diskussionen regelmäßig zusammentraten,
freundschaftlich eng verbunden. Ich weiß aus vielen Gesprächen, daß
Herr Heimpel die politische Entwicklung in Deutschland seit 1933 mit
der größten Sorge verfolgt hat und daß die Ideologien und Schlagwor-
te der damaligen Regierung auf ihn nicht den geringsten positiven
Eindruck gemacht haben. [...] Herr Heimpel hat in allen Fällen, die mir
bekannt sind, die Sache der Wissenschaft und die Sache des Rechtes
gegenüber den Angriffen der sogenannten Weltanschauung und der
Gewalt vertreten.“42

Dafür, dass Heimpel immer „die Sache der Wissenschaft [...] ge-
genüber den Angriffen der sogenannten Weltanschauung“ vertreten
habe, nennt Fleckenstein als Beispiel Heimpels Auftreten auf dem
Erfurter Historikertag 1937, auf dem er „Historiker aus dem Geist
der Partei, die wie der neue Biograf Heinrichs I., Franz Lüdtke, Ge-
sinnung mit Wissenschaft verwechselten, sachstreng in ihre Grenzen
verwies“.43 Dort soll er auch „dem von dem Germanisten Otto Hoefler
propagierten Germanenmythos und dem Versuch der Einengung der
deutschen Geschichte auf die germanische Komponente“ entgegenge-
treten sein.44

Boockmann führt aber an, dass von Heimpel in seinem „Straß-
burger Programm“, „die ’Kräfte des Blutes’ und die ’germanische
Herkunft’ der Deutschen und schließlich die neuen Forschungen Otto
Höflers so in den Mittelpunkt gestellt [werden], als habe Heimpel
nicht all dem noch vor wenigen Jahren in Erfurt widersprochen, als
werde er sich dagegen nicht zwei Jahre später im Straßburger Semi-
nar zur Wehr setzen.45 Denn dort hatte, wie Heimpels Schüler Otto

42StAH Entnazifizierungsakte Heimpel.
43Fleckenstein wie Anm. 17, S. 35 u. 38; vgl. Boockmann wie Anm. 6, S. 55 Anm. 48

mit Verweis auf Schumann, Peter, Die deutschen Historikertage 1893-1937, Marburg
1974, S. 420f.

44Fleckenstein wie Anm. 17, S. 38 mit Verweis auf einen Artikel von Karl Korn über
Heimpel in der FAZ vom 20.9.1971; „zum Einfluß des Germanisten Otto Höfler auf
die Mediävistik“ verweist Schulin, S. 37 Anm. 66, auf Graus, Frantisek, Verfassungsge-
schichte des Mittelalters, in: HZ 243 (1986), S. 561ff.

45Boockmann wie Anm. 6, S. 21.
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B. Roegele berichtete, in „einem interdisziplinären Colloquium“ des
’Germanischen Großseminars der Philosophischen Fakultät’ Straßburg
Heimpel 1943 auf den Angriff auf seinen Schüler Hermann Mau mit
einem „Ausbruch“ reagiert, der mit der „Empfehlung“ schloss, „der
Herr Religionswissenschaftler möge endlich selber an die Front ge-
hen, und nachprüfen, an welchen Gott die Soldaten dieses Volkes
glaubten“.46 Schönwälder nennt noch einen anderen Beleg: „Anders
als Ritter, der immer wieder die Politik des nationalsozialistischen
Regimes kritisiert hatte, hatte etwa Hermann Heimpel die nationalso-
zialistischen Eroberungen öffentlich begrüßt. Aber auch er schrieb im
Frühjahr 1943 einen HZ-Beitrag, in dem der Krieg nicht mehr als Basis
neuer Größe, sondern als Last dargestellt wurde. Seine Klagen über
das Fehlen von Mitteln für Archivreisen angesichts von Milliardenaus-
gaben für den Luftschutz, über das ’Wüten’ zweier Weltkriege in den
Generationen und die Behinderung der Forschung durch die beiden
Weltkriege brachten eine erstaunliche Kritik zum Ausdruck“.47

Auch wenn Heimpel, wie Heisenberg sagte, „in allen Fällen, die
mir bekannt sind, die Sache der Wissenschaft [...] gegenüber den An-
griffen der sogenannten Weltanschauung [...] vertreten“ haben mag, so
ist dies in seiner ersten ’Vorrede’ vom Mai 1933 wider Erwarten nicht
seine generelle Maxime, trifft er dort doch eine Unterscheidung und
schränkt damit diesen Grundsatz selbst wesentlich ein. Denn er sagt:
Weder habe die Wissenschaft „vorhandene mächtige Dogmen nur mit
ihren Mitteln zu unterbauen“, noch habe sie „solche Dogmen, die
heute im Bewusstsein des Volkes geschichtsbildende Macht gewonnen
haben, schlechthin zu bekämpfen, nur weil es verbreitete und geglaub-
te Dogmen sind.“ Bis in Gesetze hinein war 1933 der Antisemitismus
und mit Heideggers Rektorat auch an der Universität Freiburg das
Führerprinzip ein solches Dogma ’geschichtsbildender Macht’ gewor-
den. Heimpel fügt dem noch hinzu: „Dogma ist nicht Wahrheit, aber
es ist eine grosse Chance der Wahrheit; Nachbeten ist nicht Wahrheit,

46Ebd. S. 55 Anm. 49.
47Schöwälder wie Anm. 6, S. 265.
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aber die Wahrheit ist nicht notwendig bei dem Zweifler, bei dem, der
immer nur das Grosse im Kleinen korrigiert.“ Wie in dem Brief Ber-
neys vom 16.11.1923, mit dem er auf einen Brief Heimpels über seine
Erlebnisse vom 8.11.1923 im Bürgerbräukeller antwortete, sowie in
Heimpels literarischem Bericht über sie in seinem „Traum im Novem-
ber“ taucht auch in dieser Vorrede der „Zweifler“ als eine Gegen-Figur
seines Denkens auf, was bisher aber niemandem aufgefallen zu sein
scheint.

Frantisek Graus hatte nicht nur die „ersten zwei Bände des
Dahlmann-Waitz“ kritisiert48, sondern auch in seiner Präsentation
des Buches von Karl Ferdinand Werner „Das NS-Geschichtsbild und
die deutsche Geschichtswissenschaft“ (Stuttgart 1967) zuerst in einer
tschechischen Zeitschrift, dann in den Vierteljahrsheften für Zeitge-
schichte49 das Weiterleben einer „Germanomanie sehr eigenartiger
Prägung“ beklagt (den Ausdruck „Germanomanie“ verwendet schon
Werner). Wie mir ein ehemaliger jüngerer Göttinger Mitarbeiter Heim-
pels berichtete, hat Heimpel über Graus nur aufbrausend bemerkt: „Ja
was ist er denn schon - ein böhmischer Jud.“ Und über Auschwitz
sagte er demselben gegenüber: „Auschwitz hat eben auch unseren
ganz normalen Antisemitismus unmöglich gemacht.“

Heimpel schließt seine ’Vorrede’ im Mai mit Sätzen, die einen Chris-
ten wie Ritter treffen mussten: „Durch unser Volk geht eine Welle der
Besinnung auf das eigene Wesen [...] und der Absetzung des deutschen
Wesens zu den fremden Mächten überhaupt“, den „großen übernatio-
nalen Mächten der Geschichte, insbesondere [...] dem Christentum.“

Schulin geht auf diese für Heimpels Verhältnisse recht klaren Sätze
seiner beiden „Vorreden“ von 1933 nicht weiter ein. Er meint aber, „es
wäre flach, das alles einfach als etwas verklausuliertes Bekenntnis zum
Nationalsozialismus zu denunzieren“ (S. 33). Leider spricht Schulin
hier im „mehrdeutigen Stil“ seines Lehrers (S. 36). Denn unklar bleibt,
worin diese Denunziation besteht. Darin, Heimpel ÜBERHAUPT die-

48Frantisek Graus in: Blätter f. dt. Landesgeschichte 108 (1972), S. 211-222.
49Vierteljahrsheften für Zeitgeschichte 17 (1969), S. 87-95, hier S. 94.
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ses Bekenntnisses zu bezichtigen oder darin, es ’etwas VERKLAU-
SULIERT’ geleistet zu haben? Schulin meint weiter: „verklausuliert
sind die Distanzierungen“ (ebd.). Wenn NUR die Distanzierungen
„verklausuliert“ wären, dann wäre stattdessen das „Bekenntnis zum
Nationalsozialismus“ ein klares. Aber gerade das scheint nicht Schu-
lins Ansicht zu sein. Denn er betont, diese Rede drücke - wenn auch
mit Rücksicht auf seine Hörer „etwas verklausuliert“ - tatsächlich
Distanz zum Nationalsozialismus und kein Bekenntnis zu ihm aus,
sondern nur eine verständliche „emotionelle Öffnung zur nationalen
Hochstimmung der Zeit“ (ebd.). Heimpel sei nur dazu verführt wor-
den, sich der „Aufbruchsstimmung, der hochgespannten Erwartung
der studentischen Hörer stellen und seinen eigenen Beitrag dazu leis-
ten“ zu wollen (S. 31). Heimpels ’Vorrede’ sei also nur eine singuläre
Entgleisung, zu der - nichts und niemand anderes nennt Schulin -
ihn seine Hörer verleitet hätten. Er scheint zu meinen, es handle sich
weder um ein klares noch um ein verklausuliertes, sondern überhaupt
nicht um ein originäres Heimpelsches „Bekenntnis zum Nationalsozia-
lismus“. Es lag mir daran, vor Augen zu führen, was alles Heimpel im
Detail schon in seiner ersten ’Vorrede’ aus dem Mai 1933 rechtfertigt -
die Gleichschaltung der Universitäten, Länder, Gewerkschaften und
Parteien -, um zu verdeutlichen, dass diese Einschätzung Schulins
offenbar unzutreffend ist.

Bei der ’Vorrede’ zu Beginn des Wintersemesters gesteht aber auch
Schulin, dass hier „das Glaubensbekenntnis zu Hitler und dem neuen
Deutschland viel rücksichtsloser“ ist als in der aus dem Mai (S. 33).
Nach dem Plebiszit zur Sanktionierung des Austritts Deutschlands
aus dem Völkerbund, zu dessen Propagierung eine „Kundgebung
der deutschen Wissenschaft“ in Leipzig zum letzt möglichen Termin
- und zwar am Vortag, dem 11.11. bzw. Karnevalstag - mit einem
Masseneinsatz deutscher Professoren und u.a. einer Rede Heideggers
stattgefunden hatte (Matthiesen S. 59), ließ sich Heimpel mit jenen
Sätzen vernehmen, die auch Fried in seinem Eröffnungsvortrag zum
letzten Historikertag zitierte: „[...] am 12. November 1933 wählten in
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geheimem Wahlverfahren alle Deutschen - denn den Rest zählt die
Geschichte nicht mehr - Adolf Hitler zu ihrem Führer zur Freiheit, zu
einem neuen Deutschland, zu einem neuen Abendland.“ Auch Schulin
(S. 33) und Matthiesen (S. 53) zitieren diesen Satz. Da allerdings wieder
niemand etwas darüber sagt, wie es sich wirklich verhalten hat, wird
weder klar, was Heimpel hier eigentlich behauptet, noch wie Heimpels
Position einzuschätzen ist. Denn die Pointe ist ja, dass jemand, der
das Verfahren, mit dem die Nazis eine Zustimmung von 92 Prozent
erzielten, als ’geheimes Wahlverfahren’ bezeichnet und die, die trotz
mehr oder minder offener Stimmabgabe und massiver SA-Präsenz
in den Wahllokalen den Mut hatten, dagegen zu stimmen, aus der
Gemeinschaft ’aller Deutschen’ ausschließt, schon in hohem Maße
für die nationalsozialistische Regierung eingenommen gewesen sein
muss.

Heimpel schloss seine Vorrede vom 14.11.1933 mit dem Satz:
„Deutschland wird das Abendland tragen - mögen wir verwehen,
wir Sandkörner im Winde der Geschichte.“ (Schulin S. 33f. sowie Matt-
hiesen S. 55) Im Zweiten Weltkrieg, wenn nicht schon im Ersten hieß
das: Deutschland muss leben, auch wenn wir sterben müssen (man
wies mich auf Heinrich Lersch als eventuellen Urheber dieser Sentenz
- über Aufklärung wäre ich dankbar). Und Ernst Jünger titelte später:
„70 verweht.“

Fried sprach von dem „den Terror verherrlichende[n] Pathos Her-
mann Heimpels“. Als einer dieser Freunde, an den Heimpel den Pri-
vatdruck seiner „Vorreden“ verschenkte, sah sich auch Ritter samt
Frau so geehrt. Heimpel muss so von sich eingenommen gewesen
sein oder Ritter so verkannt haben, dass er nicht einmal auf die Idee
kam, eine Taktlosigkeit zu begehen, indem er ihm diese auch dem
Christentum feindlichen „Vorreden“ verehrte. Denn den stießen sie
nachhaltig ab (Matthiesen S. 50f., 111). Genauso wie er sie nicht ver-
gessen konnte, so war auch noch eine andere Äußerung Heimpels
Ritter unvergessen geblieben. In einem Brief Ritters an Heimpel vom
24.10.1941 hält er ihm vor, ihm gegenüber einmal gesagt zu haben,
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„daß Sie persönlich dem Christentum sich nicht zurechnen“ (Matthie-
sen S. 112 Anm. 28). Ob Schulin auch Frieds und Ritters Äußerungen
für ’flache Denunziationen’ Heimpels hielte, erscheint mir fraglich.

Erst Heimpels „auffallend antifranzösischer Affekt“, mit dem er
dem „nationalsozialistischen Geschichtsbild am nächsten kam“, stört
auch Schulin, den Kenner der französischen Geschichte (S. 37f.). Mit
den Jahren, als Heimpel 1941 dann auch noch an die wiedereröffnete
„Reichsuniversität“ Straßburg, der Künderin des Nationalsozialismus
im westlichen Feindesland, gegangen war, wird er ihm immer „partei-
konformer“ (S. 39). „Von einer tiefgreifenden Revision seiner Mittel-
alterauffassung“ nach 1945 kann bei Heimpel nach Schulin nicht die
Rede sein, „wenn er auch den neuideologisierten Begriff ’Abendland’
nun vermied“ (S. 54f.). Die Desillusionierung des auch von ihm lange
geteilten „Reichsmythos“ durch z.B. Friedrich Heer habe Heimpel aber
begrüßt (ebd. S. 55).

Josef Fleckenstein, Heimpels Nachfolger im Max-Planck-Institut
für Geschichte, sprach in der Gedenkfeier der Göttinger Universität zu
Ehren Heimpels 1989 allerdings nicht bloß wie Schulin von „Reichs-
mythos“, sondern etwas deutlicher von „Reichsmystik“ zumindest
1933 „nazistischer Provenienz“ (S. 35). Heimpel hat seine Vorstellun-
gen vom „Reich“ immer wieder in aller wünschenswerten Klarheit
ausgesprochen. In seiner Heidegger gewidmeten Rede hatte er 1933
gesagt (S. 32-34): „Das Mittelalter ist uns das Urbild eines aus der Kraft
seiner Mitte geordneten Europa; das Panier der Ritterlichkeit großer
geschichtlich verdienter Nationen gegen das Unmittelalterlichste, was
sich denken läßt, das System von Versailles, das unritterliche System
der französischen Sicherheit, das die deutsche Mitte Europas zusam-
menschnürt durch das Bündnis mit dem östlichen Völkergeröll [...]
Wir glauben, wenn wir Deutschland bauen, bauen wir das Abendland.
Wir glauben an das neue Deutschland. [...] wo liegt das Abendland?
Das Abendland liegt in Deutschland. Das Abendland ist nicht mehr
das Frankreich des zivilisatorischen Imperialismus, der Sicherheit, der
Ostbündnisse, der bourgeoisen Versicherung, deren Prämie immer
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wieder das geschwächte Deutschland zahlt. Sondern das Abendland
ist und wird sein das Deutschland der Wahrheit. [...] So wollen wir
das Reich. Aber nicht das alte, sondern das neue. Indem wir unser
Mittelalter überwinden, werden wir unseres Mittelalters würdig sein.“

Und in dem Sammelband von 1941 heißt es in einem Vortrag von
1936 (S. 73): „Indem wir unser Mittelalter als unsere Jugendstufe be-
greifen, setzen wir an Stelle der Verdammung die ehrfürchtige Über-
windung.“ Und ebendort in einem Aufsatz von 1938 (S. 207): „Wie
frei und glücklich ruht aber unser Blick auf dem Ersten Reiche der
Deutschen. Nicht ihm erborgt, sondern neu beschworen ist die Kraft,
aus der Adolf Hitler den Deutschen ihr Reich erhöhte. [...] Österreich
fand heim - die Krone der Könige wird im Großen Deutschen Reich
gehütet. Die ’neueren’ Zeiten des geschwächten Deutschlands sind
vorüber. Was aber erstritten wird, war auch die Ordnung des Ersten
Reichs: der Friede der Völker aus der Kraft ihrer Mitte.“

Diese „Reichsmystik“, dieser Traum des „Zauberlehrlings“ Heim-
pel eines ’neuen Reiches’, das das erste ’überwinde’ und Europa „aus
der Kraft seiner Mitte“ ordne, musste für Heimpel nach 1945 wieder
den „’neueren’ Zeiten des geschwächten Deutschlands“ weichen.

4. MATTHIESEN - SCHULIN - KRÜGER

4.1. MATTHIESEN
Duchhardt schrieb eine umfassende Biografie Berneys. Matthiesen

beschränkte sich zeitlich, bezog aber fast im Stil einer Kollektivbio-
grafie eine Gruppe von Personen ein. Durch neue Quellen konnte
er unsere Kenntnis Berneys, Ritters, Stadelmanns und insbesondere
Heimpels vertiefen. Erstmals wirft er manches klarere Licht auf des-
sen Sympathie für den Nationalsozialismus. Er scheint behaupten zu
wollen, dass sie nicht - wie Schulin zu glauben scheint - erst seit 1933,
sondern schon mindestens seit 1923 datierte. So eindrücklich die Briefe
Berneys sind: Solange Heimpels Nachlas und häufig auch die seiner
Korrespondenzpartner noch unzugänglich sind, sind - was Matthiesen
natürlich weiß - wirkliche Quellen für diese Behauptung noch ver-
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gleichsweise rar. Dass für Berney seine Freundschaft mit Heimpel 1932
endete, ist eher - und im Gegenteil zu dem, was Matthiesen behaupten
möchte - ein Indiz dafür, dass Heimpel erst 1932 unverkennbar Partei
bezog. Dagegen und mithin für Matthiesen sprechen mehr allgemeine
Überlegungen, die Matthiesen aber leider nicht anstellt. Z.B. dass Poli-
tisierung, die in frühen Lebensjahren wie auch bei Heimpel erfolgte,
als er sich am 8./9.11.1923 entschied, bereit zu sein zu glauben, eine
lang andauernde Wirkung haben kann und ihn auf jeden Fall früh
den bürgerlichen, selbst den konservativen Parteien der Weimarer
Republik entfremdet haben mag. Und wie es heutzutage wohl vielen
geht, so kann man sich als Anhänger einer Partei empfinden und den-
noch gleichzeitig der Meinung sein, nur mit einem kleinen Teil ihrer
Ansichten wirklich übereinzustimmen, ja kann man sich als Anhänger
einer Partei empfinden, ohne viel von ihrer Programmatik zu kennen,
häufig auch nicht einmal kennen zu wollen.

Das stärkste Argument für eine frühe Distanz Heimpels zu den
bürgerlich-konservativen Parteien und mithin Nähe zu den Nazis ist
Matthiesen aber erstaunlicherweise entgangen. Es ist das explizit mit
Albrecht Haushofer geteilte Schwärmen für Oswald Spengler. Denn
Matthiesen scheint sich über den „Staatsozialismus“ von Berneys Dis-
sertation von 1920 und den „nationalen Socialismus“ seines Briefes an
Heimpel vom 16.11.1923, dem Heimpel schon da nahe gestanden zu
haben scheint und den er im Mai 1933 als „idealistischen Staatsozialis-
mus“ bezeichnete, keine Gedanken gemacht zu haben. Dass es nicht
der Sozialismus von Marx oder der SPD ist, ist offensichtlich, wenn er
wie bei Berney so verschroben sein kann, dass er sich mit der „Idee des
wahrhaft volksgemäßen, ständisch aufgebauten Staates“ oder wie bei
Heimpel mit der Zerschlagung der Gewerkschaften verbinden kann.

Spengler schrieb 1922 in seinem Buch „Preußentum und Sozialis-
mus“: „Friedrich Wilhelm I. und nicht Marx ist in diesem Sinne der
erste bewußte Sozialist gewesen.“50 „Wenn der Ordensgedanke ’Alle
für alle’ eine moderne Fassung erhielt, so war es nicht die Bildung

50Spengler, Oswald, Preußentum und Sozialismus, München 1922, S. 42.
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von Parteien, die nach unten auf dem Wege der Wahlen alle paar Jahre
einmal dem Volk das Recht gaben, für den von der Partei ernann-
ten Kandidaten oder überhaupt nicht zu stimmen, während sie nach
oben als Opposition in die Regierungsarbeit eingriffen, sondern es
war das Prinzip, jedem einzelnen nach Maßgabe seiner praktischen,
sittlichen, geistigen Fähigkeiten ein bestimmtes Maß von Befehl und
Gehorsam anzuweisen, einen ganz persönlichen Grad und Rang von
Verantwortung also, der jederzeit, wie ein Amt, widerruflich war. Dies
ist das ’Rätesystem’, wie es vor hundert Jahren der Freiherr vom Stein
geplant hatte, ein echt preußischer Gedanke, der auf den Grundsätzen
der Auslese, der Mitverantwortung, der Kollegialität beruhte.“51 „Die
Arbeiterschaft muß sich von den Illusionen des Marxismus befreien.
Marx ist tot. [...] Es gibt für den Arbeiter nur den preußischen Sozialis-
mus oder nichts.“52 Der hier zum Ausdruck gebrachte Elitismus und
„Ordensgedanke“, das autoritäre Staatsdenken bei selbstverständli-
cher Ungleichbehandlung der Menschen scheinen in je verschiedenem
Grade sowohl Berney wie Heimpel als auch Haushofer und vielen an-
deren jungen Intellektuellen der Nachkriegszeit sympathisch gewesen
zu sein.

Matthiesen ist sich der begrenzten Aussagekraft seiner Hauptquel-
len durchaus bewusst. Deswegen betont er ähnlich wie Schöttler, dass
„Heimpels erfolgreicher Weg durch das ’Dritte Reich’ bis heute weitge-
hend noch gar nicht untersucht“ ist (Matthiesen S. 12). Leider merkt
man dem Büchlein an, dass es als ein Aufsatz für eine fachwissen-
schaftliche Zeitschrift geschrieben war. Für manches hätte man sich
eine Erklärung gewünscht. So hätte man (S. 20) schon gerne mitgeteilt
bekommen, welchen „Moser“ Berney da meinte: Johann Jakob oder
seinen Sohn Friedrich Carl (bekannt durch seine Schrift „Von dem
deutschen National-Geist“ von 1765). Erklärungsbedürftig ist auch
Berneys apokryphe Wendung, dass es „in diesem Gesinnungsraume
[...] keine Heiligung des Zweckes durch die Mittel“ gibt (ebd.) - gibt

51Ebd. S. 60f.
52Ebd. S. 98; für den Hinweis auf dieses eigentlich ja weithin bekannte Buch bin ich

Hans-Joachim Dahms, Göttingen, dankbar.
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es das überhaupt je, daß die Mittel den Zweck heiligen? Also genau
umgekehrt, wie man es kennt?

Dass der Verlag den prägnanten ursprünglichen Titel „’Da fiel es
mir plötzlich ein, daß ich Jude sei.’ Arnold Berney und seine Kollegen
Hermann Heimpel und Gerhard Ritter in ihrer Haltung zum Natio-
nalsozialismus“ (Matthiesen S. 99 bzw. Heimpel S. 425) in eine etwas
blasse „Verlorene Identität“ bei Fortfall aller Namen im Untertitel än-
derte, war nicht glücklich. Mit der ausdrücklichen Erwähnung von
Ritter und Heimpel würde das Büchlein gewiss mehr Interesse auf
sich ziehen als bloß mit der des recht unbekannten Berney. Dass der
Verlag die z.T. reichlich gesäten Anmerkungen ans Ende des Textes
verwies, erschwert die Lektüre unnötig, da man von dort häufig weiter
ins Literaturverzeichnis blättern muss. Dem Buch ist die Edition eines
von Matthiesen in Potsdam entdeckten aufschlussreichen, musikphi-
losophischen Manuskriptes Berneys über „Die deutsche Symphonie“
beigegeben. Seine Überlieferung in der DDR geht auf Beschlagnah-
mungen durch NS-Behörden zurück. So verdienstvoll sie ist, man
vermisst aber doch eine wirkliche Edition wenigstens der für Matthie-
sen zentralen Briefe Berneys an Heimpel vom 16. und 17.11.1923 und
eine Liste mit den Daten der erhaltenen Briefe.

4.2. SCHULIN
Heimpel hatte zwischen 1954 und 1959 seine einstündige Vorlesung

„Deutsche Geschichte von den Anfängen bis zur Gegenwart“ - so ihr
erster Titel - mehrfach gehalten. Damals hatten viele von Heimpel
die große neue „Deutsche Geschichte“ erwartet. Die Vorlesung wurde
als ihr erster öffentlicher Probelauf dazu angesehen. Zwar hatte er
selbst schon 1955 die Einleitungsstunde veröffentlicht und auf Bitte
seines Göttinger Verlages 1960 die Publikation von vier weiteren der 13
Vorlesungsstunden erlaubt, doch dabei blieb es dann. Deswegen zieht
diese Vorlesung anhaltendes Interesse auf sich - als einzige Quelle
dafür, was von Heimpel zu erwarten gewesen wäre, wenn er denn der
Erwartung an ihn nachgekommen wäre.

Für die Vorlesung hatte Heimpel ältere eigene Anschauungen wei-
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terentwickelt. Die Skizze Canossas in seiner Heidegger gewidmeten
Freiburger Universitätsrede von 1933 (S. 29ff.) war ein erster Nieder-
schlag der Idee, die er in seiner „Rede, gehalten in [...] Leipzig zur
Feier der Reichsgründung und des Tages der Nationalen Erhebung,
am 30. Januar 1939“ des Titels „Hauptstädte Großdeutschlands“ zum
ersten Mal entwickelte.53 Etwas vereinfacht verfolgte er diese durchaus
modern klingende Idee wieder in seiner Vorlesung der 1950er-Jahre:
Die Erzählung der deutschen Geschichte seit Karl dem Großen nach
Orten zu organisieren: zwar tatsächlichen Orten und zu ihrer Zeit so
etwas wie Kristallisationspunkten des Geschehens, an denen sich eini-
ge der Dinge der „großen Politik“ ereigneten, die man auf jeden Fall
erzählen bzw. kennen muss, doch in gewisser Weise auch „lieux de mé-
moire“, „Gedächtnisorten“. Schulin hebt weiter hervor, dass Heimpel
„nicht Orte harmonischer Höhepunkte der deutschen Geschichte [...],
sondern Orte der Krisen, der schicksalhaften Dualismen“ wählte.54

Diese Orte waren in den 1950er-Jahren: Aachen, Magdeburg, Canossa,
Gelnhausen, Marienburg, Wittenberg, Wien und Potsdam (das Fried-
richs des Großen), Weimar und Frankfurt (das Weimar der Klassik
bis hin zum Frankfurt von 1848), Königgrätz, Berlin und Bayreuth,
Verdun, Nürnberg und Potsdam (das Nürnberg der Reichsparteitage
und des Militärgerichtshofes, das Potsdam der Auflösung Preußens
und Teilung Deutschlands durch die Alliierten).

Die Publikation von 1960 enthielt die Kapitel Aachen, Canossa,
Wittenberg und Frankfurt. Schulin ergänzt sie um die beiden Kapitel
Marienburg sowie Berlin - Bayreuth. Nach dem Typoskript druckt er
auch die schon von Heimpel publizierte „Einleitung“ ab, obwohl die
Abweichungen der beiden Fassungen geringfügig sind. Dennoch ent-
hält sie Aufschlussreiches. Denn Hitler ist z.B. im Typoskript einmal
mehr ein UFO, das über die Deutschen kam: „Zu einem Teil ließ es
[das deutsche Volk] die Instinkte eines Mannes in sich ein [...]“ (Schu-

53Heimpel wie Anm. 37, S. 214 bzw. S. 144-159.
54Ebd. S. 52f., was natürlich ganz auf der Linie dessen lag, wodurch sich für ihn schon

in seinem „Straßburger Programm“ die neueren Darstellungen der mittelalterlichen
Geschichte auszeichneten: die Betonung der „Gegensätzlichkeit“ der damaligen Welt.
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lin S. 80). Juden sind in beiden Fassungen „Fremde“, auf jeden Fall
keine Deutschen: „Die Ableitung deutscher Missgefühle auf Fremde,
besonders auf [...] Juden [...]“ (ebd.). Dass Heimpel hier nur „Ostjuden“
meinte, ist zumindest nicht zu erkennen. Und da auch Juden Christen
und Deutsche geworden waren, können ’deutsche Missgefühle’ ihnen
gegenüber nur „Arier“ hegen, kann eigentlich nur ein Rassist diese
jüdischen Deutschen so von den arischen „Deutschen“ abgrenzen,
insbesondere wenn sie getauft waren. Und „die Jugendbewegung, die
Frauenbewegung, die pädagogische Bewegung, das Bauhaus“ meinte
Heimpel „als abkürzende Siglen“ der Krise seit der Jahrhundertwende
nennen zu müssen, obwohl seine eigene erste Frau sowohl von der
Frauenbewegung als auch dieser ’pädagogischen Bewegung’ geprägt
war (ebd. S. 66). Diese zwar einst geläufigen, heute aber entweder als
verstaubt konservativ-kulturkritischen oder als Wurzel der „Endlö-
sung“ erkannten Ansichten bleiben bei Schulin unkommentiert.

Schulins Buch ist von der Pietät des Schülers geprägt. Er will nur
das bringen, was seiner Ansicht nach das Ansehen seines Lehrers för-
dert oder wenigstens nicht allzu sehr schädigt. Für fördernd scheint er
Heimpels vergleichsweise neue Form der Organisation alten Stoffes
und ansonsten nur noch diese zwei von ihm edierten Vorlesungsstun-
den zu halten. Die restlichen sechs Stunden wollte er aber offenbar
nicht mehr publizieren. Eine wirkliche Begründung dafür gibt er nicht.
Nach seiner Inhaltsübersicht über die gesamte Vorlesung zu urteilen
(S. 44-51), veröffentlichte er keine weitere Stunde, weil sie entweder
eine Heimpel „persönlich fremdeste Zeit“ betrafen und daher „matt“
ausfielen (S. 47), oder weil er etwas „unsicher und ohne Wärme“ nach-
zeichnete etc. (S. 48; S. 15 hält Schulin „eine nachträgliche Veröffent-
lichung“ der restlichen Stunden für „nicht angemessen“, ohne einen
Grund zu nennen).

Es fragt sich aber, ob Schulins Kriterien angemessen und dienlich
sind. Schon um Heimpel und seine Konzeption der deutschen Ge-
schichte besser beurteilen zu können, hätte man es begrüßt, nun auch
z.B. seine Auffassung zum ersten Weltkrieg kennen zu lernen, selbst
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wenn er hier, wie Schulin meint, nur „in Übereinstimmung mit der
damals noch herrschenden wissenschaftlichen Ansicht“ urteilte (S. 49).

Schulin leitet seine Edition mit einer biografischen Einordnung und
einem Abriss einer „Geschichte der Nationalgeschichtsschreibung“ (S.
16) ein. Es schließt sich eine Inhaltsbeschreibung der Vorlesung und ein
Ausblick auf die weitere Geschichte des Projekts einer deutschen Na-
tionalgeschichte bis in die jüngste Zeit an. All das ist gewinnbringend
zu lesen. Im Sinne einer Dokumentation hätte man sich aber die Editi-
on weiterer Stunden der Heimpelschen Vorlesung gewünscht. Schulin
erschien sie wohl nicht möglich, ohne das Ansehen seines Lehrers zu
schädigen. Er mag geglaubt haben, Heimpel und seinen Verehrern
mit dieser Rücksicht zu dienen. Der Erkenntnis der Verfassung der
deutschen historischen Wissenschaft nach 1945 dient er damit nicht
so sehr, wie es ihm mit einer vollständigen Edition möglich gewesen
wäre.

4.3. KRÜGER
Von anderer Dignität als Schulins Edition ist dagegen die von Krü-

ger. Den ca. 320 Seiten wieder abgedruckter Texte stehen gut 80 Seiten
ungedruckter Texte aus Heimpels Nachlas gegenüber. Ein Grund, sie
zu publizieren, mag gewesen sein, dass Hartmut Boockmann in seinem
1990 erschienen Portrait „Der Historiker Hermann Heimpel“ davon
einen nicht unbeträchtlichen Teil ausgewertet und auch in den Anmer-
kungen jeweils erwähnt hatte. Auch anderen Forschern standen schon
Texte zur Verfügung, die hier jetzt zugänglich sind: Duchhardt, K. D.
Erdmann, W. Schulze, H. Fuhrmann, L. Perlitt. Sie waren also nicht
mehr unbekannt und erweckten das Interesse etlicher. Ihre Edition
ist nur zu begrüßen. Sie ist auch mit großer Sorgfalt und hinreichend
vielen Erklärungen erfolgt. Erfreulich ist, dass die Lebensdaten der
meisten erwähnten Wissenschaftler genannt werden. Das Register ist
ebenfalls sehr verlässlich. Manchmal hätte man sich aber ein paar
Hinweise zur Datierung dieser Manuskripte gewünscht.

Boockmann wie Krüger nennen aber noch weitere Manuskrip-
te. Über Heimpels Verhältnis zum Nationalsozialismus mögen seine
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Gutachten für die Verfahren vor dem Entnazifizierungsausschuss in
Tübingen einmal gegen seinen vormaligen Straßburger Kollegen Ernst
Anrich55 und im anderen Fall gegen Ernst Buchner Interessantes ent-
halten. Anrich war von 1952 bis 1966 geschäftsführender Direktor der
1949 gegründeten Wissenschaftlichen Buchgesellschaft56 und trat, als
Ende der 1960er-Jahre die NPD erhebliche Wahlerfolge erzielte, „als
einer von deren Protagonisten noch einmal politisch hervor“.57 Nach
K. F. Werner wurde Anrich dann auch auf Grund „seiner offen bekun-
deten Beziehung zur NPD“ als Geschäftsführer der WB abgelöst.58

Krüger erwähnt (Heimpel S. 234) ein „cum ira et studio“ geschrie-
benes 25-seitiges Typoskript über Hermann Mau, Heimpels Schüler,
Straßburger Assistenten, Leiter eines ’Wohnheims für Jungarbeiter
und Studenten’ in München und dann dort erster Generalsekretär des
Instituts für Zeitgeschichte59; ein 61-seitiges und bisher unbekanntes
Manuskript Hellmanns über Luther (Heimpel S. 151) und weitere
Manuskripte zu Below (ebd. S. 176). Boockmann erwähnt noch einen
Essay über Ludwig Thoma60, ein autobiografisches Fragment „Verfrü-
hung“61, zwei schon von Winfried Schulze in seinem Buch „Deutsche
Geschichtswissenschaft nach 1945“62 verwertete Gutachten Heimpels
für die Max-Planck-Gesellschaft über Aufgaben eines historischen For-
schungsinstituts der Gesellschaft (S. 63 Anm. 127; bei Schulze S. 248)
sowie ein Manuskript über die Sitzordnung auf dem Basler Konzil (S.
46 bzw. 67f. Anm. 184). Die 16 Meter des bis zum 23.12.2018 gesperr-
ten Nachlasses Heimpels sind bisher weitgehend unerschlossen. Und
an den mir freundlicherweise von der Handschriften-Abteilung der
Niedersächsischen Staats- und Universitätsbibliothek Göttingen vorge-

55Boockmann vom 13.6.1951, Ders. wie Anm. 6, S. 55f. Anm. 50.
56Freundl. Mitteilung von Frau Bauer, Presse-Abt. der WBG vom 21.12.1998.
57Boockmann wie Anm. 6, S. 55.
58Ebd. S. 51.
59Krügers Einschätzung bestätigen die fast verbitterten Zitate aus diesem Typoskript

bei Boockmann wie Anm. 6, S. 50 Anm. 13 u. S. 63 Anm. 24.
60Boockmann wie Anm. 6, S. 49 Anm. 8.
61Ebd. S. 53 Anm. 31.
62Schulze, Winfried, Deutsche Geschichtswissenschaft nach 1945, München 1989.
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legten Abgabelisten konnte ich nicht erkennen, ob er noch interessante
Inedita enthält.

Auf den ersten 100 Seiten des Krügerschen Buches sind wichtige
Aufsätze Heimpels wiederabgedruckt. Es folgt der Hauptteil des Bu-
ches mit 230 Seiten Text chronologisch und mithin nach den Stationen
von Heimpels Karriere - München, Freiburg, Leipzig und Göttingen
- geordnet und bringt, wie Boockmann schon vorschlug, hauptsäch-
lich „biografische Würdigungen und autobiografische Fragmente“
(Heimpel S. 11). Natürlich ist es auffällig, dass Texte aus Heimpels
Straßburger Zeit gänzlich fehlen. Doch die Editorin schreibt selbst:
„Es fehlt also - grob gesagt - die NS-Zeit: das Rektorat Heidegger in
Freiburg, die Leipziger und die Straßburger Zeit“ (ebd.). Sie meint,
„der Bezug auf die eigene Person erklärt die springende, um nicht zu
sagen, emotionale Chronologie“ (ebd.). M.a.W.: Er selbst wollte sich
nicht daran erinnern. Das wird auch deutlich in seinen Erinnerungen
an Berney, wenn er die NS-Zeit erreicht: „In einem für Berney, für mich
und für das Freiburg nach der ’Machtübernahme’ des 30. Januar wich-
tigen Punkt läßt mich mein Gedächtnis im Stich“ (ebd. S. 163). Doch
leider scheinen auch über andere ’wichtige Punkte’ dieser Zeit von
ihm kaum Erinnerungen überliefert zu sein. Von einer Tätigkeit Ber-
neys „an der jüdischen Hochschule in Berlin“, von der ihm Duchhardt
erzählte, wußte Heimpel auf jeden Fall „nichts“ (ebd. S. 162).

Erinnerungen zur NS-Zeit von Heimpel scheint es über die in Krü-
gers Band edierten oder wenigstens erwähnten Texte nicht zu geben.
Natürlich ist es für manchen bedauerlich, dass sie nicht die noch von
ihr und Boockmann genannten Typos- und Manuskripte veröffent-
lichte. Und genauso, dass sie nicht die ein oder andere Publikation
dieser Zeit, die schwer zugänglich ist, mit aufgenommen hat.63 Doch
als Editorin ist es ihr gutes Recht, eine Auswahl zu treffen, die nicht
mit den Interessen aller ihrer Leser übereinstimmt. Die Behauptung
Schöttlers „in dem kürzlich von einer ehemaligen Mitarbeiterin edier-

63z.B. Ottonen und Salier, in: Reichsplanung 1, 1935; Fälschung der Deutschen Ge-
schichte?, in: Offenes Visier 28.5.1936 (s. dazu Boockmann wie Anm. 6, S. 18f.); Der
Kampf um das Erbe Karls d. Gr., in: Dt. Allgem. Ztg. 24.3.1940.
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ten Aufsatzband: Aspekte. Alte und neue Texte [...] wird das ’Dritte
Reich’ [...] explizit ausgeklammert“ ist zwar korrekt, aber sollte er sie
als Vorwurf gemeint haben, dann wäre sie nicht fair, da Krüger einen
Grund für diese Auswahl angibt, für den - neben der Konzeption des
Bandes - primär Heimpel selbst verantwortlich ist: seine Unwilligkeit,
sich zu erinnern.64

In Krügers Band finden sich so offenbar fast alle der bekannten,
aber bisher unpublizierten Texte Heimpels (das Verhältnis von pu-
blizierten zu unpublizierten Texten ist in diesem Hauptteil des Ban-
des 2:1). Heimpel schrieb Nachrufe auf Hellmann, Friedrich Wilhelm
(Germanist), Heinrich Finke, Stadelmann, Herbert Grundmann, Mau,
Hermann Nohl, S. A. Kaehler, P. E. Schramm, Theodor Heuss und
Berney. Er schrieb sie teilweise aus Neigung für Freunde, teilweise
auch aus Pflicht als z.B. Akademiemitglied. Schon durch seine erste
Frau, die ihren Lehrer Nohl zeitlebens in Ehren hielt, und dann durch
die gemeinsame Zeit in Göttingen seit 1945 wusste er viel von ihm, ob-
wohl er ihn anderenorts als Schöpfer der „pädagogischen Bewegung“
und mithin als der eines ’Krisensymptoms dieses Jahrhunderts’ cha-
rakterisierte, während seine Frau als Doktorandin die „Aufklärung“
gerade als eine solche Bewegung dargestellt hatte. Den Erinnerun-
gen Heimpels an Georg von Below hat Krüger sinnigerweise den
Nachruf Berneys auf diesen beigegeben (als einzigen neben der Einlei-
tung nicht von Heimpel stammenden Text in diesem Band). Die Texte
werden von den fast 70 Seiten einnehmenden Rezensionen Heimpels
der Korrespondenzbände Jacob Burckhardts beschlossen. Neben dem
Wiederabdruck wichtiger Aufsätze ist es besonders erfreulich - Boock-
manns Idee bewährt sich -, diese Portraits und Nachrufe in handlicher
und ansprechender Form in diesem Band vereint vorliegen zu haben.
Kleinere, unbedeutende Fehler blieben nicht aus. S. 170 wird nicht
ein „Wendt“, sondern der Philosoph Wilhelm Wundt gemeint sein.
Sigfrid Steinbergs Vorname findet sich leider wieder einmal falsch
geschrieben (S. 169 u. 174 - gerade einem ins Exil verdrängten Juden

64Schöttler wie Anm. 5, S. 251.
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gegenüber ist das bedauerlich; s. den Nachruf auf ihn von Ahasver v.
Brandt, in: Hansische Geschichtsblätter 87 (1969), S. 1-6).

Heimpels biografische Skizzen liest man mit Interesse und Gewinn.
Eine gewisse Wehleidigkeit des ’Edlen’, des ’Zauberlehrlings“, der das,
was er rief, nicht zu beherrschen vermochte, berührt mitunter etwas
unangenehm: die Wehleidigkeit dessen, der mit Albrecht Haushofer,
diesem „Mann der äußersten Rechten“ befreundet war, der mit ihm
zusammen wie damals viele ähnlicher Gesinnung Oswald Spengler
bewunderte, für den es dann während des Kapp-Putsches im Febru-
ar 1920 „selbstverständlich“ war, „mit dem Freikorps Epp gegen die
Kommunisten“ zu ziehen65 und dessen Sympathien seit 1923 in be-
trächtlichem Maße den Nazis gegolten haben werden, der dann aber
gemäß seiner Selbststilisierung wie andere ’Edle’ Opfer des ab 1933 ob-
waltenden „Gemeinen“ geworden sein will, das sich seiner und ihrer
bediente. Heimpels großes Schuldbewusstsein, das er auch öffentlich
bekannte und hinter dem immer deutlicher eine tiefe Religiosität her-
vortrat, konnte Beobachter erstaunen und irritieren. Dass er überhaupt
zu Schuldbekenntnissen in der Lage war, hebt ihn von sehr vielen
anderen ab, die weit mehr als Heimpel in die Taten und Untaten der
Nazis verwickelt waren. Trotzdem blieben sie sehr allgemein, gingen
einmal sogar mit dem Eingeständnis einher, „nicht gern“ an die NS-
Zeit zurück zu denken.66 Das scheint einerseits Heimpels Nachlas zu
bestätigen. Denn offenbar vermied er es, sich der NS-Zeit zu erinnern.
Andererseits neigte er, wenn er sich dann doch konkret erinnerte, zur
damals durchaus üblichen Stilisierung als Opfer und Verführter. Man
wird ihm das kaum verdenken wollen. Aber man muss sich dann doch
fragen, welche Schuld er da eigentlich bekennt, wenn er sich ihrer
nicht wirklich zu erinnern wagt.

So eindeutig Heimpels Herkunft und frühen Prägungen, seine Sym-
pathien, sein Engagement von 1933 bis 1941 auch zu sein scheinen, so
schwer ist es doch, Heimpels Verhalten gegenüber dem Nationalsozia-

65Heimpel, Hermann, Worte der Besinnung, o.O. 1957, S. 9.
66Heimpel, Hermann, Gegenwartsaufgaben der Geschichtswissenschaft, in: Ders.,

Kapitulation vor der Geschichte, Göttingen 1960, S. 49.
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lismus insgesamt zu beurteilen. Das liegt nicht nur an seiner Neigung,
sich nicht wirklich zu erinnern und zu den interessierenden Fragen
der eigenen Biografie und der seiner Freunde sich im literarischen,
vieldeutigen „gewählten“ Ausdrucke zu verlieren. (An diesen Stellen
beginnt man, sich zu fragen, ob diese Neigung nicht vielleicht auch
sein wissenschaftliches Werk kontaminiert haben mag.) Es liegt auch
daran, dass sehr vieles, was die NS-Zeit betrifft, noch im Dunkeln liegt.
Nachlässe und Akten sind noch unzugänglich oder schon verloren.
Und dass man sämtliche Konnotationen und Subtexte der Texte der
damaligen Zeit schon entschlüsseln könnte, wird niemand behaupten
wollen. Und ein Historiker ist nicht nur ein Textproduzent, sondern als
akademischer Lehrer auch jemand, der Schüler zieht oder abweist und
Berufungspolitik betreibt. Die wahre Gesinnung eines Menschen wird
vielleicht viel deutlicher als in seinen Texten in seinen an Hand von
Akten und Korrespondenzen rekonstruierbaren Handlungen, wozu
auch gehört, was er unterließ. Doch das Wissen über das faktische,
größtenteils akademische Verhalten Heimpels in der NS-Zeit ist noch
sehr gering.

Rasse, Führer- und Germanentum waren trotz diverser Formulie-
rungen nicht wirkliche Herzensangelegenheiten Heimpels - anders als
sein Traum „eines aus der Kraft seiner Mitte geordneten Europa“. Er
hatte offenbar die rechte Dosis Distanz und Opportunität getroffen,
die ihm einerseits einen Ruf nach Straßburg einbrachte, auch ohne
Mitglied der Partei zu sein, die ihn andererseits aber in den Augen
vieler seiner Verehrer als fast schon Oppositionellen erscheinen ließ.
Auch wenn Heimpel durchaus das Bedürfnis hatte, sich in seinen Er-
innerungstexten bis zu einem gewissen Maße zu bekennen und zu
erkennen zu geben, so verfällt er ab einem bestimmten Punkt immer
wieder in geläufige Stilisierungen. Das ist bedauerlich, aber gewiss
nichts anderes als menschlich. Als einer der wenigen deutschen His-
toriker, die Schuld überhaupt einzugestehen vermochten, ist er zu
schätzen. Unabhängig davon ist, dass er ohne jede Frage ein ganz
ungewöhnlich wortmächtiger, reflektierter und anregender Historiker
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war, einer, der sowohl für das Detail als auch die großen Linien der
Geschichte einen untrüglichen, Wesentliches rasch treffenden Sinn
hatte.
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Der 42. Deutsche Historikertag in Frankfurt wird sich in Kürze in
seiner wohl brisantesten Sektion mit der Frage befassen, wie sich
die deutschen Historiker im Nationalsozialismus verhalten haben.
Damit wird eine Debatte fortgeführt, die bereits im Sommer 1997 un-
ter der Leitung von Jürgen Kocka in der „Berliner Arbeitsstelle für
vergleichende Gesellschaftsgeschichte“ zu erheblichen Streit geführt
hat. Während der „Berliner Debatte“ ist erstmals unter Beteiligung
eines Grosseren Fachpublikums erläutert worden, dass prominente
Historiker wie Hermann Aubin, Theodor Schieder und Werner Con-
ze aktive Parteigänger des Nationalsozialismus waren. Seitdem ist
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das Selbstverständnis der „Zunft“ der Historiker schwer erschüttert.
Immerhin steht das Renommee bedeutender Fachvertreter auf dem
Spiel: Hermann Aubin vertrat von 1953 bis 1958 als Präsident den Ver-
band der Historiker Deutschlands; Theodor Schieder teilte dieses Amt
zwischen 1967 und 1972; ihm folgte Werner Conze, der bis 1976 den
Vorsitz innehatte. Laut Peter Schöttler, der jetzt einen Sammelband
zum Thema „Geschichtsschreibung als Legitimationswissenschaft“
vorgelegt hat, sollen die bundesdeutschen Historiker selbst dafür ge-
sorgt haben, dass die Verflechtung zwischen Wissenschaft und Politik
im Nationalsozialismus bewusst heruntergespielt worden sei. Bis weit
in die 1980er-Jahre hinein, so erklärt Peter Schöttler in seinem Vorwort,
herrschte die Auffassung vor, es habe keine nationalsozialistischen
Historiker gegeben. Und wenn solche doch zugegeben wurden, so
stellte man sie als „wildgewordene Studienräte“ hin, denen der Zu-
gang in die hoeheren Raenge der „Zunft“ verwehrt geblieben sei, wie
Hans Rothfels in den 1960er-Jahren schrieb. Provokativ hebt Schöttler
vor, die ältere Forschungsliteratur habe bewusst „desinformiert“.

Die wichtigsten Politikfelder, die von Historikern im Nationalso-
zialismus begleitet wurden, werden in dem Sammelband ausführlich
behandelt: Dies betrifft die Rechtfertigung der nationalsozialistischen
Außen- und Innenpolitik zwischen 1933 und 1938, die ideologische
Vorbereitung der ethnischen Säuberung in den besetzten Gebieten in
Polen ab 1939 und die Beteiligung an der „Endlösung“ der „Judenfra-
ge“ bis 1945. Dabei bezieht sich Schöttler ausdrücklich auf die Rolle der
„Volksdeutschen Forschungsgemeinschaften“ im Nationalsozialismus.
Es handelte sich bei diesem deutsch-österreichischen Wissenschafts-
verbund um einen Brain-Trust, der grenzüberschreitend auf jeweils
regionale Fragen der Bevölkerungspolitik in Frankreich, in Italien
und in der Schweiz, in der Tschechoslowakischen Republik und in
Polen spezialisiert war. Diesem Forschungsverbund gehörten neben
Historikern auch Geografen, Soziologen und Volkskundler an.

Sollten sich die Historiker als Planer, sprich als „Schreibtischtäter“
an den Aktionen zur Ermordung slawischer oder jüdischer Bevölke-
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rungsgruppen beteiligt haben, müsste dies, wie Peter Schöttler mit
Recht festhält, Konsequenzen haben. Er fordert ebenso wie der Ber-
liner Publizist und Historiker Goetz Aly, dass sich der Verband der
Historiker Deutschlands bei den Opfern der „Endlösung“ entschul-
digen müsste. Was bietet aber nun der Aufsatzband, insbesondere
Schöttlers eigener Beitrag über die so genannte „Westforschung“ an
neuen Quellen und Ertraegen, um diese Forderung legitim erscheinen
zu lassen? Wichtige bundesdeutsche Historiker bestreiten immerhin,
dass Historiker wie Hermann Aubin, Werner Conze, Theodor Schieder
und Otto Brunner „Vordenker der Vernichtung“ waren. Wohlwollend
urteilten bislang vor allem die „Väter“ der bundesdeutschen Sozialge-
schichtsschreibung. Sie haben die „Volksgeschichte“ der 1930er-Jahre
als eine „innovative“ Denkschule bezeichnet, die Vorbildliches für die
spätere moderne bundesdeutsche Sozialgeschichtsschreibung geleistet
haben soll.

Zwischen den Buchdeckeln des Bandes versammeln sich vorwie-
gend jüngere Historiker, deren Ergebnisse eine Trendwende einläuten.
Ingo Haar fragt nach den verschiedenen politischen Gruppierungen
innerhalb der deutschen Geschichtswissenschaft zwischen 1929 und
1934. Dabei arbeitet er luzid die politischen Differenzen zwischen
den jungkonservativen Protagonisten der „Volksgeschichte“ und den
nationalliberalen Historikern heraus. Haar zeigt, wie das Theorem
vom „deutschen Volksboden“ durch eine neue Generation, nämlich
von Hans Rothfels und dem Kreis seiner Königsberger Schüler um
Erich Maschke, Theodor Schieder und Werner Conze aufgegriffen
wurde, um eine neue außenpolitische Staatsdoktrin zu entwickeln.
Das neue „Reich“ sollte nicht nur die ehemaligen preußischen Ost-
gebiete in Westpolen und die alten Staatsgebiete Österreich-Ungarns
einbinden, sondern alle Gebiete, wo Deutsche jemals ein Haus oder
eine Siedlung errichtet hatten. Die in ihren militanten Männerbünden
(Gildenschaften) zusammengeschlossenen Jungakademiker suchten
in enger Kooperation mit ihrem Mentor Hans Rothfels nach Wegen,
um die Meinecke-Schule politisch zu denunzieren. Nachdem ihr „Gil-
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denbruder“ Theodor Oberländer, der später unter Konrad Adenauer
Vertriebenenminister werden sollte, Anschluss an den Nationalsozia-
lismus fand, rückte diese Gruppe unter seiner Schirmherrschaft als
Ns-Funktionär in den Elitekreislauf der preußischen Geschichtswissen-
schaft ein. Sie bildeten den personellen Grundstock für die berüchtigte
Nord- und Ostdeutsche Forschungsgemeinschaft.

Bernd Faulenbach, der in den 1980er-Jahren mit einem Werk über
den politischen Sonderweg der deutschen Geschichtswissenschaft be-
kannt wurde, verfolgt dagegen eine alte Spur. Seine These lautet: Die
deutschen Historiker sind bis 1945 der Ideologie des deutschen Weges
aufgesessen. Sie seien von dem Wunsch beseelt gewesen, nicht nur das
als „westlich“ denunzierte politische System der Weimarer Republik
zu beseitigen, sondern darüber hinaus auch noch eine Revision des Ver-
sailler Vertrages zu erwirken. Er bekräftigt hiermit die alte Lesart, die
politische Geschichte sei am Untergang der Weimarer Republik allein
verantwortlich. Ob der Nestor der Geschichtswissenschaft der 1920er-
Jahre, der Berliner Historiker und „Vernunftrepublikaner“ Friedrich
Meinecke aber nun als Totengräber der Republik dargestellt werden
kann, ist fraglich. Ohne Zweifel stand die Mehrheit der Demokratie
fern oder übte sich in einer nostalgischen Verklärung der konstitutio-
nellen Monarchie seit Bismarck. Dass die politischen Historiker alter
Prägung aber seit Anfang der 1930er-Jahre durch die „Volksgeschichte“
bereits seit Mitte der 1920er-Jahre eine mächtige Konkurrenz erhiel-
ten, ist bei Haar ausführlich nachzulesen; Faulenbach differenziert in
dieser Hinsicht nicht.

Karl-Heinz Roth, der über „Heydrichs Professor“ Hans Joachim
Beyer schreibt, zeigt, wie die ethnische Segregation der slawischen
und jüdischen Bevölkerung zwischen 1939 und 1945 funktioniert hat:
Staatliche Bürokratie, SS und die Historiker des „Volkstums“ sind
eine Allianz eingegangen. Anders als Goetz Aly geht Roth aber davon
aus, dass Theodor Oberländer nicht ohne weiteres den „Vordenkern
der Vernichtung“ zuzurechnen ist. Oberländer soll als Offizier der
Wehrmachtsabwehr eine betont imperialistische Ukraine- Politik ver-
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treten haben, die nicht mit den bevölkerungspolitischen Zielen der
SS übereingestimmt haben soll. Dass Himmlers Sondereinsatzgrup-
pen auf wissenschaftliche Beratung angewiesen waren, zeigt Roth am
Beispiel von Hans Joachim Beyer. Dieser Historiker des „Volkstums“
soll nach Roth zu den Erfindern der „deutschen Volksliste“ gehandelt
haben. Es handelte sich um das Register, nach der die ortsansässige
Bevölkerung in Polen gegebenenfalls deportiert oder in die deutsche
„Volksgemeinschaft“ eingebürgert werden konnte.

Bereits mit der Überschrift seines Aufsatzes über „Otto Brunner
- ‘Konkrete Ordnung| und Sprache der Zeit“ deutet Gadi Algazi an,
dass er ein Denkmal stürzen will. Otto Brunner, einer der Mitheraus-
geber der „Geschichtlichen Grundbegriffe“, soll mit seinem Standard-
werk über „Land und Herrschaft“ im Mittelalter nationalsozialistische
Denkfiguren tradiert haben. Algazi zeigt auf, dass der von Brunner an
zentraler Stelle verwandte Begriff der „konkreten Ordnung“ aus der
nationalsozialistischen Rechtstheorie stammt. Carl Schmitt begründete
mit seinem „konkreten Ordnungsdenken“ die Auffassung, dass so-
ziale Gebilde wie Familien, Sippen oder Stände nach ursprünglichen
Regeln zusammengehalten würden. Aus dieser Sicht erschien die Ge-
waltanwendung nicht als eine an Normen gebundene Handlung, son-
dern war ein Mittel zum Zweck der Aufrechterhaltung von Treue und
Gehorsam gegenüber den vorgegebenen Autoritäten. Alle gegenwärti-
gen Versuche, die Otto Brunner in die Nähe der „Annales“-Gründer
Marc Bloch und Lucien Febvre rücken, bezeichnet Algazi mit Recht
als Geschichtsklitterung. Die Forderung nach einer „histoire totale“,
die das Ganze als Zusammenhang verschiedener Aspekte betrachtet,
dürfe - so Algazi - nicht mit der „totalitären Geschichtswissenschaft“
verwechselt werden.

Obwohl Algazi weder auf Brunners Biografie noch auf seine füh-
rende Rolle als Leiter der Südostdeutschen Forschungsgemeinschaft
in Wien eingeht, ist sein Beitrag gelungen. Er zeigt nämlich auf, dass
die unmittelbare Generation der Schüler Brunners nach wie vor daran
interessiert ist, ursprünglich nationalsozialistische Geschichtswerke
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als Beiträge der modernen Sozialgeschichtsschreibung auszuweisen.
Es ist nur schwer verständlich, warum Algazi Otto Brunner nicht als
Historiker der „Volksgeschichte“ gelten lassen will. Hier fehlt Alga-
zi schlicht die Einsicht in die vielfältigen Quellen. Otto Brunner hat
zusammen mit dem Wiener Geografen Hugo Hassinger bis 1945 als
Leiter der Südostdeutschen Forschungsgemeinschaft die Projekte der
österreichischen „Volksgeschichte“ innerhalb der „Volksdeutschen
Forschungsgemeinschaften“ koordiniert. Die politischen und sozialen
Bindungen, die Otto Brunner zwischen den Historikern des Volkstums
und den Schaltstellen der NS-Diktatur hergestellt hatte, müssen Algazi
allerdings verborgen bleiben, weil er in erster Linie einer Begriffsge-
schichte verpflichtet ist, die sowohl biografische als auch institutionelle
Aspekte aus ihrem Erkenntnisinteresse ausgeblendet hat.

Peter Schoettler erklärt, dass es - analog zur Nord- und Ostdeut-
schen Forschungsgemeinschaft - auch eine zentral organisierte „West-
forschung“ gegeben hat. Sie wurde zunächst dazu gebraucht, um
der Besetzung des Rheinlandes durch Frankreich „wissenschaftlich“
entgegenzutreten. Diverse Kartenwerke, eine „Stammesgeschichte“
des deutschen Volkes, Gräberfunde von Germanen in Frankreich und
sprachwissenschaftliche Studien sollten den Anspruch des deutschen
Volkes auf die Grenzterritorien zwischen Frankreich, Belgien und
Deutschland behaupten. Dort, wo Peter Schöttler auf die Gründung
neuer Forschungseinrichtungen, wissenschaftlicher Paradigmen oder
konkreter Politikfelder eingeht, bleibt er leider unpräzise. Umso über-
raschter ist der Leser dann, wenn Schöttler plötzlich auf die Pläne zur
„Germanisierung“ von Teilen von Frankreich und Belgien nach 1939
eingeht. Allein die Behauptung, dass Teile Frankreichs ähnlich wie
im Osten ethnisch „gesäubert“ und „germanisiert“ werden sollten,
müsste eine kleine Sensation provozieren. Schöttler verweist ausdrück-
lich auf die bislang verschollen geglaubte Denkschrift von Wilhelm
Stuckart, der im Reichsministerium des Innern als Mann der SS für
Volkstumsfragen und Grenzziehungen verantwortlich zeichnete. Wei-
tere Belege führt er nicht auf, obwohl die Frage der Grenzziehung im
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Westen durch mindestens drei Denkschriften aus dem Jahre 1940 zu
dokumentieren wäre. So muss sich auch Peter Schöttler den Vorwurf
gefallen lassen, dass er ähnlich wie Goetz Aly um eines Effektes willen
allzu eilig aburteilt.

Trotz des Verdienstes von Schöttler, endlich einmal die Ergebnis-
se der jüngeren Historiografiegeschichte in einem Band zusammen-
gefasst zu haben, soll die größte Ungereimtheit nicht verschwiegen
werden. Es leuchtet nicht ein, warum Peter Schöttler in seiner Ei-
genschaft als Herausgeber ausgerechnet seinem Mitautor Willi Ober-
krome unterstellt, dieser strebe eine posthume Rehabilitierung der
Historiker um Hermann Aubin, Werner Conze, Franz Petri und Theo-
dor Schieder an. In seinem Beitrag über das „Handwörterbuch des
Grenz- und Auslandsdeutschtums“, bilanziert Willi Oberkrome doch
sehr luzid, wie die Historiker des Volkstums ihre „innovative“ Me-
thoden und Forschungsstrategien verwenden wollten. Oberkrome
meint damit die Anwendung von quantifizierenden Methoden und
kartografischen Darstellungen im Rahmen einer rassistischen Gesell-
schaftsordnung. Die Herausforderung dieser Aussage liegt auf der
Hand: Einige einflussreiche bundesdeutsche Sozialhistoriker lehnen
von sich aus vehement eine Historisierung der „Volksgeschichte“ als
Forschungsgegenstand ab. Sie behaupten dagegen, dass die völki-
schen Historiker nicht an der „Vernichtungspolitik“ beteiligt waren
und die deutsche Wissenschaftslandschaft nach 1945 „methodisch“
positiv bereichert hätten. Der Bielefelder Historiker Willi Oberkrome
spricht aber ausdrücklich von einem negativen Erbe der „Volksge-
schichte“. Er bescheinigt den Historikern dieser Subdisziplin sogar
eine „erkenntnistheoretische Intransingenz und moralisch enthemmte
Kreativität“. Tatsächlich wurden die „Verfahrenstechniken“ der Histo-
riker des Volkstums im Bereich der Kartografie und der Statistik, wie
Ingo Haar mit seiner noch ungedruckten Hallenser Dissertation zeigen
wird, dazu verwandt, um die ethnische Segregation des anvisierten
deutschen „Lebensraumes“ in Ostmitteleuropa vorzubereiten.

Was die Beiträge trotz unterschiedlicher Zugänge und analytischer
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Qualität schon jetzt offen legen, ist die Architektur eines Großfor-
schungsbetriebes, der die nationalsozialistische „Vernichtungspolitik“
wissenschaftlich begleitet hat. Dabei markiert der von Peter Schöttler
herausgegebene Sammelband einen tiefen Einschnitt in der deutschen
Wissenschaftsgeschichte. Das Kartell des Schweigens, das bisher die
deutsche „Ost“- und „Westforschung“ abgedeckt hat, ist durchbro-
chen. Allein die alte These, die „Volksgeschichte“ sei eins zu eins in
die bundesdeutsche Struktur- und Sozialgeschichtsschreibung einge-
mündet, hinterlässt einen schalen Geschmack. Der Versuch einiger
bundesdeutscher Sozialhistoriker, die wissenschaftlichen Verfahrens-
weisen ihrer ehemaligen „Vätergeneration“ so zu bewerten, als könne
man positiv zwischen den methodisch wertvollen Verfahren einer-
seits und dem negativen Kontext, in dem sie andererseits erprobt und
angewandt worden sind, unterscheiden, ist misslungen. Eine solche
Apologie erinnert an die „Vergangenheitspolitik“ im posttotalitären
Biedermeier.

Es wird immer deutlicher, dass zwischen den zwei Generationen,
die anfangs der 1930er-Jahre als Volksgeschichtler den Liberalismus in
der deutschen Geschichtswissenschaft zu Grabe getragen hatten, und
den Sozialhistorikern, die in den 1960er-Jahren den deutschen „Son-
derweg“ beendet hatten, anscheinend ein stillschweigender Vertrag
bestanden haben muss. Dieser schloss, und das ist die Ironie der Ge-
schichte, in den 1950er-Jahren die Vertreter der politischen Geschichts-
schreibung, die teilweise wie Gerhard Ritter und Friedrich Meinecke
betonte Nazigegner waren, erneut aus. Nepotismus zwischen Jung
und Alt ist auch in modernen Wissenschaftssystemen der notwendige
soziale Kitt, um die Gruppenzugehörigkeit zu stärken, Dogmen insti-
tutionell abzusichern und konkurrierende Wissenschaftler vom Strom
der Ressourcen abzuschnüren. Hiervon abgesehen bleibt eine Frage
trotzdem offen: Sollte sich auch die Historikergruppe um Theodor
Schieder, Werner Conze, Erich Maschke, Otto Brunner und Hermann
Aubin im NS-Regime so etwas wie Planer der nationalsozialistischen
Bevölkerungspolitik betätigt haben, so hätte sich dies auch auf die
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Zeitgeschichtsforschung in der Bundesrepublik abfärben müssen. Of-
fenbar haben die ehemaligen Historiker des „Volkstums“ ihr Amt
missbraucht, um nicht nur ihren Anteil am Projekt der nationalso-
zialistischen Lebensraumplanung zu bagatellisieren, sondern dieses
„Politikfeld“ unisono dem Gegenstandsbereich der Zeitgeschichtsfor-
schung zu entziehen. Es bleibt der spannendste Versuch der gegen-
wärtigen Wissenschaftsgeschichte, diese Lücken aufzuarbeiten.
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Der von Peter Schöttler (Historiker am Centre Marc Bloch in Berlin)
herausgegebene Sammelband ist ein wichtiger Beitrag zur Geschichte
der Geschichtswissenschaft in der Zeit des Dritten Reiches. Er unter-
scheidet sich auffallend von zahlreichen Stellungnahmen zu diesem
Thema, die im Stile hagiografischer Nachrufe eine kritische Auseinan-
dersetzung mit der Geschichtsschreibung des Dritten Reiches meiden.
Hier werden nicht nur allgemeine Überlegungen zur moralischen
Bewertung von Verstrickung und Schuld präsentiert, sondern in der
Mehrzahl der sieben Beiträge eine Fülle neuen Materials ausgebreitet,
das geeignet ist, die lange unterbliebene Aufarbeitung der Geschichte
der eigenen Disziplin auf eine breitere Grundlage zu stellen. Zwei
Schwerpunktsetzungen lassen sich bei der Lektüre des Bandes aus-
machen, die im Folgenden auch gesondert behandelt werden sollen:
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einerseits die Kritik an der Rolle der Historiker während des Drit-
ten Reiches; und andererseits die Auseinandersetzung mit der Frage,
ob denn die ideologische Verstrickung der Zunft eine methodische
Innovation oder ’wissenschaftlichen Fortschritt’ ausschloss.

Der kritische Anspruch des Bandes wird bereits von Peter Schöttler
in seiner Einleitung herausgestellt, die einen informativen Überblick
über Forschungsstand und Fragestellung bietet. Dabei wird der „mas-
sive Beitrag der Universitätshistoriker [...] zur intellektuellen Legitima-
tion des Regimes“ im Nationalsozialismus (S. 15) in den Vordergrund
gestellt. Durch diese Blickrichtung wird der Anschluss an eine De-
batte gewonnen, die in den letzten Jahren vor allem von Karl-Heinz
Roth und Goetz Aly angestoßen wurde. Dabei wurde einer Reihe von
Historikern der Vorwurf gemacht, als „Vordenker der Vernichtung“
zur nationalsozialistischen Politik des Völkermordes beigetragen zu
haben. In der Mehrzahl der von Schöttler versammelten Beiträge wird
diese Perspektive - mehr oder weniger explizit - aufgegriffen.

Bernd Faulenbach (über die Historiografie während der Weimarer
Republik), Willi Oberkrome (über die ’Volksgeschichte’) und Karen
Schoenwälder (über die Einstellung der Historiker zum Nationalso-
zialismus) skizzieren in ihren überblicksartigen Darstellungen das
Verhältnis der Historikerschaft zur Politik und Ideologie der Zeit. In
allen drei Aufsätzen, die weitgehend auf bereits publiziertem Material
beruhen, wird bereits die große Faszination des Nationalsozialismus
auf die Mehrzahl der deutschen Historiker deutlich.

Mit neuem Material warten dagegen die Beiträge von Ingo Haar,
Karl Heinz Roth, Gadi Algazi und Peter Schöttler auf. Ingo Haar, des-
sen Dissertation über „Historiker im NS-Regime“ vor dem Abschluss
steht, greift bei seiner Rekonstruktion der Königsberger Ostforschung
auf umfangreiche Archivstudien zurück. Im Mittelpunkt steht dabei
eine Gruppe ’revisionistischer’ Historiker um Hans Rothfels (zu der
Theodor Schieder, Werner Conze, Rudolf Crämer und Erich Masch-
ke gehörten), deren weltanschauliche Nähe zur völkischen Rhetorik
der Jugendbewegung der 1920er-Jahre Haar in einem ausführlichen
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ersten Teil nachweist. In einem zweiten Schritt unterzieht der Autor
die Schriften von Hans Rothfels aus den frühen 1930er-Jahren einer
kritischen Lektüre und dokumentiert die Affinität zur nationalsozialis-
tischen Ideologie. „Die Königsberger Historiker“, so resümiert Haar
„träumten von einer konföderierten Völkerordnung unter deutscher
Führung“ (S. 82).

Wie den Königsberger Schülern von Hans Rothfels wird auch dem
Werk Otto Brunners häufig eine gewichtige Rolle bei der Entstehung
der Struktur- und Sozialgeschichte attestiert. Gadi Algazi (Tel Aviv)
bestreitet in seiner ausführlichen Analyse von Brunners Hauptwerk
„Land und Herrschaft“ aber dessen methodisch innovativen Charakter
und betont stattdessen die politisch reaktionären Tendenzen, die in der
Logik der Argumentation Brunners verankert seien. Er rekonstruiert
den Einfluss der Zeit auf Thematik, Denkfiguren und Sprache in Brun-
ners Werk und kommt zu dem Schluss, dass es sich hierbei weniger
um eine histoire totale als um „eine Variante totalitärer Geschichts-
schreibung“ handelte (S. 181).

Karl Heinz Roth (Hamburg) setzt sich mit der ’Ostforschung’ aus-
einander. Sein Beitrag zielt auf die gegenseitige Durchdringung von
wissenschaftlicher Tätigkeit und der Praxis des Völkermords. Er ver-
folgt den Lebensweg des Historikers Hans Joachim Beyer, dessen rück-
sichtslose Verquickung von Wissenschaft und Politik der „planvollen
Umsiedlungs-, Vertreibungs- und Vernichtungspraxis den Weg“ bahn-
te (S. 279). Beyers Geschichtsschreibung wies große weltanschauliche
Parallelen zur NS-Ideologie auf und dokumentierte die Transformati-
on von Wissenschaft „zu einem Instrument der Macht“ (S. 266). Denn
seine „historiografische Gelehrsamkeit“ führte Beyer nicht nur auf
Lehrstühle an den Universitäten in Posen und Prag, sondern hatte
ihn schon zur Beratung der Vernichtungspolitik im besetzten Polen
qualifiziert.

Peter Schöttler schließlich erweitert die Perspektive auf die West-
forschung (von Historikern wie Franz Steinbach, Franz Petri, Ernst
Anrich). Er unternimmt dabei den Versuch, zwischen Westforschung
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und nationalsozialistischer Westexpansion eine Beziehung zu etablie-
ren, die über bloße ideologische Affinitäten hinausgeht. Dabei stützt
er sich auf Material, das die Nutzung der Arbeiten von Historikern
durch die nationalsozialistische Politik dokumentiert. Auch die West-
forschung, so Schöttlers Fazit, war de facto eine „Einmarschhistorie“
und lieferte „eine relativ konsistente Begründung dafür [...], dass große
Teile des ’Westraumes’ [...] annektierbar wurden“ (S. 231).

Der kritische Blickwinkel dieser Aufsätze, der in der Regel auch
durch Tonlage und Rhetorik unterstrichen wird, dürfte aus dieser
knappen Zusammenfassung deutlich geworden sein. Peter Schöttler
macht dies bereits in seiner Einleitung deutlich: „Kritische Geschichts-
schreibung kann [...] nicht umhin, über ’Opfer’ und ’Täter’ gleicherma-
ßen zu forschen, ja zu ’ermitteln’.” (S. 21) Er sieht - in Anlehnung an
Marc Bloch - im Historiker einen Untersuchungsrichter, und dies ist
auch die Perspektive, die in der Mehrzahl der Beiträge eingenommen
wird. Dadurch stehen bei der Suche nach Ursachen dafür, dass im
„Dritten Reich [...] die deutsche Geschichtsschreibung [...] so nachhal-
tig versagte“ (S. 20), vor allem einzelne Wissenschaftler im Blickpunkt
der Analyse; die Autoren rekonstruieren die Instrumentalisierung von
Historikern durch die verbrecherische Politik des Nationalsozialismus.

Schöttler plädiert zwar in der Einleitung für eine Analyse „im Sinne
des Foucaultschen Diskursbegriffs“ (S. 19). In diesem Buch allerdings
- das mag man begrüßen oder bedauern - wird diesem Rat nur sel-
ten gefolgt. Ein solches Projekt könnte immerhin über die Bewertung
einzelner Historiker hinausgehen, über die ’Ermittlung’ ihrer Inten-
tionen und Absichten sowie die Berechnung ihres Einflusses auf die
Gesellschaft. Stattdessen ließe sich dann noch mehr Gewicht auf die
Prinzipien und Logiken legen, die die diskursiven und nichtdiskursi-
ven Praktiken der Zeit strukturierten. Damit wäre möglicherweise ein
Zugang zum Problem der Komplizität von Wissenschaft und Macht-
politik denkbar, der über die Vorstellung von der Instrumentalisierung
einer potentiell ’unschuldigen’ Wissenschaft durch eine reaktionäre
Ideologie hinausginge.
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Hier ist hingegen von „intellektuellen Vordenkern“ die Rede, die
wissenschaftliche und gesellschaftliche Prozesse „steuerten“ (Roth,
S.263). „Historiographische Gelehrsamkeit transformierte sich zu ei-
nem Instrument der Macht“ (Roth, S.266). Auch der Titel des Bandes
evoziert den instrumentalen Charakter, der der Geschichtswissen-
schaft hier zugemessen wird. Für die Autoren geht es um die Frage,
„inwieweit die Geschichtswissenschaft subjektiv und objektiv dazu
beitrug, das nationalsozialistische Herrschaftssystem [...] zu stützen
und [...] zu legitimieren.” (Schoenwälder und Schöttler, S.16) Die ein-
zelnen Beiträge sind daher vom Erstaunen und Erschrecken darüber
gekennzeichnet, dass einer als Wissenschaft begriffenen Geschichts-
schreibung das Abgleiten in die Barbarei überhaupt möglich ist. Diese
Fragestellung allerdings, das nur in Parenthese, basiert zumindest auf
der Möglichkeit, zwischen Wissen und Macht, zwischen Methode und
Ideologie säuberlich zu trennen.

Diese Perspektive bestimmt auch die Behandlung der übergreifen-
den Problematik, mit der sich fast alle Aufsätze auseinandersetzen,
und zwar die Frage nach dem Innovationspotential von Ost- und West-
forschung im Dritten Reich. „In welchem Ausmaß sind historische
Forschungsergebnisse, die während des Nationalsozialismus erarbei-
tet und veröffentlicht wurden, überhaupt wissenschaftlich ernstzuneh-
men?” (Schöttler, S. 17) Die Mehrzahl der hier versammelten Aufsätze
wendet sich gegen die Interpretation von Willi Oberkrome, aber auch
an anderer Stelle von Winfried Schulze oder Jürgen Kocka, die zu dem
Schluss kommen, dass sich in einigen Werken der Volksgeschichte
„die heuristischen Möglichkeiten einer frühen Reformhistoriographie“
(Oberkrome, S. 115) bereits andeuteten. Auch wenn Oberkrome von
der Volksgeschichte keine direkte Linie zur Struktur- und Sozialge-
schichte der Nachkriegszeit ziehen mag, kennzeichnet er die von So-
ziologie, Volkskunde und Landesgeschichte beeinflussten Neuansätze
dennoch als „methodisch innovativ“ (S. 113).

Mehrheitlich erheben die anderen Autoren dieses Bandes Ein-
spruch gegen die Oberkrome-These, dass die am Begriff des Volkes
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orientierte Geschichtsschreibung der 1930er-Jahre „anscheinend es-
sentielle Grundlagen einer späteren Sozialgeschichte antizipiert hat“
(Oberkrome, S. 111). Karl Heinz Roth etwa spricht von der „Frag-
würdigkeit des jüngsten Versuchs ..., die Volkstumsgeschichtsschrei-
bung des deutschen Faschismus in eine Dichotomie von verwerfli-
chen revisionistischen Zielstellungen und interdisziplinär- innovativer
Konzeptionsbildung aufzuspalten“ (S. 316). Hier wird also gefordert,
die wissenschaftlichen Texte jener Zeit intensiver auf ihre interne Lo-
gik und Kohärenz hin zu befragen, statt die angebliche Innovation
anhand von formalen Kriterien beinahe apodiktisch zu behaupten.
Denn die methodischen Erweiterungen seien nicht zu trennen von
der rassistischen und mörderischen Praxis der nationalsozialistischen
Expansionspolitik.

Dabei wird allerdings deutlich, dass der hier gewählte Maßstab für
die Bewertung methodischer Ansätze in letzter Instanz ein politischer
ist. Während also Oberkrome zwischen methodischer Innovation und
der politischen „Funktionalisierung [...] im Interesse des ’Dritten Rei-
ches”’ (S. 111) unterscheidet, erscheinen in den Augen seiner Kritiker
West- und Ostforschung von vornherein als moralisch problematisches
Projekt. Für Peter Schoettler, um diese Sichtweise an einem Beispiel
zu illustrieren, waren es ihre „ideologischen Blockaden“, die es der
Westforschung „so schwer machten, ihren Innovationsanspruch einzu-
lösen“ (S. 228). Gegenüber Oberkromes Versuch, zwischen Methode
und politischen Implikationen zu differenzieren, beharren die anderen
Autoren dieses Bandes nachhaltig auf dem Primat der Politik und
wollen „eine Trennung von Ziel und Methodik nicht zulassen“ (Roth,
S. 316).

Auch Oberkromes Kritiker allerdings lösen sich nicht grundsätzlich
vom Konzept der Innovation. Für sie bemisst sich der innovative Cha-
rakter einer Forschungsrichtung aber an seinem politischen, d.h. eman-
zipatorischen Gehalt. Die Annales-Historiografie gilt Schöttler daher
auch als innovativ, weil sie beispielsweise eine - aus heutiger Sicht -
„’positive’ Grenzgeschichte“ wie die Lucien Febvres ermöglichte. Auch
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wenn die deutsche Westforschung mit identischen Methoden operiert
hätte, müsste man ihr dieses Attribut absprechen, „weil das völki-
sche Dogma und das Dogma vom Erbfeind derartige Fragestellungen
von vornherein ausschlossen“ (S. 260). Der Vergleich mit der Annales-
Schule (Schöttler, S. 232) unterstreicht, dass hier der Begriff der me-
thodischen Innovation nicht prinzipiell abgelehnt wird, sondern nur
dann, wenn die vorgebliche ’Innovation’ von einer reaktionären Politik
vereinnahmt wird. Dabei fällt aus dem Blick, dass keine methodische
Neuerung gänzlich unberührt bleibt von den sozialen Bedingungen
ihrer Konstitution; das gilt auch für die Annales-Historiografie, fuer
die Zeitgeschichte nach dem Krieg oder auch für die deutsche Sozialge-
schichte. Man wird der Frage daher nicht gänzlich ausweichen können,
ob nicht doch bestimmte methodische Neuerungen eine Erweiterung
bzw. Verschiebung der Fragestellungen, Themen oder Quellenbestän-
de ermöglichen - auch wenn sie gleichermaßen (aber: welche Methode
liefe da nicht Gefahr) von einer reaktionären Ideologie in Anspruch
genommen werden können.

Möglicherweise wäre es aber viel versprechender, den Begriff der
’Innovation’ selbst zu problematisieren. Denn im Grunde teilen bei-
de Seiten der Debatte eine Auffassung von Innovation, die noch von
der Hoffnung auf die befreiende Wirkung der Wissenschaft durch-
drungen ist. Ob also die Autonomie der Methode behauptet oder
aber am Primat des Politischen festgehalten wird: beide Seiten set-
zen auf das progressive Potential wissenschaftlicher Innovation. Eine
methodische Ausweitung muss jedoch nicht als Fortschritt in einem
normativ aufgeladenen Sinne verstanden werden, sondern kann auch
als Perspektivenänderung, als Paradigmenwechsel begriffen werden -
mit je spezifischen gesellschaftlichen Voraussetzungen und Wirkun-
gen. Auch hier könnte ein Ansatz weiterführen, der der gegenseitigen
Durchdringung von Wissen und Macht als konstitutiver Bedingung
jeder Wissenschaft Rechnung tragen würde.

Die wissenschaftsgeschichtliche Einordnung von Volksgeschichte,
West- oder Ostforschung dürfte somit weiterhin umstritten bleiben.
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Unbestritten ist jedoch, dass bei der Aufarbeitung der Geschichts-
schreibung im Nationalsozialismus immer noch ein Nachholbedarf
herrscht, der zunächst durch intensive Einzelstudien verringert wer-
den muss. Der vorliegende Band vereint die kritische Perspektive, die
bei der Behandlung dieses Themas bisher häufig zu kurz kam, mit
der Erschließung neuen Materials und leistet so einen wesentlichen
Beitrag zu einem informierten Umgang mit der Geschichte der histo-
rischen Disziplin. Die Beispiele zeigen, wie wichtig und notwendig
solche Einzelfallstudien sind - die dann zugleich die Möglichkeit schaf-
fen, über die Bewertung individueller Verstrickungen hinauszugehen.
Auf einer solchen Grundlage wäre dann die Lösung von der perso-
nalisierenden Perspektive denkbar, die durch eine Rekonstruktion
der Regeln des historiografischen Diskurses und seiner Verbindungen
zum gesellschaftlichen Kontext zu ergänzen wäre.

HistLit / Sebastian Conrad über Schöttler, Peter (Hg.): Geschichtsschrei-
bung als Legitimationswissenschaft 1918-1945. Frankfurt am Main 1997.
In: H-Soz-u-Kult 22.03.1998.

Schulze, Winfried; Otto Gerhard Oexle (Hg.): Deutsche Historiker im
Nationalsozialismus. Frankfurt am Main: Fischer Taschenbuch Verlag
1999. ISBN: 3-596-14606-2; 367 S.

Rezensiert von: Tobias Kaiser, Historisches Institut, Friedrich-Schiller-
Universität

„Deutsche Historiker im Nationalsozialismus“ lautete der Titel einer
viel beachteten Sektion des 42. Deutschen Historikertages 1998 in
Frankfurt/Main. Aus den dort gehaltenen Vorträgen und der Dis-
kussion ist der vorliegende gleichnamige Band hervorgegangen, den
Winfried Schulze und Otto Gerhard Oexle unter Mitarbeit der auch
am Vorwort beteiligten Gerd Helm und Thomas Ott herausgegeben
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haben. Die entsprechende Thematik ist den Fachhistorikern, aber auch
großen Teilen der Öffentlichkeit wohl kaum verborgen geblieben. Ins-
besondere die Leser der Webseiten von H-Soz-u-Kult konnten und
können durch die im Netz veröffentlichten Beiträge die lebhafte De-
batte verfolgen.1

Es kann an dieser Stelle nicht detailliert auf die in den letzten Jahren
stark angewachsene Literatur eingegangen werden. Einen sehr guten
Forschungsabriß bietet die - im Netz frei zugängliche - Einleitung des
zu rezensierenden Bandes.2 Als Resultat der neuesten Forschung kann
festgehalten werden, daß sich die ältere These als unhaltbar erwiesen
hat, wonach sich aus der Reihe der Historiker nur „wildgewordene
Studienräte oder Außenseiter“ mit dem NS eingelassen hätten, und
sich somit eine Beschäftigung mit der Historiographie dieser Zeit nicht
lohne.3 Die legitimatorische Funktion der Geschichtswissenschaft in

1Vgl. die Übersicht über die Essays unter http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de
/beitrag/essays/essay.htm und insbesondere das Interviewprojekt „Fragen, die nicht
gestellt wurden! oder gab es ein Schweigegelübde der zweiten Generation?”, in: H-Soz-
u-Kult, http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/beitrag/intervie/index.htm.

2Vgl. H-Soz-u-Kult, http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/beitrag/intervie
/fischer/nsband.htm. Als wichtigste Literatur sei genannt: Michael BURLEIGH:
Germany turns Eastwards. A Study of Ostforschung in the Third Reich, Cambridge
1988; Karen SCHÖNWÄLDER, Historiker und Politik. Geschichtswissenschaft im
Nationalsozialismus, Frankfurt am Main/New York 1992; Willi OBERKROME,
Volksgeschichte. Methodische Innovation und völkische Ideologisierung in der
deutschen Geschichtswissenschaft 1918-1945, Göttingen 1993; Martin KRÖGER/Roland
THIMME, Die Geschichtsbilder des Historikers Karl Dietrich Erdmann. Vom Dritten
Reich zur Bundesrepublik. Mit einem Vorwort von Winfried SCHULZE, München
1996; Ursula WOLF, Litteris et Patriae. Das Janusgesicht der Historie, Stuttgart 1996;
Götz ALY, Macht - Geist - Wahn. Kontinuitäten deutschen Denkens, Berlin 1997; Peter
SCHÖTTLER (Hrsg.), Geschichtsschreibung als Legitimationswissenschaft 1918-1945,
Frankfurt am Main 1997; Götz ALY: »Daß uns Blut zu Gold werde«. Theodor Schieder,
Propagandist des Dritten Reichs, in: Menora. Jahrbuch für deutsch-jüdische Geschichte
1998, S. 13-27; Johannes FRIED: Eröffnungsrede zum 42. Deutschen Historikertag
am 8. September 1998 in Frankfurt am Main, in: ZfG 46 (1998), S. 869-874; Ursula
WIGGERSHAUS-MÜLLER: Nationalsozialismus und Geschichtswissenschaft. Die
Geschichte der Historischen Zeitschrift und des Historischen Jahrbuchs von 1933-1945,
Hamburg 1998; Michael FAHLBUSCH: Wissenschaft im Dienst der nationalsozia-
listischen Politik? Die »Volksdeutschen Forschungsgemeinschaften« von 1931-1945,
Baden-Baden 1999.

3Hans ROTHFELS, Die Geschichtswissenschaft in den dreißiger Jahren, in: Andreas
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der Zeit des Nationalsozialismus kann heute nicht mehr ernsthaft
bestritten werden.

Der Band versteht sich als zusammenfassende Bestandsaufnahme
und enthält - auch in Form und Länge - verschiedenartige Beiträge.
Neben den Druckfassungen der auf dem Historikertag gehaltenen Re-
ferate (von Peter Schöttler, Pierre Racine, Götz Aly, Michael Fahlbusch
und Mathias Beer) und dem dort vorgetragenen Kommentar Jürgen
Kockas sind auch kurze Comments (von Arnold Esch und Wolfgang
Schieder), zu Aufsätzen ausgebaute Reaktionen (von Hans-Ulrich
Wehler, Hans Mommsen und Wolfgang J. Mommsen) und thematisch
passende Beiträge (von Franz-Rutger Hausmann, Wolfgang Behringer
und Ingo Haar) aufgenommen worden.

Zu der begrüßenswerten Vielfalt des Bandes gehört es, daß einige
wichtige biographische Beispiele vorgestellt werden: zur „Westfor-
schung“ etwa Günther Franz, Hermann Heimpel, Franz Steinbach
und Franz Petri, zur „Ostforschung“ vor allem Theodor Schieder und
Werner Conze. Es zeigen sich Unterschiede bei den Fällen: So wa-
ren Franz und Heimpel an der Reichsuniversität Straßburg tätig -
eine Tätigkeit, die besondere Linientreue der Berufenen voraussetzte.
Während Franz, dessen Publikationen und Reden „von Rassismus
und Antisemitismus durchtränkt“ (130) waren, dort den stark ideolo-
gisierten Lehrstuhl innehatte, der „insbesondere für Geschichte des
deutschen Volkskörpers und Volkstums“ verantwortlich war, lehnte
Heimpel just diesen Lehrstuhl ab, übernahm aber - durchaus „dans
la ligne hitlérienne“ (147) - den mediävistischen Lehrstuhl, ohne sich
jedoch, so Racine, total mit der Nazi-Ideologie zu identifizieren.

Diese Frage der partiellen Identifikation mit NS-Gedankengut stellt
sich auch bei anderen betrachteten Historikern. Schieder habe im
Rahmen seines Entnazifizierungsverfahrens angegeben, nie mit der

FLITNER (Hrsg.), Deutsches Geistesleben und Nationalsozialismus. Eine Vortragsreihe
der Universität Tübingen. Mit einem Nachwort von Hermann DIEM, Tübingen 1965, S.
99. Werner CONZE, Der Weg zur Sozialgeschichte nach 1945, in: Christoph SCHNEIDER
(Hrsg.), Forschung in der Bundesrepublik Deutschland. Beispiele, Kritik, Vorschläge,
Weinheim/Deerfield Beach, Florida/Basel 1983, S. 73.
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„Gesamtheit der Ziele und Methoden der NSDAP“ (177) konform
gegangen zu sein, wie Aly in seinem „Theodor Schieder, Werner Con-
ze oder Die Vorstufen der physischen Vernichtung“ überschriebenen
Beitrag ausführt. Dabei bezieht sich der Begriff der „Vorstufe“ auf
eine von Schieder selbst 1979 angestellte Analyse, wonach Deporta-
tion und Zwangsumsiedlung in der Regel Vorstufe der Vernichtung
gewesen seien. (178) Im Zusammenhang mit dem 1992 edierten be-
völkerungspolitischen Geheimgutachten4 aus dem Jahr 1939, in dem
Zwangsumsiedlungen geplant wurden, - der sogenannten „Schieder-
schen Denkschrift“ - gewinnen diese Worte eine neue Bedeutung. Das
expliziert Aly - wie schon in bisherigen Veröffentlichungen -, im Sinne
einer radikalen Aufdeckung der belastenden NS-Vergangenheit der
beiden Nestoren der Sozialgeschichte.

Die Fokussierung auf Handlungen einzelner Historiker zieht die
Kritik Kockas auf sich, der hierin „eine handlungsgeschichtliche Ak-
zentverschiebung“ der Historiographie sieht, die zwar „die direkte
Thematisierung von Verantwortung und Schuld [ermögliche], oft al-
lerdings um den erheblichen Preis des Verzichts auf Fragen nach Be-
dingungen, Folgen und Zusammenhang“ (351f), so Kocka. Wie soll
nun zukünftige Forschung mit den Befunden der Einzelfallstudien
umgehen?

Die Lösung kann nur darin liegen, daß man versucht, diese in
„Analysen von Netzwerken und Praxisfeldern“(90) einzubauen, wie
es Schöttler in seinem Beitrag vorschlägt und anhand der rheinischen
Landesgeschichte skizziert. Auch Ingo Haars Beitrag zur völkischen
„kämpfenden“ Geschichtswissenschaft ordnet die Einzelfälle in den
Gesamtkontext der Ostforschung ein. Weitere wichtige Netzwerke wer-
den im Band vorgestellt: der „Kriegseinsatz der Deutschen Geisteswis-
senschaften“ durch Franz-Rutger Hausmann und die „Volksdeutschen
Forschungsgemeinschaften“ am Beispiel der „Südostdeutschen For-
schungsgemeinschaft“ durch Michael Fahlbusch. Beide Autoren sind

4Angelika EBBINGHAUS/Karl Heinz ROTH: Vorläufer des »Generalplans Ost«.
Eine Dokumentation über Theodor Schieders Polendenkschrift vom 7. Oktober 1939, in:
1999. Zeitschrift für Sozialgeschichte des 20. und 21. Jahrhunderts 7 (1992), S. 62-94.
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bereits mit einschlägigen Monographien zu diesen Themen hervorge-
treten. Ihre Arbeiten zeigen eindrücklich die weitgehende Vernetzung
der Wissenschaften, die Professionalisierung gemeinschaftlichen Han-
delns, in der die zum Teil übernommene Funktion der Politikberatung
eine erhebliche Rolle spielte.

Eine Hauptschwierigkeit, die in den bisher referierten Beiträgen
immer wieder zu Tage kommt, wird von Hans Mommsen in seinen
„Anmerkungen zur Historikerdebatte“ aufgegriffen: die Frage nach
dem Wesen des Nationalsozialismus. Daß die Beteiligten immer gu-
ten Gewissens sagen konnten, mit dem NS nicht hundertprozentig
übereingestimmt zu haben, heutige Historiker selten eine totale Über-
einstimmung mit nationalsozialistischer Ideologie finden können und
die Existenz einer nationalsozialistischen „Wissenschaftstheorie“ nebu-
lös bleibt, ist nicht verwunderlich, sondern symptomatisch: „Was am
Beispiel der Ostforschung zur Diskussion steht, ist nicht Ausfluß einer
Affinität zum NS, sondern ist der wirkliche Nationalsozialismus“ (271),
so Hans Mommsen. Dieser Ansatz erklärt mehr als ein angenommener
Dissens zwischen Wissenschaft und „wahrem Nationalsozialismus“,
auch wenn ein solcher von den meisten Beteiligten ohne Zweifel selbst
so wahrgenommen wurde.

Daß die Debatte bislang gar nicht, dafür aber jetzt sehr kontrovers
geführt wird, liegt sicherlich an der Wirksamkeit Conzes, Schieders,
Erdmanns, Heimpels u.a. innerhalb der bundesdeutschen Geschichts-
wissenschaft. Der Vorwurf an die Schülergeneration, die entscheiden-
den Fragen nicht gestellt zu haben, ist Thema vieler Aufsätze des
Sammelbandes. So spart Aly nicht mit Kritik an Wehler, Kocka und
Gall, denen er „selbstgewisses Euphemisieren“ vorwirft, was er als
„Haupthindernis auf dem Weg zur historisch gerechten Beurteilung
Schieders und Conzes“ ansieht. (174) Wenn Kocka nun Aly vorwirft,
er stelle „die belastenden Zitate collageartig“ (342) zusammen und
Kocka „Positionskämpfe, die Begleichung alter Rechnungen [...] und
Profilierung“ in der Debatte erkennt, so wird die gereizte Atmosphäre
der oft als Generationenkonflikt angesehenen Diskussion offenbar.
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Wolfgang J. Mommsen warnt als Angehöriger der „alten Schüler-
generation“ vor vorschnellen Urteilen, was in der Diskussion jedoch
wie ein Entschuldigen wirkt. Besonders betroffen scheint Wolfgang
Schieder zu sein, der Sohn Theodors und ehemalige Assistent Con-
zes. Er wehrt sich gegen den Vorwurf, Forschung behindert zu haben
und verweist auf das sehr liberale Klima, das Schieder und Conze
in der Bundesrepublik ihren Schülern bereitet haben. Diese liberale
Offenheit sei „wohl als eine Form aktiver Verantwortlichkeit“ (305)
zu sehen. Zudem erklärt Wolfgang Schieder dem verblüfften Leser,
daß die Nachfolgegeneration sehr wohl Fragen gestellt, aber keine
Antworten erhalten habe.

Ähnliches weiß Hans-Ulrich Wehler zu berichten, der offen zugibt,
daß ihn die Enthüllungen schmerzhaft getroffen haben. Als Erklärung
für das Verhalten seines Lehrers Schieder stellt er die Innovationskraft
der Volksgeschichte den traditionellen Zugängen der herkömmlichen
Geschichtsschreibung gegenüber. Wehler schließt auf einen „politisch-
reflexiven Lernprozeß” (333) Schieders nach 1945, der sich im Bemü-
hen um theoretisch-methodische Reflexion zeige, im Urteil Wehlers
„ein schmerzhafter, aber doch überzeugender Lernprozeß und eine
Wirkung auf die Geschichtswissenschaft und das historische Bewußt-
sein“ (336), die er „nur positiv nennen“ könne. Auch wenn man der
Einschätzung als „Lernprozeß” folgt, so stellt sich doch die Frage,
inwiefern man hier von Schmerzhaftigkeit reden kann - angesichts der
problemlosen Integration in die bundesdeutsche Gesellschaft und der
Tatsache, daß sich dieser Lernprozeß „in der Sicherheit des Schwei-
gens“ (Dirk van Laak, zitiert 107) abspielte. In diesem Zusammenhang
ist auch Eschs Einwurf zu verstehen, der darauf hinweist, daß Heimpel
die offenbar seltene Größe besaß, von persönlicher Schuld zu sprechen.

Sehr deutlich wird, daß die Historiographiegeschichte vor und
nach 1945 nicht voneinander zu trennen ist. Es ist an der Zeit, einen
kritisch-distanzierten Blick auf beide Epochen zusammen zu wer-
fen. Hervorzuheben ist der Ansatz Beers in seinem Aufsatz zum
”>Neuanfang< der Zeitgeschichte nach 1945“. Ausgehend von Karl
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Dietrich Brachers These von der „doppelten Zeitgeschichte“, womit
die Zwischenkriegszeit seit 1917/18 und die Nachkriegszeit nach 1945
gemeint sind, sieht er eine „Überlagerung der beiden Zeitgeschich-
ten in den Biographien der Historiker“ (275). Beer untersucht diese
Überlagerung anhand des Wirkens Theodor Schieders. Der Vergleich
der Ansichten vor 1945 mit den Forschungen zur „Dokumentation der
Vertreibung der Deutschen aus den Ostgebieten nach 1945“, die in der
Bundesrepublik durch das Vertriebenenministerium unterstützt wur-
den, machen gewisse methodische Kontinuitäten, aber auch reflexiv-
moralische Brüche zum Nationalsozialismus deutlich.

Die Beiträge zeichnen in ihrer Zusammenschau trotz aller Unter-
schiede ein neues Bild der Wissenschaftslandschaft vor 1945. Der von
Schöttler vorgeschlagene Weg der Analyse der Netzwerke wird sicher-
lich die unterschiedlichen Urteile nicht auflösen und muß, wie die-
ser selbst propagiert, durch biographische Analysen ergänzt werden.
Es ist dieses Phänomen biographischer Brüche und lebensweltlicher
Schwierigkeiten, das die Diskussion schwierig, aber auch interessant
macht und zu dem weitere Forschungen angestrengt werden müssen
- ebenso wie zur Frage mentalitätsgeschichtlicher Ursachen der Hal-
tungen von Wissenschaftlern, die nicht per se als Entschuldigungen
diffamiert werden sollten. Der Mitherausgeber Oexle stellt in seinem
bemerkenswerten einleitenden Essay hierzu konzeptionelle Überle-
gungen an. Er schlägt vor, nach Schlüsselbegriffen wie „Gemeinschaft“,
„Ordnung“, „Ganzheit“ zu fragen und nach den dahinterstehenden
”>Dispositionen< [...] im Sinne einer >Mentalitätengeschichte<” (53)
zu suchen. Es ist mit Sicherheit notwendig, auf den so skizzierten
Bahnen weiter zu forschen und die zur Zeit noch sehr konträren Auf-
fassungen dabei einzubeziehen. Der vorliegende Band bietet hierfür
eine hervorragende Grundlage, da er bisherige Arbeiten zusammen-
faßt und wichtige konzeptionelle Überlegungen bietet. Es ist ihm
größtmögliche Verbreitung zu wünschen!

HistLit / Tobias Kaiser über Schulze, Winfried; Otto Gerhard Oexle
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Nach den eher kürzeren Arbeiten von Arnold, Arnold und Haßmann,
Bertram, Narr und Kossack1, die sich eher schlaglichtartig mit der
Geschichte der ur- und frühgeschichtlichen Archäologie (auch: Deut-
sche Archäologie, Ur- und Frühgeschichte, Ur- und Frühgeschichts-
forschung, Prähistorie) im ,Dritten Reich‘ befasst hatten, sind jetzt
zwei höchst bedeutsame neue Initiativen zu verzeichnen, die umfas-
send informieren, in die Breite gehen und dank erstmals nach der
Wiedervereinigung zugänglichem und bisher kaum erschlossenem
Quellenmaterial den Kenntnisstand auf eine solide Grundlage stel-
len. Dabei wird auch den immer weiter verfeinerten methodischen
Erkenntnissen der in den letzten zehn Jahren heftig boomenden Fach-
geschichtsschreibung Rechnung getragen. Der erste, von Heiko Steuer
herausgegebene und mit einer grundsätzlichen und vorzüglichen Ein-
leitung sowie einem ebenso wichtigen, wenn auch kürzeren Nachwort

1Arnold, Bettina, The Past as Propaganda. Totalitarian Archaeology in Nazi Germany,
in: Antiquity 64 (1990), S. 464-478; Arnold, Bettina; Haßmann, Henning, Archaeology
in Nazi Germany. The Legacy of the Faustian Bargain, in: Kohl, Philip L.; Fawcett,
Clare (Hgg.), Nationalism, Politics and the Practice of Archaeology, Cambridge 1995, S.
70-81; Bertram, Marion, Zur Situation der deutschen Ur- und Frühgeschichtsforschung
während der Zeit der faschistischen Diktatur, in: Staatliche Museen Berlin, Forschungen
und Berichte 31, 1991, S. 23-42; Narr, Karl J., Nach der nationalen Vorgeschichte, in:
Prinz, Wolfgang; Weingart, Peter (Hgg.), Die sog. Geisteswissenschaften. Innenansichten,
Frankfurt am Main 1990, S. 279305; Kossack, Georg, Prähistorische Archäologie in
Deutschland im Wandel der geistigen und politischen Situation. Bayerische Akademie
der Wissenschaften, Phil.-Hist. Klasse, Sitzungsberichte Jg. 1999, Heft 4.
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versehene Sammelband ist hier als erster anzuzeigen, obgleich er ein
Jahr nach der ersten diesbezüglichen Tagung entstand.2 Er vereinigt
die auf einem am 2.-3. Juli 1999 im Rahmen des (Freiburger) SFB 541
(„Identitäten und Alteritäten. Die Funktion von Alterität für die Kon-
stitution und Konstruktion von Identität“) in Freiburg veranstalteten
Symposion gehaltenen zehn Vorträge. Sie sind, wenn man genau zählt,
auch zehn prominenten Prähistorikern gewidmet (in chronologischer
Reihenfolge handelt es sich um Gustav Schwantes, Gero von Merhart,
Ernst Wahle, Ernst Sprockhoff, Wilhelm Unverzagt, Hans Zeiss [Zeiß],
Gotthard Neumann, Herbert Jankuhn, Hans-Jürgen Eggers, Joachim
Werner). Das Freiburger Symposion wollte im Unterschied zu seinem
Berliner Vorgänger weniger biografisch ausgerichtet sein und stattdes-
sen die Frage beantworten, „ob und in welchem Umfang das Dritte
Reich auf Wissenschaft und Forschung eingewirkt hat“ (S. 1).

Zu diesem Zweck sollten die Schriften maßgeblicher Prähistoriker
analysiert werden. Dabei sollte das Augenmerk auf den prähistori-
schen ,Diskurs‘3 gerichtet werden, oder, schlichter ausgedrückt, es soll
untersucht werden, „welche Sprache, welches Vokabular verwendet

2Leube, Achim (Hg.), Prähistorie und Nationalsozialismus. Die mittel- und ost-
europäische Ur- und Frühgeschichtsforschung in den Jahren 1933-1945 (Studien zur
Wissenschafts- und Universitätsgeschichte 2), Heidelberg 2002. Der bereits für Herbst
2001 angezeigte Band müsste dieser Tage herauskommen. Er behandelt in 34 Beiträgen
allgemeine Fragen der Organisation der Ur- und Frühgeschichtsforschung im ,Drit-
ten Reich‘, Themen, Methoden und Orte von damals durchgeführten Ausgrabungen,
Profile wichtiger Fachvertreter (Julius Pokorny, Gustaf Kossinna, Hans Reinerth, Karl
Hermann Jacob-Friesen, Hans Schleif, Peter Paulsen), Forschungsstätten im Osten (Böh-
men, Slowakei, Breslau, Krakau, Posen) sowie Ur- und Frühgeschichtsforschung als
Teile der nationalsozialistischen Ost-, West- und Nordforschung. Diese im November
1998 auf einer internationalen Tagung an der Humboldt-Universität zu Berlin erarbei-
teten Ergebnisse werden durch den im Folgenden anzuzeigenden Band ergänzt und
vertieft. Beide Kolloquien greifen bei allen Unterschieden der Fragestellung und der
Zusammensetzung der Teilnehmer insoweit ineinander.

3Dazu zusammenfassend jetzt Angermüller, Johannes (Hg.), Diskursanalyse. Theori-
en, Methoden, Anwendungen, Hamburg 2001. Die ,klassische‘ Diskursanalyse im Sinne
Michel Foucaults nimmt das Regelsystem, welches den wissenschaftlichen Diskurs
generiert, zusammen mit dem sozialen Rahmen und der medialen Basis, in dem er sich
verwirklicht, in den Blick. Eine getrennte Betrachtung von Wissenschaftlerbiografien
und Schriften wäre demnach fragwürdig.
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wurde, welche Fragestellungen im Vordergrund standen und welche
methodischen Ansätze zur Beantwortung ausgewählt oder erarbeitet
wurden“ (S. 2). Der vorliegende Band soll zusammen mit dem Berliner
Band sowie der noch ausstehenden Aktenpublikation einer dritten, im
Dezember 2000 in Freiburg durchgeführten Tagung „Zur Geschichte
der Gleichung ,germanisch-deutsch‘. Sprache und Namen, Geschichte
und Institutionen“ insbesondere einer Standortbestimmung der Wis-
senschaft von der ur- und frühgeschichtlichen Archäologie zuarbeiten,
die 1902 mit der Ernennung Gustaf Kossinnas zum außerordentli-
chen Professor für Deutsche Archäologie in Berlin ihren Anfang nahm
und heute an allen großen Universitäten fest verankert ist. In seiner
Einleitung „Deutsche Prähistoriker zwischen 1900 und 1995 – Begrün-
dung und Zielsetzung des Arbeitsgesprächs“ (S. 1-54) verortet Steuer
sein Projekt daher im Gesamtgefüge der aktuellen fachhistorischen
Diskussionen. Er geht dabei insbesondere auf die unzweifelhaften
Kontinuitäten der Geisteswissenschaften nach 1945 ein und kann zei-
gen, dass alle wichtigen Grundelemente ur- und frühgeschichtlicher
Forschung bereits zu Beginn der NS-Zeit ausgeprägt waren, vor allem
das Axiom der Koppelung zwischen Rasse, Sprache, Volk und Kul-
tur bzw. dem archäologischen Formenkreis oder der Kulturprovinz.
Steuer entwickelt weiterhin ein eingängiges Schaubild der Schichtung
von Argumentationsebenen (antiquarisch: Klassifizierung, Datierung,
Kartierung; positivistisch: Erklärung; historisch: Beschreibung; essen-
tialistisch: Beurteilung; konstruktivistisch: Bewertung), wobei alle fünf
Ebenen ineinander greifen. Allerdings wurden die vierte und fünfte
Schicht (Beurteilung, Bewertung) in der NS-Zeit besonders stark in-
strumentalisiert, da Leitvorstellungen wie Gefolgschaft, Führer- und
Kriegertum zum ideologischen Kernbestand der NS-Weltanschauung
gehörten und durch ur- und frühgeschichtliche Forschungen wissen-
schaftlich fundiert werden sollten. Steuers eigener Beitrag „Herbert
Jankuhn und seine Darstellungen zur Germanen- und Wikingerzeit“
(S. 417-473) ist, wenn man das Fazit gewichtet, vor dem Hintergrund
dieser Überlegungen seltsam eirenisch (463f.): „Jankuhn sprach im-
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mer als Wissenschaftler und Archäologe, so auch in den Briefen und
Berichten als SS-Mann“ (459). Ob es wirklich möglich ist, sich bei der
Bewertung Jankuhns auf seine Haithabu-Forschungen zu beschränken
und die Tätigkeit im Ahnenerbe bzw. im ,Osten‘ auszublenden, bleibe
dahingestellt.

Die ur- und frühgeschichtliche Archäologie hat allerdings beson-
ders lange gebraucht, um sich aus ihrer Vereinnahmung durch den
Nationalsozialismus zu befreien, obschon die in der ersten Hälfte
des 20. Jahrhunderts verwendeten Begriffe Rasse, Sprache, Volk und
Kultur schon bald durch neue Erkenntnisse der Genetik, des sprach-
wissenschaftlichen Strukturalismus, der Soziologie und Ethnologie als
obsolet erwiesen wurden. Die Unbrauchbarkeit dieser Paradigmen
beruhte nicht nur auf ihrem Konstruktcharakter, sondern auf falschen
empirischen Voraussetzungen, wie man insbesondere am Rassenbe-
griff beobachten kann.4 Mancher Irrweg wurde zwischen 1933 und
1945 aber auch deshalb beschritten, weil sich deutsche Wissenschaft-
ler, oft notgedrungen, aus der internationalen ,scientific community‘
ausklammerten. Daher wäre es sinnvoll gewesen, einem an der Sache
interessierten Publikum von Nichtfachleuten in der sonst zu umfas-
senden Einleitung noch zu verdeutlichen, welches die heute gültigen
Paradigmen und wissenschaftlichen Standards der Ur- und Frühge-
schichte im Unterschied zum Untersuchungszeitraum sind. Wolfgang
Pape, der in anderem Zusammenhang gezeigt hat, dass kaum ein
Fach so sehr von den Nazis hofiert wurde und einen derart rasanten
Aufstieg nahm wie die Ur- und Frühgeschichte5, versucht für die im

4Besonders sei in diesem Kontext auf die Forschungen von Luigi Cavalli-Sforza
hingewiesen, die in: Gene, Völker und Sprachen. Die biologischen Grundlagen unserer
Zivilisation, München 1999, zusammengefasst sind. Cavalli-Sforza weist nach, dass es
zwar äußere Unterschiede zwischen den Menschen gibt, die zum Rassismus führten,
dass diese Differenzen jedoch Folge von Migrationen und durch die bedingter umwelt-
licher Assimilationen sind, wohingegen die inneren Unterschiede (Gene, Blutgruppen)
äußerst klein ausfallen, da alle Menschen einen gemeinsamen Stammbaum haben. Die
Vorstellung besonders ,wertvoller‘ Rassen ist vor diesem Hintergrund wissenschaftlich
unhaltbar.

5Wolfgang Pape legt in dem in Anm. 2 angezeigten Band eine eindrucksvolle quantifi-
zierende Studie vor, deren Schaubilder den explosionsartigen Zuwachs an selbständigen
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Zentrum des Sammelbandes stehenden zehn Prähistoriker, die inzwi-
schen alle verstorben sind, deren Schüler jedoch im Fach wichtige
Positionen einnehmen, eine Art Kollektivbiografie zu erstellen. Damit
ist eine Kombination aus ,Feld‘ und ,Habitus‘ gemeint, um die von
Pape nicht verwandten entsprechenden Bourdieuschen Kategorien
einzuführen.6

An allen Karriereprofilen fällt auf, dass mehrere Personen fach-
fremd promovierten, ehe sie zur Ur- und Frühgeschichte fanden, dass
mehrere zudem museumspraktisch arbeiteten, ehe sie Professoren
wurden, und daß fast alle der NSDAP angehörten und sich zugleich
in anderen NS-Organisationen betätigten, wobei zunächst eine Hin-
wendung zum Amt Rosenberg (Hans Reinerth) und später zum ,Ah-
nenerbe e.V.‘ der SS (Walther Wüst, Wolfram Sievers) zu konstatieren
ist. Wenn bis auf Schwantes 1945 alle einen Karriereknick erfuhren, so
liegt das nicht zuletzt an der Beschaffenheit ihrer Forschungen, die in
ganz unterschiedlicher Weise völkisch-rassisch ausgerichtet waren. Es
können hier nicht alle Arbeiten des Sammelbandes genau besprochen
werden, doch ist zunächst einmal festzuhalten, dass jeder der porträ-
tierten Prähistoriker zwar eigenständige Forschungsziele verfolgte,
dass diese jedoch insgesamt der Präzisierung des germanischen Sied-
lungsraums (Landnahme) in Abgrenzung gegen Kelten (Rosemarie
Müller, „Gotthard Neumann und das Problem der Kelten und Ger-
manen in Thüringen“, S. 89-107; Dietrich Hakelberg, „Ernst Wahle im
Kontext seiner Zeit“, S. 199-310), Illyrer (Claudia Theune, „Gero von
Merhart und die archäologische Forschung zur vorrömischen Eisen-
zeit“, S. 151-171), Romanen (Hubert Fehr, s.u.) und Slawen (Karl-Heinz
Willroth, „Ernst Sprockhoff und die nordische Bronzezeit“, S. 109-149;

Landesämtern für Vorgeschichte, Universitätsprofessuren, Studenten und folglich auch
Promotionen nach 1933 dokumentieren. Daraus ergab sich auch eine breite Divulgie-
rung der durch Grabungsfunde angeblich bewiesenen Kulturhöhe der Germanen, der
Überlegenheit der nordischen Rasse oder der Herkunft aller bedeutenden Kulturleis-
tungen aus dem Norden. Auch die ur- und frühgeschichtlichen Fachverbände erhielten
starken Zulauf.

6Jurt, Joseph, Das literarische Feld. Das Konzept Pierre Bourdieux in Theorie und
Praxis, Darmstadt 1995, passim.
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Claus von Carnap-Bornheim, „Hans Jürgen Eggers und der Weg aus
der Sackgasse der ethnischen Deutung“, S. 173-197; Sebastian Brather,
„Wilhelm Unverzagt und das Bild der Slawen“, S. 475-540) dienten.
Bemerkenswert ist, dass mehrere die hier Porträtierten, die im übrigen
meist mehrere Forschungsschwerpunkte hatten, von denen aus Grün-
den der Systematisierung nur die wichtigsten genannt wurden, schon
früh Zweifel an Kossinnas ethnozentrischer Betrachtung hegten und
für eine vorsichtige soziologische Interpretation eintraten. Dies wirkte
sich insbesondere auf die Definition der indogermanischen Ursprünge
der Germanen aus.

Im Folgenden soll abschließend etwas ausführlicher der Beitrag
von Hubert Fehr, „Hans Zeiss, Joachim Werner und die archäolo-
gischen Forschungen zur Merowingerzeit“ (S. 311-415), besprochen
werden, der mit über einhundert Seiten schon fast den Charakter ei-
ner eigenständigen Monografie hat. Fehr hatte den ergebnisreichen
Gedanken, zwei Fachvertreter miteinander zu vergleichen, die zu-
dem in einem Lehrer-Schüler-Verhältnis standen. Dieses Verfahren der
,Synkrisis‘ erleichtert es, das Gemeinsame wie das Trennende ihrer
Forschungsarbeiten prägnant zu fassen. An Fehrs Beitrag lässt sich
zudem ablesen, dass sich die von Steuer angesprochene Trennung
von Biografie, institutioneller Einbindung und fachwissenschaftlicher
Forschung kaum durchhalten lässt, zu sehr sind alle drei Bereiche
miteinander verwoben. Zeiss wie Werner waren beide in die hochgra-
dig politiserte Wissenschaftslandschaft der NS-Zeit integriert. Dies
bedeutete bei Zeiss Mitarbeit in der von Michael Fahlbusch gründ-
lich erforschten ,Westdeutschen Forschungsgemeinschaft‘ (WFG)7 und
später im ,Kriegseinsatz‘ der ,Aktion Ritterbusch‘, bei Werner ebenfalls
die Mitgliedschaft in der WFG sowie eine Berufung an die Reichsuni-
versität Straßburg, die sich nach der Intention ihrer Gründer und unter
Berufung auf ein Hitlerdictum als ,Sorbonne des Westens‘ auffasste.
Besondere Relevanz erlangte die Frühmittelalterarchäologie während

7Fahlbusch, Michael, Wissenschaft im Dienst der nationalsozialistischen Politik? Die
»Volksdeutschen Forschungsgemeinschaften« von 1931-1945, Baden-Baden 1999, S. 350f.,
zu Zeiss S. 193.
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des Zweiten Weltkriegs, da ihre Ergebnisse bestimmte Annexionspläne
wissenschaftlich untermauern sollten.

Beide Wissenschaftler beschäftigten sich konsequenterweise im
Rahmen von ideologisch motivierten Programmen mit Forschungen,
deren Ergebnisse dazu geeignet waren, politische Ziele der deutschen
Regierung bzw. der deutschen Besatzungsbehörden zu legitimieren.
Während Zeiss dies offenbar billigend in Kauf nahm, publizierte Wer-
ner während des Krieges keine Arbeiten, die unmittelbar politisch
ausgemünzt werden konnten. Immerhin nahm er unter der Federfüh-
rung des Deutschen Wissenschaftlichen Instituts (DWI) in Brüssel an
entsprechenden Feldforschungen teil, die in den Rahmen einer weit
gespannten ,Westforschung‘ hineingehörten und im Fall der Ur- und
Frühgeschichte anhand merowingischer Grabfunde den jeweiligen
Siedlungsraum von Germanen und Romanen eingrenzen sollten. Es
bestand ein Grundkonsens darüber, der auch nach dem Krieg noch
andauerte, dass das Quellenmaterial der frühmittelalterlichen Gräber-
archäologie geeignet sei, ,Volkstumsverhältnisse‘ zu erschließen. Der
von dem Mittelalterhistoriker Theodor Mayer geleitete Konstanzer
Arbeitskreis wurde, wie Fehr nachdrücklich zeigt, nach Kriegsende
zum Forum von Westforschern wie Franz Petri, Franz Steinbach u.a.,
die in der soeben konsolidierten Bundesrepublik ihre früheren nicht
unumstrittenen Landnahme-Forschungen mit leichten Modifikationen
weiter betreiben konnten.

Wenn bisher nicht klar war, warum die Ur- und Frühgeschichte
im Rahmen des von Paul Ritterbusch geleiteten sog. Kriegseinsat-
zes, mit Sicherheit des umfassendsten geisteswissenschaftlichen ,Ge-
meinschaftsprojekts‘ in der NS-Zeit, keine größere Rolle spielte, so
können die Gründe hierfür jetzt benannt werden. Auf der Tagung
der Mittelalter- und Neuhistoriker vom 4.-5. Mai 1942 in Weimar, die
unter dem Rahmenthema „Germanische Raumerfassung und Staa-
tenbildung“ stehen sollte, war auch ein Vortrag Herbert Jankuhns
vorgesehen, der mehrfach mit Ritterbusch Vorgespräche über die Ein-
bindung des ,Ahnenerbes e.V.‘ der SS in den ,Kriegseinsatz‘ geführt
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hatte. Unter seiner Leitung sollte eine vorgeschichtliche Abteilung
eingerichtet werden. Die Weimarer Tagung sollte als ,ausrichtende
Tagung‘ angelegt sein und nach Wunsch des Ahnenerbes unter dem
Leitsatz ,Vorgeschichte als geschichtliche Wissenschaft‘ stehen.8 Au-
ßer dem hier angezeigten Vortrag Jankuhns, der dann nicht gehalten
wurde, sind keine weiteren Planungsaktivitäten nachweisbar, denn
Jankuhn war unabkömmlich auf ,Forschungsfahrt‘ in der Ukraine
und beantwortete Mayers Briefe nicht. Vermutlich kam deshalb die
Gründung einer vorgeschichtlichen Abteilung im ,Kriegseinsatz‘ über-
haupt nicht zustande, und Zeiss beschränkte sich auf seine Mitarbeit
im Rahmen historischer Projekte.9 Zeiss und Werner gingen nach der
französischen Niederlage zur Feldforschung nach Nordfrankreich, wo-
bei sie von einheimischen Gelehrten sogar unterstützt wurden. Werner
wurde gar Mitglied des Referats ,Vorgeschichte und Archäologie‘ in
der Militärverwaltung in Frankreich im Range eines Kriegsverwal-
tungsrates.

Durch seine Berufung auf den Lehrstuhl in Straßburg schied er
jedoch bereits Ende 1941 aus den Diensten des Kunstschutzes aus,
reiste aber noch mehrfach auf Einladung des DWI Brüssel nach Bel-
gien, Frankreich und in die Niederlande. Der Bonner Prähistoriker
Kurt Tackenberg hatte zwar, wie Fehr richtig ausführt (S. 351f.), die
provisorische Leitung des DWI Brüssel und setzte in der Institutsarbeit
Akzente, die seinen fachlichen Interessen entgegenkamen, aber inzwi-
schen ist der Netzwerkcharakter der DWI deutlicher erkennbar. Auch
nach Tackenbergs Ausscheiden 1942 blieb die Vorgeschichte unter dem
neuen Präsidenten, dem Heidelberger Romanisten Walter Mönch, ein
Schlüsselfach der Brüsseler Arbeit.10 Tackenberg hatte bereits in einer
wichtigen Vorbereitungssitzung (10.6.41) im Vorfeld der Eröffnung des

8Vgl. Berlin, BA NS 21-127 (Tagebuch Sievers), 12. 9., 8.11. u. 9.12.41 (freundlicher
Hinweis von Egbert Manthey, Kiel).

9So die Auskunft des Büros Ritterbusch (9.2.42) an Mayer (München, MGH-Archiv,
Kasten 545/1, Bl. 188).

10Vgl. jetzt Hausmann, Frank-Rutger, „Auch im Krieg schweigen die Musen nicht“.
Die Deutschen Wissenschaftlichen Institute im Zweiten Weltkrieg, Göttingen 2001, S.
264f.
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DWI Brüssel ausgeführt, vordringlich erscheine seiner Meinung nach
vor allem die Klärung der Fragen, die mit der sog. germanischen Land-
nahme der Völkerwanderungszeit zusammenhingen. „Es handelt sich
hier in Sonderheit um die Frage, wie weit der Einfluss der eisenzeitli-
chen Harpstedter Kultur in die späteren Jahrhunderte nachwirkt, um
eine Untersuchung des Problems der Volkszugehörigkeit der Kelten
und Belgen und neuere systematische Behandlung der fränkischen
Landnahme“.11 Galten damals den Gelehrten die Flamen eindeutig als
Germanen, so waren sie sich nicht einig darüber, ob die Wallonen als
Kelten, romanisierte Franken oder als Abkömmlinge einer Mischung
aus beiden zu betrachten seien. Diese Zuordnungsfrage war aber in
diesen Jahren nicht so akademisch, wie sie heute klingt. Denn ihre
Lösung wurde von Himmler und seinem ,Ahnenerbe‘ für die Planung
eines großgermanischen Reiches unter deutscher Führung instrumen-
talisiert, dessen Leitung Himmler für ,seine‘ SS vorgesehen hatte. Fehr
arbeitet dies alles im Umrissen heraus; Ergänzungen könnten allen-
falls in sprachwissenschaftlicher Hinsicht angebracht werden, wo nach
1933 sog. Beiträge zur ,Entbarbarisierung‘ verstärkt wurden, um zu
beweisen, dass die Germanen Kulturträger von höchsten Graden ge-
wesen seien, die den romanischen und slawischen Nachbarländern
ihre Kultur gebracht hätten.12

Zum Abschluss dieses gehaltvollen Bandes bleibt noch anzumer-
ken, dass die Spannung zwischen Beiträgern vor allem der jüngeren
Forschergeneration, denen die Vertreter der älteren ,Moralisieren‘ vor-
werfen, worauf diese mit dem Vorwurf des ,Verharmlosens‘ antworten,
nicht unterdrückt, sondern offen angesprochen wird. Die Aufarbei-
tung der Vergangenheit der Ur- und Frühgeschichte und ihre Neupo-
sitionierung sind in jedem Fall durch die hier publizierten Arbeiten
ein gutes Stück vorangekommen, auch wenn über den letzten Punkt

11Vgl. Münster, ZNLS/WAAM NL Petri (S.IV.3.1.).
12Hausmann, Frank-Rutger, „Vom Strudel der Ereignisse verschlungen“. Deutsche

Romanistik im „Dritten Reich“ (Analecta Romanica 61), Frankfurt am Main 2000, S.
529f.; Hutton, Christopher M., Linguistics and the Third Reich. Mother-tongue Fascism,
Race and the Science of Language, London 1999.
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kein endgültiges Einverständnis erzielt werden konnte.
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In den letzten Jahren beschäftigen sich immer mehr Wissenschaften
mit den Beziehungen ihres Faches und ihrer Fachvertreter zum Natio-
nalsozialismus sowie dem Agieren der Akademiker im Dritten Reich.
Institutionelle, intellektuelle und personelle Verbindungen werden
ebenso untersucht wie die vielfältigen Formen der Neukonstituierung
der Wissenschaftslandschaft nach 1945. In der Öffentlichkeit werden
immer noch die ’investigativen’ Varianten dieser Art von Wissen-
schaftsgeschichte am schnellsten gehört und am meisten verbreitet.
Doch hat sich der intellektuelle Reiz des Auffindens brauner Vergan-
genheiten inzwischen ziemlich erschöpft. Wer die Illusion nicht teilt,
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sich von der nationalsozialistischen Vergangenheit ganz und gar säu-
bern und aus der deutschen Geschichte aussteigen zu können, fängt
an dieser Stelle mit den Fragen eigentlich erst an.

Denn völlig unabhängig vom Nationalsozialismus ist damit das
prinzipielle Problem aufgeworfen, welche Verflechtungen und Be-
dingtheiten zwischen Wissenschaft und Politik bestehen. So leicht
man sich darauf verständigen kann, weder dem naiven Trugschluss
einer vermeintlich nur auf Faktizität ausgerichteten objektiven Wissen-
schaft noch der wissenschaftlichen Umsetzung politischer Vorgaben
anzuhängen, so schwierig ist es doch, die Relation zwischen Politik
und Wissenschaft im Einzelfall genauer zu bestimmen.

In der Tradition der akademischen Wissenschaft des 19. Jahrhun-
derts war der Bezug zur politischen Gegenwart und zu politischen
Werten selbstverständlich und wurde keineswegs als Widerlegung des
eigenen Anspruchs auf Wissenschaftlichkeit verstanden. Diese Verbin-
dung untersucht Hedda Gramley am Beispiel der Idee der Nation und
des Nationalismus. Welche Rolle kam der Nation zu in den Äußerun-
gen von Professoren? Sie konzentriert sich auf drei Fächer (Geschichte,
Theologie, Nationalökonomie) zwischen der Jahrhundertmitte und der
zweiten Reichsgründung, also die Hochzeit der Nationalbewegung
und die Nationalstaatsgründung. Ausgewählt hat sie Personen, die
drei Kriterien erfüllen mussten. Sie mussten:
- Ordinarius sein, d.h. institutionell akzeptiert sein;
- prominent sein, d.h. einer Öffentlichkeit außerhalb des Faches an sich
bekannt sein;
- national argumentieren, d.h. die Nation musste für sie einen zentralen
Bezugspunkt darstellen.

Derartige Auswahlmodi sind nicht völlig stringent, es ergibt sich
hieraus die Tendenz, die ’politischen Professoren’ - jene, die sich öffent-
lich zu politischen Fragen äußern - zu privilegieren. Hieraus ergibt sich
ein Sample von rund 30 Professoren, die konfessionell, regional und
nach ’Schulen’ hinreichend diversifiziert sind, um damit Aussagen
über die Fächer insgesamt vornehmen zu können.
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Gramley geht es nicht um die Frage, warum jemand national argu-
mentiert - noch weniger darum, dass jemand national argumentiert -
„sondern vielmehr warum und in welcher historischen Situation die
Untersuchungsgruppe auf nationale Deutungsmuster zurückgriff und
welche Rückschlüsse sich daraus auf die Interessen, Bedürfnisse und
kollektiven Orientierungen der Gruppe ziehen lassen“ (S. 14). Metho-
disch lehnt sie sich in ihrer Untersuchung an die neue, konstruktivis-
tische Nationalismusforschung von Anderson, Gellner etwa an, die
wie Weber („Gemeinsamkeitsglauben“) und andere auch schon jeden
Essentialismus in Bezug auf die Nation ablehnen. Diesen Konstrukti-
vismus verbindet sie mit modernisierungstheoretischen Überlegungen
zur Funktion des Nationalismus. Ausführlich bezieht sie sich auf die
Mentalitätsforschung. Wenn Nationalismus als „ideologisches System
von bewussten und unbewussten Wertvorstellungen“ (S. 21) unter-
sucht werden soll, ist das plausibel. Ob der Mentalitätsbegriff hier
wirklich hilfreich ist - das kann man indes auch anders sehen. Denn
wenn die Mentalität „den Deutungsrahmen für den Nationalismus“
bildet und sich im sozialen Handeln widerspiegelt, setzt sie mehr vor-
aus, als sie einlösen kann. Das soziale Handeln der Professoren wird
nicht umfassend untersucht; vor allem aber wird ’Mentalität’ damit
ein so großer Erklärungsanspruch aufgebürdet, der schwerlich einlös-
bar ist. Insbesondere müssten dann nicht nur Äußerungen zur Nation
untersucht werden; nur dann könnte potenziell ein mentaler Deu-
tungsrahmen ausgelotet werden, der den Wert der Nation strukturiert
und seine Verwendung geprägt haben könnte.

Doch unbeschadet dieser Skepsis gegenüber dem beanspruchten
theoretischen Bezugsrahmen überzeugt die Arbeit durch die detaillier-
te und präzise Analyse der einzelnen Texte. Es tritt klar hervor, dass
die Nation als Leitidee einerseits integrierend wirkte, zugleich aber
auch Binnendifferenzierungen ermöglichte. Die Nation verkörperte
die Hoffnung auf Einheit - doch wie diese Einheit hergestellt werden
sollte, darüber gab es sehr wohl konkurrierende Ansichten. Gramley
zeigt deutlich, in welchem Maße das Christentum als einheitsstiftender
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Wert für die Nation angesehen wurde. Darin waren sich nicht nur die
verschiedenen Fächer, nicht nur Liberale und Konservative, sondern
auch Protestanten und Katholiken einig. Diese religiös-christliche Fun-
dierung der Nation wird nach wie vor meist übersehen. In dem Maße,
wie keine Integration durch die Leitidee Nation gelang, wurden Di-
vergenzen überwölbende Figuren wie etwa das „nationale Königtum“
der Hohenzollernmonarchie attraktiv. Das Kaiserreich war, könnte
man deshalb sagen, nicht nur verfassungsrechtlich durch einen ’dila-
torischen Herrschaftskompromiss’ (Wolfgang J. Mommsen) geprägt,
sondern ideell durch eine ’dilatorische nationale Einheit’ bestimmt.

Die politischen Differenzen, die es zweifellos gab - man denke etwa
an den Streit über die inneren Reformen, der sich an den ’Kathederso-
zialisten’ entzündete -, wurden indes weniger als Spannung zwischen
Wissenschaft und Politik wahrgenommen, denn als wissenschaftliche
Konflikte. Man kann vermuten, dass eine vorwissenschaftliche Ge-
meinsamkeit als Bildungsbürger und Professoren hier zum Tragen
kam.

Verkörperte die ’Nation’ als Leitidee für Wissenschaftler im 19. Jahr-
hundert zwar eine immense politische Herausforderung, so wurde
sie doch kaum als intellektuelle oder lebensweltliche wahrgenommen.
Im Gegensatz hierzu präsentierte sich der Nationalsozialismus als
eine fundamentale gesellschaftliche und politische Alternative, trat
er mit dem Anspruch nicht nur der politischen, sondern auch der
gesellschaftlichen und intellektuellen Revolution an. Dass dieser An-
spruch bereitwillig Resonanz finden konnte, auch in Kreisen die man
nicht per se als nationalsozialistisch bezeichnen mag, veranschaulicht
und erklärt Otto G. Oexle in einem brillanten Aufriss.1 Im Blick auf
die Wissenschaftler wird deutlich, dass Kriegsniederlage und Staats-
zertrümmerung nach 1918 nicht nur eine politische Krise darstellten,
sondern auch gerade deshalb zu einer fundamentalen Verunsicherung

1Oexle, Otto G., „Wirklichkeit“ - „Krise der Wirklichkeit“ - „Neue Wirklichkeit“.
Deutungsmuster und Paradigmenkämpfe in der deutschen Wissenschaft vor und nach
1933, in: Hausmann, Frank-Rutger (Hg.), Die Rolle der Geisteswissenschaften im Dritten
Reich 1933-1945, München 2002, S. 1-20.
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führten, weil die gewohnten Weltbilder ihre Deutungskraft verloren
hatten. Oexle analysiert das, indem er die zeitgenössischen Beschrei-
bungen einer „Krise der Wirklichkeit“ und das Suchen nach „neuer
Wirklichkeit“ beschreibt. Die breite Akzeptanz findende Ablehnung
einer rationalen Wissenschaft und die Sehnsucht nach neuer Orientie-
rung begünstigte das Einlassen auf den Nationalsozialismus. Auch
wenn nicht jeder etwa Franks „Kämpfende Wissenschaft“ goutieren
mochte, so verband doch die Suche nach einer neuen Wissenschaft, die
Wissenschaft und Leben verbinden und nicht mehr ’intellektualistisch’
sein sollte. Das Einfallstor für eine Politisierung und Instrumentalisie-
rung der Wissenschaft war damit weit geöffnet.

Was Oexle als allgemeine Bedingung für den Erfolg schildert, die
der Nationalsozialismus bei Wissenschaftlern erzielen konnte, das
präsentiert Hausmann in dem von ihm herausgebenden Band im An-
schluss an Oexles Überblick und der von Lothar Mertens unternomme-
nen Darstellung der „Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft“
in den ersten Jahren nach 1933 nach Fächern ausdifferenziert. Kon-
zentriert auf elf Geisteswissenschaften (Sportwissenschaft wird auch
darunter summiert) wird in den Einzelbeiträgen vorgestellt, wie sich
Wissenschaften und Wissenschaftler auf den Nationalsozialismus ein-
ließen. Je nach den vorliegenden Vorarbeiten für die einzelnen Fächer
fallen die Ergebnisse unterschiedlich aus, nicht immer sind systema-
tische und bilanzierende Überblicke möglich. Strikt vergleichende
Analysen lassen sich erst kaum vornehmen. Die Fächer unterscheiden
sich zwar in ihrer quantitativen Dimension und in ihrer universitären
Etablierung, doch tritt der ubiquitäre Prozess der Ausgrenzung und
Vertreibung einerseits und der Affinität, Anbiederung und Anpas-
sung andrerseits deutlich hervor. Die ’Reinigung’ von unerwünschten
Personen konnte bis zu einem Drittel der Wissenschaftler aus dem
Land treiben: 60 von 180 habilitierten Philosophen und fünf von 15
Psychologieprofessoren (Hans-Joachim Dahms, S. 198; Mitchell Ash, S.
238) verdeutlichen, dass einzelne Wissenschaften in erheblichem Maße
betroffen waren. In der Geschichte wurden 26 Lehrstühle aus politi-
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schen und ’rassischen’ Gründen neu besetzt, das waren 18 Prozent
aller Lehrstühle (Jürgen Elvert, S. 112). Von den im Amt verbliebe-
nen kooperierten etwa 40 Prozent offen mit dem Nationalsozialismus,
das Verhalten von ebenfalls etwa 40 % lasse sich, so Elvert, als Arran-
gement bezeichnen. Für viele der kleineren Fächer fehlen derartige
Überblicksangaben, einerseits steckt die Fachgeschichte der national-
sozialistischen Zeit oft noch in den Anfängen, andrerseits sind bei den
kleinen Fallzahlen prozentuale Angaben begrenzt sinnvoll. Als eindeu-
tiger ’Fachgewinner’ entpuppt sich, wie leicht zu vermuten, die Ur-
und Frühgeschichte. 1933 verfügte das Fach über sieben Lehrstühle,
1942 über 25 (Wolfgang Pape, S. 352). Hier findet sich eine „ausge-
prägte Affinität zum Nationalsozialismus“ (S. 352), ebenso scheinen
Ausgrenzungen aus politischen oder rassischen Gründen keine Rolle
zu spielen. Dainat weist - für die Germanistik - zu Recht darauf hin,
dass es irreführend wäre, nur auf die Professorenstellen zu blicken.
Denn in vielen Fächern hatten Juden, Linke und Liberale auch vor
1933 wenig Chancen, Lehrstühle zu ergattern (S. 76). Deshalb müssten
Fächerüberblicke eigentlich versuchen, die wissenschaftlich Tätigen
insgesamt zu erfassen, was jedoch in vielen Fällen kaum möglich sein
dürfte.2

Zu den Verlierern zählt, etwas überraschend, die Germanistik. Wie
der Autor in einem überzeugenden Beitrag darlegt, hatte der Deutsch-
unterricht davon profitiert, dass seit der Kulturkritik des späten 19.
Jahrhunderts nach und nach Nationalbildung den Neuhumanismus
als Leitwert abgelöst hatte. Diese bildungspolitische Grundsatzent-
scheidung begünstigte die Ausbreitung der Literaturwissenschaft in-
nerhalb der Philosophischen Fakultät, wertete den Deutschunterricht
in der Schule auf - und verhinderte doch nicht die Bedeutungsverrin-
gerung des Faches nach 1933. Die Stellen an den Universitäten sanken
um 20 Prozent, die Studierendenzahlen um 80 Prozent - von 5361
(1931) auf 1049 (1938).

2Umso verdienstvoller und aufschlussreicher ist der Beitrag von Hans-Joachim
Dahms, der das für die Philosophie versucht.
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Durch die intensive Diskussion der letzten Jahre wird immer deut-
licher, dass ein Blick, der sich nur auf die Zeit von 1933 bis 1945 richtet,
vereinfacht. in jüngster Zeit ist wiederholt darauf hingewiesen wor-
den, dass nur im langen Bogen jene Veränderungsprozesse erfasst
werden können, die einerseits den Nationalsozialismus möglich ge-
macht haben und die andrerseits zur erfolgreichen Distanzierung von
ihm geführt haben.3 Erst wenn Nazifizierung und Entnazifizierung
als langfristige Umwandlungen verstanden und untersucht werden,
wird die Politisierung von Wissenschaft im Nationalsozialismus hin-
reichend analysiert werden können.

Der von Bernd Weisbrod herausgegebene Band zur „Akademi-
schen Vergangenheitspolitik“ konzentriert sich zwar auf die Nach-
kriegszeit, doch erläutert Weisbrod in seiner Einleitung präzise das
Problem der Transformation von Wissenschaft. Nach 1945 ging und
geht es nur vordergründig um die Frage, ob jemand in der Partei war
oder braun war. Reduzierte man die Problemstellung darauf, bleibt
man in einem Enthüllungsgestus stecken, der zwar noch immer Auf-
merksamkeit findet - man denke an die jüngsten Beispiele wie Walter
Jens oder Fritz Fischer - aber letztlich langweilig ist und intellektuell
unergiebig. Lohnender ist die Frage nach jener wissenschaftlichen
„Selbstmobilisierung“ in einem erstaunlich offenen System des Repu-
tationswettkampfes und der Ressourcenallokation (S. 18). Weisbrod
ist hierin nur zuzustimmen. Weder die Frage nach persönlichem Op-
portunismus noch jene nach einem wie auch immer zu verstehenden
Teufelspakt kann jene wissenschaftlichen Transformationen erhellen,
die sich im Nationalsozialismus vollzogen. Weisbrod erwähnt Hans
Mommsens viel zitierten Auftritt in Frankfurt 1998: in der „technokrati-
schen Überformung des historischen Denkens“, so Mommsen, „damit

3Vgl. etwa Rusinek, Bernd-A., ’Westforschungs’-Traditionen nach 1945, in: Dietz,
Burkhard (Hg.), Griff nach dem Westen. Die „Westforschung“ der völkisch-nationalen
Wissenschaften zum nordwesteuropäischen Raum (1919-1960), in 2 Bde., Münster 2003,
S. 1141-1204; Blänkner, Reinhard, Nach der Volksgeschichte. Otto Brunners Konzept
einer ’europäischen Sozialgeschichte’, in: Hettling, Manfred (Hg.), Volksgeschichten in
der europäischen Zwischenkriegszeit, Göttingen 2003, S. 326-66.

249

Sammelrez: Geisteswissenschaften und NS

in der Verfügbarmachung historischer Inhalte, liegt der eigentliche Ein-
bruch nationalsozialistischer Mentalität“ (S. 18). Deshalb auch konnten
sich viele Wissenschaftler den Nationalsozialismus selber zunutze ma-
chen. das Verhältnis von Wissenschaft und Nationalsozialismus war
deshalb oft ein „prekäres Arrangement auf Gegenseitigkeit“ (S. 21).

Das stimmt, doch ist diese Diagnose unvollständig, berücksich-
tigt man nicht jene „Krise der Wirklichkeit“, die Otto G. Oexle im
Band von Hausmann beschrieben hat. Die Krise des Historismus, die
Troeltsch bereits in den 1920er-Jahren beschrieben und analysiert hat,
die Auflösung des tradierten Wissenschaftsverständnisses und damit
die Erosion von Wissenschaft als Sinnträger war die Bedingung für
die von Hans Mommsen erwähnte technokratische Überformung. Erst
durch die Krise der Wirklichkeit konnte ’Wollen’ an die Stelle von
Wissenschaft treten. Darin lag explizit das Angebot der „kämpfenden
Wissenschaft“, mit dem Krieck, Frank und viele andere das von Max
Weber 1917 skizzierte Modell von „Wissenschaft als Beruf“ ablehnten
und Wissenschaft für politische Zwecke verfügbar machten. Blendet
man diese tiefer liegende Krise der Wissenschaft aus, dann entgeht
dem Blick auch, dass es nach 1945 eben nicht nur darum ging, Na-
zis aus der Wissenschaft zu entfernen, sondern - weit schwieriger
und tiefer greifend - ein neues Fundament für Wissenschaftlichkeit zu
gewinnen.

Weisbrod argumentiert - in Anlehnung an Mitchell Ash -, dass erst
die „gleichzeitige Entflechtung von Wissenschaft und Wissenschaftlern
aus ihren früheren kollaborativen Verhältnissen und ihre Neuverflech-
tung in andere politische Verhältnisse“ die Wissenschaftskultur der
Nachkriegszeit ausgemacht habe (S. 31). Zu kurz griffen deshalb nach
1945 jene Versuche wissenschaftlicher Neubegründung, die ihr Heil
in vermeintlich unpolitischer Sachlichkeit, im Ehrgefühl des einzel-
nen Wissenschaftlers suchten. Daraus war in den 1920er-Jahren die
Krise der Wissenschaft mit entstanden. Der „Gestus des Neubeginns“
(Carola Dietze, S. 90), der nach 1945 gefordert und förderlich war,
bedeutete insofern mehr als nur ein neues demokratisches Mäntlein,
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das man sich umhängen konnte. Nur wer sich wirklich auf diesen
Neubeginn einließ, konnte langfristig erfolgreich in der Wissenschaft
bleiben. Jene, die sich dem versagten, wie etwa viele der alten Volks-
tumsforscher, überlebten zwar in vielen Fällen in Nischen, rutschten
aber sukzessive aus der akademischen Öffentlichkeit an den Rand.
Und umgekehrt waren jene erfolgreich wie Werner Conze, die an me-
thodische Grundlagen der 30er-Jahre anknüpfen konnten, diese aber
unter dem Stichwort der Sozialgeschichte vorsichtig adaptieren und
vor allem als neu und als mit der westlichen Tradition als kompatibel
darstellen konnten (Thomas Etzemüller). Dem entspricht auch, dass
es sich ein Remigrant wie Helmuth Plessner zwar leisten konnte, auf
den Gestus des Neuanfangs zu verzichten; denn politisch verdächtig
wurde er dadurch nicht. Doch blieb er in der Wissenschaftslandschaft
lange Zeit ein Außenseiter, gerade weil ihm der forsche Auftritt des
Neuerers fehlte (Carola Dietze). Sein später Erfolg kann deshalb ver-
mutlich auch als Indiz dafür genommen werden, dass sich spezifische
Konstellationen der Nachkriegszeit verflüchtigt haben.

Der Band bietet Studien, die sowohl Fachgruppen untersuchen, als
auch auf Einzelpersonen - Plessner, Nohl (Kai Arne Linnemann), Hei-
degger (Daniel Morat) und andere - ausgerichtet sind. Daneben wird
vor allem der institutionelle Umgang mit der eigenen Fachvergangen-
heit untersucht: für die Sprach- und Literaturwissenschaft als Disziplin
(Gerhard Kaiser/Matthias Krell), für die Kaiser-Wilhelm/Max-Planck-
Gesellschaft als Wissenschaftsorganisation (Carola Sachse), für die
Naturwissenschaften am Beispiel der Physik (Mark Walker). Als detail-
lierte Analyse einer Transformation fachwissenschaftlicher Kategorien
und Methoden wird der Band abgeschlossen durch einen Beitrag über
den Wissenschaftswandel in der westdeutschen Psychiatrie (Svenja
Goltermann).

Zweierlei ist in der Bilanz der drei Bände besonders hervorzuhe-
ben. Einerseits greift ein Blick zu kurz, der das Verhältnis von Wis-
senschaft und Politik auf einseitige Beeinflussungen oder Affinitäten
reduzierte. Auch für das Verhältnis von Geisteswissenschaften und
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Nationalsozialismus wäre das zu einseitig. Sowohl die Bereitschaft vie-
ler Bürgerlicher und Gebildeter, sich mit dem Nationalsozialismus zu
verflechten, lassen sich dadurch nicht hinreichend erfassen, als auch
die prinzipielle Wissenschaftsdistanz des Nationalsozialismus mit be-
rücksichtigen. Andrerseits ist das Problem ja nicht aus der Welt, wie
Wissenschaft und Politik sich zueinander verhalten, wenn sich Wis-
senschaft in der politischen Ordnung der Demokratie befindet. Auch
dann entgeht der Wissenschaftler nicht der „Beziehung der Wirklich-
keit auf Wertideen“.4 Das offen zu legen ohne sich gleichzeitig in naive
Faktengläubigkeit oder in einen kulturellen Relativismus zu flüchten,
bleibt eine Herausforderung.

HistLit 2004-1-135 / Manfred Hettling über Weisbrod, Bernd (Hg.):
Akademische Vergangenheitspolitik. Beiträge zur Wissenschaftskultur der
Nachkriegszeit. Göttingen 2002. In: H-Soz-u-Kult 06.03.2004.
HistLit 2004-1-135 / Manfred Hettling über Hausmann, Frank-Rutger
(Hg.): Die Rolle der Geisteswissenschaften im Dritten Reich 1933-1945.
München 2002. In: H-Soz-u-Kult 06.03.2004.
HistLit 2004-1-135 / Manfred Hettling über Gramley, Hedda: Propheten
des deutschen Nationalismus. Theologen, Historiker und Nationalökonomen
(1848-1880). Frankfurt am Main 2001. In: H-Soz-u-Kult 06.03.2004.

4Weber, Max, Die „Objektivität“ sozialwissenschaftlicher und sozialpolitischer Er-
kenntnis (1904), in: Ders., Wissenschaftslehre, Tübingen 1988, S. 176.
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